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EDITORIAL/122: Was bleibt? (SB)





Wochendruckausgabe 122 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
02.03.2019
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Was bleibt?

Wer strebt es nicht an, das Bleibende, das mithin Haftende, das sich
fesselt, sammelt und einfindet im Versprechen der Freiheit, des
Fortschritts und des Gelingens mit ihren Echos ohne Ende? Es wäre
biologisch tief und weit bereits mit Blick auf die erdgeschichtliche
Entwicklung ausschließlich in der Vergangenheit zu suchen, nur um auf
die ersten Erscheinungen des Lebens zurückzufinden, welche mit den
übrigen Prozessen naturgeschichtlicher Phänomene indes nachgewiesen
werden konnten.

Die ungeheuer vielen, sich gegenseitig bedingenden und gleichzeitig
ablösenden Gestaltungen und Artenwechsel besagter Lebensentfaltung
repräsentieren folglich geradezu die mit den Dauerattributen des
Wandels verknüpften Erläuterungsversuche und verbundenen Beweise. Die
Voraussetzungen bleibender Aussichten inklusive ihrer möglichen
Endlichkeit allerdings wären anders auch kaum zu behaupten und
darzustellen.

Deshalb ist auch der Vernunft der schreibenden Zunft die Abschweifung
zuzumuten, die in dem allseits bekannten Satz ihren akzeptierten
Ausdruck findet, daß nur der bleibt, der schreibt.

Ihre Schattenblick-Redaktion


1. März 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
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INFOPOOL / UMWELT / TICKER





ATOM/203: Halbwertzeit - gesteigerte Urananreicherung ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

IPPNW (Internationale Ärzte zur Verhütung eines Atomkriegs/Ärzte in
sozialer Verantwortung)

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Aktionsbündnis Stop Westcastor, Jülich

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus"

SOFA (Sofortiger Atomaustieg) Münster

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg

Gemeinsame Pressemitteilung - Gronau/Münster/Lüchow/Bonn/Berlin, 5.
März 2019

Urenco vervierfacht Urananreicherungsgrad


- RWE, EON und Bundesregierung billigen Ausbau des Atomsektors

- Wettlauf in den USA um zivil-militärische Atom-Renaissance

- Uran-Firma in Jülich an Entwicklung und Bau beteiligt?



Der deutsch-niederländisch-britische Urananreicherer Urenco hat
angekündigt, in der firmeneigenen Urananreicherungsanlage in New
Mexico/USA Kapazitäten für eine Vervierfachung des bisherigen
Urananreicherungsgrads für Brennelemente aufzubauen. Zukünftig soll
Uran 235 statt bislang maximal auf 5% auf bis zu 19,75% angereichert
werden. Für die Entwicklung der entsprechenden Zentrifugen würde die
zentrale Urenco-Techniktochter ETC neben dem Forschungszentrum in
Jülich eingesetzt werden. Als mögliche Kunden führt Urenco
"fortgeschrittene Reaktortypen" sowie Forschungsreaktoren an, aber
auch die von Urenco geplanten eigenen U-Batterie-Atomreaktoren.
Konkretes Interesse an dem deutlich höher angereicherten Uran hat in
den USA vor wenigen Wochen ausgerechnet das
US-Verteidigungsministerium geäußert, das kleine mobile Reaktoren für
"rapid response scenarios" bauen möchte.

Mit der Ankündigung von Urenco setzen sich die deutschen Miteigentümer
RWE und EON sowie die Aufsicht führende Bundesregierung klar für einen
gefährlichen Ausbau des Atomsektors ein. Das neue Produkt "HALEU"
(high assay low-enriched uranium) kommt extrem nahe an die 20%-Grenze
bei der Urananreicherung. Darüber gilt Uran als hochangereichert und
waffenfähig.

Atompolitische Sicherheitsbarrieren werden durchbrochen

"Der Urananreicherer Urenco, seine deutschen Miteigentümer RWE und EON
sowie die Bundesregierung durchbrechen bei der Urananreicherung eine
sicherheitspolitische Barriere - just zu einer Zeit, wo in den USA und
in Europa eine neue atomare Aufrüstung droht. Öffentlich verkünden die
Bundesregierung, aber auch RWE und EON, aus der Atomenergie aussteigen
zu wollen, doch nun offenbart sich der Einstieg in eine völlig neue
zivil-militärische Dimension der Urananreicherung. In den USA gibt es
bereits jetzt einen Wettlauf auf dem HALEU-Sektor zwischen Urenco und
dem US-Konkurrenten Centrus Energy um neue Kunden," so Matthias
Eickhoff vom Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen.

"Urenco wird in den USA schon seit Jahren mit der Belieferung von
Reaktoren in Zusammenhang gebracht, die Tritium für den Einsatz in
Atomwaffen herstellen. Bislang galt die 5%-Grenze bei der
Urananreicherung als Beleg für die rein zivile Nutzung - warum soll
dies jetzt nicht mehr gelten? Wie kann die Bundesregierung einen
derart dramatischen Kursschwenk bei Urenco billigen? Und welche
Garantien gibt es, dass die neue 19,75%-Grenze in ein paar Jahren
nicht auch gekippt wird, weil die Begehrlichkeiten zu groß werden? Die
Gefahr der Proliferation schätze ich aus friedenspolitischer Sicht als
sehr hoch ein," so Dr. Angelika Claussen von der Ärzteorganisation und
Friedensnobelpreisträgerin IPPNW.

Zentrifugenfirma in Jülich und Urananreicherungsanlage Gronau
beteiligt?

"Auch die deutschen Standorte zur Urananreicherung und
Zentrifugenherstellung werden direkt und indirekt von der
Vervierfachung des Urananreicherungsgrads betroffen sein. In Jülich
befindet sich bei ETC das technologische Zentrum der
Zentrifugenherstellung für Urenco und die französische Partnerfirma
Orano. Und von Urenco in Gronau angereichertes Uran kann in der
US-Anreicherungsanlage in New Mexico dann womöglich zu HALEU weiter
angereichert werden - hier werden viele der bisherigen
Sicherheitsschranken durchbrochen," ergänzte Kerstin Rudek von der BI
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg.

Hintergrund:

Urenco Ltd. gehört zu je einem Drittel dem britischen und dem
niederländischen Staat. Das deutsche Drittel gehört zu gleichen Teilen
RWE und EON. Die Bundesregierung beaufsichtigt Urenco zusammen mit der
britischen und niederländischen Regierung. Urenco verfügt über ca. 30%
Anteil auf dem Weltmarkt für angereichertes Uran. In Deutschland steht
die Urananreicherungsanlage im westfälischen Gronau. Sie ist immer
noch vom Atomausstieg ausgenommen, beliefert aber z. B. die
hochumstrittenen Pannenreaktoren in Belgien.

ETC (Enrichment Technology Company) ist eine gemeinsame Tochter von
Urenco und Orano (ex-Areva) zur Entwicklung und zum Bau von
Urananreicherungs-Zentrifugen sowie ganzer Urananreicherungsanlagen.
Die deutsche Niederlassung in Jülich ist für Forschung, Entwicklung
und Teile der Zentrifugen-Fertigung zuständig.



Verwendete Dokumente:

https://urenco.com/news/detail/urenco-usa-inc.-announces-next-step-haleu-activities

http://www.world-nuclear-news.org/Articles/Urenco-USA-announces-HALEU-activities

http://www.world-nuclear-news.org/Articles/US-clears-way-for-HALEU

http://www.world-nuclear-news.org/Articles/Centrus-seleced-for-HALEU-enrichment-project

https://www.centrusenergy.com/what-we-do/national-security/

https://www.centrusenergy.com/what-we-do/nuclear-fuel/high-assay-low-enriched-uranium/

https://www.enritec.com/

https://urenco.com/about-us/company-structure/u-battery/

Karfreitag (19.4.2019) beginnt um 13.00 Uhr am Gronauer Bahnhof erneut
ein Ostermarsch zur UAA Gronau. 

Infos: https://ostermarsch-gronau.de

Weitere Infos:

www.ippnw.de, www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de, www.urantransport.de

www.bi-luechow-dannenberg.de

http://westcastor.blogsport.de

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 05.03.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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LESUNG/4256: Bielefeld - Peter Zudeick, "Heimat. Volk. Vaterland: eine Kampfansage an Rechts", 11.03.19


Stadt Bielefeld

Peter Zudeick liest auf der Literaturbühne



Bielefeld (bi). Auf der Literaturbühne der Stadtbibliothek liest am
Montag, 11. März, Peter Zudeick aus seinem Buch "Heimat. Volk.
Vaterland: eine Kampfansage an Rechts". Die Lesung im Rahmen der
Bielefelder Aktionswochen gegen Rassismus beginnt um 19 Uhr in der
Stadtbibliothek. Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht
erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.03.19

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/8445: Trier - Studienführer für den Campus der Generationen erschienen, 08.04.-13.07.2019


Universität Trier

Allgemeinbildung und Fachwissen für alle

Im Studienführer "Campus der Generationen" und bei einer
Informationsveranstaltung wird das neue Angebot der Universität Trier für
Wissbegierige vorgestellt.



Die Allgemeinbildung erweitern oder Fachwissen vertiefen - das ist an der
Universität Trier möglich, ohne dass man sich für ein Studium einschreiben
muss. Insbesondere auch für ältere Menschen hält der "Campus der
Generationen" interessante Angebote bereit. Der neue Studienführer für das
Sommersemester ist soeben erschienen und kann online eingesehen oder
angefordert werden.

Als Gasthörer können Interessierte an Lehrveranstaltungen in allen
Fachbereichen der Universität Trier teilnehmen, sofern Kapazitäten frei
sind. Die wöchentlichen "Montagsvorträge" können gebührenfrei und ohne
Anmeldung besucht werden und bieten einen Querschnitt aktueller
Forschungsinhalte etwa aus der Philosophie, Sinologie, Kunstgeschichte und
Politikwissenschaft.

Darüber hinaus profitieren Teilnehmer von einer zentralen Beratung und
Betreuung, besonderen Informationsangeboten und Orientierungshilfen sowie
allgemeinen Bildungsangeboten. Nicht zuletzt können sie die Infrastruktur
der Universität - Bibliothek, Rechenzentrum, Sprachzentrum und Sportanlagen
- nutzen. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, sich an den
Kulturangeboten der Universität wie Chor, Orchester und Theatergruppen zu
beteiligen.

Die Lehrveranstaltungen beginnen am 8. April und enden am 13. Juli 2019.
Offene Fragen lassen sich bei einer Informationsveranstaltung am Dienstag,
12. März, von 14.15 bis 16.00 Uhr in Gebäude B, Raum B 21, klären. Eine
Anmeldung hierfür ist nicht erforderlich.

Im neuen Studienführer finden sich neben dem Überblick über das
Veranstaltungsangebot weitere Informationen zur Anmeldung und Zulassung.
Die Broschüre ist online abrufbar (www.campusdergenerationen.uni-trier.de)
oder kann per Post oder Mail angefordert werden.

Weitere Infos:

www.campusdergenerationen.uni-trier.de

 * 

Quelle:

Universität Trier - Campus der Generationen

Telefon: 49 651 201-0000

E-Mail: campusdergenerationen@uni-trier.de

Internet: www.uni-trier.de
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LATEINAMERIKA/097: Amazonas-Synode des Vatikan - Menschenrechtler empört über Vorwürfe von Brasiliens Regierung


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 5. März 2019

Amazonas-Synode des Vatikan: Menschenrechtler empört über Vorwürfe
von Brasiliens Regierung



Bolsonaro wirft der Veranstaltung eine "linke Agenda" vor. Die
Gesellschaft für bedrohte Völker reagiert empört auf die haltlosen
Vorwürfe und fordert die Basialianische Regierung auf, die Demontage
indigener Territorien und der Missachtung indigener Interessen
aufzugeben.

Göttingen, den 5. März 2019 - Mit Empörung hat die Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV) auf Vorwürfe der brasilianischen Regierung
reagiert, die geplante Amazonas-Synode des Vatikans hätte eine "linke
Agenda" und sei eine Einmischung in die inneren Angelegenheiten
Brasiliens. "Wenn die Kirche für die Menschenrechte der Schwächsten
in der Gesellschaft eintritt, dann muss sie auf die dramatische Lage
der indigenen Völker Brasiliens aufmerksam machen. Wenn eine
Regierung Gesetze und die Verfassung des Landes missachtet, um
indigenen Völkern die Lebensgrundlage zu entziehen, dann darf die
Kirche dazu nicht schweigen", forderte GfbV-Direktor Ulrich Delius am
Dienstag in Göttingen. Dies sei keine Frage von rechter oder linker
Gesinnung, sondern von Moral und Ethik. Brasiliens katholische Kirche
und Nichtregierungsorganisationen wie der Indianer-Missionsrat CIMI
warnen schon seit Jahren vor einer stetig wachsenden Marginalisierung
und Entrechtung indigener Völker.

Die Amazonas-Synode soll vom 6. bis 27. Oktober 2019 im Vatikan
stattfinden. Geistliche und Vertreter von
Nichtregierungsorganisationen aus neun an die Amazonas-Region
grenzenden Staaten werden daran teilnehmen. Themen der Synode sollen
die Lage indigener Völker, der Schutz des Regenwaldes und neue Formen
der Seelsorge in dem Gebiet sein. Brasiliens Regierung hat angedroht,
im September 2019 einen "Gegengipfel" in Rom zu sponsern, auf dem das
vermeintliche Engagement Brasiliens für den Schutz des Regenwaldes
und der rund 390 indigenen Völker Amazoniens gepriesen werden sollen.

Papst Franziskus hatte die Synode bereits im Oktober 2017
angekündigt, lange bevor eine Wahl von Jair Bolsonaro zum
Staatspräsidenten Brasiliens möglich erschien. Sie sei daher kein
Anti-Bolsonaro-Tribunal, wie die GfbV betont. Doch Bolsonaros
Missachtung der Rechte indigener Völker gebe der Synode zweifelsohne
zusätzlich Aktualität. "Es steht in der Macht des brasilianischen
Präsidenten, seine Politik der Demontage indigener Territorien und
der Missachtung indigener Interessen aufzugeben - und daraufhin
positiv wahrgenommen zu werden. Papst Franziskus und die Bischöfe
können nur mahnen, die Vielfalt der Kulturen in der Welt als eine
Bereicherung zu sehen und zu schützen", erklärte Delius.

Zahlreiche Projekte der neuen brasilianischen Regierung zielen darauf
ab, indigene Territorien für große Landwirtschaftsprojekte zu öffnen
und weitere Demarkierungen traditionellen indigenen Landes zu
verhindern. Indigene Organisationen warnen daher vor einem drohenden
Ausverkauf ihrer Rechte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. März 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/051: Szenische Lesung - "Beste Gelegenheit zum Sterben" (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 6 / 2018

Magazin der DFG-VK

Beste Gelegenheit zum Sterben

Szenische Lesung zu Militärstreik und Desertion im ersten Weltkrieg

Von Stefan Lau



Kriegsdienstverweigerung war jahrzehntelang ein zentrales Thema der
DFG-VK, trat aber spätestens nach der Aussetzung der Wehrpflicht 2011
in den Hintergrund. Seit in diesem Sommer nicht nur von CDU-Politikern
eine Wiedereinführung der Wehrpflicht gefordert wurde, ist es
notwendig, dass wir Kriegsdienstverweigerung wieder verstärkt ins
öffentliche Bewusstsein rücken. Hilfreich kann dabei auch ein Blick
zurück sein. Mit ihrem Programm "Krieg? Ohne Uns! - Szenische Lesung
zu Desertion und Militärstreik im Ersten Weltkrieg" rufen Rudi
Friedrich und der Gitarrist Talib Richard Vogl sehr eindringlich
anhand von vier Einzelschicksalen Desertion und Verweigerung am Ende
des ersten Weltkriegs in Erinnerung.

Von ihnen heute sicher noch am Bekanntesten: der Schriftsteller
Ernst Toller, nach dem Krieg ein führender Kopf der Münchner
Räterepublik. Vor dem Krieg studierte er in Frankreich und ging
trotzdem als Freiwilliger zur Artillerie, wurde später ausgemustert,
aber wegen seiner Antikriegsaktivitäten erneut einberufen. Endgültig
aus dem Militär entlassen wurde er nach der Einweisung in die
Psychiatrie. Verarbeitet hat Toller seine Erlebnisse in dem Buch "Eine
Jugend in Deutschland", immer noch ein sehr fesselnder und
lesenswerter autobiografischer Bericht mit dem Fazit: "Der Krieg ließ
mich zum Kriegsgegner werden" (Köln 2010).

Dominik Richert, Landwirt aus dem Elsass, war Frontsoldat
während des gesamten Krieges. Er desertierte im Mai 1918 an der
Westfront. Seine Kriegserinnerungen wurden erst Mitte der 80er Jahre
entdeckt und 1989 unter dem Titel "Beste Gelegenheit zum Sterben"
veröffentlicht. Er beschreibt in seinen Aufzeichnungen ungeschönt die
Kriegsgräuel, den massenhaften, sinnlosen Tod, den Hunger und die
Entbehrungen. Die von Talib Richard Vogl vorgetragenen Passagen
gehören zu den eindringlichsten Passagen des Abends. Der Bayerische
Rundfunk produzierte 1992 einen Film über das Schicksal von Dominik
Richert, der auf you-tube angeschaut werden kann: 

https://www.youtube.com/watch?v=82jYf9WgfJw&feature=youtu.be

Richard Stumpf, Zinngießer aus Nürnberg, war Marinesoldat und
beteiligt an den Aufständen in Wilhelmshaven im Jahr 1918. Seine
Tagebucherinnerungen erschienen gekürzt in den 1920er Jahren, eine
ungekürzte Fassung nur auf englisch 1969 in den USA.

Letzter Protagonist in der Lesung ist der Schriftsteller,
Lehrer und Naturliebhaber Wilhelm Lehmann. Er desertierte bereits beim
ersten Fronteinsatz. Seine Kriegserlebnisse schilderte er in dem Roman
"Der Überläufer", der wohl ersten positiven Schilderung einer
Desertion in der deutschen Literatur. Eine gekürzte Fassung ist 2014
im Donat-Verlag erschienen und noch lieferbar (Bremen 2014).

Die sehr gelungene Textauswahl und die sparsamen, aber
wirkungsvollen, Requisiten machen das brutale, stumpfsinnige und
gänzlich unheorische Soldatenleben im ersten Weltkrieg sehr lebendig.
Rudi Friedrich und Talib Richard Vogl gelingt mit ihrer hervorragenden
Interpretation der Texte, den eindringlichen lautpoetischen
Klangexperimenten und der musikalischen Unterstreichung mit Trompete,
Gitarre und Trommel eine beeindruckende Inszenierung. Nicht zu
vergessen die zeitgenössischen Lieder, Märsche und Gedichte, die zu
dem aufschlussreichen Blick auf die damalige Zeit beitragen.

Sehr gelungen auch die Auswahl und verdichtete Bearbeitung der
vorgestellten Texte und der verzweifelt schwarze Humor ("beste
Gelegenheit zum Sterben"). Die Erfahrungen des Ersten Weltkrieges
zeigen, dass Kriegsdienstverweigerer und Deserteure Unterstützung und
Schutz vor dem Zugriff der kriegführenden Parteien brauchen: eine
Verpflichtung für uns bis heute. Das Programm regt unweigerlich zur
Weiterbeschäftigung mit den vorgestellten Schicksalen,
Kriegsdienstverweigerung und Desertion an. Erste Hinweise gibt dabei
das sehr gut gestaltete Programmheft.

Rudi Friedrich ist Mitarbeiter von Connection e.V. in Offenbach, die
seit Jahren Kriegsdienstverweigerer und Deserteure weltweit
unterstützen. Mit diesem Programm zeigt er seine künstlerische
Begabung zum ersten Mal einem größeren Publikum. Talib Richard Vogl
hat Gitarre studiert und eine Ausbildung zur Sprecherziehung und
Stimmbildung. Rollenpräsenz und der für die jeweilige Rolle
charakteristische Vortragsstil trugen zu der rundum gelungenen
Premiere am 23. Oktober bei den Spiegelfechtern in der Orgelfabrik
Karlsruhe-Durlach bei, der eine hoffentlich noch erfolgreiche Tournee
mit vielen weiteren Auftritten folgt.

Termine und Anfragen für weitere Gastspieltermine unter

www.connection-ev.org


Stefan Lau ist aktiv in der DFG-VK-Gruppe Karlsruhe.

 * 

Quelle:

ZivilCourage - das DFG-VK Magazin, Nr. 6 / 2018, S. 16 - 17

Herausgeberin: Deutsche Friedensgesellschaft -

Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen e.V. (DFG-VK)

Werastraße 10, 70182 Stuttgart

Redaktion: ZivilCourage - das DFG-VK-Magazin,

Werastraße 10, 70182 Stuttgart

Telefon: 0711 - 51 89 26 20

E-Mail: zc@dfg-vk.de

Internet: www.zc-online.de

 

Erscheinungsweise: fünf Mal jährlich

Jahres-Abonnement: 14,00 Euro inklusive Porto

Einzelheft: 2,80 Euro
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LESUNG/6364: Theater Bremen - Miriam Maertens "Verschieben wir es auf morgen", 12.3.2019


THEATER BREMEN

Zu Gast:

Miriam Maertens "Verschieben wir es auf morgen"

Dienstag, 12. März, 19:30 Uhr im Theater am Goetheplatz (Foyer).



Sie ist in eine Theaterfamilie hineingeboren, die Schauspielerei war
ihr sozusagen in die Wiege gelegt: Ihr Großvater war Intendant des
Thalia Theater Hamburg, ihr Vater und ihre beiden Brüder Kai und
Michael sind Schauspieler. Für Miriam Maertens gab es nichts anderes
als die Bühne. Nur war es für sie weitaus komplizierter, sich dort zu
behaupten, denn sie leidet an Mukoviszidose. Um im
leistungsorientierten Stadttheatersystem zu bestehen, hielt sie bis zu
ihrer Lungentransplantation ihre Krankheit geheim. Vor sechs Jahren
bekam sie dann ein Spenderorgan und entschied sich dafür, offen damit
umzugehen.

Über ihr Doppelleben, ihr Überleben, über ihre Familie und über das
Theater hat sie ein spannendes, überraschend humorvolles Buch
geschrieben: "Verschieben wir es auf morgen." Letzten Herbst ist es im
Ullstein Verlag erschienen, gemeinsam mit dem Musiker Jojo Büld, im
Theater Bremen bekannt durch seine Musik zu "Scherbenpark", und ihrem
Vater Peter Maertens stellt sie es in einem sehr musikalischen Abend
vor. Zu sehen war der bereits im Schauspielhaus Zürich, wo sie
Ensemblemitglied ist, im Thalia Theater Hamburg und im Burgtheater
Wien: Miriam Maertens in der Reihe "Zu Gast" am Dienstag, dem 12.
März, um 19:30 Uhr im Foyer des Theater am Goetheplatz.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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LESUNG/6363: Magdeburg - Antrittslesung der neuen Stadtschreiberin Nele Heyse, 13.03.19


Landeshauptstadt Magdeburg

Einladung zur Antrittslesung der neuen Magdeburger Stadtschreiberin
Nele Heyse

Auftaktveranstaltung zum Stipendium 2019 am 13. März im Forum
Gestaltung



Am vergangenen Freitag hat das Stipendium für Magdeburgs diesjährige
Stadtschreiberin offiziell begonnen - am 13. März haben alle
Magdeburgerinnen und Magdeburger die Gelegenheit, Nele Heyse zum
ersten Mal in ihrem neuen Amt kennenzulernen. Ab 20.00 Uhr stellt sich
die Autorin im Rahmen der Mittwochsgesellschaft im Forum Gestaltung in
der Brandenburger Straße vor. Nach der offiziellen Begrüßung durch
Oberbürgermeister Dr. Lutz Trümper wird Heyse bereits existierende
Ausschnitte aus ihrem Roman "Zerbrechliche Welten" lesen, den sie in
ihrer Zeit als Stadtschreiberin vollenden möchte. Der Eintritt zur
Lesung ist frei!

Literatin, Theatermacherin und Filmschauspielerin - Nele Heyse ist
künstlerisch in vielen Genres zu Hause und betritt so gedanklich immer
wieder neue Gebiete, aus denen sie Inspiration zieht und Geschichten
erfährt und diese in mittlerweile vier Büchern veröffentlicht hat. Ihr
geht es darum, mit ihren Themen dicht an den Menschen und dem
Zeitgeschehen zu sein und keine wie sie sagt "Wasserglaslesungen"
abzuhalten, sondern sich bei all ihren Buchvorstellungen nah am
Publikum zu befinden und eine Interaktion herzustellen. Nur im
Austausch miteinander kann sich eine Geschichte weiterentwickeln und
das Publikum in die Welt der beschriebenen Personen einsteigen.

Während ihrer ersten Lesung am 13. März im Forum Gestaltung wird
Moderator Wilhelm Bartsch zudem die Person Nele Heyse vorstellen und
Fragen rund um das Stadtschreiberstipendium, ihre Pläne während des
Aufenthaltes in Magdeburg und ihr sehr umtriebiges künstlerisches
Schaffen stellen.

In Heyses Roman "Zerbrechliche Welten", den sie während ihres
Stadtschreiber-Aufenthaltes fertigstellen möchte, geht es um einen
bisher nur mäßig erfolgreichen Schriftsteller, den es in einer
existenziell und emotional angespannten Situation u.a. auch nach
Magdeburg als Handlungsort treibt und der sich in seiner Lebenswelt
neu strukturieren muss.

Biographie Nele Heyse

Nele Heyse wurde 1954 in Meiningen geboren, wuchs in Weimar auf und
ging dort bis zum Abitur zur Schule. Acht Jahre davon absolvierte sie
auf der Sprachheilschule, weil sie unter Stottern litt. Da sie sich
nur im Spiel und im Schreiben von ihren massiven Sprachhemmungen
befreit fühlte, stand für sie schon früh fest, Schauspielerin zu
werden und das Schreiben daneben nie aufzugeben. Von 1973 bis 1977
studierte sie an der Berliner Schauspielschule, der späteren
"Hochschule für Schauspielkunst Ernst Busch". Nach dem Studium ging
sie vielfältige Engagements in unterschiedlichen Orten ein.

So begann sie am Berliner Ensemble, es folgten die Theater in
Meiningen und Schwerin. 1984 verließ Nele Heyse mit ihrem Sohn die
DDR. Es folgten Festengagements in Basel, Mannheim, Bremen, Leipzig
und am Deutschen Theater Berlin. Seit 2001 ist sie gastierend
unterwegs, u.a. in München, Zürich, Bozen, Tel Aviv, Weimar und Halle.
In den Freiräumen widmet sie sich dem Schreiben und bemühte sich um
erste Veröffentlichungen in Verlagen. So erschien 2013 der erste Roman
"Haltewunschtaste" im Mitteldeutschen Verlag, 2016 folgte ebenda der
Lyrikband: "Zeit ist eine Kugel" (mit einem Vorwort von Christoph
Hein) und 2017 "Hunderteins Einsatzgeschichten" (Vorwort H.-E. Wenzel)
- Geschichten, die jeweils in nur einem Satz erzählt werden. Der Roman
"Haltewunschtaste" erschien auch als Hörbuch im BUCHFUNK Leipzig.

Davor veröffentlichte Nele Heyse in Literaturzeitschriften,
Anthologien oder Theaterprogrammen bzw. las oder spielte ihre Texte.
Als Schauspielerin war es ihr schon immer ein Bedürfnis, mit ihren
Texten lesend, vortragend oder auch spielend an die Öffentlichkeit zu
treten. So existiert eine größere Menge noch nicht publizierter Texte,
die zum Teil schon deutschlandweit, aber auch in Israel oder auf
Übersee vor Publikum bestanden haben.

Im Rahmen der Aufgaben einer Stadtschreiberin ist sie besonders gern
bereit, sich auch über das schon angedachte Pensum hinaus lesend und
vortragend für Veranstaltungen unterschiedlicher Prägung zur Verfügung
zu stellen.

Anknüpfend an den Erfolg ihrer Geschichten in nur einem Satz, die sich
befreundete Künstlerkollegen z.T. für ihre Programme ausliehen und die
sie selber auch gern in Wunschlesungen - auf Zuruf der Zuhörer -
präsentiere, würde sie während des Magdeburgaufenthalts ihr Vorhaben
"33 DreisatzLiebesgeschichten" zu schreiben, verwirklichen. Auch diese
sollen von einem bildenden Künstler illustriert werden.

Biographie Wilhelm Bartsch

Wilhelm Bartsch wurde 1950 in Eberswalde geboren. Er absolvierte von
1969 bis 1973 ein Studium der Philosophie in Leipzig und dort auch
Sonderkurse am Literaturinstitut Leipzig. Er arbeitete in mehreren
Berufen, u.a. als Korrektor mit Teilfacharbeiterbrief und Rolleur 1973
bis 1976 bei der "Freien Presse" in Karl-Marx-Stadt (Chemnitz). Seit
1976 hat er seinen Wohnsitz in Halle und arbeitet dort ebenfalls in
verschiedenen Positionen u.a. als Nachtwächter, Dramaturg und
Regieassistent. Wilhelm Bartsch hat bereits zahlreiche Preise erhalten
wie den Brüder-Grimm-Preis in Hanau 1987, den Walter-Bauer-Preis in
Leuna / Merseburg 2000, den Wilhelm-Müller-Preis in Sachsen-Anhalt
2007 sowie Aufenthaltsstipendien u.a. im Hans-Fallada-Haus Carwitz
1984 und je zweimal in Amsterdam durch die Stichting Culturele
Uitwisseling 1994 und 1999.

Darüber hinaus war er Stipendiat im Künstlerhaus Wiepersdorf 1994 und
2000, weiterhin im Virginia Center for the Creative Arts, Sweat Briar
(USA) 1996, im Künstlerhof Schreyahn 2004, im Kunstverein Röderhof
2015 und erhielt Arbeitsstipendien wie den Else-Heiliger-Fonds der
Konrad-Adenauer-Stiftung 2000 und den Deutschen Literaturfonds
Darmstadt 2007. Er nahm an Poesiefestivals u.a. in Armenien und
Berg-Karabach, Bosnien, Bulgarien, Italien, den Niederlanden, Polen
und der Schweiz teil. Wilhelm Bartsch pflegt ebenso vielfältige
Mitgliedschaften u.a. im Deutschen PEN-Zentrum, der Literarischen
Gesellschaft Thüringens, der Internationalen Novalisgesellschaft, der
Wolfgang-Hilbig-Gesellschaft und seit 2015 ist er Ehrenmitglied der
Writers Union of Armenia.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.03.19

Landeshauptstadt Magdeburg

Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: http://www.magdeburg.de
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LESUNG/6362: Kassel - Eva Weissweiler, "Lady Liberty - Das Leben der jüngsten Marx-Tochter Eleanor", 13.03.10


documenta-Stadt Kassel

Eva Weissweiler liest "Lady Liberty - Das Leben der jüngsten
Marx-Tochter Eleanor" am 13 März



Eva Weissweiler liest "Lady Liberty - Das Leben der jüngsten Marx-
Tochter Eleanor" am Mittwoch, 13. März, ab 19 Uhr in der
Stadtbibliothek im Victoriahaus, Obere Königsstraße 3 bis 5.

Von seinen drei Töchtern hatte Eleanor (1855-1898) die engste Bindung
an ihren Vater Karl Marx. Sie war auch die beste Kennerin seines
Werkes, zu dessen Sachwalterin sie sich machte: Als Editorin und
Übersetzerin seiner Schriften hat sie unser Marx-Bild entscheidend
geprägt. Obwohl diese starke Frau sehr beliebt war und sogar von
politischen Feinden respektiert wurde, litt sie unter schweren
Depressionen, die sie mit 43 Jahren in den Selbstmord trieben.
Die bekannte Biographin Eva Weissweiler hat für dieses Buch mehr als
hundert unveröffentlichte Briefe aus russischen und holländischen
Archiven konsultiert, die durch neue Forschungsergebnisse ergänzt
wurden.

Eva Weissweiler, Dr. phil., geboren 1951, Studium der
Musikwissenschaft und Germanistik. Sie lebt als freie Schriftstellerin
und Filmautorin in Köln.

Die Veranstaltung ist eine Kooperation der Malwida von
Meysenbug-Gesellschaft, dem Addf - Archiv der deutschen
Frauenbewegung, der Gesellschaft für Christlich-Jüdische
Zusammenarbeit und der Stadtbibliothek Kassel.

Der Eintritt beträgt fünf Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.03.19

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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AUSSICHTEN/8569: Und morgen, den 6. März 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 06.03.2019 bis zum 07.03.2019 +++






[image: Jean-Luc 8569 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Die Wolken werden wachsen,

das Regenwetter auch,

Jean-Luc, der spielt, macht Faxen

und landet auf dem Bauch,
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STELLUNGNAHME/022: Urheberrechtsreform - Artikel 13 Befürworter wollen Abstimmung vorverlegen (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 4. März 2019

Urheberrechtsreform - Artikel 13 Befürworter wollen Abstimmung
vorverlegen 



Nachdem für den 23. März europaweite Proteste gegen die geplante
Urheberrechtsreform angekündigt wurden, hat der Fraktionsvorsitzende der
EVP Manfred Weber heute beantragt, die Abstimmung über Artikel 13 und die
Urheberrechtsreform auf nächste Woche vorzuverlegen.

Die Entscheidung darüber wird in der Sitzung der Fraktionsvorsitzenden am
Donnerstag getroffen. Dies teilte Julia Reda, Europaabgeordnete der
Piratenpartei soeben auf Twitter mit [1].

Sebastian Alscher, Vorsitzender der Piratenpartei: "Es kann nicht sein, dass
Politiker mit formalen Tricksereien uns Bürgern die Möglichkeit zum Protest
nehmen wollen! Friedliche Demonstrationen sind ein Mittel unserer
Demokratie, um die Meinung zu Gesetzesvorhaben zum Ausdruck zu bringen. Das
Taktieren Webers ist gefährlich und zeigt, dass ihm die Meinung der
Menschen sowie die Demokratie an sich offensichtlich gleichgültig sind."

Jonathan Babelotzky, Bundesthemenbeauftragter für Urheberrecht der
Piratenpartei ergänzt: "Webers Vorstoß zeigt, dass die Unionsparteien sich
selbst darüber im Klaren sind, wie fragwürdig die von ihnen unterstützten
Artikel 11, 12 und 13 der Reform sind. Es ist nun wichtig, auf alle
Vorsitzenden der europäischen Fraktionen Druck auszuüben, diesen
undemokratischen, böswilligen Manipulationen Einhalt zu gebieten und bei
der Abstimmung in der Sitzung der Fraktionsvorsitzenden am 07. März 2019
den Unionsparteien eine Absage zu erteilen."

Für morgen, 05. März, ist bereits eine spontane Kundgebung vor der
CDU-Zentrale, Konrad-Adenauer-Haus in Berlin um 18:00 Uhr angemeldet.


Quellen/Fußnoten:

[1] Julia Reda: twitter.com/Senficon/status/1102560646124720129

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: +49 30 / 60 98 97 511

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de, www.die-sozialliberalen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / EUROPOOL / POLITIK





ITALIEN/257: "Irrlichternde Sterne" nach Wahlniederlage - aber sie werden noch gebraucht (Gerhard Feldbauer)


Nach Wahlniederlage irrlichternde Sterne

Aber sie werden noch gebraucht

von Gerhard Feldbauer, 5. März 2019



Am vergangenen Sonnabend hat die Demonstration von 250.000
Antifaschisten in Mailand gegen den rassistischen und
arbeiterfeindlichen Kurs des Innenministers und Lega-Chefs Salvini die
Fronten erhellt. Erstmals seit dem Antritt der Regierung der Lega mit
der rechten Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) im Juni 2018 kam eine breite
einheitliche antifaschistische Aktion zustande. Der Präsident der
Mitte-Links-Regierung des Latium, Nicola Zingaretti, schätzte ein,
damit beginne "der Wiederaufbau einer Linken", die dieser Regierung
den Kampf ansagt. Sie sei "offen für eine neue Mitte-Links-Allianz",
zitiert ihn die Nachrichtenagentur ANSA am Montag. Zingaretti
wurde am Sonntag in den Primarie (öffentlichen Wahlen) von 70 Prozent
der 1,7 Millionen Teilnehmer zum neuen Sekretär der Demokratischen
Partei (PD) gewählt. Damit hat die noch von früheren Linksdemokraten
geprägte Basis dem rechten Kurs des nach der Wahlniederlage im März
vergangenen Jahres zum Rücktritt gezwungenen früheren Christdemokraten
und Regierungschefs von 2014-17, Matteo Renzi, eine Abfuhr erteilt.

Für einen Moment ist damit die Krise in der rechten
Fünf-Sterne-Bewegung (M5S), Koalitionspartner der Lega, verdeckt
worden. Eine Woche vorher, am 24. Februar, hatte sie bei den
Regionalwahlen auf Sardinien erneut eine schwere Niederlage einstecken
müssen. Nachdem sie bei den Wahlen in den Abruzzen am 10. Februar von
32 Prozent bei den Parlamentswahlen vor einem Jahr auf 19 Prozent
fiel, sackte sie in Sardinien auf 9 Prozent ab. Entgegen den in den
Medien durchweg verbreiteten Vorhersagen, eine weitere Niederlage der
Sterne werde das Ende der Regierung mit der rassistischen Lega
bedeuten, bleibt diese zwar im Amt, aber die Krise schwelt weiter. In
Umfragen werden M5S bei Parlamentsneuwahlen 25 Prozent gegeben,
Tendenz weiter sinkend. Die von ANSA zitierte Verlautbarung von
M5S-Chef Luigi Di Maio, das Ergebnis "werde keine Auswirkungen auf die
Regierung und das innere Leben der Bewegung" haben, kann nicht darüber
hinwegtäuschen, dass die Sternepartei von ihren Wählern abgestraft
wurde.

Es ist weniger der migrantenfeindliche Kurs Salvinis, der ohnehin nur
von Teilen der Basis abgelehnt wird, sondern vor allem, dass Salvini
im Einvernehmen mit dem Unternehmerverband Confindustria deren
Wahlversprechen hinhaltend torpediert. Weder das an Hartz IV
orientierte, "Bürgergeld" genannte Mindesteinkommen, noch
Steuererleichterungen oder eine Rentenerhöhung sind bisher
verwirklicht worden. Zur Wahlniederlage auf Sardinien trug bei, dass
die Bauern, die am Wahltag gegen die sinkenden Milchpreise
protestierten, sich von M5S im Stich gelassen fühlten. Für den Bau der
milliardenschweren, von M5S in der Opposition abgelehnten
Hochgeschwindigkeitsbahn zwischen Lyon und Turin (TAV) wirbt die
Partei jetzt per Referendum für Zustimmung.

Um den Platz an den Futtertrögen zu behalten, macht der MS5-Führer,
wie Vizepremier Luigi Di Maio sich inzwischen nennt, weitere
Zugeständnisse. Zuletzt hat er die Ablehnung der Aufhebung der
parlamentarischen Immunität Salvinis durchgepeitscht und damit einen
Prozess gegen diesen wegen "Freiheitsberaubung und Amtsmissbrauch"
(Verweigerung der Landung von 177 Migranten des Rettungsschiffes
Diciotti) verhindert. Auch das war ein radikaler Schwenk, denn in der
Opposition hatte M5S immer gefordert, Politiker, gegen die die Justiz
ermittelt, müssten sofort zurücktreten.

Der Krise der Bewegung will Parteigründer Beppe Grillo, der sich nach
langer Abstinenz wieder zu Wort meldete, mit dem Aufbau von
Parteistrukturen (bisher kommuniziert die M5S-Leitung mit ihrer Basis
rein online) begegnen. Um Wähler bei der Stange zu halten, will Di
Maio Cannabis zulassen, was die Lega prompt ablehnt. Der schon in der
Versenkung verschwundene Ex-Premier Berlusconi wittert seine Chance
und fordert Salvini auf, die Koalition mit M5S zu beenden und eine
Regierung mit seiner faschistischen Forza Italia (FI) und den Brüdern
Italiens (FdI) von Giorgia Meloni zu bilden.

Salvini winkt ab. Ihm gereicht die gegenwärtige Situation nur zum
Vorteil. Auch wenn er gegenüber der RAI erklärte, es gäbe
"keine Krise" und es werde keine "Änderung der Regierung" geben, setzt
er darauf, dass M5S sich in der Regierung mit ihm weiter verschleißt.
Nach den EU-Wahlen im Mai wird die Stunde der Wahrheit erwartet.
Sollte die Lega in Strassburg erste italienische Partei werden, könnte
Salvini Neuwahlen provozieren, zu denen ihm bereits jetzt Umfragen 60
Prozent vorhersagen. Plan B bliebe die Wiederauflage einer
faschistischen Koalition von Lega, FI und FdI, diesmal mit Salvini an
der Spitze.

 * 

Quelle:

© 2019 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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FERIEN/934: Hanau - Osterferienspiele im Auwaldgebiet Bulau, 15.-18.04.2019


Stadt Hanau

Umweltzentrum Hanau bietet Osterferienspiele im Auwaldgebiet
Bulau



Das städtische Umweltzentrum veranstaltet von Montag, 15. April, bis
Donnerstag, 18. April, wieder Osterferienspiele. Es bietet für Kinder
von 6 bis 12 Jahren täglich von 10 bis 16 Uhr Programm. Die Teilnahme
kostet 90 Euro. Essen ist mitzubringen, Getränke sind vorhanden.
Wetterfeste Kleidung ist erforderlich. 

Anmeldungen sind möglich per E-Mail unter umweltzentrum@hanau.de 
oder per Telefon unter 06181-3049148.

Die Ferienspiele finden im Auwaldgebiet Bulau statt. Dort erleben die
Kinder den Wald als Spiel- und Entdeckungsort. Sie bauen sich einen
gemütlichen Lagerplatz und Pausentreffpunkt, wie z.B. ein Waldsofa.
Für weitere kreative Ideen im Wald wie Spurensuche mit Gipsabdrücken,
Kreatives aus Ton, Spiele und GPS-Touren ist ausreichend Zeit
vorhanden. Bäume sowie kleine und große Waldbewohner werden zusammen
erkundet. Die Kinder erfahren mehr über die spannende Arbeit, die der
Wald für uns Menschen erledigt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.03.2019

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/6832: EU plant weitreichende Verschärfung der Internetzensur


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

EU plant weitreichende Verschärfung der Internetzensur

Von Justus Leicht

5. März 2019



In der Europäischen Union nimmt der Aufbau einer weitreichenden
Überwachungs- und Zensurinfrastruktur Gestalt an. Mitte Februar haben sich
Unterhändler der EU-Staaten und des Europaparlaments auf eine Richtlinie
geeinigt, die unter dem Vorwand einer Urheberrechtsreform auf den Einsatz
sogenannter Upload-Filter in sozialen Netzwerken zielt und über die das
Parlament noch vor den Europawahlen abstimmen soll.

Bereits auf ihrem Gipfel im Oktober hatte die EU beschlossen [1], die
Zensur des Internets voranzutreiben, und Parteien, die sich im
Europawahlkampf 2019 nicht an die offizielle politische Linie halten, mit
Konsequenzen gedroht. Der Grund ist offensichtlich: die europäischen
Regierungen und die großen Internetmonopole fürchten die wachsende
Opposition gegen Sozialabbau, Militarismus und Krieg und zensieren massiv
linke und progressive Inhalte. So löscht [2] Facebook regelmäßig Accounts,
die sich gegen Krieg und Polizeigewalt wehren. In Deutschland wurden seit
dem Inkrafttreten des sogenannten Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG)
zehntausende Beiträge gelöscht. Und Google zensiert [3] in enger
Zusammenarbeit mit deutschen Regierungskreise die World Socialist Web
Site.

Insbesondere junge Menschen laufen gegen die massive Zensur des Internets
Sturm. So gingen nach einer Demo in Köln Mitte Februar am vergangenen
Samstag in Berlin 3500 Demonstrationsteilnehmer gegen die geplante
EU-Richtlinie und deren Artikel 13 auf die Straße. Eine Online-Petition auf
change.org "Stoppt die Zensurmaschine - Rettet das Internet!" wurde
von fast 5 Millionen unterzeichnet.

Was genau ist mit der neuen Maßnahme geplant?

Bislang müssen Plattformen wie YouTube oder Facebook urheberrechtlich
geschützte Werke von ihrer Seite löschen, sobald sie eine Beschwerde
erhalten. Dieses Haftungsprivileg entspricht der geltenden
E-Commerce-Richtlinie.

Laut Artikel 13 der geplanten Richtlinie müssen die Betreiber nun schon
beim Hochladen sicherstellen, dass urheberrechtlich geschützte Werke nicht
unerlaubt auf ihre Seite gelangen. Alternativ müssen sie sich um Lizenzen
auch für das von Dritten hochgeladene Material bemühen und prinzipiell
Mechanismen vorhalten, um Werke gar nicht erst verfügbar zu machen, bei
denen die Rechteinhaber ihre Ansprüche nachgewiesen haben.

Praktisch wird das angesichts der Menge, der Vielfalt und der
Geschwindigkeit, mit der immer neue Inhalte hochgeladen werden, nur möglich
sein, wenn alle Inhalte vorab automatisch gescannt und gefiltert werden.
Abgesehen davon, dass es kaum möglich sein wird, vorab Lizenzen für alle
nur denkbaren Werke zu erwerben, dürften gerade kommerzielle Lizenzinhaber
vielfach gar kein Interesse daran haben, Lizenzen zu verkaufen, die sie
selbst verwerten wollen.

Eine Ausnahmeklausel soll für Startups gelten, die weniger als drei Jahre
auf dem Markt sind und deren Jahresumsatz unter 10 Millionen Euro liegt.
Kommen sie auf mehr als 5 Millionen Besucher im Monat, müssen aber auch
diese kleinen Firmen nachweisen, dass sie "bestmögliche Bemühungen"
unternehmen, um weitere Uploads angezeigter Werke zu verhindern.

Zwar sollen - wie schon im bisherigen Urheberrecht - Zitate, Parodien und
sogenannte Memes weiterhin erlaubt sein. Faktisch werden die automatischen
Filter aber kaum in der Lage sein, solche Inhalte zu erkennen. Schon
bislang führten die Fragen, wann ein Ausschnitt noch ein Zitat ist und wo
die Parodie aufhört, nicht selten zu jahrelangen Rechtsstreitigkeiten. Eine
"künstliche Intelligenz" und der Abgleich mit Datenbanken ist nicht in der
Lage, so etwas binnen Sekunden zu entscheiden.

Wer eigene Inhalte mit anderen Bildern, Ausschnitten aus Videos oder Musik
untermalt, unterlegt oder ergänzt oder solche verfremdet und daraus neue
Inhalte schafft, wird wohl ebenfalls der "Erkennungssoftware" zum Opfer
fallen, wie Befürworter der Reform die Upload-Filter beschönigend nennen,.

In Artikel 11 der neuen Richtlinie wird außerdem ein sogenanntes
Leistungsschutzrecht eingeführt. Jegliche "Nutzung" von Inhalten, die
Presseverlegern gehören, muss diesen bezahlt werden. Die Verbreitung von
Nachrichten durch Verweis auf größere Online-Publikationen wird damit
gebührenpflichtig. Lediglich reine Hyperlinks, "sehr kurze Auszüge" (eine
sehr schwammige Definition) oder private bzw. nicht-kommerzielle
Publikationen individueller User sollen davon ausgenommen werden.

Tatsächlich werden Konzerne wie Google oder Facebook, die mit ihren 
News-Angeboten eigentlich unter Artikel 11 fallen, davon sogar profitieren.
Aufgrund ihrer Marktmacht sind Presseverlage eher davon abhängig, dass sie
ihnen Leser zutreiben, von denen sie dann durch Gebühren oder Online-Webung
profitieren können, als umgekehrt die Tech-Giganten von den Inhalten.
Gerade große Anbieter wie Google News werden daher Gratis-Lizenzen erhalten
und ihre Dominanz über den Informationsfluss sogar noch festigen können.

Im Koalitionsvertrag hatten Union und SPD vereinbart, eine Verpflichtung
von Plattformen zum Einsatz von Filtern, die von Nutzern hochgeladene
Inhalte auf Verletzungen des Urheberrechts prüfen, als "unverhältnismäßig"
abzulehnen. Trotzdem hat Deutschland der EU-Reform zugestimmt, deren
Artikel 13 auf den Einsatz von Upload-Filtern hinausläuft, auch wenn er
diese nicht ausdrücklich benennt.

Im Windschatten der Urheberrechtsrichtlinie wird, weitgehend unbeachtet,
eine noch viel weiter gehende Verordnung vorbereitet, die ebenfalls auf
Upload-Filter setzt und das demokratische Grundrecht auf Meinungsfreiheit
massiv angreift.

In einer Empfehlung vom 1. März macht die EU-Kommission unmissverständlich
deutlich, dass sie von den Konzernen, die soziale Netzwerke und
nutzergenerierte Inhalte kontrollieren, eine umfassende Zensur und
Überwachung des Internets erwartet. Die Empfehlung gilt "für alle Formen
illegaler Inhalte: terroristische Inhalte, Aufstachelung zu Hass und
Gewalt, Darstellungen des sexuellen Missbrauchs von Kindern,
Produktfälschungen und Urheberrechtsverletzungen."

Unter anderem empfiehlt die Kommission die "Eine-Stunde-Regel", nach der
angeblich "terroristische Inhalte", nachdem sie gemeldet werden, innerhalb
einer Stunde (!) entfernt werden müssen. Selbstverständlich wird innerhalb
einer solchen Zeitspanne eine seriöse Überprüfung, ob es sich um
terroristische Inhalte handelt, vielfach kaum möglich sein.

Außerdem sollen alle Plattformen "proaktive Maßnahmen" einführen, "darunter
die automatische Erkennung, um terroristische Inhalte wirksam und schnell
entfernen oder deaktivieren zu können und zu verhindern, dass sie erneut
auftauchen, nachdem sie einmal entfernt worden sind." Auch wenn die
Kommission den Begriff vermeidet, ist dies eine Umschreibung von
Upload-Filtern.

Die Tech-Konzerne sollen ihre Filter zudem an kleinere Plattformen
lizenzieren "sowie Arbeitsvereinbarungen für eine bessere Zusammenarbeit
mit den zuständigen Behörden, einschließlich Europol", treffen. Die Polizei
soll den Internet-Konzernen Kommentare, Bilder oder Videos melden, die
ihrer Meinung nach illegal sind oder zu Hass und Gewalt aufstacheln, und
letztere sollen sie umgehend löschen, wenn sie nicht schon beim Upload
herausgefiltert wurden.

Ergänzt wird dies durch die Forderung nach "Schnellverfahren" und einer
Berichtspflicht der EU-Mitgliedsstaaten über den Stand der Umsetzung der
Zensurinfrastruktur innerhalb von drei bis sechs Monaten. Danach will die
Kommission über "weitere Schritte, gegebenenfalls auch den Erlass von
Rechtsvorschriften", entscheiden.

In einem Verordnungsentwurf vom letzten Jahr war die Rede davon gewesen,
Bußgelder in der Höhe von bis zu 4 Prozent des weltweiten Jahresumsatzes zu
verhängen, wenn die geforderte Löschung nicht binnen einer Stunde erfolgt.

Da insbesondere Konzerne wie Google und Facebook bereits massiv in Filter-
und Überwachungssysteme investiert haben, werden sie natürlich lieber diese
nutzen und massiv blocken, löschen und zensieren, als Bußgelder und
Ansprüche wegen angeblicher Rechteverletzungen zu riskieren.

Für die EU sind, ebenso wie für die von ihr angeblich bekämpften 
US-Konzerne, unabhängige Regungen von Arbeitern oder Jugendlichen ein Gräuel.
Das ist der Grund für die Verschärfung der Internetzensur. Sie dient nicht
dazu, kreative Urheber zu schützen oder Terrorismus und Kinderpornographie
zu bekämpfen, sondern die anwachsende Mobilisierung gegen soziale
Ungleichheit, Militarismus und rechte Tendenzen im Keim zu ersticken.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/10/25/euro-o25.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2018/10/13/zens-o13.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2018/07/28/netz-j28.html
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IMI/938: Macron - Neubeginn in Europa?


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Aktuell 2019/151 vom 5. März 2019

Macron: Neubeginn in Europa?



Die gestrige Rede des französischen Präsidenten Emmanuel Macron "Für einen
Neubeginn in Europa" [1] hat viel Aufsehen erregt - weshalb eigentlich? Die
Passagen etwa zur Sicherheitspolitik bleiben reichlich vage, er fordert
allerhand, ohne aber genauer zu sagen, was das dann genau sein soll. Macron
will zum Beispiel eine "europäische Agentur für den Schutz der Demokratie",
eine "gemeinsame Grenzpolizei und eine europäische Asylbehörde" und einen
"Europäischen Rat für innere Sicherheit." Außerdem fordert er einen
"Vertrag über Verteidigung und Sicherheit", ohne dass weitere Details
geliefert würden. (jw)


Anmerkung:

[1] https://www.elysee.fr/emmanuel-macron/2019/03/04/fur-einen-neubeginn-in-europa.de
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LICHTBLICK/238: Buchvorstellung - Knastfrauen


der lichtblick - Gefangenenzeitung der JVA Berlin-Tegel

Heft Nr. 377 - 4/2018

Knastfrauen

- der Tatsachenbericht eines Insiders - ein Arbeitstherapeut erzählt, wie
es im Frauengefängnis wirklich ist.



Der Untertitel von Tilmann Schäfer erscheint sehr vollmundig, weil der
staatlich anerkannte Arbeitserzieher sich nach über zwei Jahren Arbeit in
einer Haftanstalt als Insider bezeichnet. Das mutet ziemlich ambitioniert
an. Nach unseren Erfahrungen hat man zu diesem Zeitpunkt leicht in den
Haftalltag hineingeschnuppert. Zum anderen gefällt das Wort "wirklich"
nicht, denn es impliziert, dass es nur eine Wahrheit gibt.
Es ist seine Wahrnehmung, wie er "seine Anstalt" erlebt hat.

Aus der Rückseite des Buches titelt der Autor "Waren Sie schon mal im
Gefängnis? Nein? Dann müssen Sie dieses Buch lesen. Leisten Sie sich den
Luxus, in Freiheit zu erfahren, was es heißt hinter Gittern, zu sein."
Das sollte natürlich ein reißerischer Aufmacher sein, der anspricht. Aber
mal ganz ehrlich, die meisten Menschen waren noch nicht im Knast. Wir schon
und deshalb erlauben wir uns ganz frech die Dinge, zu benennen. Wir wissen,
wovon wir sprechen und schreiben, weil wir es tagtäglich vor der Tür
erleben. Das ist natürlich ein unschätzbarer Vorteil, der nicht zu toppen
ist.

Der Autor berichtet von der Arbeitstherapie, von Malkursen, von
Borderline-Verhalten, von Sommerfesten in der Anstalt, von Prüfungsängsten,
von Verzweiflung, von Druck und Panik. Es geht auch um den Teufelskreis
Straftat, Droge, Straftat mit allen damit verbundenen Risiken und um
Menschen, denen es im Gefängnis besser geht als draußen, weil es für sie
klare Strukturen bietet. Er erzählt von Frauen, die plötzlich aus ihrem
gewohnten Umfeld herausgerissen wurden oder von Mutter/Kind Abteilungen
hinter Gittern. Er versucht einen Blick hinter verschlossenen
Welten zu vermitteln.

Sein Tatsachenbericht beschreibt Menschen, die ihren sozialen Rückhalt
verloren haben und keinen Kontakt nach draußen mehr haben. Mit
den Jahren ist alles fremd geworden und die Inhaftierte ist allein unter
vielen der Verlassenen. Das Kapitel "kalte Zahlen" beschäftigt sich mit
Statistiken und Rückfallquoten und er kommt zu interessanten Fragen, die
sich daraus ergeben: Ist der Vollzug erfolgreich oder kann man Erfolge
im Vollzug messen? Aus seiner Sicht meint er, dass mit den Zahlen nur ganz
trocken die Fakten umrissen werden. Nicht nur die direkten Opfer leiden,
sondern auch die Familienmitglieder und die Freunde. Die Auswirkungen sind
sehr viel größer und schwer in Zahlen zu messen.

Seine Geschichten sind in 33 Kapiteln verständlich zusammengefasst. Er
versucht die Knastwelt den Menschen ein Stück näher zu bringen und
verzichtet dabei auf großen Pathos. Ein Buch, welches besonders für Leute
geeignet ist, die noch nie mit der Institution Gefängnis in
Berührung gekommen sind. (N.K.)

Tilmann Schäfer - Knastfrauen

ISBN 978-3-86265-702-5

Schwarzkopf & Schwarzkopf Verlag GmbH

Preis: 9,99 Euro

 * 
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VORWÄRTS/1441: Zusammenkommen als kollektive Macht der Frauen


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 05/06 vom 21. Februar 2019

Zusammenkommen als kollektive Macht der Frauen

von Sabine Hunziker



Mit #WomensWave soll die Welt grösser, lauter und stärker als
zuvor vereint werden, so schreiben es die Veranstalterinnen. Vereint
gegen Diskriminierung und Gewalttaten - das wollen die AktivistInnen
am globalen Women's March Jahrestag in Zürich. Der einzige Weg, wie
der Welt die kollektive Macht als Frauen gezeigt werden kann, ist das
Zusammenkommen.


"Gewalt an Frauen* ist kein kulturelles Problem, sondern ein
Gesellschafts-Problem. Gewalt gegen Frauen und Transgender Personen
findet auch hier in der Schweiz statt. Gewalt gegen Frauen* wird oft
als 'Kavaliersdelikt' abgetan. Leider findet häusliche Gewalt täglich
und überall statt. Frauen und LGBTQI+-Personen werden immer noch
vielerorts als Menschen zweiter Klasse behandelt, für die
Menschenrechte nicht unbedingt gelten müssen", das sagte Franziska
Egli Beller von Women's March Geneva vorgängig. Am Samstag, 19. Januar
2019 um 18 Uhr sammeln sich viele AktivistInnen, um zusammen zu
demonstrieren. Bald wird es dunkel beim Helvetiaplatz in Zürich, denn
die Sonne ist am Himmel verschwunden. Aber nicht lange bleibt es
schwarz, denn erste Lampions und Laternen, Lichterketten oder Fackeln
bringen Licht. Nach Sprechbeiträgen von unter anderem Tamara
Funiciello (Juso-Präsidentin), Anna Schmid (Frauen*streikkollektiv
Zürich 2019) oder Benjamin Zumbühl (Campax) direkt auf dem Platz, geht
die Demo los. Mehr als eine Stunde marschieren Einzelpersonen und
Gruppen Seite an Seite durch Zürichs Strassen. Bunte Transparente
flattern und AktivistInnen verteilen PassantInnen am Rand Flyer. Ohne
Zwischenfall kommt der Demonstrationszug später wieder beim Volkshaus
an, wo noch eine Party stattfinden wird. Aktuell steht aber im
Theatersaal - wenige Meter neben dem Eingang zum Volkshaus - eine ganz
andere Veranstaltung auf dem Programm. Jordan Bernt Peterson wird bald
hier sprechen, doch jetzt sind die schweren Türen verschlossen.
Polizeikastenwagen fahren hin, Beamte steigen aus und stellen sich vor
den Eingang. Jordan Peterson selber beschreibt sich als Kulturkritiker
und arbeitet als Professor für Psychologie in Toronto. Als Autor
zahlreicher antifeministischer Schriften vergleicht er Marxismus und
Neomarxismus mit Faschismus und Neofaschismus. Er lehnt ab, dass
Geschlechtsidentität und biologische Geschlechtlichkeit
unterschiedliche, voneinander unabhängige Konstrukte sind. In der
Praxis heisst das beispielsweise, dass er von Betroffenen gewünschte
spezifische Pronomen der dritten Person ablehnt. In Minderheitenschutz
und emanzipatorischer Gleichstellungspolitik sieht Peterson Formen
einer Identitätspolitik, durch welche die postmoderne Linke das
Fundament der westlichen Zivilisation untergraben will. Bald ist der
Platz vor der Polizeikette voll und die AktivistInnen veranstalten ein
sehr lautes Pfeifkonzert, das sicher auch bis in den Saal des
Theatersaals zu hören ist. Gut zu sehen, dass hier reaktionäre Hetzer
nicht ungestört auftreten können.


Welle als neue feministische Hochphase

Der einzige Weg, wie wir der Welt unsere kollektive Macht als Frauen
zeigen können, ist das Zusammenkommen: so schreiben es die
VeranstalterInnen. Women's March Zürich und Women's March Geneva sind
Teil einer globalen Bewegung, wo mehr als 100 Schwestervereine
zusammenkommen. Der Begriff "Welle" steht für die Phasen in
kollektiven Frauenprotesten. Sichtbar macht diese Metapher vor allem
Hochphasen und Tiefpunkte von feministischem Aktivismus. So
unterscheidet die Forschung drei Wellen neuerer Frauenkämpfe. Die
erste Welle umfasst den bürgerlichen und sozialistischen Feminismus ab
1900, zu einer zweiten Welle wird der Feminismus in den 70ern gezählt
und die dritte Welle begann Mitte der 80er Jahre. Kennzeichnend für
die dritte Hochphase ist der feministische Aktivismus im virtuellen
Raum in Form des Cyberfeminismus und die Verankerung von
Frauenanliegen in nationalen und staatenübergreifenden Rechtssystemen
und Institutionen. Unter HistorikerInnen werden diese
Begrifflichkeiten rund um die feministische Welle allerdings weniger
benutzt.

Zwar können mit dem Begriff "Welle" der Zusammenhang feministischen
Handelns aufgezeigt und Momente beschrieben werden, in denen sich
feministische Kämpfe verdichten. Es entspricht dem Bild von bewegtem
Wasser, das mal höher oder tiefer schwappt. Ausgeklammert werden dabei
wichtige Informationen bezüglich Verhältnissen der einzelnen Gruppen
und Organisationen untereinander oder welche verschiedenen Ziele oder
Vorstellungen innerhalb einer Welle bei den einzelnen AkteurInnen
vorherrschen. Trotzdem haben die Veranstalter*innen beim Aufruf auf
diese historische Wellenmetapher zurückgegriffen. Beabsichtigt wurde
wohl, die aktuellen feministischen Aktivitäten als eine neue Hochphase
des Frauenkampfes einzuordnen. Die Betonung, dass Women's Wave als
"weltweite Welle", grösser, lauter und stärker als zuvor" sein wird,
läutet also die vierte Welle des Feminismus ein. "The Women's Wave is
Coming." Auch Julia Camara, Mitglied der nationalen Koordination des
Frauenstreiks 2018 im Spanischen Staat und feministische Aktivistin
von Anticapitalistas, spricht von einer dritten feministischen Welle.
Die Aktivistin ist 2019 an einer Veranstaltung "Das Andere Davos"
(organisiert von der Bewegung für den Sozialismus BFS) aufgetreten.

Ab 2013/14 sind vermehrt wieder antikapitalistische Kämpfe auch zu
Frauenthemen gemacht worden. Allerdings gab es dabei bei linken
Gruppen und Organisationen kaum sektorielle Forderungen, sondern es
bildeten sich vielmehr Bewegungen gegen präfaschistische Entwicklungen
auf dieser Welt wie beispielsweise in den USA oder in Brasilien.
Camara spricht dabei von einer Feminisierung der Avantgarde, die jetzt
am entstehen ist.

 * 
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DOKUMENTATION/1604: ARD-alpha - Marie Curie. Vierteilige Dokumentationsreihe, 5.-8.3.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 1. März 2019

Zum Weltfrauentag 2019

Marie Curie

Vierteilige Dokumentationsreihe (2016)

Dienstag, 5. bis Freitag, 8. März, täglich um 00.30 Uhr, ARD-alpha



Mit der Entdeckung der Radioaktivität stellte Marie Curie (1867-1934)
das damals bekannte physikalische Weltbild auf den Kopf.
Originalzitate aus ihren Briefen, Gespräche mit ihrer Enkelin Hélène
Langevin-Joliot, Experten-Interviews, Spielszenen und eindrucksvolles
Archivmaterial zeichnen ein tiefgründiges und facettenreiches Bild der
Ausnahmewissenschaftlerin, die als erste Frau einen Nobelpreis erhielt
und die die Welt für immer veränderte.

BR Mediathek: 5 Jahre nach Ausstrahlung

Marie Curie (7.11.1867 - 4.7.1934) war eine außergewöhnliche Person,
hat als Physikerin, Polin, Frau, Mutter und Nobelpreisträgerin tiefe
Spuren in der Wissenschaftswelt hinterlassen. Noch heute beeindruckt
sie mit ihren wissenschaftlichen Erkenntnissen, ihrem unermüdlichen
Einsatz für Forschung und Gesellschaft sowie ihrem starken und
zielstrebigen Charakter.

Doch wie hat es das junge Mädchen aus dem verarmten polnischen
Landadel bis an die Spitze der internationalen Forschung geschafft?
Wie konnte sie ihre ehrgeizigen Ziele umsetzen und welche Opfer musste
sie dafür bringen?

Die Reihe spürt ihrem Leben nach, betrachtet Marie Curie dabei aus
unterschiedlichen Blickwinkeln und Standpunkten. Originalzitate aus
ihren Briefen, Gespräche mit ihrer Enkelin Hélène Langevin-Joliot,
Experten-Interviews, Spielszenen und eindrucksvolles Archivmaterial
zeichnen dabei ein tiefgründiges und facettenreiches Bild der
Ausnahmewissenschaftlerin.


Folge 1

Das Geheimnis der Radioaktivität

Ende des 19. Jahrhunderts weckt ein Uranmineral, das eine rätselhafte
Strahlung aussendet, das Interesse von Marie Curie. Die junge
Physikerin ist auf der Suche nach einem Thema für ihre Doktorarbeit.
Gemeinsam mit ihrem Ehemann Pierre Curie stürzt sich die Forscherin in
ein großes wissenschaftliches Abenteuer. Dabei entdecken die beiden
zwei neue chemische Elemente und bringen mit ihren Messergebnissen die
Welt der Physik zum Wanken. Der unbekannten Strahlung gibt Marie Curie
den Namen Radioaktivität. Es dauert viele Jahre bis Wissenschaftler
verstehen, dass diese Strahlen vom Atomkern ausgehen. Es beginnen
aufregende Jahre für Physiker und Chemiker. Und als es Ende der 1930er
Jahre zwei Wissenschaftlern gelingt, Atomkerne gar zu spalten, hat das
Folgen für die ganze Welt.

 * 
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FILM/1632: Das Erste / ONE - "Klassentreffen", 6.+8.+10.3.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR)

WDR/ARD-Fernsehfilm "Klassentreffen"

Der Film | 06.03.2019, 20.15 Uhr | Das Erste

Der Film | 10.03.2019, 20.15 Uhr | ONE

Die Serie | 08.03.2019, 21.00 Uhr | ONE



"Klassentreffen" ist nach den hochgelobten und preisgekrönten
Improvisations-Filmen "Altersglühen - Speed Dating für Senioren" und
"Wellness für Paare" Jan Georg Schüttes dritter WDR/ARD-Fernsehfilm in
Folge, bei dem die Schauspielerinnen und Schauspieler kein Drehbuch,
sondern lediglich Rollenprofile erhalten und auf dieser Grundlage
improvisiert haben. Wieder war ein namhaftes Ensemble der Einladung
Jan Georg Schüttes gefolgt, und wieder war der technische Aufwand mit
allein 32 Kameras enorm.

25 Jahre ist es her, dass sie Abitur gemacht haben oder es hätten
machen können, wenn sie nicht vorher abgegangen wären, Ehrenrunden
gedreht hätten oder schlichtweg gescheitert wären. Nun sehen sie sich
beim Klassentreffen wieder, die ehemalige Klassenbeste, das ehemalige
Genie, die Ex-Klassengöre, der Ex-Klassen-Arsch, Mitte 40
mittlerweile, und stehen auf einmal den Leuten gegenüber, mit denen
sie sich damals ihr zukünftiges Leben erträumt haben. Doch was ist
eigentlich mittlerweile in der Realität passiert? Mit den anderen,
aber auch mit einem selbst? Annette Frier, Charly Hübner, Anja Kling,
Jeanette Hain, Nina Kunzendorf, Fabian Hinrichs, Oliver Wnuk, Elena
Uhlig, Kida Khodr Ramadan, Anna Schudt, Christian Kahrmann, Marek
Harloff, Aurel Manthei, Nadja Zwanziger, Nicole Kersten, Guido Renner,
Björn Jung: Das ist die eindrucksvolle Liste der Schauspielerinnen und
Schauspieler, die ohne Textvorgabe und ausformulierte Geschichte
antraten, um die 17 ehemaligen Klassenkameraden zu spielen. Burghart
Klaußner schlüpfte in die Rolle des Lehrers, der sich ein Wiedersehen
mit seinen alten Schülerinnen und Schülern nicht entgehen lassen will.

Ohne den vollständigen Lebensweg aller anderen Figuren zu kennen,
improvisierten die Akteure zwei Tage lang auf Basis ihrer
Rollenprofile und der eigenen Lebenserfahrung, Sie begaben sich in
unvorhersehbare Situationen, verblüfften die anderen - und
wahrscheinlich manchmal auch sich selbst - mit Schlagfertigkeit und
dramaturgischer Fantasie und entwickelten auf diese Weise Momente und
Geschichten voller Witz, Melancholie und Wahrhaftigkeit. Das
umfangreiche, 130 Stunden lange Material, das von 24 Kameras
eingefangen wurde, wurde im Schnitt gesichtet, ausgewertet und zu
einem 90-minütigen Fernsehfilm verdichtet.


Klassentreffen - Die Serie

8. März 2019, ab 21.00 Uhr, Folgen 1 - 6, ONE

Redaktion: Nina Klamroth, Silke Holgersson

Als Jan Georg Schütte im Schneideraum den 90-minütigen Fernsehfilm
"Klassentreffen" vollendete, musste er sich auf relativ wenige Stränge
und Szenen beschränken - zur Verfügung standen ihm sage und schreibe
rund 130 Stunden Filmmaterial. In der sechsteiligen Serie
»Klassentreffen« werden einige der Geschichten rund um die ehemaligen
Klassenkameraden nun weiter vertieft, man erfährt noch mehr über
einzelne Figuren, ihre Entwicklung, ihre Sehnsüchte und ihre Dramen -
und kann noch tiefer eintauchen in das kluge und empathische
Improvisationsspiel des mit viel Lust und Leidenschaft agierenden
Ensembles.


Folge 1 "Gesa"

Gesa (Annette Frier) ist als Initiatorin des Klassentreffens ein wenig
überfordert. Als Astrid (Anna Schudt) ihr in Erinnerung ruft, dass
sie, Gesa, auf der letzten Klassenfahrt gestrippt habe und Marion
(Jeanette Hain) seitdem ein ungeheuerliches Geheimnis mit ihrem
heutigen Ehemann Thorsten (Oliver Wnuk) hüte, scheint das
Klassentreffen für sie im Desaster zu enden.


Folge 2 "Ali & Hergen"

Ali (Kida Khodr Ramadan) behauptet, als Tierarzt in Brandenburg viel
Geld zu verdienen. Allzu gerne präsentiert er seine Bündel mit
Scheinen, die er in seinen Taschen hat. Den stillen Hergen (Marek
Harloff) will Ali finanziell unterstützen, weil dieser als Musiker und
»Unterstützer« bei einem Taxiunternehmen seiner Meinung nach viel zu
wenig verdient. Kurzerhand verpflichtet er den sensiblen Künstler, ihn
durch den Abend zu begleiten. Doch dann nimmt Hergen allen Mut
zusammen.


Folge 3 "Marion"

Wer Marion (Jeanette Hain) eingeladen hat, darüber streiten Gesa
(Annette Frier) und Thorsten (Oliver Wnuk). Offensichtlich hatte
Marion viele Verehrer in ihrer Klasse, die auch heute noch von ihr
fasziniert sind. Auch Thorsten? Marions ehemalige Klassenkameradinnen
finden, sie habe nicht alle Tassen im Schrank. Und dann wird sie am
Ende des Abends von einem Mann abgeholt.


Folge 4 "Sandra"

Sandra (Elena Uhlig) ist schwanger und glücklich verheiratet. Sie
arbeitet als Familienanwältin und spürt, wenn etwas nicht stimmt.
Läuft da immer noch was zwischen Marion (Jeanette Hain) und Thorsten
(Oliver Wnuk)? Das erörtert sie auch mit Katharina (Nina Kunzendorf)
und Astrid (Anna Schudt) - ein Trio, das sich dazu berufen fühlt,
umgehend das Gespräch mit Thorstens Frau Gesa (Annette Frier) zu
suchen.


Folge 5 "Krischi"

Krischi (Charly Hübner) hatte früher in seiner Klasse gute Freunde und
einige Bewunderer. Heute will er nichts mehr davon wissen, dass Ali
(Kida Khodr Ramadan) mit seinem Migrationshintergrund sein bester
Freund war und Ulli (Guido Renner) - mittlerweile Bauer - ihn mehr als
bewunderte. Ist Krischi wirklich zum Nazi geworden? Dass es mit
Stefanie (Anja Kling) damals nicht geklappt hat, setzt ihm spürbar zu -
 weswegen er auch mehr trinkt, als er offenbar vertragen kann.


Folge 6 "Thorsten"

Thorsten (Oliver Wnuk) ist empört darüber, wie sich an diesem Abend
Gerüchte über ihn und Marion (Jeanette Hain) verbreiten. Als es auch
noch heißt, dass er heimlich ein Kind mit ihr habe, will er sie zur
Rede stellen und verschwindet mit ihr in der Besenkammer. Dass seine
Frau Gesa (Annette Frier) die beiden dort findet, trägt nicht
unbedingt zur Beruhigung der Lage bei.

 * 
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FILM/1631: BR - "Kirschblüten - Hanami", 7.3.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

"Kirschblüten - Hanami" 

anlässlich des Kinostarts von "Kirschblüten & Dämonen"

Drehbuch und Regie: Doris Dörrie

Darsteller: Hannelore Elsner, Elmar Wepper, Nadja Uhl, Maximilian
Brückner u.a.

Donnerstag, 7. März 2019, 22.45 - 00.45 Uhr, BR Fernsehen



Am Donnerstag, 7. März 2019, zeigt das BR Fernsehen die
BR-Koproduktion "Kirschblüten - Hanami" (2008) von Doris Dörrie über
die letzte Reise eines schwer kranken Mannes (Elmar Wepper) nach
Japan, der den Lebenstraum seiner verstorbenen Frau verwirklichen
möchte. Anlass ist der Kinostart von Doris Dörries neuem Film
"Kirschblüten & Dämonen", der ebenfalls eine BR-Koproduktion ist und
die Geschichte von "Kirschblüten - Hanami" weitererzählt. In der BR
Mediathek ab Ausstrahlung bis 14. März 2019.


Inhalt "Kirschblüten - Hanami"

Rudi (Elmar Wepper) und Trudi (Hannelore Elsner) sind gemeinsam alt
geworden und haben sich in ihrem ereignislosen Alltag auf dem
bayerischen Land eingerichtet. Dabei nehmen die beiden in Kauf, dass
ihre erwachsenen Kinder - zwei leben in Berlin, eins in Tokio - ihnen
fremd geworden sind. Doch Rudi ahnt nicht, dass Trudi heimlich von
einem anderen Leben träumt. Als Trudi von ihrem Arzt erfährt, dass ihr
Mann Krebs im Endstadium hat, entscheidet sie sich, ihrem Mann nichts
zu sagen. Stattdessen überredet sie ihn zu einer Reise nach Berlin -
zu den Kindern Klaus (Felix Eitner) und Karoline (Birgit Minichmayr)
und zu den Enkeln, die dort leben. Eigentlich aber ist Japan das Land
ihrer geheimen Sehnsüchte, wo sie ihren Lieblingssohn Karl (Maximilian
Brückner) besuchen will. Mit Rudi einmal die Kirschblüte zu erleben
und den heiligen Berg Fuji zu sehen, das wäre das Paradies. In Berlin
müssen beide feststellen, dass die Kinder zu sehr mit sich selbst
beschäftigt sind, um sich auf ihre Eltern einzulassen. Also
entscheiden sie, an die Ostsee zu fahren. Dort angekommen, stirbt
Trudi überraschend. Rudi ist völlig aus der Bahn geworfen. Als er von
einer Freundin seiner Tochter von seiner Krankheit erfährt, beschließt
er, den Lebenstraum seiner Frau zu verwirklichen und zur Kirschblüte
nach Tokio zu reisen.

Redaktion: Carlos Gerstenhauer (BR)
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FILM/1630: BR - Marie Curie in deutscher Erstausstrahlung, 6.3.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 1. März 2019

Marie Curie in deutscher Erstausstrahlung

Drehbuch und Regie: Marie Noëlle

Darsteller: Karolina Gruszka, Charles Berling,

Arieh Worthalter, Izabela Kuna, Malik Zidi u.a.

Mittwoch, 6. März um 22.00 Uhr, BR Fernsehen



Anlässlich des Weltfrauentags am 8. März 2019 zeigt das BR Fernsehen
die BR-Kino-Koproduktion "Marie Curie" über das Leben der zweifachen
Nobelpreisträgerin in deutscher Erstausstrahlung. Sendetermin ist
Mittwoch, 6. März um 22.00 Uhr. Nach Ausstrahlung ist der Film bis 13.
März 2019 in der BR Mediathek abrufbar. Außerdem zeigt das BR
Fernsehen ein kinokino extra über "Superfrauen" im deutschen Film
sowie eine Kurzfilmnacht unter dem Titel "Starke Frauen".

Im Radio sendet Bayern 2 ein "Nachtstudio" über die Vorgeschichte
der #MeToo Debatte, unter dem Label "Female Friday" spielt PULS am
Weltfrauentag 24 Stunden ausschließlich Songs, die von Frauen gesungen
werden.


Zum Inhalt von "Marie Curie"

Im Jahr 1903 erhält die Wissenschaftlerin Marie Curie (Karolina
Gruszka) als erste Frau gemeinsam mit ihrem Mann Pierre (Charles
Berling) den Nobelpreis für Physik. Doch nur kurze Zeit später, mit
gerade Mitte Dreißig und als junge Mutter zweier Kinder, verliert sie
Pierre durch einen Unfall. In einer von Männern dominierten Welt bahnt
sie sich ihren Weg unerschütterlich weiter, setzt ihre Forschungen
alleine fort und erhält als erste Frau einen Lehrstuhl für allgemeine
Physik an der Pariser Sorbonne. Als sie sich nach Jahren der Trauer in
den verheirateten Wissenschaftler Paul Langevin (Arieh Worthalter)
verliebt und sich auf eine Affäre mit ihm einlässt, löst sie damit
jedoch einen heftigen Skandal aus. Denn just in dem Moment, als
bekannt wird, dass sie ihren zweiten Nobelpreis - nun für Chemie -
erhält, veröffentlicht die Pariser Presse Briefwechsel von Marie und
Paul, die dessen rachsüchtige Ehefrau weitergegeben hat. Im vollen
Glanze ihres beruflichen Ruhms wird die geniale Wissenschaftlerin
Marie Curie damit zum Ziel übler Diffamierungen. Zur banalen
Ehebrecherin abgestempelt muss sie bitterlich erfahren, dass Vernunft
und Leidenschaft nicht vereinbar sind.

Redaktion: Cornelia Ackers (BR)


Weitere Sendungen 


Im BR Fernsehen

Mittwoch, 6. März, 23.35 Uhr

kinokino extra

"Superfrauen - Die weibliche Seite des deutschen Films"

BR Mediathek: 7 Tage nach Ausstrahlung

Mittwoch, 6. März, 0.05 Uhr

Kurzfilmnacht

"Starke Frauen"

BR Mediathek: 30 Tage nach Ausstrahlung


Im Hörfunk

Dienstag, 5. März 2019, 20.05 Uhr

Bayern 2

Nachtstudio: Der Käfig des Schweigens

Von Rebecca Solnit

Der Hashtag MeToo fiel nicht vom Himmel. Die US-amerikanische
Essayistin Rebecca Solnit erzählt, wie sich in den letzten zehn Jahren
das gesellschaftliche Klima geändert hat.

Freitag, 8. März 2019

"Female Friday" bei PULS

24 Stunden ausschließlich Songs, die von Frauen gesungen werden.

PULS, das junge Programm des Bayerischen Rundfunks, spielt am
Weltfrauentag ausschließlich Songs, die von Frauen gesungen werden.
Darunter werden auch Acts vom PULS Open Air 2019 sein, wie Blood Red
Shoes, Jade Bird, Novaa, HOPE und Cosma Joy.

Schon jetzt liegt der Frauenanteil beim PULS Open Air bei 40%. Weitere
Bestätigungen von weiblichen Acts werden erwartet, so dass 2019
erstmals eine paritätische Verteilung erreicht werden kann.

Das bisherige LineUp für das PULS Open Air (30.05. bis 01.06.2019 auf
Schloss Kaltenberg) gibt es auf www.pulsopenair.de.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 1. März 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München
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THEMENREIHE/410: BR - Zum Weltfrauentag. Die weibliche Seite des deutschen Films, 6.3.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 1. März 2019

ZUM WELTFRAUENTAG kinokino extra: 

"Superfrauen - Die weibliche Seite des deutschen Films"

Kurzfilmnacht Starke Frauen

Regie: Heiko Rauber
kinokino extra
Deutschland 2018
Mittwoch, 6. März, 23.35 - 00:05 Uhr, BR Fernsehen

Kurzfilmnacht Starke Frauen
Mittwoch, 6. März, 0.05 - 01:40 Uhr



Frauen im Filmbusiness: Sie holen Preise, sie sorgen für Aufsehen. Und
sie machen tolle Filme. Diese Dokumentation bietet eine kritische
Bestandsaufnahme der "weiblichen Seite" des deutschen Films.

Zu Wort kommen Deutschlands erfolgreichste Film-Frauen, darunter
Schauspielerin Iris Berben, zugleich Präsidentin der Deutschen
Filmakademie, Produzentin Regina Ziegler ("Weissensee"), Regisseurin
Margarethe von Trotta ("Hannah Arendt"), Caroline Link ("Nirgendwo in
Afrika"), Doris Dörrie ("Männer"), Anika Decker ("Traumfrauen") oder
die Macherinnen hinter dem internationalen Erfolg von "Toni Erdmann".

Auch Verantwortliche der Filmhochschulen und Fördergremien diskutieren
mit: Wie kommt es, dass zwar viele Frauen erfolgreich zu
Produzentinnen und Regisseurinnen ausgebildet werden, dann aber keinen
Job finden in der Filmbranche? Zeit für eine kritische
Bestandsaufnahme der weiblichen Seite des deutschen Films.

BR Mediathek: 7 Tage nach Ausstrahlung

Weitere Informationen auf unserer kinokino-Homepage, regelmäßig in der
BR24-App br24.de und immer web first in der BR Mediathek und 3sat
Mediathek.

Redaktion: Carlos Gerstenhauer

 * 


Kurzfilmnacht

"Starke Frauen"

Mittwoch, 6. März, 00:05 bis 01:40 Uhr

BR Fernsehen

Deutschland 2019

"Quick'n Clean"Kurzfilmnacht Starke Frauen (11'47)

Deutschland 2017

Buch: Laura Weigel

Regie: Maria Nehmeier

Ria schlägt sich als Textilreinigungsangestellte durchs Leben. Als ihr
Freund blutverschmiert und schutzsuchend in den Laden stolpert, ändert
sich alles ...


"Mit im Bund" (13'00)

Deutschland 2017

Buch: Lena Fakler

Regie: Lukas Nathrath

Die ebenso ehrgeizige wie idealistische Offiziersanwärterin Mara nimmt
an einem vierwöchigen, sehr fordernden Lehrgang der Bundeswehr teil.
Schnell stößt sie an ihre Grenzen, als ihr Kamerad Weber sie dazu
nötigt, vor versammelter Mannschaft an einer Stange zu tanzen - und
dabei übergriffig wird. Als Maras Beschwerde über den Vorfall kein
Gehör findet, begreift sie, dass sie im auf Korpsgeist und
vermeintlicher Kameradschaft basierenden Machtgefüge ihrer Truppe nur
bestehen kann, wenn sie ihre Zurückhaltung aufgibt. Mara wehrt sich -
dabei wird ihre Integrität auf die Probe gestellt.


"Marder" (30'22)

Deutschland 2014

Buch: Nadine Gottmann

Regie: Sebastian Hilger

Die Berufssoldatin Sandra (32) kommt nach ihrem Afghanistan-Einsatz
nach Deutschland zurück, doch sie kann die Erlebnisse nicht
verarbeiten. Anstatt in eine Therapie zu gehen, wird ein Marder, den
sie auf ihrem Dachboden zu hören glaubt, für sie zur Obsession.


"Mr. Love Bomb" (13'53)

Deutschland 2016

Buch und Regie: Ákos Gerstner

Eine Komödie über eine Affäre zwischen dem neurotischen Chemiker Otto
Hahn und der abgebrühten Physikerin Lise Meitner kurz vor dem 2.
Weltkrieg.


"Last Train Home" (16'18)

Deutschland 2015

Buch und Regie: Ansgar Glatt

Boris hat in der U-Bahn einen Kontrolleur zusammengeschlagen, als der
seine Fahrkarte sehen wollte. Boris' Schwester Emily wird nun
öffentlich als "Schwester des U-Bahn-Schlägers" angeprangert und gerät
so auch ins Visier des Kontrolleurs.


"Emma Schmidt gefällt's" (10'24)

Deutschland 2013

Buch und Regie: David Helmut (mit Emine Yesilkaya)

"Emma Schmidt gefällt's" - eine tragische Komödie, die aufzeigt, dass
Likes nicht alles sind, was den Menschen ausmacht.

Redaktion: Claudia Gladziejewski

BR Mediathek: 30 Tage nach Ausstrahlung

 * 
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MUSIK/2843: Deutschlandfunk - Zum 150. Todestag von Hector Berlioz, 7.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Genialer Exzentriker

Zum 150. Todestag von Hector Berlioz

Von Klaus Gehrke

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 7. März 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Seine Partituren seien so schmutzig, dass man sie nur mit Handschuhen
anfassen könne, sagte Felix Mendelssohn Bartholdy über die Werke von
Hector Berlioz. Doch mit ihnen wusste der eigenwillige Komponist, der
am 8. März 1869 starb, zu faszinieren und zu revolutionieren. Seine
"Symphonie fantastique" beispielsweise ist bis heute ein Meisterstück
musikalisch-thematischer Verarbeitung und orchestraler Raffinesse.
Sein wichtigstes Wirkungsfeld sah Berlioz jedoch nicht in der
Sinfonik, sondern in der Oper. Aber gerade hier blieb der
leidenschaftliche und genial-exzentrische Komponist zu Lebzeiten eher
glücklos.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Februar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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TALK/1636: Deutschlandfunk - Spaß und Bildung mit Jugendreisen, 7.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Auf ins Ferienlager: Spaß und Bildung mit Jugendreisen

Hörertel.: 0 08 00-44 64' 44 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 7. März 2019, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Reisen bildet, das wusste schon Goethe. Und es macht Kindern und
Jugendlichen erst recht Spaß, wenn sie gemeinsam - natürlich betreut -
ohne Eltern unterwegs sind. Diese müssen ihrerseits pro Jahr um die
100 Ferientage des Nachwuchses überbrücken. Kinder- und Jugendreisen
bieten hier einen Ausweg: Ein großes Angebot geht vom reinen Fun-Trip
im nahen Abenteurercamp über die Sprachreise nach Spanien bis hin zur
bewussten Begegnung mit Gleichaltrigen anderer Nationen an
Schauplätzen der beiden Weltkriege. Ihre und unsere Fragen diskutiert
Jule Reimer live auf der Internationalen Tourismusbörse ITB in Berlin.
Hörerfragen sind wie immer willkommen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Februar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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FORSCHUNG/4013: Neuer Schutzmechanismus des Darms entdeckt (idw)


Universität Bern - 28.02.2019

Neuer Schutzmechanismus des Darms entdeckt



Ein internationales Forscherteam mit Beteiligung von Universität Bern und
Inselspital, Universitätsspital Bern konnte einen bislang unbekannten
Schutzmechanismus des Darms identifizieren. Eine gezielte Beeinflussung
dieses Mechanismus könnte in Zukunft die Behandlung von entzündlichen
Darmerkrankungen verbessern.

Unser Darm ist täglich einer Vielzahl von Umwelteinflüssen ausgesetzt.
Einige dieser Faktoren, wie Nahrungsbestandteile, Bakterien oder Viren,
können das empfindliche Gleichgewicht im Darm stören. Zusammen mit
genetischen Faktoren können sie zu überschiessenden Abwehrreaktionen
führen, die sich als chronisch entzündliche Darmerkrankungen (Inflammatory
Bowel Diseases, IBD) äussern. IBD, zu denen Morbus Crohn und Colitis
ulcerosa zählen, betreffen rund 20.000 Menschen in der Schweiz und führen
häufig zu erheblichen körperlichen und psychischen Belastungen.

Ein Bestandteil innerhalb der Darmzellen, der besonders sensibel auf
Umweltstressoren reagiert, ist das endoplasmatische Retikulum (ER). In
diesem verzweigten Membrannetzwerk werden für die Zelle lebenswichtige
Eiweisse hergestellt. In vorangegangenen Studien konnte bereits gezeigt
werden, dass sogenannter ER-Stress für die Entstehung von
chronisch-entzündlichen Darmerkrankungen eine wichtige Rolle spielt. Ob ER-Stress
dagegen auch eine Darmentzündung hemmen kann, war bislang unklar.

Neueste Resultate von einem internationalen Forschungsteam mit
massgeblicher Beteiligung von Forschenden vom Department for Biomedical
Research (DBMR) der Universität Bern und der Abteilung Gastroenterologie
der Universitätsklinik für Viszerale Chirurgie und Medizin, Inselspital
Bern zeigen zum ersten Mal positive Effekte von ER-Stress bei
Darmentzündungen: Durch diesen werden in der Darmschleimhaut gezielt
Abwehrzellen aus der Bauchhöhle rekrutiert. Diese Zellen können über die
Produktion von Antikörpern vom Typ Immunoglobulin A (IgA) die
Schutzbarriere der empfindlichen Darmschleimhaut verstärken und damit vor
überschiessenden Entzündungsreaktionen schützen. Die Studie wurde im
Journal «Science» publiziert.

Stress kann auch positiv sein

Die Forschenden untersuchten mehrere Mausmodelle, bei denen sich durch
genetische Veränderungen ER-Stress in den Zellen der Darmschleimhaut
entwickelt, und fanden als gemeinsames Merkmal aller Modelle einen
signifikanten IgA-Anstieg. Wenn die Forschenden zusätzlich die Produktion
oder den Transport von Antikörpern störten, wurde der Schutzeffekt von IgA
unterbunden, und es kam zu einer vermehrten Darmentzündung.

«Besonders wichtig für diese Studie waren Beobachtungen an keimfreien
Mäusen», sagt Niklas Krupka, einer der Ko-Erstautoren der Studie. Da in
keimfreien Mäusen der stimulierende Einfluss von Bakterien, Viren oder
Pilzen auf das Immunsystem fehlt, stellen diese Tiere normalerweise nur
wenig IgA her. «Allein durch das genetische Erzeugen von ER-Stress in den
Darmzellen konnten wir in keimfreien Mäusen einen deutlichen Anstieg der
IgA-Produktion auslösen. Dies zeigt, dass wir es mit einem fundamentalen
Schutzmechanismus des Darmes zu tun haben, für den nicht einmal eine
natürliche mikrobielle Besiedlung erforderlich ist.»

Neuer Behandlungsansatz?

Als Ursprung für die durch ER-Stress ausgelöste IgA-Antwort
identifizierten die Forschenden eine spezielle Gruppe von Abwehrzellen in
der Bauchhöhle. «Unsere Daten zeigen, dass der Darm bei ER-Stress über
bislang noch unbekannte Faktoren aktiv mit diesen Zellen kommuniziert und
sich damit Hilfe aus der Ferne holt», erklärt Niklas Krupka. Vergleichbare
Schutzmechanismen könnten auch bei chronisch-entzündlichen
Darmerkrankungen eine Rolle spielen: Als Hinweis dafür fanden die
Forschenden in Darmbiopsien von Patientinnen und Patienten, die eine
ER-Stress-fördernde Genvariante aufwiesen, vermehrt IgA-produzierende Zellen.

Die Forschenden erhoffen sich nun, dass die gewonnenen Erkenntnisse in
Zukunft für neue Behandlungsansätze für chronisch-entzündliche
Darmerkrankungen genutzt werden können und planen bereits weiterführende
Studien. «ER-Stress der Darmschleimhaut kann eine nützliche Funktion
ausüben - vergleichbar mit dem aus der Psychologie entlehnten Begriff
«Eustress»: einem stressauslösenden Reiz, der den Organismus jedoch
positiv beeinflusst», sagt Krupka.

Die Studie wurde unter der Leitung des Brigham and Women's Hospital,
Harvard Medical School, Boston, mit wesentlicher Beteiligung des
Department for Biomedical Research der Universität Bern und der
Universitätsklinik für Viszerale Chirurgie und Medizin des Berner
Inselspitals durchgeführt: Niklas Krupka ist nach Abschluss seiner
Forschungsarbeiten an der Harvard Medical School seit Kurzem an der
Universitätsklinik für Viszerale Chirurgie und Medizin des Berner
Inselspitals tätig. Die Berner Forschenden Hai Li, Julien Limenitakis,
Stephanie Ganal-Vonarburg und Andrew Macpherson waren massgeblich an der
Charakterisierung der Antikörperantwort und ihrer Auswirkung auf die
Darmbakterien beteiligt.

Die Arbeit wurde unter anderem unterstützt durch die National Institutes
of Health (USA), den Europäischen Forschungsrat, die Deutsche
Forschungsgemeinschaft, die Netherlands Organization for Scientific
Research, den Wellcome Trust Senior Investigator Award (UK) und die Japan
Society for the Promotion of Science.


Originalpublikation:

Joep Grootjans, Niklas Krupka, Shuhei Hosomi et al.: Epithelial
endoplasmic reticulum stress orchestrates a protective IgA response,
Science, 1. März 2019, http://dx.doi.org/10.1126/science.aat7186

Weitere Informationen finden Sie unter

http://tinyurl.com/SchutzmechanismusDarm

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment71111

Medienmitteilung als PDF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution57

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Bern - 28.02.2019
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FORSCHUNG/4012: Entzündungen versetzen alternde Hirnstammzellen in Schlaf (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 28.02.2019

Entzündungen versetzen alternde Hirnstammzellen in Schlaf



Im Alter nimmt die Anzahl an Stammzellen im Gehirn von Mäusen dramatisch
ab. Die verbleibenden schützen sich vor dem völligen Verschwinden, indem
sie in Schlaf versinken, wie Wissenschaftler aus dem Deutschen
Krebsforschungszentrum nun in der Zeitschrift CELL veröffentlichen. Die
alten Stammzellen lassen sich nur schwer aufwecken. Doch einmal erwacht,
sind sie genauso leistungsfähig wie junge. Der Schlaf wird durch
Entzündungssignale aus der Umgebung der Stammzellen gefördert.
Entzündungshemmende Wirkstoffe könnten daher ein Schlüssel sein, um die
Stammzellen zu wecken und auch im Alter Reparaturprozesse im Gehirn
anzuregen.

Stammzellen in bestimmten Bereichen des Gehirns erwachsener Mäuse sind
zeitlebens dazu in der Lage, neue Nervenzellen bereit zu stellen. Die
Stammzellen werden durch Verletzungen des Gehirns aktiviert. Sie gelten
auch als Ursprungszellen bestimmter Gehirntumoren.

Doch im Laufe des Alterns lässt die Nachschubproduktion an jungen
Nervenzellen nach. Wissenschaftler um die Stammzellexpertin Ana
Martin-Villalba im Deutschen Krebsforschungszentrum haben nun mit Kollegen von
den Universitäten Heidelberg und Luxemburg eine Ursache für diesen
Funktionsverlust entdeckt: Sie fanden heraus, dass die Anzahl der
Stammzellen mit dem Altern stark zurückgeht. "Das liegt daran, dass die
meisten Stammzellen beim Ausdifferenzieren zu reifen Gehirnzellen
verschwinden, nur ein kleiner Teil von ihnen erzeugt wieder neue
Stammzellen", erklärt Martin-Villalba. "Würden sie nicht mit dem Alter
mehr und mehr in eine Schlafphase ohne Teilungsaktivität eintreten, wäre
im Gehirn einer alten Maus der Vorrat an Stammzellen völlig aufgebraucht.
Durch den Schlaf gewinnen sie gewissermaßen Zeit."

Nicht nur die Anzahl schlafender Stammzellen steigt mit dem Alter, sondern
sie lassen sich auch schwerer durch Notsignale wie etwa Verletzungen aus
dem Schlaf aufwecken. Doch sind sie erst einmal aufgewacht, so sind sie
bei der Produktion neuer Nervenzellen so leistungsfähig wie junge
Stammzellen.

Das Team fand heraus, dass offenbar Entzündungsbotenstoffe und Signale der
wichtigen Wnt-Signalkette aus der direkten Umgebung der Stammzellen, der
so genannten "Nische" schlaffördernd wirken. Werden diese Signale durch
Antikörper unterbunden, so steigt die Teilungsaktivität der neuralen
Stammzellen wieder an und sie stellen sowohl mehr Nervenzellen für den
Alltag als auch für Reparaturprozesse bereit.

"Zentral an unserer Arbeit ist die Erkenntnis, dass der durch Entzündungen
geförderte Schlaf ein Schlüsselmerkmal der alternden Hirnstammzellen ist",
sagt Ana Martin-Villalba. "Doch Entzündungen lassen sich mit Medikamenten
unterdrücken. Das ist vielleicht ein Ansatz, auch im Alter die Bildung
neuer Nervenzellen anzuregen und Reparaturmechanismen im Gehirn
einzuleiten."

Kalamakis Georgios, Brüne Daniel, Ravichandran Srikanth, Bolz Jan, Fan
Wenqiang, Ziebell Frederik, Stiehl Thomas, Catalá-Martínez Francisco,
Kupke Janina, Zhao Sheng, Llorens-Bobadilla Enric, Bauer Katharina,
Limpert Stefanie, Berger Birgit, Christen Urs, Schmezer Peter, Mallm Jan
Philipp, Berninger Benedikt, Anders Simon, Del Sol Antonio,
Marciniak-Czochra Anna, Martin-Villalba Ana: Quiescence modulates stem cell
maintenance 1 and regenerative capacity in the aging brain
CELL 2019, DOI: 10.1016/j.cell.2019.01.040

Das Deutsche Krebsforschungszentrum (DKFZ) ist mit mehr als 3.000
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die größte biomedizinische
Forschungseinrichtung in Deutschland. Über 1.000 Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler erforschen im DKFZ, wie Krebs entsteht, erfassen
Krebsrisikofaktoren und suchen nach neuen Strategien, die verhindern, dass
Menschen an Krebs erkranken. Sie entwickeln neue Methoden, mit denen
Tumoren präziser diagnostiziert und Krebspatienten erfolgreicher behandelt
werden können. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Krebsinformationsdienstes (KID) klären Betroffene, interessierte Bürger
und Fachkreise über die Volkskrankheit Krebs auf. Gemeinsam mit dem
Universitätsklinikum Heidelberg hat das DKFZ das Nationale Centrum für
Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg eingerichtet, in dem vielversprechende
Ansätze aus der Krebsforschung in die Klinik übertragen werden. Im
Deutschen Konsortium für Translationale Krebsforschung (DKTK), einem der
sechs Deutschen Zentren für Gesundheitsforschung, unterhält das DKFZ
Translationszentren an sieben universitären Partnerstandorten. Die
Verbindung von exzellenter Hochschulmedizin mit der hochkarätigen
Forschung eines Helmholtz-Zentrums ist ein wichtiger Beitrag, um die
Chancen von Krebspatienten zu verbessern. Das DKFZ wird zu 90 Prozent vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung und zu 10 Prozent vom Land
Baden-Württemberg finanziert und ist Mitglied in der
Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren.


Originalpublikation:

Kalamakis Georgios, Brüne Daniel, Ravichandran Srikanth, Bolz Jan, Fan
Wenqiang, Ziebell Frederik, Stiehl Thomas, Catalá-Martínez Francisco,
Kupke Janina, Zhao Sheng, Llorens-Bobadilla Enric, Bauer Katharina,
Limpert Stefanie, Berger Birgit, Christen Urs, Schmezer Peter, Mallm Jan
Philipp, Berninger Benedikt, Anders Simon, Del Sol Antonio,
Marciniak-Czochra Anna, Martin-Villalba Ana: Quiescence modulates stem cell
maintenance 1 and regenerative capacity in the aging brain
CELL 2019

DOI: 10.1016/j.cell.2019.01.040

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386
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FORSCHUNG/4011: Zentralen Schalter der allgemeinen DNA-Reparatur und Transkription in Krebszellen entdeckt (idw)


Forschungsinstitut Kinderkrebs-Zentrum Hamburg - 28.02.2019

Zentralen Schalter der allgemeinen DNA-Reparatur und Transkription in Krebszellen entdeckt



Irren ist menschlich - auch im Bauplan unseres Lebens, im Genom, kommt es
täglich in jeder Zelle unseres Körpers zu Schäden in der DNA, die die
Zellen durch einen eigenen, ausgeklügelten Reparatur- und
Schreibmechanismus beheben. Versagt dieser, sind Genveränderungen
vorprogrammiert, die zu Krebs führen oder schwerwiegende Erbkrankheiten
nach sich ziehen können. Wissenschaftlern des Forschungsinstituts
Kinderkrebs-Zentrum Hamburg am Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf
(UKE) ist es nun gelungen, einen zentralen Schalter für diese
DNA-Reparatur- und Transkriptionsmechanismen in Krebszellen zu identifizieren.

Am Modell von pigmentbildenden Zellen, die in besonders hohem Maße
genomschädigenden Einflüssen, wie z.B. UV-Strahlung und
Oxidationsstress, ausgesetzt sind, haben Professor Dr. Martin Horstmann
und seine Arbeitsgruppe zusammen mit Kollegen/-innen der Abteilungen
Anatomie/experimentelle Morphologie und Dermatologie am UKE im Rahmen
einer internationalen Kollaboration einen zentralen molekularen Schalter
ausgemacht, der die komplexe Genschreibmaschine reguliert. Dieser zentrale
Schalter namens 'MITF' (Microphthalmia Transkriptionsfaktor) arbeitet als
Steuerungselement eines starken Wachstumsmotors in bösartigen
Pigmentzellen und leistet auf diese Weise den Tumorzellen enormen
Vorschub.

MITF und MYC - zwei potenzielle Onkogene bestimmen die Aktivität der allgemeinen Transkriptionsmaschine

Die genotoxisch besonders exponierten, pigmentbildenden Zellen aktivieren
den Transkriptionsfaktor MITF, um ihre genetische Integrität und
transkriptionelle Homöostase aufrecht zu erhalten. MITF transaktiviert den
allgemeinen Transkriptionsfaktor 2H1 (GTF2H1), der für die
Nukleotid-Exzisionsreparatur und die Transkription durch TFIIH benötigt wird. Zudem
entdeckten die Forscher, dass MITF als linienabhängiges Onkogen das
Wachstum entarteter Pigmentzellen durch GTF2H1 vorantreibt und auf diese
Weise die Progression und Fernabsiedlung der Tumorzellen mitbestimmt. "Die
funktionelle Achse MITF-GTF2H1 ist in den Tumorzellen aktiv und fungiert
quasi als Steuerungselement des Wachstumsmotors", erklärt Horstmann das
Forschungsergebnis seiner Arbeitsgruppe. Dabei reguliert MITF nicht nur
den für die Architektur des Transkriptionsinitiationskomplex so wichtigen
GTF2H1, sondern auch seine katalytische Untereinheit, das Enzym CDK7 -
eine Kinase, die sowohl für die Transkription als auch für die
Zellzyklusaktivität unabdingbar ist. In 15-20% der untersuchten malignen
Pigmentzelltumoren geht der zentrale Microphthalmia Transkriptionsfaktor
verloren und wird durch sein Homolog, das Proto-Onkogen c-MYC, ersetzt.
Hierbei übernimmt MYC die Kontrolle über CDK7 in den pigmentbildenden
Zellen.

MYC ist in einer Vielzahl von Tumoren aktiv, häufig auch in Krebsentitäten
des Kindesalters. Der beschriebene Schutzmechanismus, der genetische
Integrität und transkriptionelle Homöostase in Normalzellen
aufrechterhält, richtet sich im Moment der Transformation gegen den
Organismus. Die gute Nachricht ist, dass zum Beispiel MYC-getriebene
Neuroblastome oder Medulloblastome transkriptionsabhängig sind. "Wir haben
möglicherweise einen wunden Punkt in diesen kaum zu kontrollierenden
Tumoren identifiziert, der durch gezielte Hemmung der MYC-abhängigen CDK7
therapeutisch adressiert werden kann", erläutert Professor Horstmann.

Die Ergebnisse der Forschungsarbeit wurden jüngst in der Fachzeitschrift
Oncogene der Nature Publishing Group publiziert. Sie tragen zu einem
besseren Verständnis bei, wie DNA-Reparatur und Transkription koordiniert
reguliert werden. Darüber hinaus eröffnen die gewonnenen Erkenntnisse neue
Perspektiven der transkriptions-gerichteten therapeutischen Intervention
in MYC- bzw. MITF-abhängigen Tumorerkrankungen des Kindes- und
Erwachsenenalters.


Originalpublikation:

Lineage-specific control of TFIIH by MITF determines transcriptional
homeostasis and DNA repair.

Seoane M, Buhs S, Iglesias P, Strauss J, Puller AC, Müller J, Gerull H,
Feldhaus S, Alawi M, Brandner JM, Eggert D, Du J, Thomale J, Wild PJ,
Zimmermann M, Sternsdorf T, Schumacher U, Nollau P, Fisher DE, Horstmann
MA. Oncogene. 2019 Jan 16. 

doi: 10.1038/s41388-018-0661-x.
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RECHT/629: Terminservice- und Versorgungsstärkungsgesetz - Verhandlungen und Proteste (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 2/2019

TSVG

Verhandlungen und Proteste

von Dirk Schnack



Das Terminservice- und Versorgungsstärkungsgesetz bestimmt seit
Wochen die Diskussion im ambulanten Sektor.


Niedergelassene Ärzte und Berufsverbände haben in den
vergangenen Wochen ihre Kritik am geplanten Terminservice- und
Versorgungsstärkungsgesetz (TSVG) bundesweit verstärkt. Erster
Höhepunkt war ein bundesweiter Protesttag am 23. Januar. Auch Ärzte in
Schleswig-Holstein halten die von Bundesgesundheitsminister Jens Spahn
(CDU) geplanten Regelungen für problematisch, berieten am Protesttag
aber nur intern in der Ärztegenossenschaft darüber. Nach einer Sitzung
mit Vertretern von Berufsverbänden und Praxisnetzen machten diese in
einer Mitteilung deutlich, dass sie etwa die geplanten Vorgaben für
erweiterte Sprechstunden ablehnen. "Durch direkte
Durchgriffsregelungen auf das Praxismanagement werden uns Ärzten
nötige Freiräume zur Organisation einer patientenorientierten
Versorgung genommen", sagte Dr. Axel Schroeder aus dem Vorstand der
Ärztegenossenschaft Nord. Der Urologe aus Neumünster nannte
Budgetierung und Bedarfsplanung als Ursachen der von der Politik
kritisierten Wartezeiten.

Deutlich wurde in Bad Segeberg, dass die niedergelassenen Ärzte
ohnehin schon lange Arbeitszeiten zu bewältigen haben und sich diese
Zeit für die Patienten auch nehmen wollen. "Die 50 Stunden sind nicht
unser Problem. Die Extra-Zuschläge oder Aufschläge für offene
Sprechstunden sind das Problem", sagte Burkhard Sawade vom Dachverband
der Netze. Er forderte deshalb, die restriktiven Budgetvorgaben für
Praxen abzuschaffen: "Nur so wird man dem aktuellen vermehrten
Versorgungsbedarf gerecht werden können." In der gemeinsamen
Mitteilung fordern die Ärzte aus Schleswig-Holstein Spahn auf, "vom
Dogma der Budgetierung abzurücken". Sie mahnen: "Es gilt, gemeinsam
mit der Ärzteschaft Lösungsansätze für eine schrittweise
Budgetablösung zu finden, bevor das Gesetz im Mai in Kraft tritt."

Zuvor hatte rund die Hälfte aller Praxen in Schleswig-Holstein einen
offenen Brief der KV Schleswig-Holstein an Spahn und an
Bundestagsabgeordnete unterstützt, mit dem sie ihren Unmut über das
Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG) ausdrücken. Der Vorstand
der KV hat die Unterschriftenliste bei einem Gespräch in der Berliner
Landesvertretung an Bundestagsabgeordnete der Großen Koalition
übergeben.

Das Gespräch in Berlin nutzten KV-Vorstand Dr. Monika Schliffke und
Dr. rer. nat. Ralph Ennenbach, um ihre Kritik zu erläutern.
Insbesondere die von Spahn angestrebte Ausweitung der
Mindestsprechstundenzeit auf 25 Stunden pro Woche spielte dabei eine
Rolle. Fakt ist nach Angaben des Vorstands, dass die Niedergelassenen
im Durchschnitt mehr als 50 Stunden pro Woche arbeiten und häufig mehr
Sprechstunden leisten als sie müssten. Die Ärzte befürchten außerdem,
dass die zahlreichen Regelungsmaßnahmen im Gesetzentwurf Ärzte aus der
Selbstständigkeit vertreiben könnten - durch frühzeitigen Ruhestand
und Abkehr des interessierten Nachwuchses. Sie verwiesen auch auf
Nachteile für die Patienten, sollte das Gesetz in Kraft treten: Für
die intensive Behandlung chronisch kranker Patienten stünde weniger
Zeit zur Verfügung, fremdbestimmte Termine schränkten die freie
Arztwahl ein, machten das Verhältnis zwischen Arzt und Patient
unpersönlich und störten Organisationsabläufe in den Praxen. Als
Lösung empfahl die KVSH eine "grundsätzliche Umkehr in der
Gesundheitspolitik" mit entbudgetierten Grundleistungen und Verzicht
auf bürokratische Vorgaben.

An anderen Standorten in Deutschland war der Ton etwas schärfer. In
Hamburg hatten sich auf Einladung eines Aktionskomitees aus Vertretern
von Berufsverbänden rund 300 Ärzte und Psychotherapeuten im Ärztehaus
eingefunden, um gegen das TSVG zu protestieren. Dort wurden u. a.
Eingriffe in die Selbstverwaltung, zu erwartende Mehrarbeit, höherer
Aufwand, Überwachung des Versorgungsauftrags als Folgen des Gesetzes
kritisiert und die in Aussicht gestellten Mehreinnahmen als nicht
angemessen bezeichnet. Die Stimmung im Ärztehaus schwankte zwischen
Unverständnis und Empörung, als Dr. Dirk Heinrich als Vorsitzender der
KV-Vertreterversammlung und anschließend Vertreter mehrerer
Berufsgruppen die zu erwartenden Folgen des Gesetzes verdeutlichten.
Heinrich bezeichnete Teile des Gesetzes als "Willkür", Hausärztin Dr.
Silke Lüder bezweifelte, dass Spahn mit seinen "populistischen Ideen"
bei der Bevölkerung Unterstützung findet, und Psychotherapeutin Hanna
Guskowski bewertete das Gesetz als "Zumutung" für die Patienten.

Diese ablehnende Haltung zog sich quer durch die Fachgruppen.
Dermatologe Dr. Jan Ter-Nedden sieht als Konsequenz des TSVG, dass die
Praxisorganisation umgestellt werden muss. Kinderarzt Dr. Stefan Renz
rechnet damit, dass die Terminservicestellen für zahlreiche Buchungen
durch Patienten sorgen, die dann nicht eingehalten werden: "Die
Termine werden verpulvert."

Wie aber sollten Ärzte auf einen Gesetzentwurf reagieren, den sie in
großen Teilen ablehnen? Hamburgs Hausärztechef Dr. Frank Stüven riet
zu einem konstruktiven Austausch mit dem Ziel, mehr Zeit für die
Patienten zu erhalten. Dafür machte er drei Vorschläge:


	Entlastung der Wartezimmer, indem arbeitsunfähige Arbeitnehmer sich für die erste Woche keine Bescheinigung mehr vom Arzt holen müssen.

	Anreize für eine bessere Patientensteuerung schaffen, um unnötige und vorschnelle Konsultationen zu vermeiden.

	Weil die Nachfrage nach ärztlichen Leistungen weiterhin die Kapazitäten übersteigen wird, muss eine Eigenbeteiligung eingeführt werden - nicht mit einer Zahlung am Arzttresen, sondern in Form eines Selbstbehaltes, der von den Krankenkassen je nach Inanspruchnahme am Jahresende wieder ausgezahlt werden kann.



Neben der inhaltlichen Auseinandersetzung gibt es aber auch die
Bereitschaft, sich mit anderen Mitteln zu wehren, darunter auch
"ziviler Ungehorsam", wie ein Teilnehmer anregte. Die Vorschläge
reichten von Boykott-Aufrufen bis zur kollektiven Rückgabe der
Zulassung. Weil solche Schritte genauso schwer umzusetzen sind wie die
angeregte Klage gegen das TSVG, wollen die Ärzte und Psychotherapeuten
weiter politisch Stimmung machen. Unterstützt wurden die Befürworter
dieser Haltung von FDP-Gesundheitspolitiker Dr. Wieland Schinnenburg.
Der Zahnarzt und Hamburger Bundestagsabgeordnete sieht hierin den Weg
mit den größten Erfolgsaussichten: "Es geht nur über politischen
Druck. Sie müssen mit Ihren Patienten reden."


1. Mai

Diesen Tag strebt das Bundesgesundheitsministerium für das
Inkrafttreten des TSVG an. Die abschließende Lesung soll in der
dritten Märzwoche stattfinden. Für den 13. Februar war eine weitere
Anhörung im Gesundheitsausschuss des Bundestages anberaumt. Bei der
ersten Anhörung war das Gesetz nach Wahrnehmung von Mitglied Dr.
Wieland Schinnenburg (FDP) bei den Experten "durchgefallen".


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 2/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201902/h19024a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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LEBER/257: Studienergebnisse zeigen - neue Therapieoptionen für Hepatitis delta benötigt (idw)


Deutsche Leberstiftung - 01.03.2019

Studienergebnisse zeigen: neue Therapieoptionen für Hepatitis D (delta) weiter dringend benötigt



Die weltweit größte Studie zur Behandlung der aggressiven Hepatitis delta
wurde im HepNet Study-House der Deutschen Leberstiftung durchgeführt.
Heute veröffentlichte Ergebnisse der internationalen Studie zeigen, dass
eine Verlängerung der Therapie positive Auswirkungen auf den Zustand der
Leber hat und damit das Fortschreiten der Erkrankung hemmen kann, jedoch
nicht zu wesentlich höheren Heilungsraten führt.

Die Hepatitis delta ist die chronische Lebererkrankung mit den
schwerwiegendsten Folgen, die durch Viren verursacht wird. Die Betroffenen
entwickeln sehr häufig eine Leberzirrhose und Leberzellkrebs; für viele
Patienten bleibt die Lebertransplantation als letzte Therapieoption. Die
Erkrankung wird durch eine Infektion mit dem Hepatitis D-Virus (HDV)
verursacht. Das HDV ist das kleinste bekannte Virus, das Menschen
infizieren kann. Nur Patienten mit einer bestehenden Hepatitis B können
sich mit dem Hepatitis D-Virus infizieren, da das Virus das Hülleiweiß des
Hepatitis B-Virus benötigt, um Leberzellen zu infizieren.

Aktuelle Schätzungen gehen von weltweit ca. 15 bis 25 Millionen und in
Deutschland von etwa 30.000 Menschen aus, die chronisch mit dem Hepatitis
D-Virus infiziert sind. Die derzeit einzige Therapieoption ist eine
einjährige Behandlung mit einem modifizierten Gewebshormon, dem
pegylierten Interferon alfa, basierend auf einer Studie des "Kompetenznetz
Hepatitis", einem Projekt der Deutschen Leberstiftung, deren Ergebnisse im
Jahr 2011 veröffentlicht wurden. In dieser Studie konnte gezeigt werden,
dass bei ca. 25 bis 30 Prozent der Infizierten zum Ende der Therapie das
Virus nicht mehr nachweisbar war (HIDIT-I-Studie des "Kompetenznetz
Hepatitis"; NEJM 2011). Leider kam es jedoch im Langzeitverlauf nach
Therapieende bei vielen Patienten zu einem erneuten Anstieg der Viruslast,
sodass nur bei wenigen Betroffenen eine langfristige Viruskontrolle
erreicht werden konnte (Heidrich et al.; Hepatology 2014). Unklar blieb,
ob mit einer verlängerten Therapie oder durch eine Behandlung in
Kombination mit einem weiteren Medikament gegen die gleichzeitig
bestehende Hepatitis B die Ausheilungsraten erhöht werden können.

Im HepNet Study-House der Deutschen Leberstiftung wurde daher in
Zusammenarbeit mit der Medizinischen Hochschule Hannover und der Firma
Roche Pharma die derzeit weltweit größte Studie (The Hep-Net International
Delta Hepatitis Interventional Trial, HIDIT-II) zur antiviralen Behandlung
der chronischen Hepatitis delta durchgeführt. In der HIDIT-II wurden in
einer internationalen Zusammenarbeit von Zentren in Deutschland,
Griechenland, Rumänien und der Türkei 120 Patienten für 96 Wochen entweder
mit PEG Interferon alfa-2a und Tenofovir disoproxil (einem Medikament, das
zur Behandlung der Hepatitis B zugelassen ist) oder PEG Interferon alfa-2a
und einem Placebo behandelt. Die Ergebnisse dieser Studie wurden jetzt in
der angesehenen Fachzeitschrift "The Lancet Infectious Diseases", dem
international bedeutendsten Journal im Bereich Infektionserkrankungen,
veröffentlicht.

Ein wesentliches Ergebnis der Studie ist, dass eine deutliche Verminderung
der Lebervernarbung, also eine Verbesserung des Zustandes und der Funktion
der Leber zum Ende der Therapie, beobachtet wurde. "Dieser Befund konnte
in der Form weltweit erstmals dokumentiert werden, was für die
Langzeitprognose der Patienten von wesentlicher Bedeutung ist", stellt
Professor Heiner Wedemeyer, Koordinator der Studie und Direktor der Klinik
für Gastroenterologie und Hepatologie am Universitätsklinikum Essen
heraus. "Damit ist die Wahrscheinlichkeit für Komplikationen wie
Leberzirrhose oder Leberzellkrebs deutlich reduziert." Wichtig ist auch
die durchaus gute Verträglichkeit der verlängerten Therapie, obwohl
Interferone Nebenwirkungen wie grippeartige Symptome oder
Blutbildveränderungen verursachen können.

Auch mit der zweijährigen Therapie konnten Rückfälle nach Therapieende
nicht verhindert werden. Professor Cihan Yurdaydin aus der Abteilung
Gastroenterologie der Universität Ankara, verantwortlicher Prüfarzt für
die Türkei, erklärt, dass aufgrund der HIDIT-II-Studie eine auf zwei Jahre
verlängerte Therapie nicht generell empfohlen werden kann. "Diese für die
klinische Praxis sehr wichtige Studie zeigt aber, dass bei Patienten mit
gutem Therapieansprechen eine Verlängerung durchaus in Betracht gezogen
werden kann", stellt er klar.

"Die vom HepNet Study-House initiierte Studie war eine logistische
Meisterleistung über fast zehn Jahre, die weltweit einmalige Ergebnisse
erbracht hat und nur mit der Infrastruktur des HepNet Study-House,
internationaler Zusammenarbeiten sowie der Unterstützung durch das
Hannover Clinical Trial Center (HCTC) möglich war", betont Professor
Michael P. Manns. Er ist Direktor der Klinik für Gastroenterologie,
Hepatologie und Endokrinologie der Medizinischen Hochschule Hannover und
Vorstandsvorsitzender der Deutschen Leberstiftung.

Die Studie wurde mit Fördermitteln des Deutschen Zentrums für
Infektionsforschung (DZIF) und der Unterstützung der Firmen Roche Pharma
AG und Gilead Sciences GmbH durchgeführt.


Literatur: 

Peginterferon alfa-2a plus tenofovir disoproxil fumarate for
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PFLEGE/756: Pflegefachkräfte aus dem Ausland ... Beide Seiten müssen mehr voneinander wissen (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 01.03.2019

Pflegefachkräfte aus dem Ausland: Beide Seiten müssen mehr voneinander wissen



Eine Studie des Instituts für Arbeit, Wirtschaft und Kultur (IWAK) der
Goethe-Universität Frankfurt am Main zeigt gegenseitige
Verständnisprobleme auf - und auch Lösungswege.

FRANKFURT. Ohne Fachkräfte aus dem Ausland wäre der Pflegenotstand
hierzulande noch deutlicher spürbar. Doch die Integration dieser Menschen
in den Arbeitsalltag könnte besser laufen - und das liegt nicht in erster
Linie an sprachlichen Schwierigkeiten. Dies zeigt eine Studie des
Instituts für Wirtschaft, Arbeit und Kultur (IWAK) der Goethe-Universität,
die gemeinsam mit dem Institut für Sozialforschung (IfS) erstellt wurde.

Krankenhäuser und Altenpflegeeinrichtungen stellen immer mehr Menschen
ein, die ihren Berufsabschluss im Ausland erworben haben. Die Zahl der
Fachkräfte in diesem Bereich, die jährlich einwandern, ist innerhalb von
fünf Jahren um das Fünffache angestiegen: Waren es 2012 noch 1.500
Pflegekräfte mit einem ausländischen Abschluss, wurden 2017 schon 8.800
solcher Mitarbeiter gezählt. Vor allem in Großstädten schreitet diese
Entwicklung rasch voran: In den Frankfurter Krankenhäusern, so schätzen
Experten, stammt inzwischen fast jede zweite neue Pflegefachkraft aus dem
Ausland.

Allerdings gelingt es in vielen Fällen nicht, die Fachkräfte auch in den
Einrichtungen zu halten. Vor diesem Hintergrund ist die durch die
Hans-Böckler-Stiftung geförderte Studie "Betriebliche Integration auf
globalisierten Arbeitsmärkten (BIGA)" konzipiert worden. Wie die
Zusammenarbeit in Kliniken und Pflegeeinrichtungen im Alltag funktioniert,
wurde in knapp 60 ausführlichen Interviews ergründet. Befragt wurden vor
kurzem eingewanderte Fachkräfte, aber auch deren in Deutschland
ausgebildete Kolleginnen und Kollegen sowie Vorgesetzte,
Arbeitnehmervertreter und Migrationsexperten. Dabei zeigte sich: Alle
Beteiligten sind mit der Zusammenarbeit oft unzufrieden. "Differenzen und
Missverständnisse werden immer wieder auf 'kulturelle Unterschiede'
zurückgeführt, haben ihre Ursache aber woanders", stellt Sigrid Rand,
wissenschaftliche Mitarbeiterin des IWAK fest. Dabei hätten die Spannungen
in Wirklichkeit vor allem mit gegenseitiger Unkenntnis der
unterschiedlichen Arbeitszuschnitte zu tun: "In vielen Herkunftsländern
werden Pflegefachkräfte an Hochschulen ausgebildet. Eine hochqualifizierte
schulisch-betriebliche Ausbildung wie in Deutschland ist dort nicht
bekannt. In ihren Heimatländern konnten die Pflegekräfte mehr
Management- und Behandlungsaufgaben übernehmen, die in Deutschland den Ärzten
vorbehalten sind. Aufgaben der 'Grundpflege' wie die Unterstützung beim
Essen oder bei der Körperpflege sind dort Sache spezieller Service-Kräfte
oder der Angehörigen."

Ausländische Pflegekräfte fühlen sich aufgrund sprachlicher Barrieren von
Informationen ausgeschlossen, ihre alteingesessenen Kollegen kritisieren
an ihnen wiederum mangelnde Kenntnisse in der Grundpflege und beim
Sozialverhalten, heißt es in der Studie. Die ausländischen Fachkräfte
könnten allenfalls als Lernende angesehen werden, wurde im Interview
geäußert. Die neu migrierten Pflegefachkräfte reagierten auf die Konflikte
mit "systematischem Lernen", einer "ambivalenten Anpassung" - und bei
anhaltender Unzufriedenheit mit einer Abkehr von ihrem Arbeitsplatz und
unter Umständen mit der Rückkehr ins Heimatland.

Die Autoren der Studie plädieren dafür, dass Arbeitgeber die Beschäftigten
- ob neu hinzugekommen oder alteingesessen - mit den Herausforderungen
nicht allein lassen. Sie sollten vielmehr Raum für fachlichen Austausch
und Konfliktlösung schaffen, unabhängige Coaches zur Verbesserung der
Kommunikation einsetzen. Entscheidend sei auch, dass der Stress am
Arbeitsplatz nicht zu groß sei: Wenn die Pflege permanent unterbesetzt
ist, bleibt kaum Freiraum für solche wichtigen Aufgaben. Letztlich könne
man die andersartigen Erfahrungen ausländischer Kräfte aber auch nutzen,
um den Arbeitsalltag in Deutschland besser zu organisieren.

Ergänzend zur Studie wurde ein "Working Paper" erstellt, an dem sowohl die
Forscher als auch Betriebsräte und Personalverantwortliche aus den
Pflegeeinrichtungen beteiligt waren. Darin finden Entscheider wichtige
Hinweise, um die Situation möglichst rasch zu verbessern. Darüber hinaus
bewirkte die Studie, dass das Hessische Ministerium für Soziales und
Integration das "Zentrum zur Anwerbung und nachhaltigen Integration
internationaler Pflege- und Gesundheitsfachkräfte (ZIP Hessen)" ins Leben
gerufen hat. "Das ist ein gutes Beispiel für den direkten Transfer von
wissenschaftlichen Erkenntnissen in die Gesellschaft", sagt Dr. Christa
Larsen, Geschäftsführerin des IWAK: "Hier können Pflegeeinrichtungen und
Krankenhäuser sich über den fachlichen Hintergrund ihrer neumigrierten
Pflegefachkräfte informieren und Missverständnisse vermeiden. Manche
schaffen es sogar, die zusätzlichen Kompetenzen für ihren Betrieb nutzbar
zu machen. Das hilft allen Seiten."

Das IWAK an der Goethe-Universität befasst sich seit fast 20 Jahren mit
den Entwicklungen auf dem Pflegearbeitsmarkt. Die vom IWAK aufgebauten
Monitoringsysteme für Hessen und Rheinland-Pfalz liefern kontinuierlich
nützliche Daten für die Pflege, zum Beispiel zur Ausbildungsplanung. In
diesen beiden Bundesländern wird dadurch eine Transparenz im Pflegesektor
geschaffen, die bundesweit einmalig ist.

Originalpublikation:

https://www.boeckler.de/pdf/p_study_hbs_416.pdf

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.boeckler.de/pdf/p_fofoe_WP_114_2019.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main - 01.03.2019
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PFLEGE/755: Pflegefachkräfte aus dem Ausland - Zahl versechsfacht, nicht selten Konflikte im Arbeitsalltag (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 01.03.2019

Pflegefachkräfte aus dem Ausland: Zahl versechsfacht - nicht selten Konflikte im Arbeitsalltag



Krankenhäuser und Altenpflegeeinrichtungen stellen zunehmend Pflegerinnen
und Pfleger ein, die ihren Berufsabschluss im Ausland erworben haben. So
ist die Zahl der Fachkräfte für Gesundheits- und Krankenpflege, die
jährlich aus dem Ausland nach Deutschland kommen, zuletzt auf fast das
Sechsfache gestiegen: Von knapp 1 500 im Jahr 2012 auf gut 8 800 im Jahr
2017. Größtenteils stammen sie aus ost- und südeuropäischen Staaten
außerhalb der EU oder von den Philippinen.

Die meisten der zugewanderten Pflegekräfte kommen im Arbeitsalltag
zurecht, trotzdem ist die "nachhaltige betriebliche Integration eine große
Herausforderung", der sich die Arbeitgeber stellen müssen. Das ergibt eine
neue, von der Hans-Böckler-Stiftung geförderte Studie.* Sowohl neu
migrierte als auch einheimische Beschäftigte - von denen selbst etliche
einen Migrationshintergrund haben - sind oft unzufrieden mit der
Zusammenarbeit. Differenzen und Missverständnisse, die häufig auf
Unterschieden in der Ausbildung und der gewohnten Arbeitsteilung zwischen
medizinischem Personal, Pflege- und Hilfskräften beruhen, werden nicht
selten stereotyp mit "kulturellen Unterschieden" erklärt. Das kann
Konflikte ebenso verschärfen wie die generell oft schwierigen
Arbeitsbedingungen. Die Leitungen von Kliniken und Pflegeeinrichtungen
stehen daher vor der Aufgabe, Foren und zeitliche Freiräume für einen
besseren fachlichen Austausch und mehr Verständnis zwischen neu
zugewanderten und etablierten Fachkräften in der Pflege zu schaffen. Dabei
können Betriebsräte eine wichtige Moderatorenrolle einnehmen. Im besten
Fall ergeben sich daraus Anregungen für Verbesserungen in Bereichen, in
denen die Arbeitsorganisation im deutschen Gesundheits- und Pflegesektor
hinter der in anderen Ländern zurückbleibt.

Pflegefachkräfte im Ausland anzuwerben, gilt insbesondere in der Politik
als wichtiger Beitrag, um die großen Personallücken in Deutschland zu
reduzieren. Zwar ist die Bundesrepublik laut der neuen Untersuchung im
internationalen Vergleich "noch weit davon entfernt, als etabliertes
Zielland der globalisierten Pflegefachkräftemigration zu gelten": 2010
hatten knapp 6 Prozent der Pflegerinnen und Pfleger ihre Ausbildung im
Ausland absolviert. In Großbritannien oder der Schweiz lag der Anteil zwei
bis dreimal so hoch. Die Vielfalt habe aber bereits in den vergangenen
Jahren deutlich zugenommen, schreiben die Studienautorinnen und -autoren
von der Goethe-Universität Frankfurt/Main. Dabei kommen die meisten neuen
Pflegerinnen und Pfleger bislang aus der europäischen Nachbarschaft:
Rumänien, Kroatien, Polen und Ungarn stellten 2017 die wichtigsten
EU-Herkunftsländer; hinzu kamen Bosnien-Herzegowina, Serbien und Albanien als
die benachbarten Drittstaaten. Die ebenfalls hohe Anzahl von
Pflegefachkräften aus den Philippinen resultiert aus dem Anwerbeabkommen
zwischen Deutschland und den Philippinen. Oft sind die Neueinstellungen
Ergebnis gezielter Anwerbeaktionen. In den Herkunftsländern haben sich
professionelle Agenturen auf die Vermittlung von qualifiziertem
Gesundheitspersonal spezialisiert, das mit Sprachkursen auf die Arbeit in
Deutschland vorbereitet wird.

Wie die Zusammenarbeit in Kliniken und Pflegeeinrichtungen im Alltag
funktioniert, leuchten die Wissenschaftler über knapp 60 ausführliche
Interviews aus. Dabei wurden neben Pflegerinnen und Pflegern, die nach
2008 in die Bundesrepublik gekommen sind, auch einheimische
Pflegefachkräfte und Vorgesetzte nach ihren Erfahrungen befragt. Hinzu
kamen Interviews mit Arbeitgebervertretern, Vermittlern und
Migrationsexperten. In ausführlich dokumentierten Gesprächen beschreiben
Leitungskräfte und ein Betriebsrat aus Frankfurter Kliniken, wie in ihren
Häusern Konflikte entstanden sind und entschärft werden konnten.**

Die Befragung offenbart auf beiden Seiten erhebliche Differenzen bei
Ausbildung, beruflichem Selbstverständnis und gewohnter
Arbeitsorganisation: In vielen der Herkunftsländer werden Pflegefachkräfte
an Hochschulen ausgebildet. Eine hochqualifizierte schulisch-betriebliche
Ausbildung wie in Deutschland ist dort unbekannt. Gleichzeitig übernehmen
Pflegefachkräfte etwa in Südeuropa in der Tendenz mehr Management- sowie
Behandlungsaufgaben, die in Deutschland Medizinerinnen und Medizinern
vorbehalten sind. Tätigkeiten der so genannten "Grundpflege" auszuüben,
also etwa Patientinnen und Patienten beim Essen oder der Körperpflege zu
unterstützen, ist dort für Pflegefachkräfte ungewöhnlich. Dafür gibt es,
mehr noch als in Deutschland, teils spezielle Service-Kräfte, teilweise
müssen Angehörige einspringen.

Dass sich bei derart unterschiedlichen Ausgangssituationen Spannungen
ergeben können, ist nach Analyse der Wissenschaftlerinnen nicht
überraschend. Problematisch sei vielmehr der Grad, in dem solche
Differenzen "kulturalisiert" würden. Als Auseinandersetzung zwischen
"Einheimischen" und "Ausländern" spitze sich der Konflikt nicht selten
stark zu, die Unzufriedenheit ist groß: So haben viele der befragten
zugewanderten Pflegekräfte das Gefühl, "unter Wert" arbeiten zu müssen,
sie fühlen sich häufiger von Informationen ausgeschlossen, von
Vorgesetzten schlechter behandelt. Deutsch als Arbeitssprache werde als
"Hierarchisierungsmittel" eingesetzt, wodurch sie in eine
Außenseiterposition gedrängt würden.

Die in Deutschland ausgebildeten Pflegefachkräfte kritisieren wiederum,
dass neu zugewanderte Kolleginnen und Kollegen schon wegen mangelnder
Sprachkenntnisse im verantwortungsvollen und eng getakteten, stressigen
Arbeitsalltag nicht voll einsetzbar seien. Die akademische Ausbildung im
Ausland wird oft nicht als Vorteil gesehen, sondern als "praxisfern"
kritisiert. Dafür fehlten grundsätzliche Kompetenzen, etwa bei der
Körperpflege von Patienten und im "Sozialverhalten". Aus der Sicht der
befragten einheimischen Beschäftigten können die Fachkräfte aus dem
Ausland daher zumindest für einen längeren Einarbeitungszeitraum
allenfalls als "Schüler" beschäftigt werden.

Die neu migrierten Pflegefachkräfte reagierten auf die Konflikte mit
"systematischem Lernen", einer "ambivalenten Anpassung" - bei
fortwährender Unzufriedenheit - und, wenn die Spannungen nicht gelöst
werden, oft mit einem "Exit", schreiben die Studienautoren. Darunter
fassen sie einen Wechsel der Abteilung oder des Krankenhauses, einen
Ausstieg aus dem Pflegeberuf oder die enttäuschte Rückkehr ins
Herkunftsland. Wohl die schlechteste Lösung nach dem hohen Aufwand auf
beiden Seiten.

Die Forscher halten es für unerlässlich, dass Kliniken und
Altenpflegeeinrichtungen ihre Beschäftigten - neu zugewanderte wie
einheimische - mit den Herausforderungen nicht allein lassen. Sie
empfehlen, den Pflegekräften genug Zeit für fachlichen Austausch und
Konfliktlösung einzuräumen und dazu geeignete Foren einzurichten.
Kompetente, unabhängige Coaches sollten dabei helfen,
Kommunikationsbarrieren zu überwinden. Eine besondere Rolle spielen dabei
jene Pflegekräfte, die schon lange in Deutschland arbeiten, aber selbst
einen Migrationshintergrund haben: Manche von ihnen sind laut der Studie
sensibel gegenüber vermeintlichen "Bevorzugungen" der neu migrierten
Kolleginnen, weil sie sich ihren Status als etablierte Fachkraft auch
selbst erarbeiten mussten. Andererseits können sie als "Mentorinnen" bei
Konflikten vermitteln - gerade, wenn sie die gleiche Muttersprache
sprechen.

Entscheidend für eine erfolgreiche Integration ist dabei aber auch, dass
genug Ressourcen zur Verfügung stehen: "Wenn man permanent unterbesetzt
ist und die Patienten nicht vernünftig versorgen kann, dann ist die
Bereitschaft für zusätzliche zeitaufwändige Aufgaben nicht so ausgeprägt.
Dieses ist aber ein generelles Problem, das nicht nur Fachkräfte betrifft,
die aus dem Ausland neu zu uns kommen", sagt ein befragter Betriebsrat.

Im besten Fall, betonen die Wissenschaftler, könnten die Erfahrungen, die
Pflegefachkräfte aus dem Ausland mitbringen, bei notwendigen Reformen in
Arbeitsorganisation und Aufgabenteilung helfen. Denn: "Hier bestehen nicht
nur grundsätzlich andere Formen zwischen Deutschland und den meisten
anderen Ländern, sondern es handelt sich auch um jene Bereiche, an welchen
sich der Innovationsstau in der Pflege in Deutschland festmacht." In den
vergangenen Jahrzehnten hätten Kliniken und Pflegeeinrichtungen auf
zunehmenden ökonomischen Druck mit Rationalisierung und Arbeitsverdichtung
reagiert, aber nicht mit grundlegenden Reformen bei Zuständigkeiten,
Delegation von Tätigkeiten und Regeln der Zusammenarbeit. Dadurch seien
"alle Pflegekräfte permanent mit Widersprüchen zwischen ihren fachlichen
Ansprüchen und der Arbeitswirklichkeit konfrontiert." Sowohl die
Beschäftigten als auch Arbeitgeber und Patienten könnten davon
profitieren, wenn neu zugewanderte und einheimische Fachkräfte
gleichberechtigt "aufgrund ihrer unterschiedlichen Vorerfahrungen
innovative Lösungen für Arbeitsorganisation und -teilung, soweit diese im
Rahmen der Organisation gestaltbar sind, gemeinsam entwickeln."


Originalpublikation:

*Robert Pütz, Maria Kontos, Christa Larsen, Sigrid Rand, Minna-Kristiina
Rukonen-Engler: Betriebliche Integration von Pflegefachkräften aus dem
Ausland. Study der Hans-Böckler-Stiftung Nr. 416, Februar 2019. Download:

https://www.boeckler.de/pdf/p_study_hbs_416.pdf

**Sigrid Rand, Christa Larsen: Herausforderungen und Gestaltung
betrieblicher Integration von Pflegefachkräften. Working Paper
Forschungsförderung, Nr. 114, Februar 2019. Download:
https://www.boeckler.de/pdf/p_fofoe_WP_114_2019.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung - 01.03.2019
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TAGUNG/1074: Berlin - "Informiert verhüten: Pille, Spirale, Zyklus-Apps und Co.", 23.03.2019


Arbeitskreis Frauengesundheit - 1. März 2019

Tagung "Informiert verhüten: Pille, Spirale, Zyklus-Apps und Co."



Das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) hat im
Januar 2019 Pharmafirmen angewiesen, in Beipackzetteln auf ein
mögliches erhöhtes Selbstmordrisiko durch hormonelle Verhütungsmittel
hinzuweisen. Was ist dran an diesem Warnhinweis? Und wie ernst werden
die Erfahrungsberichte von Frauen genommen, in denen sie ihre
Stimmungsschwankungen bis hin zu Depressionen oder sexueller Unlust
aufgrund von Pille oder Spirale schildern?

Frauen jedenfalls kritisieren die mangelnde Aufklärung - auch in der
gynäkologischen Praxis. Viele informieren sich im Internet - doch wie
vertrauenswürdig sind diese Websites?

Diese Fragen will der Arbeitskreis Frauengesundheit in Medizin,
Psychotherapie und Gesellschaft e. V. (AKF) zusammen mit dem Deutschen
Netzwerk für evidenzbasierte Medizin e. V. (DNEbM) auf einer
eintägigen interdisziplinären Tagung diskutieren:


Informiert verhüten: Pille, Spirale Zyklus-Apps und Co

am 23. März 2019 im Charité Campus Virchow-Klinikum, Berlin


"Frauen müssen wissenschaftlich fundierte Informationen über die
unterschiedlichen Verhütungsmöglichkeiten bekommen", fordert die
Hamburger Gesundheitswissenschaftlerin und Ärztin Prof. Ingrid
Mühlhauser, Vorsitzende des AKF. "Erst dann können sie und ihre
Partner über die geeignete Verhütung informiert entscheiden."

Aber was ist überhaupt wissenschaftlich gut belegt? Auch das wird ein
Thema auf dem Verhütungstag sein. Interessant in diesem Zusammenhang,
dass bei der Entwicklung hormoneller Kontrazeptiva für den Mann die
Auswirkungen auf seine Libido ein zentrales Thema waren, während die
Folgen der Pille auf die Lust der Frau bisher kaum erforscht sind.

Inzwischen nimmt der Wunsch nach nicht hormonell wirksamen
Verhütungsmethoden zu und damit verbunden der Trend zu Zyklus-Apps.
Wie sicher ist diese Methode? Und was ist bei der Anwendung zu
beachten? Diese Form der Verhütung erfordert jedenfalls ein Aushandeln
zwischen Frauen und Männern. Aber wollen Frauen und Männer das auch?
Das wird unter anderem auf dem Eröffnungspodium diskutiert.

Andere Themen sind Kriterien für eine fundierte Information zu
Verhütung, kultursensible Verhütungsberatung, Verhütung und Psyche
sowie Pharmamarketing. Außerdem wird die Autorin Sabine Kray über
"Lifestyle und Pille" sprechen.


Weitere Informationen:

www.informiert-verhüten.de

 * 

Der Arbeitskreis Frauengesundheit in Medizin, Psychotherapie und
Gesellschaft e. V. (AKF) ist der größte unabhängige Zusammenschluss
von Frauengesundheitsorganisationen im deutschsprachigen Raum. Der AKF
organisiert Hebammen, Ärztinnen, Psychologinnen und Pädagoginnen,
Heilpraktikerinnen, Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlerinnen,
Juristinnen, in den Pflegeberufen Tätige, in der Selbsthilfe
Engagierte, Gesundheitswissenschaftlerinnen, außerdem Berufsverbände,
Frauengesundheitszentren und Selbsthilfeverbände,
Frauenberatungsstellen und weitere Organisationen und vertritt die
Interessen von Frauen als Patientinnen, als Expertinnen und als
Bürgerinnen. Der AKF ist ein gemeinnütziger Verein und besteht seit
1993.


* überparteilich * unabhängig * gemeinnützig *

Der Arbeitskreis Frauengesundheit in Medizin, Psychotherapie und
Gesellschaft e.V. (AKF) ist der größte unabhängige Zusammenschluss von
Frauengesundheitsorganisationen und Fachexpertinnen zur
Frauengesundheit im deutschsprachigen Raum.

 * 

Quelle:

Arbeitskreis Frauengesundheit in Medizin, Psychotherapie und

Gesellschaft e.V. (AKF)

Pressemitteilung vom 1. März 2019

Sigmaringer Str. 1, 10713 Berlin

Telefon: 030 - 863 933 16, Fax: 030 - 863 934 73

Mail: buero@akf-info.de

Internet: www.akf-info.de
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MELDUNG/281: Kolumbien - "Pa' Sembrar", ein Loblied auf das Saatgut (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien 

Systema Solar: Ein Loblied auf das Saatgut



(Bogotá, 17. Februar 2019, Colombia Informa) - "Pa' Sembrar" (Zum
Aussäen) ist ein Lied der kolumbianischen Musikgruppe Systema Solar.
Das dazu gehörige Video wurde am 11. Februar veröffentlicht. Es wurde
in Zusammenarbeit mit bäuerlichen Gemeinden in den Montes de María
erstellt. Das Video würdigt und hebt das bäuerliche Leben als
Grundpfeiler für die landwirtschaftliche Ernährungsautonomie hervor.

Die Band Systema Solar kommt aus Barranquilla, dem nördlichen
Kolumbien, und hat sich von Anfang an zum Ziel gemacht, die
traditionelle karibische Musik zu bewahren. Die traditionellen Klänge
vermischen sich mit der elektronischen Musikkultur der
afrokolumbianischen Musikrichtung Champeta und neuen Rhythmen. "Pa'
Sembrar" ist 2016 auf dem Album "Rumbo a Tierra" erschienen. Das Album
beschäftigt sich hauptsächlich mit ökologischen Themen, mit der
Rettung des Wassers und der Erde, und mit der Würde ethnischer und
bäuerlicher Gemeinden.

Das Video wurde in der bäuerlichen Gemeinschaft Puerto Mesita, Santo
Domingo de Meza gedreht. Unterstützt wurden sie dabei auch von der
Gruppe für Solidarische Entwicklung (Corporación Desarrollo
Solidario). In dem Video sind Teile der Aussaat und des Anbaus der
ursprünglichen lokalen Nahrungsmittel zu sehen. Dabei wird die Rolle
der Gemeinde in ihrem landwirtschaftlichen und unabhängigen Prozess
sowie in dem Moment des Teilens der Nahrungsmittel hervorgehoben. Das
Video schließt mit einer Botschaft der Würde und der Autonomie: "Die
Produktion ist eine Hommage an die bäuerlichen, afrokolumbianischen
und indigenen Gemeinschaften in den Montes de María, die mit ihrem
täglichen Kampf und dem freien Saatgut, die Ernährung des Landes
garantieren."

Link zum Video:

https://youtu.be/T3bQG3BbP40


URL des Artikels:

https://www.npla.de/allgemein/systema-solar-ein-loblied-auf-das-saatgut/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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KLASSIK/10184: München - Beat Furrer mit zwei Konzerten der musica viva gewürdigt, 8.+9.3.2019 


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 31. Januar 2019

BR-KLASSIK - musica viva
Beat Furrer mit zwei Konzerten der musica viva gewürdigt

Freitag, 8. März 2019, 19.00 Uhr, Herkulessaal der Münchner
Residenz

Samstag, 9. März 2019, 19.00 Uhr, Allerheiligen-Hofkirche



Die musica viva-Konzertreihe für zeitgenössische Musik des BR widmet
dem österreichischen Komponisten und Dirigenten Beat Furrer zwei
Konzertabende.

Am 8. März um 19.00 Uhr stehen im Herkulessaal der Münchner Residenz
die Uraufführung der Konzertfassung von Ausschnitten der Oper
Violetter Schnee auf dem Programm, dazu das furiose Klavierkonzert und
die Erstaufführung des Gesamtzyklus Enigma für großen Chor unter der
Leitung von Rupert Huber. Das Symphonieorchester des BR wird geleitet
von Peter Rundel. Der Pianist Nicolas Hodges ist Solist im Konzert für
Klavier, Solisten der Schnee-Szenen sind die Sopranistinnen Sophia
Burgos und Yeree Suh. Auch beim Ensemblekonzert mit dem Klangforum
Wien am 9. März um 19.00 Uhr in der Allerheiligen-Hofkirche ist mit
Kaleidoscopic memories eine deutsche Erstaufführung zu hören.

Beat Furrer, Wahlösterreicher schweizerischer Herkunft und Träger des
Ernst von Siemens Musikpreises 2018, reüssierte kürzlich mit der
Uraufführung seiner Oper Violetter Schnee an der Staatsoper Unter den
Linden.

Bei der musica viva wird nun im Porträtkonzert "Beat Furrer I" (8.
März) die Konzertfassung von Ausschnitten der Oper uraufgeführt:
Präsentiert werden zwei Schnee-Szenen zusammen mit dem Prolog Nero su
Nero und einem weiteren Orchesterstück der Oper. In Beat Furrers
furiosem Klavierkonzert - Solist ist Nicolas Hodges - fungieren die
Orchesterinstrumente als eine zusätzliche Stimme des Klaviers, die
seine Klänge aufnehmen, spiegeln und farbenreich vergrößern.

Der dritte Teil des Programms ist der großformatige Chorzyklus Enigma
1-7: Er ist in München zum ersten Mal in seiner Gesamtheit zu hören.
Die beiden ersten Konzertteile werden vom Symphonieorchester des
Bayerischen Rundfunks unter der Leitung von Peter Rundel aufgeführt.
Das Finale des Abends gestaltet der Chor des Bayerischen Rundfunks
unter der Leitung von Rupert Huber.

Auch das Konzert am 9. März ist Beat Furrer gewidmet. In der
Allerheiligen-Hofkirche spielt das Klangforum Wien: Furrer hat dieses
Ensemble gegründet und viele seiner Kompositionen für die Musikerinnen
und Musikern geschrieben. Als deutsche Erstaufführung erklingt
Kaleidoscopic memories für zwei Kontrabässe aus dem Jahr 2018. Spur
für Klavier und Streichquartett ist das älteste der hier präsentierten
Werke, Invocation VI ist eine Komposition, die 2002 als Teil des
Musiktheaters Invocation entstand, und das dritte Werk ist Ira-Arca,
ein virtuoses und farbenreiches Duett für Bassflöte und Kontrabass.

Abschließend ist das 2016 für Streichquartett und Klarinette
entstandene Intorno al bianco zu hören. Die Solisten sind Katrien
Baerts (Sopran), Eva Furrer (Bassflöte) und die beiden Kontrabassisten
Uli Fussenegger und Dario Calderone.


Das Programm der musica viva-Konzerte im Einzelnen:


Freitag, 8. März 2019, 19.00 Uhr, Residenz München, Herkulessaal

BEAT FURRER I (*1954)

Konzert (2007)

für Klavier und Orchester

Schnee-Szenen (2018)

für zwei Soprane und Orchester

aus Violetter Schnee

Text von Händl Klaus nach einer Vorlage von Vladimir Sorokin

Uraufführung der Konzertfassung

I. Prolog (Nero su nero)

II. "ne volucri ritu / mit meiner Bratsche trat ich..." (Rolle
Silvia/Natascha)

III. Intermezzo

IV. "von Bränden gegen die Kälte" (Rolle Natascha)

Enigma Nr. 1-7 (2006-2015)

für gemischten Chor a cappella

Erstaufführung des Gesamtzyklus

Mitwirkende

Yeree Suh, Sophia Burgos, Sopran

Nicolas Hodges, Klavier

Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunks

Peter Rundel, Leitung

Chor des Bayerischen Rundfunks

Rupert Huber, Leitung


Samstag, 9. März 2019, 19.00 Uhr, Allerheiligen-Hofkirche
München 

BEAT FURRER II (*1954)

Kaleidoscopic memories (2018)

Version für zwei Kontrabässe

Deutsche Erstaufführung

Ira-Arca (2012)

für Bassflöte und Kontrabass

Spur (1998)

für Klavier und Streichquartett

Invocation VI (2003)

für Sopran und Bassflöte

Intorno al bianco (2016)

für Klarinette und Streichquartett

Mitwirkende

Klangforum Wien

Katrien Baerts, Sopran

Eva Furrer, Bassflöte

Uli Fussenegger, Kontrabass

Dario Calderone, Kontrabass

Weitere Informationen finden Sie auf der Internetseite der musica
viva.

http://www.br-musica-viva.de/

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 31. Januar 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





LIEDER/1818: Theater Bremen - Stephen Clark. "Was wohl ein anderer Mond bringen mag", 7.3.2019


THEATER BREMEN

Spotlight: Stephen Clark - "Was wohl ein anderer Mond bringen mag"

Donnerstag, 7. März, 20 Uhr im Theater am Goetheplatz (Foyer)



"When friendly summer calls again, calls again" - So langsam werden
die Tage länger und die warmen Jahreszeiten rücken immer näher. Zwar
ist es noch nicht so weit, dass der Sommer ruft, doch im März gibt er
schon einmal im "Spotlight" einen kleinen Vorgeschmack auf die
Jahreszeit, deren Atmosphäre der britische Schriftsteller Thomas Hardy
in seinem Gedicht "Summer Schemes" heraufbeschwört.

Der Komponist Gerald Finzi hat die Gedichte seines Landsmannes in dem
Liederzyklus "Earth and air and rain" vertont, aus dem nun Stephen
Clark vier Stücke präsentieren wird. Seit Beginn der Spielzeit 2018/19
gehört der aus den USA stammende Bass zum Musiktheaterensemble des
Theater Bremen, zu sehen ist er aktuell u. a. in "Ein Maskenball - Un
ballo in maschera" und "Lulu" - und nun auch in einem "Spotlight".

Neben Finzis Liederzyklus wird auch die amerikanische Heimat Clarks
mit den Komponisten Charles Ives und Cole Porter musikalisch Ausdruck
finden. Doch bei einem rein englischsprachigen Programm wird es nicht
bleiben, auch Richard Strauss steht auf dem Programmzettel. Israel
Gursky, Studienleiter und Dirigent am Theater Bremen, sitzt am Flügel.

"Spotlight" mit Stephen Clark am Donnerstag, dem 7. März, um 20 Uhr im
Foyer des Theater am Goetheplatz.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8996: Aus aller Welt - 05.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ministerrücktritte erschüttern kanadische Regierung

Wegen des Umgangs von Kanadas Premier Justin Trudeau mit einer
Korruptionsaffäre um den Baukonzern SNC-Lavalin hat eine zweite
Ministerin das Kabinett verlassen. Haushaltsministerin Jane Philpott
begründete den Schritt im Kurzbotschaftendienst Twitter mit einem
Vertrauensverlust in die Regierung. Philpott soll der früheren
kanadischen Justizministerin Jody Wilson-Raybould nahestehen, die
bereits im Januar zurückgetreten war. Nach Angaben der
Ex-Justizministerin hatten Trudeau und sein Umfeld unangemessen Druck
auf sie ausgeübt, damit die Korruptionsaffäre nicht vor Gericht
kommt. Trudeau bestreitet die Vorwürfe. Die Opposition forderte
erneut den Rücktritt des Premiers und Polizeiermittlungen in der
Affäre. SNC-Lavalin soll zwischen 2001 und 2011 Schmiergelder in
zweistelliger Millionenhöhe an die Familie des libyschen Machthabers
Muammar al-Gaddafi gezahlt haben, um sich Aufträge zu sichern.

5. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8996: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Sprengfalle tötete Arzt in Rheinland-Pfalz

Im rheinland-pfälzischen Enkenbach-Alsenborn ist am Freitag ein Arzt
durch die Explosion einer vor seiner Praxistür angebrachten
Sprengfalle ums Leben gekommen. Am Sonntag explodierte im
nahegelegenen Otterberg ein mit Sprengstoff versehener Holzscheit in
einem Kamin, dabei wurden zwei Personen verletzt. Tatverdächtig ist
ein Landschaftsgärtner aus Mehlingen, der tot in seinem Wohnhaus
aufgefunden wurde. Die Todesursache ist noch unklar. Es sei nicht
auszuschließen, daß der Verdächtige noch an anderen Orten
Sprengfallen deponiert habe, teilten die Behörden mit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8993: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Frankreichs Flugzeugträger im Einsatz gegen IS

Nach einer eineinhalbjährigen Generalüberholung ist Frankreichs
nuklear betriebener Flugzeugträger "Charles de Gaulle" am
Dienstagmorgen aus Toulon zu einem Einsatz ins östliche Mittelmeer
ausgelaufen. Wie Verteidigungsministerin Florence Parly mitteilte,
wird sich der Träger einen Monat am internationalen Kampf gegen den
Islamischen Staat (IS) in Syrien beteiligen. Anschließend soll das
Flaggschiff der französischen Marine in den Indischen Ozean und
danach zu Marineübungen in den asiatisch-pazifischen Raum fahren,
berichtete der Radiosender Europe 1. Begleitet wird der
Flugzeugträger von zwei Fregatten, einem Versorgungsschiff und einem
Atom-U-Boot.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8995: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



CDU-Generalsekretär kritisiert SPD-Konzept zur Grundrente

Im Koalitionsstreit um die Grundrente hat sich nun auch der neue
Generalsekretär der CDU, Paul Ziemiak, zu Wort gemeldet. In einem
Gespräch mit der Passauer Neuen Presse kritisierte er die
sozialpolitischen Versprechen der SPD. Der Koalitionspartner
versuche, durch Umverteilungsfantasien Politik zu machen, sagte
Ziemiak mit Blick auf das SPD-Konzept zur Grundrente. Darin wird auf
eine vorgelagerte Bedürftigkeitsprüfung verzichtet. Das will die
Union auf keinen Fall akzeptieren und verweist dabei auf die
Vereinbarungen im Koalitionsvertrag zur Grundrente.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8994: Tragisches und Kurioses - 05.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



1000 Jahre alte Gefäße der Maya in Mexiko gefunden

Bei Ausgrabungsarbeiten in der Maya-Ruinenstadt Chichén Itzá auf der
mexikanischen Halbinsel Yucatán haben Archäologen Hunderte Gefäße aus
präkolumbischer Zeit in einer Höhle entdeckt. Nach Angaben des
Nationalen Instituts für Anthropologie und Geschichte stammen die
Funde vermutlich aus der Zeit zwischen 1000 bis 700 vor Christus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8079: Aus Forschung und Technik - 05.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



DLR-Maulwurf bohrt sich in den Marsboden

Die stabförmige Rammsonde des Maulwurfs HP3 des Deutschen Zentrums
für Luft- und Raumfahrt (DLR) ist bereits bis zu einem halben Meter
tief in den Marsboden vorgedrungen. Bei seinem Weg in die Tiefe sei
der Maulwurf zwei Mal auf einen Stein gestoßen, teilte der
wissenschaftliche Leiter des HP3-Experiments, Tilman Spohn, mit. Nach
ihrem ersten vierstündigen Arbeitseinsatz wurde die Rammsonde
planmäßig abgeschaltet, um sich abzukühlen. Die Forscher wollen in
mehreren Arbeitsschritten eine Zieltiefe von drei bis fünf Metern
erreichen, um Temperaturverteilung und -änderung zu messen und daraus
den Wärmestrom aus dem Inneren des Roten Planeten zu bestimmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8092: Aus aller Welt - 05.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Uno-Menschenrechtsbüro in Burundi wurde geschlossen

Die Vereinten Nationen haben ihr Menschenrechtsbüro im
ostafrikanischen Burundi auf Drängen der Regierung von Präsident
Pierre Nkurunziza geschlossen. Das teilte die
Uno-Menschenrechtskommissarin Michelle Bachelet in Genf mit. Die
Regierung Burundis hatte die Zusammenarbeit mit dem Uno-Büro im
Oktober 2016 eingestellt. Zuvor hatte eine vom Uno-Menschenrechtsrat
eingesetzte Kommission einen kritischen Bericht zu massiven
Menschenrechtsverletzungen in Burundi veröffentlicht. Die Krise im
Land war ausgebrochen, nachdem sich Nkurunziza im April des Vorjahres
für eine dritte Amtszeit als Präsident beworben hatte. Die Verfassung
des Landes ließ nur zwei Amtszeiten zu. Nach einer
Verfassungsänderung im Jahr 2018 kann Nkurunziza potentiell bis 2034
im Amt bleiben. Für die damalige Unterdrückung der Opposition, die
zahlreichen Toten, Mißhandlungen, Folter, Verschleppungen und
sexuelle Gewalt wurden Nkurunziza und seine Gefolgschaft
verantwortlich gemacht. Laut Bachelet war das Menschenrechtsbüro an
Reformen des Justizwesens und der Sicherheitskräfte des Landes
beteiligt. Burundi ist einer der ärmsten Staaten der Welt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8051: Medizin und Gesundheitswesen - 05.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Demenz durch übermäßigen Alkoholkonsum

Übermäßiger Alkoholkonsum schadet der Gesundheit. Außerdem wirkt er
sich auch negativ auf kognitive Fähigkeiten aus. Daher überrascht das
Ergebnis einer Studie nicht besonders, die Michaël Schwarzinger
vom Translational Health Economics Network in Paris und Mitarbeiter
durchführt hatten. Nach dieser entwickeln Menschen mit einer
Alkoholkrankheit mehr als dreimal so häufig eine Demenz. Oftmals
tritt diese bereits im jüngeren Alter auf. Auch wenn retrospektive
Studien mit zahlreichen Unwägbarkeiten behaftet sind, ist das
Ergebnis dieser Untersuchung eindeutig. Ungebremster Alkoholkonsum
ist eine wichtige Ursache von Demenzerkrankungen und vermutlich für
einen beträchtlichen Anteil von frühzeitigen Demenzen verantwortlich.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8080: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Washington ermöglicht Klagen wegen Enteignungen auf Kuba

Nach dem Sturz des Diktators Batista im Jahr 1959 und im Zuge der
sozialistischen Revolution wurden auf Kuba Unternehmen und Immobilien
von US-Bürgern enteignet. Washington verhängte daraufhin ein
umfassendes Embargo gegen die benachbarte Karibikinsel. Auf
Entschädigungsklagen wegen der Enteignungen hatte die US-Regierungen
in der Vergangenheit verzichtet. Die derzeitige Regierung ermöglicht
jedoch Klagen gegen Firmen und kubanische Regierungsstellen, welche
die damals konfiszierten Immobilien nutzen. Das Statedepartment gab
am Montag eine Liste von 200 vermeintlichen Profiteuren der
Enteignungen heraus. Klagen gegen ausländische Unternehmen, welche
Immobilien auf Kuba als Joint Ventures betreiben, läßt Washington
nicht zu.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8003: Sprache, Kunst und Medium - 05.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Im Herbst sollen zwei Literaturnobelpreise verliehen werden

Nach dem einigermaßen überstandenen Chaos in der Schwedischen
Akademie, die für die Auswahl der Literaturnobelpreisträger zuständig
ist, sollen in diesem Jahr zwei Preisträger ernannt werden. Das gab
heute die Nobelstiftung in Stockholm bekannt.

Da das Komitee seit Ende 2017 durch verschiedene Skandale erschüttert
wurde und deshalb im vergangenen Jahr nicht beschlußfähig war, gab es
nur eine alternative Literaturpreisverleihung, die jedoch nichts mit
der Nobel-Stiftung zu tun hatte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8070: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Moskau kündigt offiziell den INF-Vertrag

In Rußland hat Präsident Putin das Dekret zur Aufkündigung des
INF-Vertrags wie Anfang Februar angekündigt unterzeichnet. Das 1987
von der Sowjetunion und den USA unterzeichnete Abkommen (Intermediate
Range Nuclear Forces) hatte auf beiden Seiten die Stationierung von
atomaren Mittelstreckenraketen verhindert. Zuerst hatte US-Präsident
Trump Ende Januar den INF-Vertrag aufgekündigt. Seine Regierung wirft
Rußland vor, mit dem Marschflugkörper 9M729 gegen das Abkommen zu
verstoßen. Nach russischen Angaben hat dieser eine Reichweite von 480
Kilometern und unterliegt damit nicht den Restriktionen des
INF-Vertrags. Die USA gehen von einer deutlich höheren Reichweite
aus. Andererseits hat das US-Militär im Westen Rußlands
Raketenabwehrsysteme installiert, welche leicht zu nuklearen
Angriffswaffen umfunktioniert werden können, so die Ansicht in
Moskau. Die Kündigungen des INF-Vertrags werden im August wirksam,
wenn sie bis dahin nicht zurückgezogen wurden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8084: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Abstimmung über EU-Urheberrechtsreform wird eventuell vorgezogen

Für den 23. März sind europaweit Protestkundgebungen gegen die
EU-Urheberrechtsreform geplant. Für Deutschland hat die Kampagne
"Rette dein Internet" (#SaveYourInternet) 17 Demonstrationen
angekündigt. Auch die Kampagne "StopActa2" organisiert für den Tag
Demonstrationen, weil in der Woche darauf das EU-Parlament über die
Reform abstimmen sollte. Dieser Termin wird auf Betreiben der
Europäischen Volkspartei (EVP) möglicherweise auf den 12. März
vorgezogen. Darüber sollen die Fraktionsvorsitzenden am Donnerstag
dieser Woche abstimmen. Die Abgeordnete Julia Reda (Die Piraten)
veröffentlichte am Montag den entsprechenden Antrag.

Die geplante Urheberrechtsrichtlinie sieht unter anderem vor, daß
viele Plattformbetreiber im Internet für Urheberrechtsverletzungen
ihrer Nutzer verantwortlich gemacht werden. Die Betreiber dürften
darauf mit dem Aufbau einer Infrastruktur reagieren, die Inhalte
automatisch filtert. Die sogenannten Upload-Filter wären die
technische Voraussetzung jeglicher Zensur im Internet.

5. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8053: Tragisches und Kurioses - 05.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Hunderttausende Griechen haben ihre Heimat verlassen

Wegen der schweren finanziellen Belastungen, die die EU Griechenland
seit 2010 auferlegt hat, sehen viele Griechen in ihrer Heimat keine
Perspektive mehr für ein ausreichendes Einkommen. In den vergangenen
knapp zehn Jahren haben mehr als 360.000 Einwohner das Land verlassen.

Neben den hohen Erwerbslosenraten sind miserable Zukunftsaussichten
auch für gut ausgebildete Männer und Frauen die Hauptbeweggründe.
Besonders in medizinischen und bautechnischen Berufen sowie der
Computertechnologie klaffen in Griechenland inzwischen schmerzliche
Lücken. Die meisten Migranten haben ihr Heil in Britannien,
Deutschland sowie den arabischen Golfstaaten gesucht.

Unmittelbar ablesbar ist die Misere auch an der Geburtenrate, die nach
Erhebungen so sehr zurückgegangen ist, daß die griechische Bevölkerung
bei anhaltendem Trend in den kommenden 50 Jahren um die Hälfte
schrumpfen würde. Aktuell hat das Land laut MDR aktuell noch etwa 10,8
Millionen Einwohner.

5. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8081: Arbeit, Soziales und Familie - 05.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Kein Freizeitgewinn durch Homeoffice

Eine Studie des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts
(WSI) der gewerkschaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung zeigt, daß es bei
flexibleren Arbeitsarrangements wie dem sogenannten Homeoffice weder
für Mütter noch Väter einen Freizeitgewinn gibt. Frauen setzen sich
neben der Computerarbeit zu Hause durchschnittlich drei Stunden pro
Woche länger für Kinder oder pflegebedürftige Angehörige ein.
Außerdem leisten sie eine Lohnarbeitsstunde mehr als bei einer Arbeit
im externen Büro. Männer nutzen die Arbeit im Haus nicht für
zusätzliche Hausarbeit oder Arbeit in der Familie. Väter mit
Gleitzeit oder selbstbestimmten Arbeitszeiten widmen sich sogar
seltener den Kindern als bei starren Arbeitszeitvorgaben. Dafür
absolvieren sie zwei Überstunden in der Woche mehr als bei externer
Arbeit. Bei völlig freier Verfügung über die Arbeitszeit steigt die
Überstundenanzahl auf vier. Die Studienautorin Lott hat für ihre
Untersuchung rund 30.000 Datensätze des Sozio-oekonomischen Panels
ausgewertet.
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UMWELT/8062: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 05.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Malediven in Gefahr

Der Anstieg der Meeresspiegel ist für viele Küsten ein Problem. Das
gilt nicht zuletzt für die Malediven, wo die höchste natürliche
Erhebung (ohne Palmen) lediglich 2,4 Meter über dem Meeresspiegel
liegt. Steigt dieser auch nur um einen Meter an, verschwinden 80
Prozent des Inselparadieses im Indischen Meer. Nach Ansicht von
Experten sieht die Zukunft der Malediven nicht rosig aus, da der
Meeresspiegel nach ihren Einschätzungen um 26 bis 82 Zentimeter
steigen wird. Ob schwimmende Städte, wie angedacht, als Lösung
wirklich ernsthaft in Betracht gezogen werden, wird die Zukunft
zeigen.
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WIRTSCHAFT/8069: Märkte und Finanzen - 05.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Post antwortet auf wachsenden Online-Handel

Die Deutsche Post reagiert auf die wachsenden Zustellungsforderungen
in Deutschland mit der Einstellung von 5000 Vollzeitarbeitskräften 
im Post- und Paketbereich. 450 Lastwagenfahrer sollten ausgebildet
und eingestellt werden, hieß es zudem in Bonn. Außerdem wird das
Unternehmen 1000 weitere Packstationen sowie 500 zusätzliche
Partnerfilialen und Paketshops einrichten. Unter anderem wird die
Post Selbstbedienungsautomaten und Drive-in-Stationen zur Abgabe und
Abholung von Postsendungen testen. Im laufenden Jahr wird die Flotte
der Elektrofahrzeuge in der Zustellung von 9000 auf 15.000
Streetscooter vergrößert.
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WISSENSCHAFT/8085: Aus Forschung und Technik - 05.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Unis forschen an autonomfahrenden Autos

Dem autonomen Fahren gehört die Zukunft. Da sind sich die Experten
einig. Da will Deutschland nicht zurückstehen und womöglich den
Anschluß verlieren. Sieben deutsche Universitäten wollen zusammen mit
Fahrzeugherstellern bei der Entwicklung eines autonomfahrenden
Elektroautos zusammenarbeiten. Ziel ist ein Fahrzeug, das ganz ohne
Lenkrad auskommt. Statt dessen soll es mit einem Rechner ausgestattet
sein, der mit Sensoren des eigenen Fahrzeugs, Sensoren im Straßenraum
und mit anderen Fahrzeugen vernetzt ist, teilte das Institut für
Kraftfahrzeuge (ika) an der RWTH Aachen zum Start des UNICARagil
genannten Projekts mit. Bei Situationen, wo das System keinen Ausweg
findet, weil es Vorschriften verletzen müßte, soll ein Fahrlotse in
einem Leitstand entscheiden, was zu tun ist.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1131: Wie neue Arten im Meer entstehen (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 04.03.2019

Wie neue Arten im Meer entstehen



Wie kann eine neue Art entstehen, wenn Tiere nah beieinander leben und
sich weiterhin miteinander fortpflanzen können? Dieser grundlegenden Frage
der Evolutionsbiologie ist ein Team des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für
Ozeanforschung Kiel und des Smithsonian Tropical Research Institute in
Panama am Beispiel karibischer Riffbarsche nachgegangen. Dabei entdeckten
sie bisher unbekannte Wege, wie natürliche Selektion auf die Evolution von
Genen für visuelle Wahrnehmung und für die Ausprägung von Farbmustern
wirkt. Die Studie erscheint heute in der Fachzeitschrift Nature Ecology
and Evolution.

Zwei Faktoren sind wichtig, damit sich eine neue Art entwickelt: eine
Eigenschaft wie eine Farbe, die für eine Art einzigartig ist, und eine
Vorliebe für die Ausprägung dieser Eigenschaft bei der Partnerwahl.
Vorstellbar ist beispielsweise ein Szenario bei dem Individuen einer
blauen Fischart blaue Partner bevorzugen und Individuen einer roten Art
rote Partner. Wenn sich die beiden Arten untereinander vermischen, nimmt
man jedoch allgemein an, dass der Prozess der sexuellen Rekombination die
Kopplung zwischen Farb- und Paarungsvorlieben zerstört. Das würde zu roten
Individuen mit einer Präferenz für blaue Partner und umgekehrt führen.
Dies ist einer der Gründe, warum die Forschung lange vermutete, dass sich
neue Arten nur in absoluter Isolation und ohne Kreuzung entwickeln können.

Allerdings hängt die Dynamik dieses Prozesses auch von der genauen Anzahl
und Lage der Gene, die den Eigenschaften der Arten und den
Paarungsvorlieben zugrunde liegen, ab. Entscheidend ist auch die Stärke
der natürlichen Selektion, die auf diese Gene einwirkt, und wie häufig
sich zwei verwandte Arten kreuzen können. In einer neuen Studie, die heute
in der Zeitschrift Nature Ecology and Evolution veröffentlicht wurde, hat
Oscar Puebla, Professor am GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung
Kiel, in Zusammenarbeit mit Kolleginnen an Kollegen am Smithsonian
Tropical Research Institute (STRI), herausgefunden, dass natürliche
Selektion Gene für Farbmuster und Paarungspräferenzen koppeln kann, so
dass sie auch bei Kreuzung mit eng verwandten Arten nicht neu kombiniert
werden.

"Die erste Herausforderung unserer Studie bestand darin, eine Tiergruppe
zu finden, in der sich erst vor kurzer Zeit neue Arten entwickelt haben,
die aber deutliche Charakteristika aufweisen", sagt Puebla. Genau so eine
Gruppe bilden die Hamletbarsche. Mehrere eng verwandte Arten von Ihnen
leben an Riffen in der gesamten Karibik. Die einzelnen Arten sind nach wie
vor genetisch sehr ähnlich. Der Hauptunterschied zwischen ihnen ist das
jeweilige Farbmuster, und es ist die Paarungspräferenz für verschiedene
Farbmuster, die die Arten getrennt hält.

Eine zweite Schwierigkeit bestand darin, die Gene zu identifizieren, die
den Unterschieden zwischen den Arten und den Paarungspräferenzen zugrunde
liegen. Die Autorinnen und Autoren der Studie sequenzierten dafür das
gesamte Genom der Hamletbarsche. Anschließend untersuchten sie an 110
Individuen aus drei Arten jeweils aus Panama, Belize und Honduras, worin
sich das Genom bei jedem der Individuen unterschied. Alle drei
untersuchten Arten leben zusammen in denselben Riffen.

"Dieser umfassende Datensatz ermöglichte es uns, vier eng begrenzte
Regionen des Genoms zu identifizieren, die bei allen Arten deutliche
Unterschiede aufzeigten, während der Rest des Genoms bei allen Arten kaum
Differenzierung zeigte", erklärt Kosmas Hench, Doktorand am GEOMAR und
Erstautor der Studie. Passend zur Biologie der Hamletbarsche beinhalten
diese vier Regionen Gene, welche die visuelle Wahrnehmung und Farbmuster
der Fische beeinflussen.

Obwohl sich die Arten untereinander noch paaren, zeigten die Daten, dass
die Konstellationen der und Seh- und Farbmustergene sich nicht verändern.
Die entsprechenden Gene sind also gekoppelt und so vor sexueller
Rekombination geschützt. Das Besondere ist, dass sich die Gene im Fall der
Hamletbarsche auf drei verschiedenen Chromosomen befinden. Bisher kannte
man solche Gen-Koppelungen nur, wenn die Gen-Sätze auf einem Chromosom
sehr nahe beieinander liegen. So konnte das Team zeigen, wie die Selektion
zur Entstehung neuer Formen in einer sehr frühen Phase der Artenbildung
beitragen kann.

"Viele eng verwandte Korallenrifffische unterscheiden sich nur durch wenig
mehr als Farbe und Muster", sagt Owen McMillan, Co-Autor und akademischer
Dekan bei STRI. "Ich gehe davon aus, dass die Entdeckungen, die bei den
Hamletbarschen gemacht wurden, auch auf andere Lebensformen zutreffen und
letztendlich die bemerkenswerte Vielfalt der Fische an Korallenriffen auf
der ganzen Welt erklären können."


Originalpublikation:

Hench, K., M. Vargas, M. P. Höppner, W. O. McMillan, O. Puebla (2019):

Inter-chromosomal coupling between vision and pigmentation genes during
genomic divergence.

Nature Ecology and Evolution.

https://doi.org/10.1038/s41559-019-0814-5
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1130: Auftreten der ersten Tiere wahrscheinlich später als bisher vermutet (idw)


Max-Planck-Institut für Biogeochemie - 04.03.2019

Auftreten der ersten Tiere wahrscheinlich später als bisher vermutet



Wann genau die ersten Tiere die Erde besiedelten, war lange unsicher. Die
bisherigen Erkenntnisse, basierend auf Fossilien, spezifischen
Biomarker-Molekülen und genetischen Analysen, waren zu widersprüchlich. Dr.
Christian Hallmann und Dr. Benjamin Nettersheim vom Max-Planck-Institut
für Biogeochemie machten nun zusammen mit internationalen Kollegen eine
Entdeckung, die ein zusammenhängendes Bild ergibt. Sie fanden starke
Hinweise dafür, dass sich Schwämme, die erdgeschichtlich zu den frühesten
Vertretern des Tierreichs gehören, erst deutlich später entwickelten als
bislang vermutet wurde.

Tiere sind die am weitesten entwickelten Lebensformen auf unserem
Planeten. Sie existieren erst seit einigen hundert Millionen Jahren, also
seit weniger als einem Fünftel der gesamten Erdgeschichte. Davor waren die
Ozeane ausschließlich mit Mikroorganismen wie Bakterien und Mikroalgen
besiedelt. Wann und wie die ersten tierischen Organismen entstanden, sind
zentrale Fragen in der naturwissenschaftlichen Forschung.

Bereits im Jahr 2009 fanden Forscher in 645 Millionen Jahre alten
Gesteinen altertümliche Fettmole-küle, die vermutlich aus Meeresschwämmen
stammten. Da Schwämme zu den ältesten und einfachsten Vertretern der
Tierwelt gehören, bedeutete dieser Fund, dass es sich um die ältesten
Nachweise tierischer Organismen handeln könnte. Dr. Benjamin Nettersheim,
Erstautor einer neuen Studie, die heute im Fachjournal Nature Ecology &
Evolution veröffentlicht wurde, ist anderer Meinung: "Die ersten
eindeutigen Versteinerungen ganzer Schwämme sind 100 Millionen Jahre
jünger als die vermeintlichen Schwamm-Moleküle. Diese zeitliche Lücke ist
einfach zu groß." begründet er seine Zweifel, die er vor kurzem bereits in
einem News-Artikel in derselben Zeitschrift beschrieben hatte.

Ein Team um Gruppenleiter Dr. Christian Hallmann und Dr. Nettersheim,
beide vom Max-Planck-Institut für Biogeochemie in Jena, konnte nun die
besagten Fettmoleküle überraschenderweise auch in räuberischen Algen
nachweisen. Rhizaria, so der Gruppenname dieser einzelligen Algen, sind
erdgeschichtlich sehr alt. Ihre Vorfahren reichen 770 Millionen Jahre
zurück, sie sind also viel älter als die Schwamm-Fossilien. Die
Wissenschaftler vermuten daher, dass Rhizaria, und nicht Schwämme, die
Quelle für die bereits 2009 entdeckten Fettmoleküle in den uralten
Gesteinen sind. Ein weiterer Grund kommt hinzu: "Wenn Schwämme der
Ursprung der alten Fettmoleküle wären, so hätten sie gehäuft und so
ziemlich überall vorkommen müssen, auch in Sauerstoff-armen Gewässern, in
denen die am Meeresboden heimischen Schwämme kaum überleben." bezweifelt
Dr. Nettersheim.

Die neuen Ergebnisse klären auch frühere Widersprüche. "Generell gab es
drei verschieden Beweislinien für das Auftreten der ersten Tiere", sagt
Dr. Nettersheim, "sie alle ergaben unterschiedliche Zeiten und wir wussten
nicht, welcher wir vertrauen sollten". Eine Methode um herauszufinden,
wann ein Organismus in der Erdgeschichte erstmalig auftrat, vergleicht
dessen genetische Unterschiede mit modernen Vertretern derselben Art.
Dadurch kann die Evolutionsdauer ermittelt werden. "Bei diesen sogenannten
molekularen Uhren ist jedoch die Kalibrierung problematisch, was eine
große Unsicherheit bei der zeitlichen Abschätzung mit sich bringt, in
unserem Fall eine Zeitspanne von vor 1300 bis 615 Millionen Jahren."
erklärt Nettersheim weiter. Die zweite Beweislinie stützt sich auf die
vermeintlich von Schwämmen stammenden Fettmoleküle in den 645 Millionen
Jahre alten Gesteinsproben; die dritte Beweislinie beruft sich auf die
konkret gesicherten, aber noch jüngeren Fossilien der Schwämme.

Mit der neuen Erkenntnis, dass die Fettmoleküle ihren Ursprung wohl eher
in Rhizaria haben als in den Schwämmen, entfällt die zweite Beweislinie.
Die ältesten Tiervorfahren werden daher auf etwa 560 Millionen Jahre
datiert. Unterstützt wird dies durch eine weitere unabhängige Tatsache:
Aus derselben Zeit entstammen auch die ältesten Fossilien der
Ediacara-Fauna. In einigen dieser großen und komplexen Fossilien konnten
Forscher, darunter auch Mitglieder der Hallmann-Gruppe, vor kurzem Reste
von Cholesterol-Molekülen nachweisen. Cholesterole sind Moleküle, die
charakteristischerweise von Tieren produziert werden.

"Geologisch gesehen liegt unsere Datierung unmittelbar vor dem Beginn der
kambrischen Explosion komplexer Lebensformen vor 540-550 Millionen Jahren.
Wir bekommen damit erstmals eine zusammenhängende Abfolge von Ereignissen
in der Entwicklung der ersten Tiere und deren weitere Evolution und
Ausbreitung." sagt Dr. Hallmann. Anhand der korrigierten Zeitachse können
die Wissenschaftler nun beginnen, die Umweltbedingungen an diesem so
wichtigen evolutionären Übergang zu entschlüsseln, der die Grundlage für
das gesamte komplexe moderne Leben bildet.


Originalpublikation:

Nettersheim, B.J. et al. (2019)

Putative sponge biomarkers in Rhizaria question an early rise of animals.

Nature Ecology & Evolution,

http://dx.doi.org/10.1038/s41559-019-0806-5.

Zusätzliche Informationen:

Nettersheim, B.J. and Botting, J.P. (2018)

Searching for sponge origins.

Nature Ecology & Evolution 2: 1685-1686,

https://doi.org/10.1038/s41559-018-0702-4.
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KOMMENTAR/117: Zucker - Gesundheitsvorwand Nährstoffkontrolle ... (SB)




"Ein Leben ohne Süßes ist möglich, aber sinnlos" (RTL.de).

"Hersteller plant Süßstoff-Revolution"(FOCUS) 

"Sünde ohne Folgen - [...] Eine rheinische Firma will nun aber echten
Zucker auf den Markt bringen, der nicht dick und krank macht." (WELT)


"Ein Ersatz, der geschmacklich und aufgrund seiner Eigenschaften
Zucker den Rang ablaufen kann, ..." (diabetes-online.de), 

Naschkatzen können es sicher kaum erwarten, dass es Allulose endlich
zu kaufen gibt. Auch Abnehmwillige oder Anhänger einer
kohlenhydratarmen Ernährung sehnen die Markteinführung herbei."
(Bumfuzzled-Fitness) 

"Diesen Weg der Natur haben wir uns zugänglich gemacht und ein
Verfahren entwickelt, echten Zucker ohne Kalorien in großem Maßstab
aus Rübenzucker herzustellen." (Timo Koch, Geschäftsführer Savanna
Ingredients) [1] 




[image: Eine Zuckerrübenmiete (ein Riesenhaufen Rüben), die auf dem abgeernteten Feld auf den Abtransport wartet. - Foto: Axel Hindemith / Lizenz: Creative Commons CC-by-sa-3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)]

Agrarwirtschaftliches Auslaufmodell Zuckerrübe? 

Ihr natürlicher Zucker gilt als ungesund und der für ihren Anbau
geeignete, nährstoffreiche Boden wird knapp. 

Foto: by Axel Hindemith / Lizenz: Creative Commons CC-by-sa-3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)



Mit diesen und anderen einhellig unkritischen Vorschußlorbeeren
begleiten und begrüßen Pressekommentare das Vorhaben eines kleinen
rheinischen Start-Up-Unternehmens, das mit Mitteln des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) im Rahmen
des Entwicklungsprojekts "Neue funktionelle Kohlenhydrate" an der
Herstellung eines Zuckersurrogats forscht, das keine Kalorien hat. In
spätestens zwei Jahren will die Firma den Zucker, der bereits in den
USA und einigen asiatischen Staaten unter dem Namen Allulose oder
D-Psicose bekannt ist, auch europaweit auf den Markt bringen.

Dem gesellschaftlichen Konsens zufolge haben süße Speisen bzw. Zucker
einen wichtigen Anteil an der menschlichen Lebensqualität, auf den
niemand gezwungen werden sollte, zu verzichten. Gleichwohl wird der
Konsum des gewöhnlichen hochkalorischen Haushaltszuckers von
Medizinern und Krankenkassen nach dem Rauchen als einer der größten
Risikofaktoren für beinahe alle denkbaren Zivilisationskrankheiten
seit langem verteufelt. Die weltweite Zunahme von Adipositas,
Diabetes, Herz-Kreislauferkrankungen bis hin zu Krebs wird ihm, bzw.
seinen vielen Kalorien, in Rechnung gestellt. Seit 2015 plädiert daher
die Weltgesundheitsorganisation (WHO) für einen fortschrittlichen und
vernünftigen Umgang mit Zucker, d.h. für den kleinsten gemeinsamen
Nenner zwischen Süße und Verzicht, den sie bei 30 Prozent weniger
Zucker für alle Rezepturen festgelegt hat. Dieser Vorgabe hat sich nun
auch die Bundesregierung mit einer kürzlich beschlossenen Reduktions-
und Innovationsstrategie angeschlossen. Interessanterweise wird von
niemandem angezweifelt, daß zuviel Zucker in den meisten Lebensmitteln
enthalten ist und weniger Zucker gesundheitliche Vorteile bringt. Auch
die Zuckerhersteller stellen den Sinn der Offensive gegen Übergewicht
nicht in Abrede, wünschen sich aber einen Weg, der ihre guten
Absatzmärkte und Gewinne nicht angreift.

Doch Lebensmittel mit einem geringeren Zuckergehalt würden, so die
"Wirtschaftlichen Vereinigung Zucker", vom Verbraucher nicht
akzeptiert. Viele würden 30 Prozent weniger Zucker, der in
zahlreichen, verzehrfertigen Zubereitungen als Geschmacksverstärker
fungiert, bereits als fade empfinden. Sie wären daran gewöhnt, daß
Mayonnaisensalate, Salatdressings oder Ketchupsorten süß schmecken. In
einer Pressemitteilung klagt der Interessenverband der
Zuckerwirtschaft zudem darüber, daß eine Kalorienreduktion nicht
allein durch die Senkung des Zuckergehalts zu bewerkstelligen sei und
die Bundesregierung mit ihrer Strategie "Verbrauchern ein neues
Geschmacksempfinden anerziehen" wolle. Ihr Vorhaben zur
Zuckerdezimierung berücksichtige aber nicht, daß die individuelle
Kalorienbilanz für Übergewicht viel wichtiger sei als die Fokussierung
auf einzelne Nährstoffe wie Zucker. Tatsächlich haben Kohlenhydrate
(wie Zucker) neben Eiweiß mit je 4 Kilokalorien pro Gramm (4 kcal/g)
im Vergleich mit anderen essentiellen Nährstoffen nur halb so viel
Kalorien wie Fett (9 kcal/g) und sogar deutlich weniger als Alkohol
(7 kcal/g), deren Reduktion fraglos nicht mit der gleichen politischen
Energie vorangetrieben wird.


Win-Win für die Zuckerindustrie 

Der hier geforderten Konzentration auf Brennwerte scheint nun Savanna
Ingredients mit ihrem "Zucker ohne Kalorien" entgegenzukommen. Ohnehin
wird dieses Produkt als die zuckereierlegende Wollmilchsau für das vom
Zuckerkonsumverzichts bedrohte Umfeld beworben. Analog zum
alkoholfreien Bier, das immer noch bis zu 0,5 Prozent Alkohol
enthalten darf, sieht die Firma gute Chancen, den bedauerlicherweise
doch noch 0,2 Prozent Kilokalorien enthaltenden Diät-Zucker als
"kalorienfrei" auf den Markt bringen. Damit ließen sich laut
Hersteller die gemeinhin versteckten Zuckerkalorien, ergo "Krank- und
Dickmacher", aus Pizza, Gebäck, Fruchtjoghurt und Ketchup verdrängen,
ohne daß der Verbraucher große geschmackliche Einbußen wahr- und
hinnehmen brauche.

Da der nährwertfreie Zucker auch hinsichtlich Volumen, Konsistenz,
Gewicht, Gar-, Bräunungs- und Backverhalten dem herkömmlichen Zucker
mit seinen ähnlichen physikalischen Eigenschaften gleicht, wie ein Ei
dem anderen, könnte er ohne weiteres in allen zuckerhaltigen Rezepten
unbemerkt ausgetauscht werden. Etwa 98 Prozent der unverbesserlichen
Süßfetischisten unter den Menschen könnten auf diese Weise
geschmacklich getäuscht und zuckerfrei ernährt werden, ohne daß ein
Absatzrückgang von Lebensmittel-, Convenience Food- oder von der
Süßwarenindustrie befürchtet werden muß.




[image: Die Strukturformeln (Fischer Projektion) von α-D-Glucose und ß-D-Fructose, die Bausteine der Saccharose - Grafik: by Procariota2 als CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0) via Wikimedia Commons]

[image: Die Strukturformel (Fischer Projektion) von Allulose (D-Psicose) bzw. von kalorienfreiem Zucker. - Grafik: by akane700 als CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0) via Wikimedia Commons]

Zucker vor und nach der biotechnologischen "Kalorienverkapselung". 

Grafik links: by Procariota2 als CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0) via Wikimedia Commons 

Grafik rechts: by akane700 als CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0) via Wikimedia Commons



Hoch angerechnet wird dem neuen Ersatzzuckerprojekt auch, daß keine
anderen Rohstoffe für seine Herstellung nötig sind, als die bekannte
Zuckerrübe, deren Zuckerbausteine mit einigen technischen Kniffen
einfach chemisch umstrukturiert werden müßten. Das nennt der
Hersteller "Kalorienverkapselung".

Zudem ist das Unternehmen sehr zuversichtlich, bald ein möglichst
unaufwendiges Produktionsverfahren gefunden zu haben, mit dem es auch
preislich den 59 Cent, die der Verbraucher gewöhnlich für ein Kilo
Rübenzucker zahlen muß, nahe kommt. Andere Zuckerersatzstoffe
schafften das nicht und kosteten oft zehnmal so viel wie Rübenzucker.
Diese wären damit für einen großen Teil der Bevölkerung als
kalorienarme Süßungsmittel indiskutabel.

Kurzum, auch Rübenbauern müssen bei einem Wechsel der
Lebensmittelproduzenten von Saccharose zu Allulose keine
Absatzeinbußen befürchten, es käme herstellungstechnisch für die
Zuckerindustrie nur ein komplexer lebensmitteltechnologischer
Umwandlungsprozeß dazu, an dessen Ende Allulose bzw. D-Psicose
herauskommt. Ob dafür am Ende schwermetallhaltige Katalysatoren oder
biotechnologisch bzw. gentechnisch gewonnene Enzyme verwendet werden
sollen, für beide Verfahren liegen Patente vor, ist bislang noch nicht
als gesundheitskritisches Gegenargument oder Frage gegen die
Innovation aufgebracht worden. Und auch die Tatsache, daß Allulose nur
70 Prozent der Süßkraft aufweist wie die herkömmliche Saccharose
(Rübenzucker), scheint angesichts der vielen Vorteile niemanden
ernstlich zu stören. Kaum einer scheint bei dem allgemeinen Lobgesang
nachzurechnen, daß mit einem eins zu eins Austausch von Zucker und
Allulose ebenfalls ein Süßedefizit von 30 Prozent in Kauf genommen
werden muß, das doch angeblich - laut Zuckerlobby - geschmacklich als
"zu fade" empfunden und daher vom Verbraucher abgelehnt werden würde
(s.o.).

Ohne eine Korrektur der Gesamtzuckermenge in allen fraglichen
Rezepturen, kurz gesagt 30 Prozent mehr Allulose-Zucker, liefe es also
bei der Umstellung aller zuckerhaltigen Lebensmittel auf den
kalorienarmen Zucker ebenfalls auf eine geschmackliche Umgewöhnung des
Verbrauchers an 30 Prozent weniger Süße hinaus. Da nun die Firma
Savanna Ingredients mit ihrem Projekt zudem vom Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) gefördert wird, das eigenen
Angaben zufolge im Rahmen ihrer Zuckerreduktionsstrategie 1,6
Millionen Euro für die Forschung an innovativen, nährwertlosen Zuckern
zur Verfügung stellt, könnte diese klammheimliche Verbrauchertäuschung
mittels kalorienfreiem Surrogat durchaus als beabsichtigte
Umerziehungsmaßnahme zum unfreiwilligen aber dauerhaften Süßverzicht
des Verbrauchers verstanden werden.

In jedem Fall käme ein 30 Prozent höherer Zuckerersatzverbrauch der
Zuckerindustrie zugute, denn der Allulose-Hersteller - wen mag es noch
wundern - ist ein Spin-Off-Unternehmen eines bekannten rheinischen
Rübenzuckerproduzenten, so daß die Gewinne in der "Familie" bleiben.
Diese ist ohnehin über ihre Interessenvertretung auch direkt über den
Runden Tisch an der Grundsatzvereinbarung der Strategieziele beteiligt
und weiß, daß sie keine wirklichen Verluste durch die Zuckerreduktion
zu befürchten hat. [2]


Vollendete Tatsachen für widerständige Zuckersüchtlinge schaffen?

Die Umsetzung und Konkretisierung der Strategieziele - neben Zucker
stehen auch gesundheitsschädliche Salz- und Fettgehalte in
Lebensmitteln auf dieser Agenda - soll zudem von jährlichen Sitzungen
des sogenannten Begleitgremiums zur Nationalen Reduktions- aund
Innovationsstrategie flankiert werden. [3] In der Auftaktsitzung, die
am 12. Februar 2019 unter dem Vorsitz von Bundesministerin Julia
Klöckner stattgefunden hat, wurde u.a. darauf aufmerksam gemacht, daß
eine der "wichtigsten Voraussetzungen dafür, die Aufklärung und
Stärkung der Ernährungskompetenz der Verbraucherinnen und Verbraucher"
sei. Vonseiten des BMEL wird die Strategie durch eine breit angelegte,
die verschiedenen Zielgruppen adressierende Lehrkampagne begleitet.
Das im Jahr 2017 neu gegründete Bundeszentrum für Ernährung (BZfE)
soll hierbei eine koordinierende Rolle übernehmen. Auch andere Akteure
des Runden Tisches, zu denen Vertreter von Verbänden aus den Bereichen
Ernährung, Gesundheit, Lebensmittelwirtschaft gehören, darunter auch
die Wirtschaftliche Vereinigung Zucker (WVZ), ebenso Verbraucherschutz
und Wissenschaft oder Vertreter von Bundes- und Landesministerien,
wollen dazu Beiträge beisteuern. [4]

Nun weiß man nicht, was der Runde Tisch des BMEL für
Ernährungskompetenz hält. Die weiteren Pläne der Akteure um Ministerin
Klöckner sprechen dafür, daß "zuckersüchtigen" Verbrauchern zumindest
die Kompetenz abgesprochen wird, naheliegende Fakten der
gesundheitlichen Bedrohung und ihre Risiken selbst zu prüfen und
danach zu entscheiden, ob sie ihr Leben zuckersüß, pikant, mit oder
ohne Kalorien gestalten wollen. Oder aus welch anderem Grund sollte
"wer nicht hören will..." oder wer seinen inneren Schweinehund nicht
bezwingen kann, durch entsprechende Förderprojekte dieser Runde, wie
die Lancierung von Allulose, schlußendlich einfach vor vollendete,
kalorienfreie Tatsachen gestellt werden? Gerade durch die geplante
alternativlose und stillschweigende Umstellung auf weniger Kalorien
und Süße, bei der das Einverständnis des Konsumenten ungefragt
vorausgesetzt wird, drängen sich doch zahlreiche Fragen auf.

Angesichts der hohen EU-politischen Toleranz für den ungewollten
Verzehr mancher toxischen Stoffe oder Agrarchemikalien (wie etwa das
umstrittene Glyphosat, dessen generelles Einsatzverbot immer wieder
herausgezögert wird [5]), die in landwirtschaftlich gewonnenen
Nahrungsmitteln vorkommen können und dürfen, [6] wundert man sich
vielleicht, wie giftig der seit Generationen verwendete Süßstoff wohl
sein muß, wenn seine Entfernung aus den Lebensmitteln mit einer derart
drastischen Entmündigung des Verbrauchers vorangetrieben wird. Oder
sollen mit der Zwangsentwöhnung möglicherweise noch andere Interessen
bedient werden, so daß die vermeintliche Sorge um das Wohl und die
Gesundheit der Menschen nur ein kurzfristig vorgeschobener Grund ist?




[image: Ein Plakat wirbt für den verstärkten Anbau von Zuckerrüben, um dem großen Bedarf in Kriegszeiten gerecht zu werden. - Grafik: National Archives at College Park (gemeinfrei)]

Zucker war immer schon mehr als ein wichtiger Energielieferant. 

Grafik: National Archives at College Park (gemeinfrei)



Schon immer war das weiße Gold Zucker Wirtschaftsfaktor und Politikum.
Der Zuckermarkt wurde lange über strenge Quoten geregelt, um hohe und
steigende Preise zu garantieren. Seit dem EU-weiten Fall der Quoten
und dem damit einhergehenden Preisverfall könnte eine Marktlücke für
ein kalorienfreies Rübenprodukt der hierauf vorbereiteten
Zuckerindustrie Vorteile verschaffen.

Andere Gründe als ein Gesundheitsanliegen sind allein schon deshalb
vorstellbar, weil bislang durchaus noch umstritten scheint, inwieweit
der Brennwert von Kohlenhydraten, d.h. die Zuckerkalorien, der
Auslöser der benannten Übel ist und auch die Frage, auf welche Weise
Zucker seine gesundheitsschädliche Wirkung entfaltet, bis heute nicht
eindeutig geklärt werden konnte. [7]

So appellieren immer wieder Forscher wie unlängst der Physiker und
Journalist Gary Taubes im BMJ an die Wissenschaft: Der direkte
gesundheitliche Schaden durch Zucker solle erneut untersucht und
geklärt werden. [8] Taube vertritt die bereits Anfang des 20.
Jahrhunderts von Haven Emerson und Louise Larimore von der Columbia
Universität aufgebrachte Hypothese, daß beispielsweise nicht der
Überschuß an Brennwert und der damit provozierte Fettgewebezuwachs,
sondern die Struktur des Zuckers, d.h. der Saccharose, direkt für die
"Diabetes- und Adipositas-Epidemie" verantwortlich ist.

Andere vertreten die Auffassung, daß bestimmte Stoffwechselprodukte
des Zuckers - aber auch die verschiedenen Fettsäuren der Fette oder
die Aminosäuren der Eiweiße - nur in ganz bestimmten Darmabschnitten
eine gesundheitsschädliche, hormonelle Stoffwechselreaktion auslösen.
Geschehe der Aufschluß der fraglos wichtigen Nährstoffe erst in
anderen Darmabschnitten, blieben die unangenehmen Begleiterscheinungen
und Nebenwirkungen aus. Danach wären weder Zucker noch Kalorien,
sondern der bislang kaum erforschte, sogenannte glykämische Index des
fertigen Nahrungsmittels für diesen Funktionskreis relevant. Es ginge
dann um die Frage, wie schnell dieses seine verdaulichen Bausteine
aufspaltet und ins Blut abgibt.

Diese wissenschaftlichen Ungereimtheiten scheinen den geplanten
Austausch des alten Zuckers mit einem sich hieraus ableitenden, aber
bisher völlig unbekannten und unerforschten Stoff, über dessen
gesundheitliche Auswirkungen keine Erfahrungen vorliegen, in keiner
Weise zu rechtfertigen. Denn zum einen muß sich Allulose angesichts
der Tatsache, daß bislang noch jeder gängige Zuckerersatz, siehe
Sorbit, Xylit (Birkenzucker), Stevia und Erythrit, unangenehme
Begleiterscheinungen gezeigt hat [9], die Frage gefallen lassen, ob
der kalorienfreie Zucker tatsächlich harmlos ist. Und zum anderen
bleibt fraglich, ob sich mit Allulose, die echtem Zucker in so vielem
ähnlich ist, eine zuckerinduzierte Stoffwechselerkrankung überhaupt
verhindern läßt. Wie bekömmlich die verhinderte Zufuhr an
verstoffwechselbaren und lebenserhaltenden Kohlenhydraten für den
menschlichen Körper ist, sei dahingestellt.




[image: Bundesministerin Klöckner mit den Empfängern der Förderbescheide, u.a. Dr. Timo Koch (rechts von ihr) für die Entwicklung von Cellobiose und Allulose. [2] - Foto: BMEL / Ute Grabowsky / photothek.net]

Vollendete Tatsachen schaffen. 

Projekte für nährwertfreie Zucker werden im Rahmen der
Zuckerreduktionsstrategie der Bundesregierung staatlich gefördert. 

Foto: BMEL / Ute Grabowsky / photothek.net




Nährstoffvernichtung in einer hungrigen Welt ?

Sollte hinter kalorienfreier Surrogaten, die nur schmecken, aber
keine natürliche Funktion außer einer vorübergehenden Darmstimulation
erfüllen, angesichts zunehmender globaler Probleme der
Ernährungssicherung vielleicht sogar mehr stecken, als ein aus dem
Überfluß generierter Schildbürgerstreich? Denn wie anders sollte man
den landwirtschaftlichen Flächenverbrauch bezeichnen, um zwei
Milliarden an Übergewicht leidenden Wohlgenährten in den
Industrieländern minimalinvasiv eine passive Gewichtsabnahme ohne
Verhaltensänderung und Genußverzicht zu verordnen, die aber durch
einen entsprechend kompensatorischen Fett- und Alkoholkonsum nur von
marginalem Wert sein könnte, während es in den Ländern des ärmeren
Südens beinahe der gleichen Menge an mangelernährten oder hungernden
Menschen an elementaren Nährstoffen wie Zucker fehlt?

Neben dem politischen Gerangel um Zuckerrübenquoten und den Sorgen der
Zuckerindustrie um ihre Umsätze ist die Zuckerrübe mit ihrer hohen
Anfälligkeit gegenüber Pilzerkrankungen, mit ihrem immensen Bedarf an
gutem, nährstoffreichem Boden, Dünger, Wasser und Pflege eine der
anspruchsvollsten Ackerpflanzen, [10] was ihren Anbau und ihre
wirtschaftliche Verwertung im Zuge des globalen Wandels in Zukunft
unattraktiv werden lassen könnte. In Zeiten zunehmender globaler
Erwärmung könnte man die Rübe tatsächlich als landwirtschaftliches
Auslaufmodell bezeichnen. Und sollte deshalb der ganze Rummel um
Allulose und weniger Zucker vielleicht am Ende doch als ungebetene
Umerziehung des Geschmacks auf künftig nährstofflose, hungrige Zeiten
verstanden werden, die dann nicht mehr allein die Länder des armen
Süden treffen?


Anmerkungen:

[1]
https://www.rtl.de/cms/allulose-dieser-zucker-hat-fast-keine-kalorien-4191442.html 

https://www.focus.de/gesundheit/gesund-leben/ernaehrung-kalorienfreier-zucker-hersteller-plant-suessstoff-revolution_id_9207409.html 

https://www.welt.de/regionales/nrw/article181381460/Suende-ohne-Folgen-Echter-Zucker-ohne-Kalorien.html 

https://www.diabetes-online.de/salate_gemuese/a/praktisch-zucker-kalorienfrei-allulose-suesse-alternative-1957610 

https://bumfuzzled.de/allulose-zucker-ohne-kalorien/ 

https://www.kocaonline.de/nachrichten/innovation-zucker-ohne-kalorien,7069309046.html

[2]
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Ernaehrung/GrundsatzvereinbarungReduktion.pdf?__blob=publicationFile

[3] https://www.bmel.de/DE/Ernaehrung/_Texte/Begleitgremium_Reduktions-Innovationsstrategie.html

[4] https://www.bmel.de/DE/Ernaehrung/_Texte/FAQ-ReduktionsstrategieZuckerSalzFette.html

[5] https://www.agrarheute.com/politik/bundestag-weist-mehrere-antraege-glyphosat-zurueck-551706 

und 

https://www.agrarheute.com/wochenblatt/politik/glyphosat-zeitmangel-wurde-zulassung-um-jahr-verlaengert-550224

[6] https://www.greenpeace-magazin.de/wie-viel-glyphosat-steckt-unseren-lebensmitteln-und-wie-gefaehrlich-ist-das 

und 

https://www.bfr.bund.de/de/fragen_und_antworten_zur_bewertung_des_gesundheitlichen_risikos_von__glyphosat-127823.html

[7] https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/87358/Zucker-Mehr-als-nur-leere-Kalorien

[8] https://www.bmj.com/content/360/bmj.j5808

[9] https://www.biokrebs.de/therapien/patienten-fragen/77-ernaehrung/1882-gesunde-suesse

[10] https://www.br.de/br-fernsehen/sendungen/lavita/lavita-ruebenernte-anbau100.html
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ENERGIE/1627: Mobilität - Neues Schnellladesystem für E-Bikes (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 04.03.2019

Mobilität: Neues Schnellladesystem für E-Bikes



Der Markt für E-Bikes boomt. Mit elektrischem Rückenwind können
Fahrradfreunde ihre Route freier wählen, ältere Menschen länger mobil
bleiben und Pendler oft stressfreier zur Arbeit kommen - für viele ein
Anlass, vom Auto auf das Fahrrad umzusteigen. Derzeit dauert das Laden der
Batterie rund zwei bis vier Stunden. Um speziell bei der alltäglichen
Nutzung von E-Bikes in der Stadt die Ladezeit zu verkürzen, wollen das
Karlsruher Institut für Technologie (KIT) und die auf E-Mobility
spezialisierte Coboc GmbH & Co. KG, die Batterien in den Pedelecs
schnellladefähig machen.

Für die meisten Nutzerinnen und Nutzer von E-Bikes, die in der Stadt oder
auf kurzen Strecken unterwegs sind, reicht eine geringe Reichweite und
damit verbunden eine kleinere Batterie als zurzeit bei den meisten E-Bikes
üblich. Das spart Kosten und schont die Umwelt. Um dennoch auch weitere
Strecken zurücklegen zu können, muss diese Batterie möglichst schnell
geladen werden können. Bis eine herkömmliche E-Bike-Batterie aufgeladen
ist, dauert es heute allerdings zwei bis vier Stunden. Ein schneller Start
nach kompletter Akku-Entladung ist damit schwierig. "Deswegen wollen wir
ein Schnellladesystem für E-Bikes entwickeln, das kompakt und
leistungsfähig ist, aber auch nutzer- und umweltfreundlich", erklärt
Nicolaus Lemmertz, Wissenschaftler am Elektrotechnischen Institut (ETI)
des KIT und Leiter des Projektes.

Das neue Schnellladeverfahren soll auf Lithium-Ionen-Zellen mit hoher
Lebensdauer basieren, über einen vergleichsweise starken Ladestrom von bis
zu zehn Ampere verfügen und an normalen 230-Volt-Steckdosen in weniger als
einer Stunde aufgeladen werden können. Darüber hinaus soll das
Batteriemanagementsystem eine Diagnosefunktion bieten: Die während der
Nutzung des E-Bikes gemessenen Daten werden über eine
Internet-of-Things-Lösung (IoT) erfasst, analysiert und in der internen
Coboc-Cloud gestreamt. Sie geben Aufschluss über den State of Charge (SOC),
also den Ladezustand der Batterie, und den State of Health (SOH), das heißt
ihren Gesamtzustand im Vergleich zu einem neuen Akku. Beide Kennwerte
bedingen einander.

Die Ergebnisse der Datenauswertung sollen Hersteller und Nutzern grafisch
aufbereitet zur Verfügung stehen. Dies ermöglicht eine kontinuierliche
Optimierung des E-Bikes, eine entsprechende Anpassung des Gesamtsystems
und im Sinne einer vorausschauenden Wartung auch stets aktuelle
Informationen über den Batteriestatus. "Durch den Vertrieb von E-Bikes mit
einem solchen smarten System können wir nicht nur unseren Marktanteil
erhöhen, sondern auch für mehr Nachhaltigkeit sorgen", betont
Coboc-Geschäftsführer David Horsch. Innerhalb des Projektverbunds übernimmt
das KIT unter anderem die Auswahl und Bewertung der infrage kommenden
Lithium-Ionen-Zellen, die Lebensdaueruntersuchung ausgewählter Zellen sowie
die Entwicklung des Schnellladeverfahrens und eines Diagnosesystems, das den
SOC und SOH umfasst. Coboc unterliegt vor allem die Anforderungsanalyse
und Entwicklung des Betriebsmanagementsystems, die Implementierung des
IoT-Systems mit dazugehörigem Server Back End sowie die Hardware und deren
Integration im Elektrofahrrad. Das Projekt wird im Rahmen des Zentralen
Innovationsprogramms Mittelstand des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Energie (BMWi) gefördert und läuft noch bis Ende September 2021.



Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und
Umwelt. Ziel ist es, zu den globalen Herausforderungen
maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie, Mobilität und
Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in Natur-, Ingenieur-,
Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften zusammen. Seine 25
100 Studierenden bereitet das KIT durch ein forschungsorientiertes
universitäres Studium auf verantwortungsvolle Aufgaben in
Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die Innovationstätigkeit am
KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und Anwendung zum
gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und Erhalt unserer
natürlichen Lebensgrundlagen.

Weitere Informationen unter:

http://www.sek.kit.edu/presse.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, 04.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/224: Ein Drittel weniger Verbrauch - Industrie und Forschung arbeiten an Sparbenziner (idw)


Forschungsvereinigung Verbrennungskraftmaschinen e.V. - 04.03.2019

Ein Drittel weniger Verbrauch: Industrie und Forschung arbeiten gemeinsam
an Sparbenziner



Um künftige CO2-Grenzwerte zu erfüllen, müssen Fahrzeuge mit Ottomotor
deutlich weniger Kraftstoff verbrauchen. Wie das gelingen kann, untersucht
ein neues Projekt der Forschungsvereinigung Verbrennungskraftmaschinen
(FVV). Das ehrgeizige Ziel: Der Wirkungsgrad künftiger Benzinmotoren soll
auf bis zu 50 Prozent steigen. Gleichzeitig soll der Kraftstoffverbrauch
gegenüber heutigen Motoren um rund ein Drittel sinken. Innerhalb des
Projekts werden neue Motortechnologien im Zusammenspiel mit
elektrifizierten Antrieben und synthetischen Kraftstoffen erforscht.

"Die CO2-Emissionen aus dem Straßenverkehr müssen im nächsten Jahrzehnt
deutlich sinken. Es ist zwingend, dass sich Industrie und Wissenschaft
dieser Herausforderung gemeinsam stellen ", sagt Dietmar Goericke,
Geschäftsführer der FVV. "Neben der Elektrifizierung werden effizientere
Verbrennungsmotoren und klimaneutrale synthetische Kraftstoffe einen
entscheidenden Beitrag zur Erreichung der CO2-Ziele leisten."

Frankfurt am Main - 04.03.2019 // Je mehr der im Kraftstoff enthaltenen
chemischen Energie in mechanische Antriebsenergie umgewandelt werden kann,
desto besser fallen der Wirkungsgrad und damit der Kraftstoffverbrauch des
Fahrzeugs aus. In dem aus Eigenmitteln der FVV finanzierten
Forschungsprojekt "ICE 2025+" untersuchen vier Hochschulinstitute aus
Aachen, Braunschweig, Darmstadt und Stuttgart verschiedene Maßnahmen, mit
denen der Wirkungsgrad deutlich erhöht werden soll. Ziel des Projektes ist
es, das gesamte Antriebssystem so zu optimieren, dass im realen Betrieb
ein möglichst günstiger Verbrauch erzielt wird. Bezogen auf den neuen
WLTP-Zyklus bedeutet dies, einen durchschnittlichen Antriebswirkungsgrad
von circa 40 Prozent zu erreichen, in einzelnen Betriebspunkten sogar
50 %. Aktuelle Pkw-Ottomotoren schaffen derzeit als Bestwert circa
30 % Prozent.

Der methodische Ansatz der Forscher besteht darin, verschiedene vorab
ausgewählte Technologien - etwa eine erhöhte Verdichtung oder eine
Wasser-Zusatzeinspritzung - zu kombinieren und ihren Einfluss auf den
Systemwirkungsgrad zu untersuchen. Um das Antriebssystem auf reale
Fahrbedingungen abzustimmen, werden sowohl verschiedene Fahrzeugklassen
als auch Hybridvarianten - von milden 48 Volt bis zum
Hochvoltlhybridantrieb - in die Untersuchung einbezogen.

Die beteiligten Forscher arbeiten eng verzahnt. Innerhalb des ersten
Arbeitspaketes, das vom Institut für Verbrennungskraftkraftmaschinen und
Fahrzeugantriebe der Technischen Universität Darmstadt verantwortet wird,
werden die Grundlagen für die Fahrzeugsimulation gelegt. Dies ist wichtig,
um mit den in den anderen Arbeitspaketen entstehenden Motordaten exakte
Aussagen über die CO2-Emissionen des Gesamtfahrzeugs unter realitätsnahen
Betriebsbedingungen treffen zu können. Teil der Arbeit ist es auch, für
die elektrischen Antriebskomponenten eine Betriebsstrategie zu finden, die
es dem Verbrennungsmotor ermöglicht, so effizient wie möglich zu arbeiten.
Der zweite, am Institut für Verbrennungsmotoren und Kraftfahrwesen der
Universität Stuttgart bearbeitete Projektteil "Motorsimulation" besteht
vor allem darin, mit Hilfe schneller Rechenverfahren verbindliche Aussagen
über Wirkungsgradsteigerungen durch verschiedene Technologiekombinationen
treffen zu können. Zudem wird ein virtueller Motor "aufgebaut", der es
erlaubt, die Rückwirkung externer Maßnahmen - etwa einer 
Abgaswärme-Rückgewinnung - auf den Motor abzuschätzen.

Wesentliche Maßnahmen zur Wirkungsgradsteigerung sollen innerhalb von "ICE
2025+" nicht nur simuliert, sondern auch an einem
Einzylinder-Forschungsmotor getestet werden. Den Aufbau und Betrieb dieses
Versuchsmotors verantwortet das Institut für Verbrennungskraftmaschinen
der Technischen Universität Braunschweig. Die so entstehenden Ergebnisse
dienen nicht nur der Technologiebewertung, sondern sollen auch die
Simulationsmodelle verbessern.

Innerhalb des vierten Arbeitspaketes wird am Lehrstuhl für
Verbrennungskraftmaschinen der RWTH Aachen der Einfluss CO2-neutraler
Kraftstoffe auf das Motorverhalten untersucht. Dafür werden verschiedene
synthetische Kraftstoffe, in Reinform wie als Beimischung, an einem
Forschungsmotor getestet. Die Ergebnisse sollen - neben einer
Potenzialbewertung möglicher Kraftstoffalternativen hinsichtlich
Wirkungsgrad und Emissionen - ebenfalls dazu dienen, existierende
Simulationsmethoden für den Verbrennungsprozess zu verbessern.

Die Ergebnisse des Forschungsprojektes "ICE 2025+" werden im Frühjahr 2020
vorliegen.

Noch ist offen, welche Antriebsstränge, Energieträger und Verkehrskonzepte
den Personen- und Güterverkehr im Jahr 2050 bestimmen werden. Auf kurze
und mittlere Sicht müssen energieeffiziente Hybridfahrzeuge und
CO2-neutrale Kraftstoffe einen wirksamen Beitrag zu einer klimaneutralen
Mobilität leisten. Darum fördert die FVV aus eigenen finanziellen Mitteln
gezielt Projekte der vorwettbewerblichen Industriellen
Gemeinschaftsforschung (IGF), um zum langfristigen Ziel einer
"Zero-Impact-Emission-Mobilität" beizutragen.


Originalpublikation:

https://www.fvv-net.de/medien/presse/detail/ein-drittel-weniger-verbrauch-industrie-und-forschung-arbeiten-gemeinsam-an-sparbenziner-1/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1743
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WERKSTOFFE/1094: Forscherteam entwickelt druckbare Wassersensoren (idw)


Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY - 04.03.2019

Forscherteam entwickelt druckbare Wassersensoren



Ein spanisch-israelisches Forscherteam hat ein ausdruckbares Material
entwickelt, das als vielseitiger und robuster Wasserdetektor eingesetzt
werden kann. Der Stoff auf Polymerbasis ist günstig, flexibel und ungiftig
und ändert seine Farbe in Gegenwart kleiner Mengen Wasser von Violett zu
Blau. Mit Hilfe von DESYs Röntgenlichtquelle PETRA III haben die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler unter Leitung von Pilar Amo-Ocha
von der Autonomen Universität Madrid (UAM) die durch Wasser ausgelösten
Strukturänderungen in dem Material erkundet, die der beobachteten
Farbänderung zugrunde liegen.

Die Entwicklung öffne die Tür zur Erzeugung einer neuen Familie
3D-druckbarer funktionaler Materialien, schreibt das Team im Fachblatt
"Advanced Functional Materials".

Auf zahlreichen Gebieten wie beispielsweise Gesundheit,
Lebensmittelsicherheit und Umweltschutz gibt es einen rasant steigenden
Bedarf an Sensoren, die auf schnelle und einfache Weise gezielt bestimmte
Stoffe nachweisen. Wasser gehört dabei zu den häufigsten überwachten
chemischen Verbindungen. "Es kann sehr wichtig sein zu wissen, wieviel
Wasser in einer bestimmten Umgebung oder in einem Stoff vorhanden ist",
erläutert DESY-Forscher Michael Wharmby, Ko-Autor der Veröffentlichung und
Leiter der Messstation P02.1, an der das neue Sensormaterial untersucht
worden ist. "Wenn ein Öl zum Beispiel zu viel Wasser enthält, schmiert es
Maschinen möglicherweise nicht gut, und mit einem zu hohen Wasseranteil
verbrennt Treibstoff nicht ordentlich."

Der funktionale Teil des neuen Sensormaterials ist ein sogenanntes
Koordinationspolymer auf Kupferbasis, eine organische Verbindung mit einem
Wassermolekül, das an ein zentrales Kupferatom gebunden ist. "Wenn man die
Verbindung auf 60 Grad Celsius erhitzt, ändert sie ihre Farbe von Blau zu
Violett", berichtet Amo-Ocha. "Diese Änderung lässt sich rückgängig
machen, indem man das Material an der Luft lässt, in Wasser taucht oder in
eine Flüssigkeit mit Spuren von Wasser legt." Mit der energiereichen
Röntgenstrahlung von DESYs Forschungslichtquelle PETRA III konnte das Team
beobachten, dass in den auf 60 Grad erhitzten Proben die Wassermoleküle
fehlten, die zuvor an die Kupferatome gebunden waren. Das führt zu einer
umkehrbaren strukturellen Neuorganisation des Materials, wodurch es zu der
Farbänderung kommt.

"Als wir das verstanden hatten, konnten wir auch die Physik dieser
Veränderung modellieren", sagt Ko-Autor José Ignacio Martinez vom Institut
für Werkstoffwissenschaften in Madrid (ICMM-CSIC). Die Forscherinnen und
Forscher waren dann in der Lage, die Kupferverbindung mit einem
3D-Druckermaterial zu mischen und Sensoren in verschiedenen Formen daraus zu
drucken. Sie testen die gedruckten Sensoren in Luft und mit Flüssigkeiten,
die unterschiedliche Anteile Wasser enthielten. Dabei zeigte sich, dass
die gedruckten Sensoren sogar noch empfindlicher auf Wasser reagieren als
das kupferbasierte Polymermaterial allein. Die Forscher schreiben das der
Porosität des gedruckten Materials zu. In Flüssigkeiten schlug der
gedruckte Sensor innerhalb von zwei Minuten bereits bei einem Wasseranteil
von 0,3 bis 4 Prozent an. Zudem reagierte er noch auf eine relative
Luftfeuchtigkeit von nur 7 Prozent.

Wenn das Material durch Erhitzen oder in einer wasserfreien Flüssigkeit
getrocknet wird, färbt es sich von Blau wieder zurück nach Violett. Tests
zeigten, dass es selbst über viele Erhitzungszyklen stabil bleibt und die
kupferbasierten Polymere gleichmäßig in den gedruckten Sensoren verteilt
sind. An der Luft bleibt das Material mindestens ein Jahr stabil, ebenso
bei biologisch relevanten pH-Werten von 5 bis 7. "Die Vielseitigkeit
moderner 3D-Drucktechnik bedeutet darüber hinaus, dass sich diese Sensoren
in ganz unterschiedlichen Bereichen einsetzen lassen", betont Ko-Autor
Shlomo Magdassi von der Hebräischen Universität Jerusalem. Das Konzept
könne zudem genutzt werden, um weitere derartige funktionale Materialien
zu entwickeln.

"In unserer Arbeit präsentieren wir die ersten 3D-gedruckten Verbundobjekte
aus einem nicht-porösen Koordinationspolymer", sagt Ko-Autor Félix Zamora
von der Autonomen Universität Madrid. "Das eröffnet die Möglichkeit,
die große Familie dieser leicht herzustellenden Verbindungen
mit ihren interessanten magnetischen, optischen und elektrischen
Eigenschaften für das funktionale 3D-Drucken zu benutzen."

Die Autonome Universität Madrid, die Hebräische Universität Jerusalem, die
Technische Universität Nanyang in Singapur, das Institut für
Werkstoffwissenschaften in Madrid und DESY waren an der Studie beteiligt.



DESY zählt zu den weltweit führenden Beschleunigerzentren und erforscht
die Struktur und Funktion von Materie - vom Wechselspiel kleinster
Elementarteilchen, dem Verhalten neuartiger Nanowerkstoffe und
lebenswichtiger Biomoleküle bis hin zu den großen Rätseln des Universums.
Die Teilchenbeschleuniger und die Nachweisinstrumente, die DESY an seinen
Standorten in Hamburg und Zeuthen entwickelt und baut, sind einzigartige
Werkzeuge für die Forschung. DESY ist ein Forschungszentrum der
Helmholtz-Gemeinschaft und wird zu 90 Prozent vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung und zu 10 Prozent von den Ländern Hamburg und
Brandenburg finanziert.


Originalveröffentlichung:

3D printing of a thermo- and solvato-chromic composite material based on a
Cu(II)- thymine coordination polymer with moisture sensing capabilities;

Noelia Maldonado, Verónica G. Vegas, Oded Halevi, Jose Ignacio Martinez,
Pooi See Lee Shlomo Magdassi, Michael T. Wharmby, Ana E. Platero-Prats,
Consuelo Moreno, Félix Zamora and Pilar Amo-Ochoa;

"Advanced Functional Materials", 2019;

DOI: 10.1002/adfm.201808424
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ARBEIT/1168: DGB und Grüne fordern Stärkung der Tarifbindung


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 5. März 2018

DGB und Grüne fordern Stärkung der Tarifbindung



Bei einem gemeinsamen Treffen am heutigen Dienstag in Berlin sprachen
sich die Bundesvorstände von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und des Deutschen
Gewerkschaftsbunds (DGB) für eine Stärkung der Tarifbindung in
Deutschland aus.

Beide Seiten lobten das Modell der Sozialpartnerschaft. Sie stärke den
sozialen Zusammenhalt und sei ein Garant für gute Arbeitsbedingungen,
die Teilhabe von Beschäftigten sowie für sichere Arbeitsverhältnisse.
Die rückläufige Tarifbindung hingegen gefährde die fortschrittlichen
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen in der sozialen Marktwirtschaft.
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der DGB teilen die Einschätzung, dass die
Tarifbindung deutlich gestärkt werden muss.

Um dies zu erreichen, dürfe eine Allgemeinverbindlichkeit nur noch mit
Mehrheit abgelehnt werden und das Vetorecht der Arbeitgeber gehöre
abgeschafft. Zudem müssten Nachbindung und Nachwirkung von
Tarifverträgen ausgebaut und gestärkt werden, damit Outsourcing und
Betriebsübergänge nicht zur Umgehung von Tarifbindung führen.
Staatliche Institutionen und Einrichtungen müssten die Vergabe von
Aufträgen vermehrt an die Einhaltung von Tarifverträgen binden.

Der Bundesvorsitzende der Grünen Robert Habeck: "Wir haben uns mit dem
DGB auf wichtige Maßnahmen geeinigt, um die Betriebsräte und
Gewerkschaften zu stärken und Tariftreue zu belohnen. Denn der Wille
zum fairen Interessenausgleich zwischen Tarifvertragsparteien - die
Sozialpartnerschaft - ist in Deutschland ein Erfolgsmodell, das durch
einen radikalen Wandel der Arbeitswelt unter Druck steht. Der Staat
muss nun ein klares Bekenntnis zur Tariftreue abgeben, indem er
Aufträge nur an Unternehmen vergibt, die tarifgebunden sind. Wir
brauchen ein echtes Mitbestimmungsrecht für Betriebsräte und
Tarifverträge sollten auch ohne Zustimmung der Arbeitgeberseite für
allgemeinverbindlich erklärt werden können."

Der DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann: "Die Tarifbindung in Deutschland
ist ein öffentliches Gut. Tarifverträge sorgen für gleiche
Wettbewerbsbedingungen und entlasten den Staat bei
Verteilungskonflikten. Sie schaffen bessere Arbeitsbedingungen für die
Beschäftigten und stellen faire Wettbewerbsbedingungen für Arbeitgeber
her. Wir freuen uns, dass BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN diese Bedeutung
anerkennen und sich gemeinsam mit den Gewerkschaften für eine starke
Tarifbindung einsetzen."

 * 

Quelle:

Pressedienst vom 5. März 2019

Bündnis 90/Die Grünen Bundesvorstand

Pressestelle

Platz vor dem Neuen Tor 1, 10115 Berlin

Telefon: 030 / 284 42 130, Fax: 030 / 284 42 234

E-Mail: presse@gruene.de

Internet: www.gruene.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2130: Chinas neue Realität


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. März 2019

Chinas neue Realität



Zum heute begonnen Nationalen Volkskongress Chinas erklärt Jürgen
Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Der Volkskongress steht für China unter ungewöhnlichen Vorzeichen. Das
Land, das in den letzten Jahrzehnten eine rasante Aufholjagd in der
Entwicklung und im Wachstum hingelegt hat, scheint an seine
Wachstumsgrenzen zu stoßen. Das Wachstum sinkt 2019 vielleicht sogar
unter die im 5-Jahresplan verordneten 6,5 Prozent Wachstum. Der
Handelskrieg mit den USA und die gegenseitige Verhängung von
Strafzöllen verstärkt die Erkenntnis, die sich schon seit einigen
Jahren abzeichnete - die expansive Wirtschaftspolitik ist nicht
unendlich fortschreibbar. Die "neue Realität" Chinas wird sich auch
langfristig niedrigeren Wachtumsraten und veränderten
Rahmenbedingungen in der Welt stellen müssen. Dass diese Wahrheit weit
am Anfang der Rede von Ministerpräsident Li Keqiang stand, zeigt, wie
ernst die Lage ist. Die Antworten, die Chinas Führung darauf
angekündigt hat, sind auch für den Rest der Welt wichtig. Die
Weltwirtschaft profitiert von einem prosperierenden China.

Wenn es wirklich zu einer weiteren Vereinfachung der Marktzugänge für
ausländische Investitionen und zu mehr Möglichkeiten für ausländische
Wettbewerber kommt, liegt darin auch eine Chance. Gerade Europa sollte
China jetzt beim Wort nehmen und auf den Abbau von Diskriminierungen
beim Marktzugang drängen. Außerdem sollte die Gelegenheit auch genutzt
werden, um Chinas Umgang mit Minderheiten zu thematisieren.
Investitionen brauchen Sicherheit - aber sie brauchen auch ein Umfeld,
in dem sowohl internationales Wettbewerbsrecht, als auch
Menschenrechte geachtet werden.

 * 
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UMWELT/1821: Bundesregierung muss weltweites Plastikabkommen vorantreiben


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. März 2019

Bundesregierung muss weltweites Plastikabkommen vorantreiben



Zur WWF-Forderung nach einer globalen Plastikkonvention erklärt
Bettina Hoffmann, Sprecherin für Umweltpolitik:

"Die Bundesregierung muss sich jetzt an die Spitze einer globalen
Koalition gegen Plastikmüll stellen und auf UN-Ebene ein weltweit
verbindliches Abkommen vorantreiben. Rund eine LKW-Ladung Plastikmüll
wird jede Minute in die Ozeane gekippt. Knapp die Hälfte des weltweit
exportierten Plastikmülls kommt aus Deutschland und den anderen
G7-Staaten. Die bisherigen globalen Initiativen, die zur Bekämpfung
der Plastikvermüllung beitragen können, reichen nicht aus. Sie
adressieren das Problem nur in Teilen, sind nicht rechtsverbindlich
oder verpflichten nur eine beschränkte Zahl an Staaten. Ein globales,
rechtsverbindliches Abkommen zur Vermeidung von Plastikmüll mit dem
Ziel, den Eintrag von Plastik in die Weltmeere bis 2030 zu stoppen,
ist unerlässlich."

 * 
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INNEN/3449: Mit Klaus Kinkel hat uns ein großer Europäer verlassen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. März 2019

Mit Klaus Kinkel hat uns ein großer Europäer verlassen

Er hat die deutsche Außenpolitik nach Fall des Eisernen Vorhangs
maßgeblich mitgeprägt



Zum Tod des früheren Außenministers, Vizekanzlers und Vorsitzenden
der FDP erklärt der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Jürgen Hardt:

"Der Tod von Klaus Kinkel erfüllt die deutsche Außenpolitik mit
tiefer Trauer. In einer Zeit des Umbruchs hat Klaus Kinkel als
Außenminister des jungen wiedervereinigten Deutschlands mit großer
Leidenschaft, Bodenständigkeit und fester demokratischer Überzeugung
die gesamtdeutsche Außenpolitik gelenkt. Dabei hat er wesentlich dazu
beigetragen, dass unser Land seine Rolle in Europa und der Welt
gefunden hat.

Wegweisende Entscheidungen wie die Beteiligung Deutschlands an
Kriseneinsätzen, die Befriedung des westlichen Balkans aber auch
Wegmarken zur Vertiefung der europäischen Zusammenarbeit fielen in
seine Amtszeit.

Sein klarer Kompass, seine Prinzipientreue und sein unbändiges
Eintreten für ein offenes, liberales, fest in Europa und in der
internationalen Staatengemeinschaft verankertes Deutschland haben die
deutsche Außenpolitik weit über seine Amtszeit hinaus geprägt. Seine
Gabe für Humor und Selbstkritik zollen uns Respekt.

In Verneigung vor einem großen Außenpolitiker bleibt das Mitgefühl
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion bei der Familie und den Angehörigen
von Klaus Kinkel."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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ARBEIT/1856: Entgrenzung von Arbeit Einhalt gebieten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. März 2019

Entgrenzung von Arbeit Einhalt gebieten



"Von flexiblen Arbeitszeiten ohne Schutzfunktion profitieren in erster
Linie die Arbeitgeber", kommentiert Susanne Ferschl, stellvertretende
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, die heute vorgestellte Studie der
Hans-Böckler-Stiftung zu den Auswirkungen von Home Office und
flexiblen Arbeitszeiten. Ferschl weiter:

"Wieder eine Studie, die deutlich macht, dass flexiblere Arbeitszeiten
häufig zu mehr Überstunden führen. Angesicht von über zwei Milliarden
geleisteten Überstunden im Jahr 2017 ist es höchst fahrlässig, jetzt
weitere Schutzgesetze für Beschäftigte aufweichen zu wollen. Ich
fordere die Große Koalition auf, sich von ihrem bisherigen Kurs der
Arbeitszeitflexibilisierung zu verabschieden. Das Arbeitszeitgesetz
ermöglicht schon heute genügend Spielraum. Die geforderte Abschaffung
der täglichen Höchstarbeitszeit sowie die Reduzierung der gesetzlichen
Ruhezeiten ist ein Angriff auf Beschäftigtenrechte und macht krank. Um
Überstunden auch im Home Office zu vermeiden, brauchen wir nicht
weniger, sondern mehr Dokumentationspflichten. Das von der SPD
geforderte Recht auf Home Office darf nicht mit einem Weniger an
Schutz für Beschäftigte erkauft werden.

DIE LINKE fordert mehr Schutz und Regulierung für gute und sichere
Arbeitsverhältnisse sowie eine Umverteilung von Arbeitszeit. Wir
setzen uns für eine Absenkung der wöchentlichen Höchstarbeitszeit auf
40 Stunden ein. Damit eine Reduzierung der Wochenarbeitszeit nicht zu
Arbeitsverdichtung führt, sind Mitbestimmungsrechte von Betriebs- und
Personalräten in Fragen der Personalbemessung einzuführen. Um vor
allem Frauen wirksam vor der ,Teilzeitfalle' zu schützen, brauchen wir
ein echtes Rückkehrrecht von Teilzeit in Vollzeit für alle
Beschäftigten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. März 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





EUROPA/1689: Multiple Krisen der EU - Ideenlos im Elysée


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. März 2019

Ideenlos im Elysée



"Macrons Text manifestiert erneut die Ideenlosigkeit der EU-Eliten
angesichts der multiplen Krisen der Europäischen Union. Neben blumiger
Prosa finden sich die üblichen imperialen Ambitionen, die als Lösungen
präsentiert werden: Aufrüstung, Abschottung und verschärfter
Wettbewerb", erklärt Andrej Hunko, europapolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, zum Brief des französischen Präsidenten Emmanuel
Macron an die Bürgerinnen und Bürger Europas. Hunko weiter:

"Den Renationalisierungstendenzen in vielen Mitgliedstaaten setzt
Macron einen EU-Nationalismus entgegen. Durch Abschottung der
Außengrenzen und erhöhte Militärausgaben will er die EU zusammenhalten
und fit machen, um als Großmacht auf dem globalen Parkett
mitzuspielen. Denn Europa - gemeint ist die EU - sei 'keine Macht
zweiten Ranges'. Sein Brief atmet den Geist der Konfrontation, nicht
der internationalen Kooperation.

Die Beschwörung der 'europäischen Werte' durch Macron wirkt gleich
doppelt unehrlich. Erst vergangene Woche wurde Frankreich von der
Menschenrechtskommissarin des Europarates wegen der brutalen
Repression gegen den Aufstand der Gelbwesten gerügt. Über 2.000
Menschen wurden verletzt und über 12.000 Gummigeschosse verschossen.
Und just heute will Macron vor einem von ihm angeregten, neuen Gremium
europäischer Geheimdienste sprechen, die per definitionem jeder
demokratischen Kontrolle entgegenstehen.

In Zeiten des zunehmenden Unilateralismus könnte die EU auch anders
handeln und auch nach außen auf zivile Konfliktlösung sowie
kooperative Ansätze insbesondere im Rahmen multilateraler Strukturen
wie der UNO, der OSZE und des Europarates setzen. Sie würde so
wesentlich mehr als bislang ihrem selbstgewählten Anspruch als
'Friedenprojekt' gerecht werden. Macrons Vorschläge weisen leider
wieder einmal in die andere Richtung."

 * 
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FINANZEN/1542: SPD bei Grundsteuer auf dem richtigen Weg


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. März 2019

SPD bei Grundsteuer auf dem richtigen Weg



"Die Grundsteuer muss von den Immobilienbesitzern und nicht von den
Mietern getragen werden. Ich freue mich, dass diese Forderung nunmehr
auch in der SPD-Bundestagsfraktion Unterstützung findet", erklärt Jörg
Cezanne, für die Fraktion DIE LINKE Mitglied im Finanzausschuss, mit
Blick auf aktuelle Meldungen zur Neuregelung der Grundsteuer, denen
zufolge der Parlamentarische Geschäftsführer der
SPD-Bundestagsfraktion Carsten Schneider sagte, die Abgabe solle in
Zukunft allein vom Eigentümer getragen werden. Cezanne weiter:

"Wo die Eigentümer schon heute das gesetzlich maximal Zulässige an
Mieterhöhungen ausschöpfen, würde der Wegfall der Umlagefähigkeit die
Mieter direkt entlasten. Denn zusätzliche Erhöhungen der Kaltmieten
zum Durchreichen der Grundsteuer wären dann nicht möglich. Dadurch
würden gerade Mieter in Ballungsräumen entlastet, wo die Vermieter
schon heute die Mieten bis an die Grenze des gesetzlich Zulässigen
erhöhen. Bei der Realisierung dieses Vorhabens werden wir gerne mit
der SPD im Sinne der Mieter zusammen agieren. Gemeinsam können wir
zeigen, dass linke Politik möglich ist und wirkt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. März 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





GESUNDHEIT/1086: Bundesregierung muss auf die rasant steigende Nachfrage nach medizinischem Cannabis reagieren


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. März 2019

Bundesregierung muss auf die rasant steigende Nachfrage nach medizinischem Cannabis reagieren



"Diese Rekordzahlen zeigen, dass der Bedarf an Medizinalhanf enorm
ist. Die Bundesregierung muss endlich die Versorgung sichern", erklärt
Niema Movassat, drogenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, mit
Blick auf die aktuellen Zahlen zu Cannabisverordnungen. "Nachdem sie
das Ausschreibungsverfahren zum Anbau in Deutschland derart an die
Wand gefahren hat, muss sie zumindest die Versorgung mit Importen
überbrücken. Viele Staaten geraten an ihre Exportgrenzen. Die
Bundesregierung muss alle Hebel in Gang setzen und das Thema ernst
nehmen. Sie könnte beispielweise einen Import aus Uruguay prüfen."
Movassat weiter:

"Dass der Präsident der Bundesapothekerkammer, Dr. Andreas Kiefer, aus
den hohen Zahlen einen Missbrauch interpretiert und von
'Spaßverordnungen' spricht, ist eine erstaunliche Entgleisung
gegenüber der Ärzteschaft, für die er sich entschuldigen sollte. Die
positiven Erfahrungen mit Cannabis als Medizin, insbesondere in der
Schmerzmedizin, sprechen für sich. Die steigenden Verordnungszahlen
sind selbstverständlich, denn erst durch die Erfahrung mit den
Patienten zeichnet sich der medizinische Nutzen allmählich ab."

 * 
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UMWELT/665: Gefährlicher Naturschutz - Bundesregierung muss sich zu Enthüllungen zum WWF verhalten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. März 2019

Gefährlicher Naturschutz - Bundesregierung muss sich zu Enthüllungen zum WWF verhalten



"Naturschutz kann lebensbedrohlich sein - das zeigen die Enthüllungen
zum WWF. Zu diesen muss sich die Bundesregierung dringend verhalten,
denn sie kooperiert bei der Förderung von Schutzgebieten eng mit dem
WWF, listet ihn sogar als eigene Durchführungsorganisation. Zudem
finanziert auch die Bundesregierung die Ausbildung, Ausrüstung und
Bezahlung von fragwürdigen Wildhütern und paramilitärischen Kräften in
Schutzgebieten", erklärt Eva-Maria Schreiber, Obfrau der Fraktion DIE
LINKE im Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung,
anlässlich von Enthüllungen des Nachrichtenportals buzzfeed über die
indirekte Beteiligung des World Wildlife Fund for Nature (WWF) an
brutalen Übergriffen gegenüber Anwohnern von Naturschutzgebieten.
Schreiber weiter:

"Insbesondere im Kongo-Becken ist Deutschland einer der wichtigsten
Geldgeber für Nationalparks und andere Schutzgebiete. Gerade dort
haben sich in der letzten Zeit Berichte über
Menschenrechtsverletzungen gehäuft, die von fehlenden
Mitspracherechten bis hin zu Vertreibungen, Vergewaltigungen und Mord
reichen. Dennoch setzt die Bundesregierung gemeinsam mit der
staatlichen Förderbank KfW und der Deutschen Gesellschaft für
internationale Zusammenarbeit (GIZ) die Finanzierung von
Schutzgebieten und die Kooperation mit fragwürdigen Partnern wie dem
WWF nahtlos fort.

Mit diesem 'Einfach-weiter-so' muss nach den jüngsten Enthüllungen
endgültig Schluss sein. Um den Einklang von Naturschutz und
Menschenrechten zu garantieren, muss die Bundesregierung Vorfälle in
von ihr geförderten Schutzgebieten aktiv untersuchen und ihre gesamte
Schutzgebietsförderung sowie ihre Partnerorganisationen einer
kritischen Überprüfung unterziehen."

 * 
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BUNDESTAG/8103: Heute im Bundestag Nr. 237 - 05.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 237

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 5. März 2019, Redaktionsschluss: 14.58 Uhr

1. Einfluss der Türkei in Provinz Xinjiang

2. Gefahr durch Desinformation

3. Umsetzung der Safe Schools Declaration

4. Ziele der Gemeinsamen EU-Außenpolitik

5. Personalkosten im BMZ

6. Zusammenarbeit mit Armenien



1. Einfluss der Türkei in Provinz Xinjiang

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hat keine Erkenntnisse über eine
aktive Unterstützung separatistischer uigurischer Bestrebungen in der
chinesischen Region Xinjiang durch die türkische Regierung. Das geht
aus der Antwort (19/7863) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/7124) hervor. "Grundsätzlich gilt, dass die türkische
Regierung die Lage der Uiguren, denen sie sich ethnisch, historisch
und religiös in besonderer Weise verbunden fühlt, aufmerksam
beobachtet und Verbindungen zur uigurischen Diaspora unterhält."

 * 

2. Gefahr durch Desinformation

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Bundesregierung liegen nach eigener Auskunft
keine Erkenntnisse "über Desinformationskampagnen als Teil einer
einheitlichen und möglicherweise sogar abgesprochenen Strategie
innerhalb der rechtsextremistischen Szene" vor. Wie sie in der Antwort
(19/7881) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/7174)
schreibt, bestehe dennoch Anlass zur Sorge, "dass durch die
absichtliche Verbreitung nachweislich falscher oder irreführender
Informationen Bürgerinnen und Bürger darin beeinträchtigt werden, sich
eine auf Fakten basierende eigene Meinung zu bilden". Dies stelle vor
allem im Hinblick auf politische Prozesse und das Vertrauen in
staatliche Stellen oder die Unabhängigkeit der Medien in Deutschland
eine ernstzunehmende Gefahr dar.

 * 

3. Umsetzung der Safe Schools Declaration

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die "Safe Schools Declaration" ist nach Angaben der
"Global Coalition to Protect Education from Attack" und der
norwegischen Regierung bisher von 83 Staaten indossiert worden,
darunter 22 Nato-Mitgliedstaaten. Das schreibt die Bundesregierung in
der Antwort (19/7741) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion die Linke
(19/7199).

Die "Safe Schools Declaration" sei eine mit der Zielsetzung des
Schutzes von Schulen und Universitäten in bewaffneten Konflikten
entstandene politische Erklärung, welche die rechtlich nicht-bindenden
Richtlinien zum Schutz von Schulen und Universitäten vor militärischer
Nutzung in bewaffneten Konflikten politisch unterstütze. Die
Indossierung der "Safe Schools Declaration" durch die Bundesrepublik
im Jahr 2018 betrachtet die Bundesregierung auch als Ausdruck des
langjährigen deutschen Engagements für das Thema Kinder und bewaffnete
Konflikte in den Vereinten Nationen.

 * 

4. Ziele der Gemeinsamen EU-Außenpolitik

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Sicherheit der Bürger sowie des Territoriums der
EU sind laut Bundesregierung wichtige Ziele der Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik (GASP) der Europäischen Union. In der Antwort
(19/7529) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/6657) verweist sie auf die Globale Strategie für die Außen- und
Sicherheitspolitik der Europäischen Union, die von der Hohen
Vertreterin der Union für die Außen- und Sicherheitspolitik, Federica
Mogherini, 2016 vorgelegt und vom Europäischen Rat begrüßt worden sei.
Demnach gehörten zu den Zielen der GASP weiterhin "die Unterstützung
der Widerstandsfähigkeit von Demokratien in der östlichen und
südlichen Nachbarschaft der EU, die Bewältigung von gewaltsamen
Konflikten und die Schaffung von dauerhaftem Frieden durch Umsetzung
des integrierten Ansatzes der EU sowie der Einsatz für eine
multilaterale, auf Regeln basierende Weltordnung auf der Grundlage des
Völkerrechts mit den Vereinten Nationen (VN) im Zentrum, ergänzt durch
auf Zusammenarbeit beruhende regionale Ordnungen".

 * 

5. Personalkosten im BMZ

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Kostenstrukturen des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung stehen im Mittelpunkt
einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/8025). Die Bundesregierung
soll unter anderem Angaben machen zur personellen Ausstattung und zur
Personalentwicklung der vergangenen 15 Jahre, zu Kosten für
Dienstreisen sowie zur Gewährung von Sonderurlaub für Beamte.

 * 

6. Zusammenarbeit mit Armenien

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Entwicklungszusammenarbeit mit Armenien
erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8060).
Die Bundesregierung soll unter anderem Auskunft geben, seit wann und
in welcher Höhe das Land Mittel der Entwicklungszusammenarbeit aus
Deutschland erhalten hat und welche Länderstrategie die
Bundesregierung verfolgt.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 237 - 5. März 2019 - 14.58 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8102: Heute im Bundestag Nr. 236 - 05.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 236

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 5. März 2019, Redaktionsschluss: 11.04 Uhr

1. Regierung überprüft Patentrecht

2. Maßnahmen gegen Telefonabzocke

3. Treffen von Barley und Soros

4. Schutz von Daten im Internet

5. Digitale Grundaufzeichnungen

6. Opfer der Zwangsgermanisierung



1. Regierung überprüft Patentrecht

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung überprüft nach eigenen Angaben
das Patentrecht auf Anpassungs- und Modernisierungsbedarf. Nach
Durchführung der Prüfung werde in Abhängigkeit von ihrem Ergebnis ein
Gesetzentwurf vorgelegt, heißt es in der Antwort der Bundesregierung
(19/8048) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/7591). Mit
Blick auf die in der Anfrage zitierte Kritik unter anderem an der
langen Verfahrensdauer der Patentprüfung werde langfristig eine
mittlere Verfahrensdauer von drei Jahren ab Stellung des
Prüfungsantrages angestrebt. 2017 habe der Mittelwert 4,5 Jahre
betragen. Über eine schnelle Besetzung der mit den Haushaltsgesetzen
2018 und 2019 neu zugewiesen Prüferstellen beim Deutschen Patent- und
Markenamt (DPMA) hinaus verfolge die Bundesregierung weitere Maßnahmen
mit dem Ziel einer Effizienzsteigerung. Zahlen zu den in der Anfrage
ebenfalls thematisierten Patentrechtsverletzungen lägen der
Bundesregierung nicht vor, heißt es weiter in der Antwort.

 * 

2. Maßnahmen gegen Telefonabzocke

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung will Verbraucher besser vor
telefonisch untergeschobenen oder aufgedrängten Verträgen schützen. So
werde als Reaktion auf zahlreiche Verbraucherbeschwerden und im
Ergebnis der Evaluierung des Gesetzes gegen unseriöse
Geschäftspraktiken aus dem Jahr 2017 geprüft, ob durch die Einführung
einer Textformbestätigung des telefonischen Vertragsabschlusses
(Bestätigungslösung) ein verbesserter Schutz erreicht werden kann,
schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/8049) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/7597). Die Fragesteller beziehen sich auf
die laut Bundesnetzagentur gestiegene Zahl von Beschwerden wegen
unerlaubter Telefonwerbung und die daraufhin vom
Bundesjustizministerium angekündigten Rechtsverschärfungen.

Nach den vorliegenden Erkenntnissen sei besonders die Energiebranche
von unseriösen Geschäftspraktiken betroffen, heißt es weiter in der
Antwort. Vor diesem Hintergrund seien im vergangenen Jahr bereits
intensive Gespräche mit Vertretern der Energiebranche geführt worden.
Für Sommer 2019 plane das Bundesjustizministerium einen konkreten
Gesetzgebungsvorschlag, mit dem durch eine Bestätigungslösung dafür
Sorge getragen werden solle, dass der Verbraucher vor einem
ungewollten Anbieterwechsel geschützt wird. Darüber hinaus halte es
die Bundesregierung für notwendig und setze sich dafür ein,
Verbraucher zielgruppenspezifisch und in verständlicher Form über das
Erfordernis einer Einwilligung für Telefonwerbung und die Ahndung von
Verstößen als Ordnungswidrigkeit durch die Bundesnetzagentur zu
informieren.

 * 

3. Treffen von Barley und Soros

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Das Treffen zwischen Bundesjustizministerin Katarina
Barley (SPD) und US-Investor und Philanthrop George Soros im November
vergangenen Jahres fand aus Anlass der Eröffnung einer Zweigstelle der
Open Society Foundation in Berlin statt. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8045) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/7397). Barley habe mit Soros in ihrer Eigenschaft als
Bundesjustizministerin gesprochen, und das Ministerium habe das
Treffen dokumentiert und in üblicher Weise über seinen Inhalt
informiert. In dem Treffen sei über die Bedeutung einer lebendigen
Zivilgesellschaft und den möglichen Beitrag von Stiftungen in diesem
Zusammenhang gesprochen worden. Eine in der Fragestellung unterstellte
Verknüpfung von Barleys privatem Facebook-Account mit dem offiziellen
Internetauftritt ihres Ministeriums bestehe nicht.

 * 

4. Schutz von Daten im Internet

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hält die grundsätzliche
Einbeziehung auch von Klein- und Kleinstunternehmen in den
Anwendungsbereich der E-Evidence-Verordnung EPOC-VO für sachgerecht,
da andernfalls "sichere Datenhäfen" entstehen könnten. Das schreibt
sie in der Antwort (19/8054) auf eine Kleine Anfrage der Faktion Die
Linke (19/7639) zur Herausgabe von im Internet gespeicherten
persönlichen Daten. Die Bundesregierung habe sich in den Verhandlungen
zum Vorschlag der EPOC-VO allerdings dafür eingesetzt, übermäßige
Belastungen für kleinere Unternehmen zu vermeiden. Des Weiteren habe
sich die Bundesregierung mit anderen EU-Mitgliedstaaten während der
gesamten Verhandlungen zur EPOC-VO intensiv für den Schutz von
Berufsgeheimnisträgern und den Schutz des Kernbereichs der privaten
Lebensgestaltung eingesetzt. Die Anpassungen der EPOC-VO in der
Fassung vom Dezember 2018 gegenüber der von der Europäischen
Kommission vorgelegten Textfassung setzten das Anliegen der
Bundesregierung bereits teilweise um. Diese Anpassungen seien wichtige
Verbesserungen der EPOC-VO, die Bundesregierung wünsche sich mit Blick
auf den erforderlichen Grundrechtsschutz jedoch noch weitere
Nachjustierungen im Zuge des anstehenden Trilogs zwischen
EU-Parlament, Rat und Kommission.

Die Anfrage bezieht sich auf den Vorschlag der Europäischen Kommission
für eine Verordnung über Europäische Herausgabeanordnungen und
Sicherungsanordnungen für elektronische Beweismittel in Strafsachen
(COM (2018) 225 final - 2018/0108 (COD)) und ein Zweites
Zusatzprotokoll zum Budapester Übereinkommen über Computerkriminalität
zur Verbesserung der Sicherung elektronischer Beweismittel. Das
derzeit verhandelte Protokoll hat der Antwort zufolge die
grenzüberschreitende Beweiserhebung durch Strafverfolgungsbehörden zum
Gegenstand und soll eine stärkere Zusammenarbeit bei der Sicherung
elektronischer Beweismittel und der Verfolgung von
Computerkriminalität möglich machen. Geplant sei, dass eine damit
befasste Expertengruppe ihre Arbeiten im Dezember 2019 abschließt.

 * 

5. Digitale Grundaufzeichnungen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit dem Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an
digitalen Grundaufzeichnungen befasst sich die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/7974). Demnach seien elektronische
Aufzeichnungssysteme ab 2020 durch eine zertifizierte technische
Sicherheitseinrichtung (TSE) zu schützen. Es erscheine jedoch
zweifelhaft, ob der Einsatz zu diesem Termin eingehalten werden könne.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun unter anderem
erfahren, wann mit dem Abschluss des neuen Zertifizierungsverfahrens
zu rechnen ist.

 * 

6. Opfer der Zwangsgermanisierung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit den Opfern der sogenannten Zwangsgermanisierung
von Kindern in der Nazi-Zeit befasst sich die Fraktion Die Linke in
einer Kleinen Anfrage (19/8016). Zehntausende Kinder seien damals
ihren Eltern weggenommen und "germanisiert" worden. Viele seien
körperlich misshandelt worden und hätten schwerwiegende Traumata
erlitten. Bis heute werde ihnen eine Entschädigung verwehrt.

Die Abgeordneten fragen die Bundesregierung nun, warum den Opfern
bislang keine Entschädigung gewährt wurde.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8101: Heute im Bundestag Nr. 235 - 05.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 235

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 5. März 2019, Redaktionsschluss: 09.46 Uhr

1. CO2-Einsparungen im Verkehrssektor

2. Höhere Anforderungen an Hebammen

3. Bekämpfung von Wahlmanipulationen

4. Aufklärung über Antisemitismus

5. Katastrophenhilfe bei Schneechaos



1. CO2-Einsparungen im Verkehrssektor

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Auf Grundlage von Erkenntnissen über physikalische
Prozesse im Klimasystem der Erde könne der Temperaturanstieg der
vergangenen Jahrzehnte nur "durch die Wirkung anthropogener
Treibhausgase, vor allem CO², erklärt werden." Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/7883) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/7122). Diese hatte darin nach Details zu den
Simulationsmodellen der Klimaprognosen sowie zu Auswirkungen eines
Ausstieges aus dem Verbrennungsmotor gefragt.

Die Bundesregierung schreibt weiter, dass sie "vollstes Vertrauen in
die Prozesse und Ergebnisse des IPCC" habe. Der IPCC ist der
Weltklimarat mit Sitz in Genf. Durch die übergreifenden und
sektorspezifischen Klimaschutzziele des Klimaschutzplans 2050 werde
zudem sichergestellt, dass die angestrebte Treibhausgasminderung auch
bei Wechselwirkungen zwischen den Sektoren erreicht werde. Um das
Sektorziel aus dem Klimaschutzplan zu erreichen, müssten die
Emissionen der Stromerzeugung allerdings kontinuierlich sinken, heißt
es in der Antwort weiter. Für 2030 liege der Wert zwischen 175 und 183
Millionen Tonnen CO². 1990 hatte dieser Wert noch bei 466 Millionen
Tonnen CO² gelegen.

 * 

2. Höhere Anforderungen an Hebammen

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Hebammen und Entbindungspfleger werden künftig
ausschließlich akademisch ausgebildet. Geplant ist eine am dualen
Studium orientierte Ausbildung mit hohem Praxisanteil, heißt es in der
Antwort (19/8034) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/7594) der FDP-Fraktion.

Grundlage für die Novelle ist eine EU-Richtlinie von 2005 über die
Anerkennung von Berufsqualifikationen, die bis zum 18. Januar 2020
umgesetzt werden soll. Die Zugangsvoraussetzung für die
Hebammenausbildung wird von einer zehnjährigen auf eine zwölfjährige
Schulausbildung angehoben.

Die Anforderungen an die Kenntnisse und Fähigkeiten der Hebammen und
Entbindungspfleger sollen demnach systematisch erhöht werden. So
werden künftig von einer ausgebildeten Hebamme oder einem
Entbindungspfleger "genaue Kenntnisse der Wissenschaften, auf denen
die Tätigkeiten der Hebamme beruhen", erwartet. Einzelheiten würden
derzeit erarbeitet.

Die Hebammenschulen leisteten einen wichtigen Beitrag zur
fachschulischen Ausbildung. Diese Expertise werde bei der Novellierung
berücksichtigt. Geprüft werde zudem, ob es für einen Übergangszeitraum
erforderlich und möglich sei, die fachschulische Ausbildung neben dem
Studium aufrecht zu erhalten. Hebammen und Entbindungspfleger mit
fachschulischer Ausbildung sollen einen Bestandsschutz erhalten. Die
akademische Nachqualifizierung werde begrüßt.

 * 

3. Bekämpfung von Wahlmanipulationen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Maßnahmen zur Bekämpfung von Wahlmanipulationen
bei der bevorstehenden Wahl zum Europäischen Parlament (EP) berichtet
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8056) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/7677). Danach hat eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe
mit dem Bundeswahlleiter und dem Bundesamt für Sicherheit in der
Informationstechnik (BSI) zur Reduzierung der Risiken für die
Sicherheit von Netz- und Informationssystemen, die für die
Organisation der EP-Wahl genutzt werden, im Jahr 2018 Maßnahmen zur
Absicherung der Übermittlung der Ergebnisse in der Wahlnacht
ausgearbeitet.

Die Maßnahmen betreffen den Angaben zufolge nur die Ermittlung des
vorläufigen Wahlergebnisses in der Wahlnacht, nicht die Ermittlung des
endgültigen Wahlergebnisses, das nach der Wahl anhand der
schriftlichen Wahlniederschriften ermittelt wird. Die Stimmabgabe
selbst erfolge in Deutschland auch bei den Europawahlen ausschließlich
papierbasiert und sei daher "nicht von der Sicherheit von Netz- und
Informationssystemen abhängig und darum insofern nicht
manipulationsanfällig", heißt es in der Vorlage weiter.

Danach besteht zur Gewährleistung der IT-Sicherheit der Europawahl
2019 zwischen dem Bundeswahlleiter, den Landeswahlleitern und dem BSI
"ein enges Kooperationsverhältnis". Das BSI habe vor der
Bundestagswahl 2017 Parteien und politischen Stiftungen zu Fragen der
IT-Sicherheit beraten und wolle diese Beratung als dauerhaftes Angebot
fortführen.

Ferner führt die Bundesregierung unter anderem aus, dass das Bundesamt
für Verfassungsschutz zur Abwehr von Versuchen politischer
Einflussnahme - auch mittels Social Bots - bereits vor der
Bundestagswahl 2017 Akteure in Politik und Medien sowie die
Öffentlichkeit entsprechend sensibilisiert habe, um das Bewusstsein
für solche Aktivitäten zu schärfen und die Gefahr negativer
Auswirkungen zu minimieren. Diese Aufklärungsaktivitäten würden auch
mit Blick auf die Europawahl 2019 fortgesetzt.

 * 

4. Aufklärung über Antisemitismus

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Aufklärung von Schülern "über Antisemitismus und
den Holocaust" ist Thema der Antwort der Bundesregierung (19/8033) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/7595). Wie die
Bundesregierung darin ausführt, sind die Erinnerung an den Holocaust
und die Bekämpfung des Antisemitismus "untrennbar miteinander
verbunden". Daher sei die Kenntnis über die nationalsozialistische
Verfolgungspolitik unabdingbar für die Auseinandersetzung mit
gegenwärtigen Formen des Antisemitismus. Gleichzeitig sei nach
Einschätzung des Unabhängigen Expertenkreises Antisemitismus die
pädagogische Arbeit in diesem Bereich vor besondere Herausforderungen
gestellt, "weil der Antisemitismus auch vielfach sehr fokussiert in
der direkten Verbindung allein zum systematischen
nationalsozialistischen Massenmord, der Shoa, gesehen wird und dabei
die Gefahr besteht, dass die Vielfalt der Ursachen des gegenwärtigen
Antisemitismus nicht ausreichend beleuchtet wird".

Zugleich betont die Bundesregierung, dass auch sie das Bedürfnis sehe,
an Schulen ein solides Basiswissen zum Thema Holocaust, aber auch zu
den gegenwärtigen antisemitischen Entwicklungen zu vermitteln. Vor dem
Hintergrund, dass Schulen aufgrund der Kultur- und Bildungshoheit der
Länder in deren Zuständigkeit fallen, könne der Bund zwar Anregungen
geben oder bundesweite Projekte fördern, aber "keine Vorgaben machen,
wie und mit welchen Inhalten die Länder ihre Schulpolitik betreiben".

Die historische Bildung und damit auch die Kenntnis über den Holocaust
gehört nach Ausführungen des Unabhängigen Expertenkreises
Antisemitismus seit Jahrzehnten zu den am häufigsten genutzten
Ansätzen in der Antisemitismusprävention, wie aus der Antwort ferner
hervorgeht. Umfragen oder jüngere Studien zeigten allerdings, dass das
Wissen über den Holocaust in Teilen der jüngeren Generationen abnimmt.
Um den Kampf gegen Antisemitismus erfolgreich zu führen, sei es daher
wichtig, das Gedenken an den Holocaust wach zu halten und eine
lebendige Erinnerungskultur zu fördern.

"Dies geschieht unter anderem in Gedenkstätten, in der Schule, aber
auch an außerschulischen Lernorten, denn die Sensibilisierung richtet
sich nicht nur an Jugendliche, sondern an die gesamte Gesellschaft",
heißt es in der Vorlage weiter. Für eine bessere Vermittlung des
Wissens über den Holocaust mache auf Bundesebene die Bundeszentrale
für politische Bildung umfangreiche Angebote, insbesondere auch für
Multiplikatoren der politischen Bildung, die unter anderem an Schulen
mit diesen Angeboten arbeiten könnten.

 * 

5. Katastrophenhilfe bei Schneechaos

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um das "Schneechaos im Januar 2019 und die
Katastrophenhilfe des Bundes" geht es in der Antwort der
Bundesregierung (19/8032) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/7640). Darin verwiesen die Abgeordneten darauf, dass
besonders starke und langanhaltende Schneefälle im Januar
"insbesondere in Teilen Süddeutschlands, aber auch in den
Nachbarländern Österreich und Schweiz zu erheblichen Gefahren für
Menschen und infrastrukturellen Problemen geführt" hätten.

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort ausführt, leisteten im
Zusammenhang mit den ungewöhnlich starken Schneefällen im Januar
Kräfte der Bundeswehr, der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk (THW)
sowie der Bundespolizei Katastrophenhilfe. Die Bundespolizei setzte
den Angaben zufolge in der Spitze bis zu 230 Einsatzkräfte ein, wobei
32.857 Einsatzstunden geleistet wurden. "Je nach Spezialisierung" war
sie laut Vorlage unter anderem mit Schneeräumen von Dächern, Straßen,
Versorgungswegen und Plätzen, mit Absperrmaßnahmen und Absicherung von
Einsatzkräften bei Dachräumungen, mit Verkehrslenkung und mit der
Sicherstellung der medizinischen Erstversorgung von Einsatzkräften
betraut.

Wie aus der Antwort ferner hervorgeht, absolvierte die Bundeswehr mit
einer Stärke von fast 2.800 Angehörigen 267.336 Einsatzstunden. "Die
Hilfeleistungen umfassten unter anderem das Räumen von Dächern an
öffentlichen Gebäuden, das Sprengen von Lawinen, die Evakuierung von
Personen, den Personen- und Materialtransport sowie den Einsatz von
Hubschraubern zur Erkundung und Schneelastbeseitigung", schreibt die
Bundesregierung weiter.

Ihren Angaben zufolge waren zudem 145 Ortsverbände aus fünf
THW-Landesverbänden an den Einsätzen beteiligt, wobei "insgesamt 3.070
verschiedene Helferinnen und Helfer (Einmalzählung)" insgesamt 169.520
Einsatzstunden leisteten. Zu ihren Aufgaben zählten laut Vorlage unter
anderem das "Beräumen von Dächern, Umschlag- und Transportarbeiten
durch Baumaschineneinsatz (Abtransport von Schnee), Baumfällarbeiten
sowie Freischneiden von Versorgungswegen und Gleisanlagen, Absicherung
von Verkehrsunfällen, Straßensperrungen, Beräumen von Straßen,
Freischleppen von Fahrzeugen sowie Anfahrhilfen, Pannenhilfe und
Ladungsbergung, Abstützen von Hallen- und Gebäudedächern,
Stromversorgung" sowie logistische Unterstützung, Baufachberatung und
Schneelastmessung auf Gebäuden.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1829: Regierungspressekonferenz vom 4. März 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 4. März 2019

Regierungspressekonferenz vom 4. März 2019

Themen: Gesetzentwurf zur Änderung des Staatsangehörigkeitsrechtes,
Rückzahlung eines Darlehens des Bundes an Airbus, externe Berater im
Verteidigungsministerium, Deutschkenntnisse von Geistlichen, geplantes
Gesetz zur Nachunternehmerhaftung in der Paketbranche, Fall Skripal,
geplante Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes in Reaktion auf die
zunehmende Zahl von Wölfen, Diskussion in Italien über das
Gläubigerbeteiligungsverfahren zur Bankenrettung, Äußerungen der
Bundeskanzlerin zu Schülerdemonstrationen für Klimaschutz, mögliche
Einführung einer Digitalsteuer in Frankreich, Akkreditierung deutscher
Journalisten in der Türkei, Medienbericht über Äußerungen des türkischen
Innenministers zu einer angeblich geplanten Festnahme politischer Gegner
bei der Einreise in die Türkei, Witze hochrangiger Politiker über
Intersexualität, Kritik der Menschenrechtskommissarin des Europarates am
Vorgehen der französischen Sicherheitskräfte gegen die Gelbwesten,
"Focus"-Interview mit der Bundesverteidigungsministerin, Lage in Venezuela,
Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien, Kritik des Bundesversicherungsamtes an
der Nichtoffenlegung von Boni und Gehältern der Vorstandsvorsitzenden von
gesetzlichen Krankenkassen


Sprecher: StS Seibert, Petermann (BMI), Krüger (BMJV), Einhorn
(BMWi), Flosdorff (BMVg), Ehrentraut (BMAS), Kübler (BMU), Kolberg (BMF),
Adebahr (AA), Ewald (BMG)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Meine Frage richtet sich an das Bundesinnenministerium sowie an das
Ministerium der Justiz. Frau Petermann, Frau Krüger, wie ist denn der
Sachstand bezüglich einer Abänderung von § 28
Staatsangehörigkeitsrecht, um Angehörigen von Terrormilizen, die in
Kampfhandlungen im Ausland verstrickt sind, im Falle einer doppelten
Staatsbürgerschaft den deutschen Pass zu entziehen? Gibt es eine Einigung?
Wie sieht sie aus, und wen betrifft das?

Petermann: Ich kann gern beginnen. Es ist geplant, ein Tatbestand
einzuführen, nach dem deutsche Mehrstaater, die an Kampfhandlungen für eine
Terrormiliz teilgenommen haben, die deutsche Staatsangehörigkeit verlieren.
Es gibt dazu bestimmte Voraussetzungen, die konsentiert sind. Derjenige
oder diejenige muss zwei Staatsangehörigkeiten haben, über 18 Jahre alt
sein, und die Regelung kann aus rechtsstaatlichen Gründen, aus
verfassungsrechtlichen Gründen, nur für die Zukunft gelten.

Krüger: Ich ergänze gern. Da kann ich noch einmal die Worte von Ministerin
Barley zitieren, die auch schon sagte: "Ich bin mir mit meinem Kollegen
Horst Seehofer einig, dass wir dieses konkrete Vorhaben zeitnah umsetzen
werden."

Zusatzfrage: Nachfrage an das Bundesinnenministerium: Ist aus Sicht Ihres
Hauses eine weitergehende Veränderung des Staatsbürgerschaftsrechtes
wünschenswert, durch die beispielsweise im Fall einer durch Täuschung
erlangten Staatsbürgerschaft Kindern unter 5 Jahren diese
Staatsbürgerschaft aberkannt wird? Gibt es da Dissens zwischen Ihnen und
dem Bundesjustizministerium?

Petermann: Meine Kollegin vom BMJV hat das gerade gesagt und ihre
Ministerin zitiert. Das kann ich nur unterschreiben. Es wurde eine Einigung
erzielt. An dieser Einigung werden wir festhalten.

Frage: Ich wollte gern wissen, ob es nach diesem § 28 auch in der
Vergangenheit schon einmal Ausbürgerungen gegeben hat und wie viele. Zum
anderen würde ich gern wissen: Könnten Sie mir erklären, worin jetzt in
diesem Gesetz genau der Unterschied zwischen Verlust der Staatsbürgerschaft
und einem Entzug sein wird?

Petermann: Also ich kann Ihnen keine konkreten Zahlen nennen. Da müsste ich
nachfragen, ob es dazu schon etwas gegeben hat.

Zu den konkreten Fassungen des Gesetzentwurfs möchte ich mich jetzt hier an
dieser Stelle noch nicht äußern, weil ich das auch noch nicht kenne. Das
wird zu gegebener Zeit nachgeholt.

Zusatzfrage: Eine kurze Nachfrage, in dem Fall an Herrn Seibert. Ist ein
solches Gesetz nicht ein verheerendes Signal an Menschen, die ein
ausländisches Elternteil haben? Denn letztlich wird ja auch signalisiert,
dass es künftig Staatsbürger erster und zweiter Klasse geben wird - die
einen, denen die Staatsbürgerschaft entzogen werden kann, und die anderen,
denen das eben nicht passieren kann.

StS Seibert: Nein, das sehe ich nicht so wie Sie. Zunächst einmal möchte
ich daran erinnern, dass wir uns bereits im Koalitionsvertrag darauf
geeinigt hatten, einen solchen Verlusttatbestand in das
Staatsangehörigkeitsgesetz einzufügen. Darauf haben sich jetzt die beiden
entscheidenden Ministerien auch geeinigt. Die Bedingungen sind genannt
worden. Wir dürfen nicht vergessen, worum es geht. Es geht um die konkrete
Beteiligung an Kampfhandlungen für eine Terrormiliz im Ausland.

Frage: Zum einen noch einmal die Nachfrage: Verstehe ich das richtig, dass
der Kompromiss jetzt vor allem darin besteht, dass man den Gesetzentwurf
auf diesen Punkt beschränkt und alles andere in diesem Gesetzentwurf erst
einmal nicht mehr enthalten ist?

Die zweite Frage: Ist die Berichterstattung richtig, dass die Entscheidung
über den Verlust durch die Exekutive, also durch Landesministerien, fallen
soll und nicht durch Gerichte? Da wäre die andere Frage, wie das bisher bei
28 ist und ob der Nachweis der konkreten Kampfhandlungen für eine
Terrormiliz nicht schwieriger ist als das offizielle "involvement" in
ausländischen Streitkräften.

Petermann: Zu dem gefundenen Kompromiss haben wir hier alles gesagt. Ich
möchte hier nicht Spekulationen Auftrieb verleihen, was alles dringestanden
hätte und nicht drinsteht. Wir lassen es dabei: Diese Einigung wurde
erzielt, die ich vorhin genannt habe. Das ist konsentiert. - Zu den
konkreten Maßnahmen kann ich im Augenblick noch nichts sagen.

Was jetzt die Vergangenheit angeht, wie und durch wen es letztlich
exekutiert wurde, das müsste ich nachtragen.

Zusatzfrage: Trotzdem noch einmal die Nachfrage: Egal, was in einem
möglichen früheren Gesetzentwurf gestanden hätte oder nicht, jetzt geht es
in dem Gesetzentwurf nur um diese Regelung? Ist das richtig?

Petermann: Es geht nur um diese Regelung.

Frage: Frau Petermann, auch eine Nachfrage, und zwar zu den praktischen
Auswirkungen: Was passiert eigentlich, wenn der andere Staat sich auch
entschließt, die Staatsbürgerschaft zu entziehen? Ist das dann so eine Art
Windhundrennen? Gibt es da irgendeine Konsultation mit dem anderen Staat,
wer zuerst die Staatsbürgerschaft entziehen kann? Oder geht man bewusst das
Risiko ein, dass diese Personen, um die es dann geht, auch staatenlos
werden können?

Petermann: Dazu kann ich Ihnen jetzt hier nichts sagen.

Zusatzfrage: Und das Justizministerium?

Krüger: Das Staatsangehörigkeitsrecht gehört ja in die Federführung des
BMI. Insofern habe ich hier zu der Frage auch nichts zu ergänzen.

Zusatzfrage: Aber könnten Sie das dann noch einmal klären? Denn es wäre ja
schon wichtig, ob das nur für Personen gilt, deren Länder traditionell
nicht Staatsbürgerschaften entziehen oder für alle, und ob der Fall
eintreten kann, dass Personen dadurch auch staatenlos werden?

Petermann: Das versuche ich.

Frage: Ich habe zwei Fragen. Zum einen: Verstehe ich es richtig, dass es
keine Rolle spielt, in welcher Reihenfolge die Staatsbürgerschaften
erworben wurden, sondern allein die Tatsache der doppelten
Staatsbürgerschaft reicht aus, um eine Staatsbürgerschaft entziehen zu
können? Verstehe ich das richtig?

Zum Zweiten: Worauf zielt diese Regelung ab? Ist sie eher präventiv
gedacht, dass man sagt: Leute, überlegt euch einmal, was euch passieren
kann, wenn Ihr euch an Kampfhandlungen beteiligt? - Oder soll es eine
Vereinfachung sein, damit man solche Kämpfer, wenn sie denn irgendwann in
Gefangenschaft gerieten, nicht mehr zurücknehmen müsste, weil sie dann als
nicht mehr deutsche Staatsbürger keinen Anspruch auf Rückführung hätten?

Petermann: Der Gesetzentwurf ist ja nicht neu, sondern wenn ich es richtig
in Erinnerung habe, hat das BMI schon einmal im Jahr 2015 oder 2016 - so
ganz genau weiß ich es nicht, auf jeden Fall schon vor mehreren Jahren -
einen ähnlichen Entwurf in die Ressortabstimmung eingebracht, noch lange
bevor dieses Thema IS-Rückkehrer überhaupt aktuell war.

Im Übrigen ist es schon ein Signal, dass nunmehr über
Strafbarkeitsregelungen hinaus auch der Verlust der Staatsangehörigkeit
droht, wenn man sich einer Terrormiliz anschließt. Also es soll schon
präventive Wirkung entfalten.

Frage: Frau Krüger, Sie hatten gesagt, zeitnah solle das umgesetzt werden.
Vielleicht doch noch einmal die Frage: Lässt sich das noch ein bisschen
konkretisieren?

Noch einmal die Frage, die Ihnen, glaube ich, auch schon gestellt wurde.
Ist klar, wie viele Personen das eigentlich betreffen könnte?

Krüger: Die Frage des Zeitplans kann ich jetzt nicht genauer ausführen. Die
Minister sind sich hier einig, dieses Vorhaben bald umzusetzen.

Die zweite Frage wäre an das BMI zu richten.

Petermann: Eine konkrete Zahl kann ich Ihnen nicht nennen. Es geht ja um
zukünftige Fälle von Personen, also Doppelstaatern, die an Kampfhandlungen
einer Terrormiliz teilnehmen. Insofern wäre das Spekulation, hier
irgendwelche Zahlen in den Raum zu stellen. Das kann ich nicht.

Frage: Eine Frage an das Wirtschaftsministerium: Könnten Sie die Zahlen
bestätigen, die in den Medien kursieren, dass Airbus für den A380
letztendlich 952 Millionen Euro an Krediten bekommen hat und davon
lediglich ein Drittel zurückgezahlt wurde? Wenn das so ist, was ist mit den
zwei Dritteln? Erwarten Sie, dass diese zwei Drittel tatsächlich noch
zurückgezahlt werden?

Einhorn: Ja, das ist soweit richtig. Wir haben dazu in einer Antwort auf
eine Parlamentarische Anfrage kürzlich berichtet, die Sie auch auf unserer
Homepage abrufen und einsehen können. Es ist so, dass wir jetzt die
Auswirkungen des Produktionsstopps bei Airbus analysieren und sie mit dem
Unternehmen gemeinsam erörtern. Über etwaige weitere
Rückforderungsansprüche können wir deshalb noch keine Auskunft geben.

Zusatzfrage: Aber könnten Sie sagen, ob Sie denn für die restlichen zwei
Drittel einen Anspruch erheben?

Einhorn: Wie gesagt, das wird jetzt mit dem Unternehmen erörtert. Details
dazu können wir noch nicht nennen.

Frage: Meine Frage geht an das BMVg: Ministerin von der Leyen hat erneut
externe Berater engagieren lassen, diesmal um die Beamten briefen zu
lassen, die vor dem Untersuchungsausschuss aussagen sollen. Wie
rechtfertigt die Ministerin das erneute Engagement von externen Gutachtern,
gerade auch angesichts der Kritik vom Bundesrechnungshof?

Flosdorff: Danke für die Frage. Das ordne ich Ihnen gern ein.

Also hier geht es nicht um externe Gutachter. Hier geht es um rechtlichen
Beistand. Das ist ein auch sonst in der Bundesregierung ein vollkommen
übliches Verfahren im Zusammenhang mit Untersuchungsausschüssen. Da geht es
darum, dass Kleinere und mittlere Beamten unterhalb der Ebene politischer
Beamter eine rechtliche Beratung in der für sie doch ungewohnten Situation
haben. Das sind dann rechtliche Beistände, die Erfahrung mit
parlamentarischem Prozedere haben, die aber auch über eine
Sicherheitseinstufung verfügen, die sich also einarbeiten und auch
eingestufte Akten lesen können. Sie können dann diesen Personen, die als
Zeugen befragt werden, rechtlich beistehen, wenn sie das denn möchten. Sie
können sich aber auch rechtsanwaltlichen Rat nach ihrer Wahl nehmen und
dann einen Antrag auf Kostenerstattung stellen.

Dass das vollkommen üblich ist, das können Sie auch schon daran erkennen,
dass es auch die Möglichkeit gibt, beim Parlament selbst, beim
Untersuchungsausschuss, einen Antrag auf Kostenerstattung zu stellen.

Zusatzfrage: Frau von der Leyen wird ja ebenfalls vor dem
Untersuchungsausschuss auftreten. Wird sie ebenfalls gebrieft, und wenn ja,
ebenfalls zu den Gagen von bis zu 380 Euro pro Stunde? Oder ist da noch
einmal ein extra Satz für die Ministerin fällig?

Flosdorff: Die Frage habe ich Ihnen eben eigentlich schon beantwortet.
Diese Zusage zur Kostenübernahme, der Hinweis auf diese Möglichkeit, gilt
für Beamte und Angestellte des Ministeriums unterhalb der Ebene politischer
Beamter.

Vorsitzender Detjen: Dann gibt es noch einen Nachtrag für die Kollegin.

Petermann: Aktuell sieht § 28 Staatsangehörigkeitsgesetz den Verlust
der deutschen Staatsangehörigkeit kraft Gesetzes bei einer Beteiligung an
Streitkräften vor. - Das ist die aktuelle Regelung.

Zukünftig soll es eine ergänzende Fallkonstellation für das Kämpfen für
eine Terrormiliz geben. Hier soll die Feststellung durch die Länder
erfolgen, und dann erfolgt der Verlust auch kraft Gesetz.

Zusatz: Vielen Dank. - Und die andere Frage?

Petermann: Die Ressortabstimmung zu dem Gesetzentwurf, den wir schon einmal
eingebracht hatten, war 2016.

Frage: Ich habe ein anderes Thema, das sich aber auch an Frau Petermann
richtet. Es gibt eine Berichterstattung über Pläne, dass Geistliche, zum
Beispiel Imame, in Zukunft Deutschkenntnisse nachweisen müssen. Man wird
einer Moscheegemeinde oder buddhistischen Gemeinde jetzt nicht verwehren
können, einen Gastprediger einzuladen. Man wird auch Leuten nicht verwehren
können zu predigen, wenn sie das möchten. Also wie kann man sich das
vorstellen? Wie kann eine solche Regelung aussehen?

Zu dem Komplex gehört ja auch die im Moment diskutierte Frage der
Finanzierung. Ist es geplant, in einem solchen Gesetzentwurf auch das mit
zu regeln?

Petermann: Es gibt zwei Dinge, die dabei zu berücksichtigen sind. Wir haben
gestiegene Zuwanderungszahlen und damit auch einen großen Bedarf an
religiöser Betreuung von ausländischen Menschen. Den Geistlichen kommt
damit auch integrationspolitisch eine große Bedeutung in den Gemeinden zu.
Wir sind überzeugt, dass die Geistlichen diese wichtige integrative Aufgabe
am besten entfalten können, wenn sie auch die deutsche Sprache sprechen und
mit Deutschland und ihrer Kultur vertraut sind. Das soll durch eine
Änderung des Aufenthaltsgesetzes und der Beschäftigungsverordnung erfolgen.
Hier planen wir eine Änderung der Einreisevoraussetzungen. Die
Ausgestaltung im Einzelnen ist allerdings noch nicht abgeschlossen.

Zusatzfrage: Aber trotzdem noch einmal die Nachfrage: Man wird weder einer
Moscheegemeinde oder buddhistischen Gemeinde noch einem Menschen, der
predigen möchte, verwehren können, das zu tun. Das müsste dann irgendwie
eine Verfestigung sein. An wen richtet sich das? Welche Leute soll das
betreffen?

Petermann: Das soll nicht nur Imame betreffen, sondern Geistliche ganz
generell.

Zusatzfrage: Klar. Nur ab welcher Verfestigung, ab welcher Dauer? Muss das
eine Berufstätigkeit sein? An welchen Personenkreis soll sich das in dieser
Hinsicht richten?

Petermann: Ich hatte gesagt: Die Ausgestaltung im Einzelnen ist noch nicht
abgeschlossen.

Frage: Sie haben es, denke ich, schon angedeutet. Beträfe das zum Beispiel
auch katholische Priester?

Petermann: Es richtet sich an Geistliche ganz generell.

Frage: Was ist mit einem katholischen Priester aus Polen, der hierherkommt,
um vor einer polnischen Gemeinde zu predigen? Dem können Sie die Einreise
kraft des Schengener Abkommens überhaupt nicht verbieten. Wie soll das
geregelt werden? Soll er, bevor er die Kirche betritt, einen Sprachnachweis
erbringen, oder wie ist das gedacht?

Petermann: Innerhalb der EU gelten ja andere Regelungen als gegenüber
Drittstaaten.

Zusatzfrage: Das heißt, es ist wahrscheinlich doch ein Gesetz, das sich
eher gegen islamische Geistliche richten soll. Verstehe ich das richtig?

Petermann: Es gibt zum Beispiel auch katholische Priester aus Brasilien.

Frage: In der Berichterstattung ist davon die Rede, dass die
Bundesregierung eine solche Regelung plane. Nun ergibt sich eine solche
Regelung nicht aus dem Koalitionsvertrag; zumindest geht sie deutlich über
das hinaus, was dort vorgesehen ist.

Gibt es einen Konsens in der Bundesregierung, oder ist das bisher allein
ein Plan des Innenministeriums? Diese Frage geht vor allem an das
Innenministerium, aber auch an das Justizministerium oder Herrn Seibert.

Petermann: Wer ist für die Beschäftigungsverordnung zuständig? - Das BMAS.

Ehrentraut: Ich habe dazu jetzt nichts beizutragen.

Zusatzfrage: Weil Sie das gerade nicht wissen, oder weil Sie nicht auch der
Ansicht und in die Pläne eingeweiht sind?

Ehrentraut: Mir ist dazu kein aktueller Stand bekannt.

Krüger: Auch ich kann Ihnen dazu gerade nichts berichten.

Frage: Meine Frage richtet sich an das Bundesarbeitsministerium. Herr Heil
hat am Wochenende angekündigt, dass er ein Gesetz erarbeiten will, um
Paketboten besser vor Ausbeutung zu schützen. In welchem Stadium befinden
sich diese Planungen, und was genau ist bisher vorgesehen?

Ehrentraut: Danke für die Frage. - Es geht um die sogenannte
Nachunternehmerhaftung. Dabei geht es darum, dass die Abführung von
Sozialbeiträgen über den Generalunternehmer einklagbar ist und er dafür
haften muss. Das gibt es schon seit 2002 für die Baubranche. Damit haben
wir sehr gute Erfahrungen gemacht. Seit 2018 gibt es das auch für die
Fleischbranche.

Wir sind gerade dabei, entsprechende Regelungen vorzubereiten. Herr
Minister Heil hat angekündigt, dass er das gern bis zum Ende des Jahres in
Kraft treten lassen würde. Die entsprechenden Vorbereitungen laufen, wie
gesagt.

Frage: Meine Frage geht an das AA und an den Regierungssprecher. Genau
heute vor einem Jahr ereignete sich das mutmaßliche Nowitschok-Attentat
gegen Sergej Skripal und seine Tochter. Bis zum heutigen Tage gibt es kein
Lebenszeichen von Sergej Skripal. Insbesondere seine 91-jährige Mutter hat
mehrmals bei den britischen Behörden angefragt. Diese haben immer wieder
die Kleinste Geste eines Beweises, eines Lebenszeichens, verneint.

Wie bewertet die Bundesregierung diese völlige Verneinung vonseiten der
britischen Behörden, der 91-jährigen Mutter auch nur das Kleinste
Lebenszeichen ihres Sohnes zu schicken?

StS Seibert: Das bewerte ich gar nicht. Ansonsten kann ich nur sagen, dass
wir auch ein Jahr nach diesem Anschlag auf das Leben des Vaters und der
Tochter keinen Grund sehen, unsere ursprüngliche Bewertung dieser Tat zu
verändern.

Zusatzfrage: Wie ich schon ausgeführt habe, verneinen die britischen
Behörden bisher jegliches Lebenszeichen. Die Mutter von Sergej Skripal
bangt schon um sein Leben. Verfügt die Bundesregierung über Belege oder
Beweise, die darauf hindeuten, dass Sergej Skripal noch am Leben ist?

StS Seibert: Ich fürchte, die Fragen, wie es Sergej Skripal und seiner
Tochter heute geht und wie sein Kontakt mit seiner Mutter in Russland ist,
werden Sie nicht bei der Bundesregierung abladen können. Ich denke, eine
Möglichkeit wäre es, sich damit an die britischen Behörden zu wenden.
Ansonsten ist Sergej Skripal sicherlich ein Mensch, der entscheiden kann,
welche Kontakte er aufnimmt oder nicht. Ich kann für Sie dazu überhaupt
nichts beitragen.

Zusatzfrage: Ordnet die Bundesregierung das auch nicht in irgendeiner Form
ein?

StS Seibert: Wir sind froh, dass Herr Skripal und seine Tochter den
mörderischen Anschlag auf ihr Leben überleben konnten.

Frage: Meine Frage richtet sich an das Bundesumweltministerium und bezieht
sich auf die 58 in Deutschland lebenden Wolfsrudel und ihre Bejagbarkeit.
Welche Pläne gibt es, die Bejagbarkeit durch gesetzliche Änderungen zu
erleichtern, und welche Hintergründe und Überlegungen stehen dahinter?

Kübler: Die Formulierung "Bejagbarkeit" geht mir viel zu weit. Wir wollen
den Wolf ja nicht ins Jagdrecht aufnehmen. Wir wollen im
Bundesnaturschutzgesetz Änderungen vornehmen, die sowohl den Artenschutz
als auch den Schutz der Schafe sicherstellen und den Nutztierhaltern
helfen. Diese Regelung geben wir jetzt auf den Weg. Damit wird unter
anderem geregelt, dass der Wolf zukünftig abgeschossen beziehungsweise
entnommen werden darf, wenn es sich um ernste Schäden handelt, die der Wolf
verursacht - gegenüber dem bisherigen juristischen Begriff des erheblichen
Schadens. Dieser Begriff ist eine juristische Feinheit. Es ist aber ein
großer Unterschied im wirtschaftlichen Schaden. Ein erheblicher Schaden ist
für den Nutztierhalter existenzbedrohend. Ein ernster Schaden liegt unter
dieser Schwelle. Das betrifft Wölfe, die mehrfach die vorgeschriebenen
Schutzzäune überwinden. Diese dürfen zukünftig entnommen werden.

Außerdem wollen wir einen neuen Passus in das Bundesnaturschutzgesetz
aufnehmen, den Frau Schulze im Interview mit der "Bild am Sonntag" auch als
"Lex Wolf" bezeichnet hat. Darin soll zum Beispiel geregelt werden, dass es
ein generelles Fütterungsverbot gibt. Man mag sich wundern, warum man das
aufnehmen muss. Aber es kommt tatsächlich vor, dass Wölfe vom Waldrand in
besiedelte Gebiete kommen und dort zum Beispiel auf Baustellen mit
Pausenbroten angefüttert werden. Dann gewöhnen sie sich an Menschen und an
die Siedlungen. Das darf nicht sein. Der Wolf ist ein Wildtier, und er soll
es auch bleiben. Dieses Fütterungsverbot nehmen wir auf, außerdem zum
Beispiel die Regelung, dass freilebende Wolf-Hund-Hybriden abgeschossen
werden dürfen. Diese stehen nicht unter Artenschutz.

Die Regelungen, die wir im Naturschutzgesetz ändern und neu in das
Naturschutzgesetz aufnehmen, werden jetzt mit dem
Landwirtschaftsministerium besprochen. Wir befinden uns gerade in der
Abstimmung dazu. Das ist der derzeitige Stand.

Frage: Ich habe eine Frage an das Finanzministerium, und zwar zum Thema der
italienischen Banken. Der italienische Schatzmeister hat die 
Bail-in-Klausel eigentlich für nichtig erklärt und den Deutschen nebenbei noch
vorgeworfen, sie 2013 erpresst zu haben, schon deshalb sei sie hinfällig.

Jetzt stehen die nächsten Hilfen für italienische Banken an. Besteht die
Bundesregierung noch darauf, dass sich Italien an das Bail-in-Verfahren
halten muss? Was passiert, wenn die Regierung in Rom dies nicht tut?

Kolberg: Wie immer möchte ich Äußerungen aus dem politischen Raum hier
nicht kommentieren. Grundsätzlich kann ich zur Bail-in-Regelung sagen, dass
dies eine der zentralen Lehren ist, die wir aus der Finanzkrise gezogen
haben. Bis 2007/2008 sind viele Banken in Europa und auch international im
Wettbewerb immer höhere Risiken eingegangen. Um zukünftigen Finanzkrisen
vorzubeugen und Fehlanreize einzudämmen, haben wir Risiko und Rendite
wieder zusammengeführt. Banken dürfen nicht mehr darauf vertrauen, dass der
Steuerzahler die Rechnung bezahlt. Daher ist es wichtig, dem Prinzip von
Haftung Geltung zu verleihen und sowohl Manager als auch Eigentümer und
Gläubiger bei Verlusten und gegebenenfalls einer Abwicklung in die
Verantwortung zu nehmen, das sogenannte Bail-in.

Die Regulierung der Finanzmärkte wurde deshalb in den vergangenen Jahren
grundlegend mit dem Ziel überarbeitet, die Stabilität der Finanzmärkte
sicherzustellen und somit zu verhindern, dass der Steuerzahler für
Finanzinstitute in Schieflagen einstehen muss. Das ist ein gutes Ergebnis
für die Steuerzahler in allen EU-Mitgliedsstaaten. Im Rahmen der Diskussion
um die Weiterentwicklung der Eurozone sind wir, wie Sie wissen, zu genau
diesen Themen auch weiter im Gespräch.

Zusatzfrage: Ich möchte noch einmal zu den Konsequenzen nachfragen. Was
passiert, wenn die italienische Regierung erneut genau dieses Prinzip
verletzt und mit Steuerzahlergeld Banken ohne Privatbeteiligung rettet? Was
erwartet die Bundesregierung dann von der EU-Kommission?

Kolberg: Das ist eine hypothetische Frage. Wir haben europäische Regeln,
die angewendet werden. Über irgendwelche hypothetischen Sachverhalte würde
ich mich jetzt hier nicht äußern.

Zusatz: Aber da das schon einmal stattgefunden hat, ohne dass es
Konsequenzen hatte, ist doch die Frage berechtigt, ob es wieder keine
Konsequenzen haben wird.

Kolberg: Ich habe eben schon gesagt: Die europäischen Regeln gelten. Die
Bail-in-Regeln, die wir geschaffen haben, sind eine der zentralen Lehren
aus der Finanzkrise. Die Regeln sind da und werden eingehalten.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert zur Äußerung der Kanzlerin am
Wochenende: Sie hat sich explizit hinter die Schülerdemonstrationen für
Klimaschutz gestellt. Was hat sie zu dieser Positionierung bewogen? Wollte
sie einen Eindruck korrigieren, der durch vorherige Äußerungen entstanden
sein konnte, nach denen sie von Teilen der Öffentlichkeit so verstanden
worden war, als halte sie Demonstrationen der Schüler für ferngesteuert?

StS Seibert: Es gibt keine neue Position der Bundeskanzlerin. Ich habe hier
schon vor mehreren Wochen für die Bundeskanzlerin über diese
Schülerproteste das gesagt, was die Bundeskanzlerin mit anderen Worten und
variiert am Wochenende in ihrem Podcast gesagt hat.

Zusatz: Dennoch hatte es zwischenzeitlich die Position gegeben, auf die ich
mich kurz bezogen habe. Es wurde die Vermutung geäußert, dass das von außen
beeinflusst sein könnte.

StS Seibert: Nein, diese Vermutung wurde nie geäußert. Es gab
Missverständnisse bei der Rezeption des betreffenden Teils der Münchner
Rede. Aber dieser Zusammenhang ist nie hergestellt worden.

Zusatzfrage: Manchmal ist ja nicht nur das, was gesagt wird, interessant,
sondern auch das, was nicht gesagt wird. Auffällig war bei der Äußerung am
Wochenende, dass das Wort "Schulpflicht" von der Kanzlerin nicht verwendet
wurde. Das hat Äußerungen sowohl seitens der Bildungsministerin als auch
anderer politischer Kräften hervorgerufen.

Hat es eine besondere Bedeutung, dass das Wort "Schulpflicht" beim Lob für
die Demonstrationen durch die Kanzlerin nicht vorgekommen ist?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat sich in ihrem Podcast tatsächlich
hinter das klimapolitische Engagement der Schüler gestellt. Es stimmt, sie
hat in diesem Podcast nicht über die Schulpflicht gesprochen. Das liegt
einfach daran, dass, erstens, die Schulpflicht natürlich zu beachten ist
und dass das, zweitens, nicht von der Bundesregierung geregelt wird,
sondern eigenverantwortlich von den Schulen und Schulverwaltungen vor Ort
geklärt werden kann.

Frage: Herr Seibert, ich habe noch nicht ganz verstanden, wie die Position
der Bundeskanzlerin zum Schulschwänzen zugunsten des Protestes ist. Wenn
sie die Bewegung "Friday for Future" unterstützt, zu der ja auch gehört,
ganz bewusst während der Schulzeit zu demonstrieren, um der Sache Nachdruck
zu verleihen, dann verstehe ich das so, dass die Bundeskanzlerin es auch
für vertretbar hält, die Schule zu diesem Zweck zu schwänzen. Ist das
richtig?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin unterstützt das klimapolitische Engagement
von Schülern und Schülerinnen. Sie hat in diesem Podcast ausführlich
darüber gesprochen, dass das wichtig ist, weil Klimapolitik etwas ist, bei
dem wir insgesamt nur dann vorankommen können, wenn die staatlichen Stellen
und die Zivilgesellschaft Hand in Hand arbeiten oder jedenfalls das Gleiche
wollen, auch wenn man sich wahrscheinlich nicht immer über die Wege und die
Geschwindigkeit des Vorgehens einig ist. Das hat sie gelobt.

Das tut natürlich der Tatsache keinen Abbruch, dass in Deutschland die
Schulpflicht gilt. Das haben ja auch andere schon festgestellt. Das ist
dann aber im Verhältnis der Schüler, der Lehrer und der Schulverwaltungen
oder Schuldirektionen zu entscheiden.

Zusatzfrage: Ich verstehe es immer noch nicht. Die Bundeskanzlerin hat die
Schüler darauf aufmerksam gemacht, dass demokratische Politik natürlich
etwas komplizierter funktioniert, als sie es sich vielleicht wünschen
würden. Wieso hat sie die Schüler nicht auch darauf aufmerksam gemacht,
dass sie die Schulpflicht aber schon beachten müssen. War sie dafür einfach
zu feige? Das kann ja sein.

StS Seibert: Das würde ich natürlich auf jeden Fall zurückweisen.

Zusatzfrage: Aber warum dann nicht? Das ist das Thema, das in diesem
Zusammenhang ganz zentral diskutiert wird, und dazu äußert sich die
Kanzlerin nicht.

StS Seibert: Ich glaube, zentral wird diskutiert, dass sich Tausende,
vielleicht auch Zehntausende von Schülern und Schülerinnen seit einiger
Zeit sehr engagiert für das Thema der Klimapolitik zu Wort melden, dass sie
mahnen, dass sie ein Tempo anmahnen, das - und das hat die Kanzlerin ja
erklärt - die Politik aus guten Gründen nicht immer vorlegen kann, weil die
Politik eben auch andere Dinge zu bedenken hat. Sie hat das am Beispiel des
Kompromisses erklärt, mit dem die Kohlekommission der Bundesregierung jetzt
ihre Empfehlungen übergeben hat. Das ist das, was zentral ist.

Das andere ist natürlich eine Frage, die an den Schulen gelöst werden muss.

Frage: Darf man aber, zusammengefasst, die Position der Kanzlerin schon so
verstehen, dass sie die Schülerdemonstrationen in der Form, wie sie derzeit
stattfinden, für unterstützenswert hält?

StS Seibert: Ich denke, ich habe mich jetzt deutlich geäußert. Außerdem
liegt der Text des Podcasts ja vor.

Zusatz: Ja, aber in diesem Fall handelt es sich um eine Interpretation. Ich
möchte nur sichergehen, dass die Interpretation mit der Intention der
Kanzlerin übereinstimmt.

StS Seibert: Ich denke, ich habe mich vollkommen klar geäußert.

Frage: Eine Frage an Herrn Kolberg: Es gibt Berichte, dass der französische
Wirtschafts- und Finanzminister Bruno Le Maire am Mittwoch einen eigenen
Entwurf für eine französische Digitalsteuer in Höhe von 3 Prozent, also
orientiert am Vorschlag der EU-Kommission, ins Kabinett bringen wird, unter
anderem mit der Begründung, dass man mit den europäischen Partnern nicht zu
Potte komme. Wie bewerten Sie das?

Herr Seibert, widerspricht dieses einseitige Vorgehen der Franzosen nicht
ein wenig, so will ich einmal sagen, dem Geist des Vertrags von Aachen, der
vergangene Woche ja auch von der Bundeskanzlerin und dem Präsidenten noch
einmal stark beschworen wurde, sprich, dass man versucht, gemeinsam zu
Kompromissen zu kommen?

Kolberg: Bei dem Thema arbeiten wir ganz eng mit unseren französischen
Kollegen zusammen. Beiden Ländern ist es wichtig, dass die
Digitalunternehmen einen angemessenen Beitrag zum Steueraufkommen leisten.
Deswegen haben wir auch gemeinsame Vorschläge vorgelegt, sowohl auf
europäischer als auch auf internationaler Ebene. Auf internationaler Ebene
ist man im Gespräch. Die OECD wird dazu ihre Einschätzung vorlegen, und auf
europäischer Ebene werden wir uns jetzt in der übernächsten Woche beim
Finanzministerrat treffen. Dabei wird dieses Thema auf der Tagesordnung
stehen.

StS Seibert: Ich sehe auch nicht, dass gerade dieses Thema nun dazu
geeignet wäre, irgendwie zu zeigen, dass Deutschland und Frankreich nicht
intensiv zusammenarbeiteten. Im Gegenteil: Genau das ist bei diesem Thema
ja geschehen.

Zusatz: Herr Kolberg, Bruno Le Maire begründet sein Vorgehen auch damit,
dass er nicht damit rechne, dass es am 12. März bei der nächsten Sitzung zu
einer Einigung kommen wird. Wenn das anders wäre, dann müsste er das ja
nicht machen.

Kolberg: Genau. Da muss Herr Le Maire für sich sprechen. Ich spreche ja
hier für das Finanzministerium. Wir werden uns ansehen, was nächste Woche
dabei herauskommen wird, und dem jetzt hier auch nicht vorgreifen.

Wie Sie wissen, haben ja sowohl Herr Le Maire als auch der
Bundesfinanzminister auf internationaler Ebene Vorschläge vorgelegt. Wir
wollen im G20-Kreis bis Sommer 2020 zu einer internationalen Lösung kommen,
weil es gerade im Bereich der Digitalsteuer bei grenzüberschreitenden
Geschäften natürlich wichtig ist, internationale Lösungen zu finden. Auf
europäischer Ebene, haben wir gesagt, werden wir sozusagen einen
Zwischenschritt machen, wenn es auf internationaler Ebene nicht zu einer
Lösung kommen sollte.

Zusatz: Aber daran hält sich die französische Seite ja ganz offensichtlich
nicht!

Kolberg: Wie gesagt: Dazu müssten Sie dann den französischen Finanzminister
um einen Kommentar bitten. Ich kann nur sagen, dass wir ganz eng mit den
französischen Kollegen zusammenarbeiten, dass wir bei dem Thema vorankommen
wollen und dass es beiden Mitgliedstaaten sowie auch der EU-Kommission und
anderen internationalen Partnern wichtig ist, dass die internationalen
Digitalunternehmen einen fairen oder angemessenen Beitrag zum
Steueraufkommen leisten.

Frage: Herr Kolberg, wenn Sie das nicht beurteilen wollen, vielleicht
können Sie dann beurteilen, ob dieser französische Vorstoß, der ja dann
unilateral ist, Ihrem Ansinnen, nämlich eine europäische Lösung zu
erreichen, förderlich ist oder ihn behindert.

Kolberg: Ich habe ja eben schon einmal ausgeführt, dass unser Ansatz, der
auch von den Franzosen geteilt wird, ist, dass wir zu einer internationalen
Lösung kommen. Wir haben ja eben schon gehört, dass es, wenn wir uns mit
anderen koordinieren müssen, manchmal in der Politik etwas länger dauert.
Wie wir darauf reagieren, werden wir klären.

In unserem Fokus steht jetzt, dass wir bis zum Sommer 2020 eine
internationale Lösung schaffen. Im Vorfeld gibt es auch andere Bemühungen.
Wir werden uns dafür einsetzen, dass das möglichst koordiniert abläuft.

Zusatzfrage: Darf ich die Frage noch einmal wiederholen? Schadet es oder
nutzt es eher, wenn eine nationale Regierung schon einmal national
vorgeprescht?

Kolberg: Ich habe Ihnen meine Einschätzung eben genannt.

Frage: Das Münchener Finanzamt hat jetzt eigens die Quellensteuer ausgelegt
und Google letztendlich über die Quellensteuer besteuert, als (Steuer auf)
Werbeeinnahmen. Ist das etwas, das jetzt auch der Auslegung des
Finanzministeriums entgegenkommt, dass man Google darüber besteuern könnte?

Kolberg: Wie gesagt: Wir setzen uns bei diesem Thema für eine
internationale Lösung ein. Bei diesen grenzüberschreitenden Geschäften ist
das der richtige Weg. Wir stehen natürlich mit den Landesfinanzverwaltungen
immer im Gespräch und werden uns auch diese Praxis der bayerischen
Landesverwaltung ansehen.

Zusatzfrage: Können Sie vielleicht schon etwas dazu sagen, was Sie von
dieser Praxis halten?

Kolberg: Ich kann das dazu sagen, was ich eben gesagt habe.

Frage: Herr Kolberg, war der Bundesfinanzminister denn von seinem Kollegen
darüber informiert worden, dass jetzt dieser Vorstoß im französischen
Kabinett stattfinden soll, beziehungsweise wird Herr Scholz darüber noch
einmal das Gespräch mit seinem Kollegen suchen?

Kolberg: Wie gesagt: Über einzelne Gespräche und den Inhalt berichten wir
nicht. Ich kann sagen, dass wir mit den französischen Partnern ganz eng im
Austausch stehen und dass wir auch gemeinsam Vorschläge zu dem Thema
erarbeitet haben. Es hat bei den letzten Treffen der Finanzminister auf
europäischer Ebene auch oft gemeinsame Auftritte gegeben, bei denen der
französische Finanzminister und der deutsche Finanzminister ihre Linie
hinsichtlich des Themas vorgestellt und das gemeinsame Ziel betont haben,
dass international tätige Digitalunternehmen ihren fairen Beitrag zum
Steueraufkommen leisten sollen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Auswärtige Amt zur Akkreditierung
deutscher Journalisten in der Türkei. Sind Sie bei Ihren Gesprächen mit der
türkischen Seite etwas weitergekommen?

Adebahr: Wie wir ja auch gesagt haben, hat Staatssekretär Michaelis am
Freitagnachmittag - das war gegen 17.45 Uhr - mit dem türkischen
Botschafter telefoniert. Auch der Außenminister stand per SMS mit seinem
Außenministerkollegen in Kontakt. Wir erhoffen uns von der türkischen Seite
eine zeitnahe Rückmeldung zu den Gesprächen, die bis jetzt geführt wurden.

Ich denke, wir haben unsere Position sehr klargemacht. Wir halten die 
Nicht-Akkreditierung von nach meiner Kenntnis bisher drei deutschen Journalisten
für nicht nachvollziehbar. Wir sind der Ansicht, dass die Pressefreiheit
ein sehr, sehr hohes Gut ist und dass deutsche Journalisten - übrigens auch
europäische Journalisten - in der Türkei arbeiten können müssen. Wir
hoffen, dass die Pressekarten bald ausgestellt werden. Wir haben gegen die
Entscheidung nachdrücklich protestiert. Wir stehen in Ankara auch weiterhin
- auch heute, soweit ich weiß - mit anderen EU-Vertretungen in Kontakt, um
uns innerhalb einer europäischen Gruppe abzustimmen.

Frage: Es gibt Äußerungen des türkischen Innenministers, der sinngemäß
sagte, dass Teilnehmer an türkeikritischen Demonstrationen in Deutschland
und Europa in Zukunft in der Türkei an den Flughäfen festgenommen werden
würden. Ist Ihnen der Vorgang als solches bekannt? Können Sie den schon
kommentieren?

Zweitens setzt diese Äußerung voraus, dass Teilnehmer an solchen
Demonstrationen in Deutschland - zum Beispiel Deutschland wurde explizit
genannt - von der türkischen Seite beobachtet werden. Ist Ihnen bekannt,
dass es solche Aktivitäten auf deutschem Boden gibt?

Adebahr: Ich glaube, die zweite Frage würde sich an das Innenministerium
richten.

Zur ersten Frage: Mir persönlich sind die Äußerungen des Innenministers im
Moment nicht bekannt.

Petermann: Nein, das ist mir nicht bekannt. Darüber geben wir im
Allgemeinen auch keine Auskunft.

Frage: Herr Seibert, welche Haltung hat die Bundeskanzlerin zu der Art von
Witzen von hochrangigen Politikern auf Kosten von Minderheiten, im
aktuellen Fall über Intersexuelle? Spielt der Karneval dabei eine Rolle?
Gibt es da im wahrsten Sinne des Wortes Narrenfreiheit, oder hätte die
Bundeskanzlerin dazu etwas zu sagen, wenn es um solche Minderheiten und
Vorbildfunktionen von Politikern geht?

StS Seibert: Ich kann Ihnen gerne über die Politik der Bundesregierung
hinsichtlich Intersexualität Auskunft geben. Das tue ich gerne. Büttenreden
kommentiere ich nicht.

Wir haben die Rechte dieses Personenkreises gerade in jüngster Zeit - Ende
Dezember - gesetzlich gestärkt, indem wir eine zusätzliche Möglichkeit der
Eintragung in das Geburtenregister geschaffen haben. Es gibt "männlich",
"weiblich" und nun auch "divers", da, wo die Zuordnung zu einem der beiden
Geschlechter eben nicht möglich ist, wo also Intersexualität vorliegt.

Außerdem haben wir für Menschen mit Variationen der Geschlechtsentwicklung
die Möglichkeit geschaffen, dass sie zum Standesamt gehen und sagen können,
dass sie ihre Eintragung, was die Geschlechtszugehörigkeit oder auch den
Vornamen anbetrifft, nachträglich verändern möchten. Wir setzen damit eine
Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts um.

Frage: Herr Seibert, letzte Woche hat die Menschenrechtskommissarin des
Europarates das Vorgehen der französischen Sicherheitskräfte gegen die
Gelbwesten massiv kritisiert und in diesem Kontext angesichts von Tausenden
von Verletzten auch ein Verbot von Hartgummigeschossen gefordert. Teilt die
Bundeskanzlerin zum einen die Kritik am Vorgehen der Sicherheitskräfte und
zum anderen auch die Forderung nach einem Verbot von Hartgummigeschossen?

StS Seibert: Diese Frage haben Sie mir in einer anderen Variante schon vor
einigen Wochen gestellt. Ich werde mich zu dem polizeilichen Vorgehen in
Frankreich im Zusammenhang mit Demonstrationen der Gelbwesten nicht äußern.

Zusatz: Meine Frage nahm ja Bezug auf die Aussage - das ist ja schon die
Neuerung - der Menschenrechtskommissarin des Europarates. Dazu wird die
Kanzlerin ja eine Haltung haben.

StS Seibert: Ich habe mich dazu geäußert, und Weiteres werde ich dazu nicht
sagen.

Frage: Herr Flosdorff, Herr Seibert, ich möchte gerne kurz auf das 
"Focus"-Interview von Frau von der Leyen eingehen. Es gab in diesem Interview eine
Frage zum INF-Vertrag, nämlich ob sich dieser Vertrag noch retten lasse -
das war der erste Teil der Frage - und ob sich China integrieren lasse.
Darauf hat Frau von der Leyen wie folgt geantwortet: "Wir sprechen über den
fünften vor dem ersten Schritt". In diesem Zusammenhang möchte ich gerne
wissen, wie die Schrittfolge nach Meinung der Bundesregierung eigentlich
aussieht und ob etwas in dem Sinne getan wurde, dass die Bundesregierung
die entsprechenden Gespräche mit der russischen und der amerikanischen
Regierung geführt hat.

Flosdorff: Ich kann das so einordnen, aber ich glaube, letztlich ist das
auch reichlich selbsterklärend. Im Moment haben wir den INF-Vertrag. Der
gilt. Da gibt es zwei Vertragsparteien. Wenn man jetzt darüber spekuliert,
ob künftig noch mehr Vertragsparteien Teil von irgendwelchen
wünschenswerten weiteren Regelungen oder Anschlussregelungen sein könnten,
dann ist das natürlich irgendwie eine Spekulation über weitere Schritte,
die dann in der Zukunft erfolgen müssten.

Frage: Frau Adebahr, ich habe eine Frage zum Thema Venezuela. Die
Bundesregierung hatte der venezolanischen Regierung ja eine Frist gesetzt,
bis zu der Wahlen eingeleitet oder vorbereitet werden sollten. Die ist ja
nun schon lange verstrichen. Ich hätte ganz gerne gewusst, ob die
Bundesregierung eigentlich irgendwann weitere Schritte gegen die Regierung
in Caracas plant, was zum Beispiel Sanktionen angeht. Ist irgendetwas in
Vorbereitung?

Erwarten Sie mit der Rückkehr des Oppositionsführers eigentlich eine
Eskalation der Lage?

Adebahr: Ich will vielleicht noch einmal darauf hinweisen, dass wir uns in
Europa und mit den EU-Partnern in Bezug auf Venezuela immer sehr, sehr eng
abstimmen. Alle Erklärungen, die wir abgegeben haben - auch die vom
Wochenende -, entsprachen Abstimmungen des Außenministers mit seinen 
EU-Kollegen, einfach deshalb, um europäisch mit einer Stimme zu sprechen.

In der Tat gehen wir davon aus, dass Juan Guaidó in den kommenden Stunden
versuchen wird, nach Venezuela zurückzukehren. Wie auch schon am Wochenende
fordern wir Nicolás Maduro auf, eine sichere Rückkehr Guaidós nach
Venezuela zu garantieren. Wir haben, ebenfalls am Wochenende, unsere
Überzeugung bekräftigt, dass es eben nur eine friedliche, demokratische
Lösung dieser sehr mehrdimensionalen Krise gibt und dass jegliche Maßnahme,
die die Freiheit, die Sicherheit und die persönliche Integrität von Juan
Guaidó gefährdet, ein erhebliches Eskalationspotenzial mit sich bringen
würde. Wir erinnern in diesen Stunden, in denen eine Rückkehr vielleicht
bevorsteht, eben auch noch einmal daran, dass Juan Guaidó der Präsident der
venezolanischen Nationalversammlung ist, und das ist aus europäischer
Sicht, aus unserer Sicht, die einzig legitimierte Staatsgewalt in
Venezuela.

Es gibt in Brüssel Gespräche über zusätzliche Maßnahmen. Ich glaube, Frau
Demmer hatte in der letzten Woche auch schon gesagt, dass die
Bundesregierung dem aufgeschlossen gegenübersteht. Dazu laufen aber derzeit
in Brüssel noch die Debatten zwischen den EU-Mitgliedstaaten.

StS Seibert: Wenn ich ganz kurz etwas hinzufügen darf: Ich möchte bei
dieser Gelegenheit gerne noch einmal für die Bundesregierung bedauern, dass
Russland und China in der vergangenen Woche mit ihrem Veto eine Resolution
des UN-Sicherheitsrats verhindert haben. Trotzdem muss man sagen: Es ist
ein Signal, dass alle EU-Mitgliedstaaten im UN-Sicherheitsrat dafür
gestimmt haben und der Resolutionsentwurf eine Mehrheit hatte.

Dieser Resolutionsentwurf hat noch einmal ganz klar unsere Haltung zu
Venezuela zum Ausdruck gebracht, die auch die europäische Haltung ist: Es
müssen dringend humanitäre Hilfsleistungen zugelassen werden, es muss
jegliche Gewalt verurteilt werden, es müssen die Menschenrechte geachtet
werden, und es müssen faire, freie und glaubwürdige Präsidentschaftswahlen
durchgeführt werden.

Wie gesagt: Russisches und chinesisches Veto hat diese UN-Resolution
letztlich verhindert. Dennoch enthält sie das, was aus unserer Sicht im
Kern notwendig ist.

Frage: Frau Adebahr hat eben Herrn Guaidó als einzige legitime Staatsgewalt
benannt. Jetzt ist die verfassungsrechtliche Frage ja relativ klar; es ist
ja 233, der tatsächlich den Parlamentspräsidenten zum Interimspräsidenten
ernennt, allerdings nur im Falle eines freiwilligen Rücktritts, des Todes
oder der ärztlichen Feststellung geistiger Unzurechnungsfähigkeit des
Präsidenten. Dem Ganzen muss zudem noch vom Obersten Gerichtshof zugestimmt
werden. Alle drei Faktoren treffen nicht zu. Ich denke, auch dem
Auswärtigen Amt liegt Verfassungstreue am Herzen. Worauf beruht die
Legitimität von Guaidó, wenn der Paragraf, um den es geht, 233, dafür
sozusagen keine Basis liefert?

Adebahr: Vielleicht darf ich da Ihr historisches Verständnis reaktivieren;
denn das, was hier zur letzten Wahl Maduros gesagt haben, war ziemlich
eindeutig, nämlich, dass sie nicht fair und frei war und wir sie hier
deshalb auch als nicht fair und frei qualifizieren mussten. Genau aus
diesem Grunde, weil das so war, ist Juan Guaidó als Präsident der
venezolanischen Nationalversammlung - - - ist diese Nationalversammlung die
einzig demokratisch legitimierte Staatsgewalt in Venezuela.

Ich will vielleicht auch noch eine Sache anfügen: Wir hatten Fragen danach
erhalten, dass Guaidó ja eine Ausreisesperre habe, was Venezuela angeht.
Das trifft zu. Unserer Kenntnis nach ist es so, dass die Staatsanwaltschaft
eine Ausreisesperre gegen ihn beantragt hat und diese dann durch den
Obersten Gerichtshof verfügt wurde. Ohne dazu inhaltlich weiter Stellung zu
nehmen, möchte ich aber trotzdem darauf hinweisen, dass sowohl gegen den
venezolanischen Staatsanwalt Tarek William Saab als auch gegen den
Präsidenten eben jenes Obersten Gerichtshofs, Maikel Moreno, im Rahmen der
bestehenden EU-Sanktionen derzeit Einreiseverbote und Vermögenssperren
verhängt sind.

Zusatzfrage: Gab es schon einmal in der Geschichte des Auswärtigen Amtes
oder der Bundesrepublik Deutschland den Fall, dass ein selbst ausgerufener
Präsident, der lediglich die Legislative repräsentiert, in Form der
Exekutive anerkannt wird, oder haben wir hier einen Präzedenzfall?

Adebahr: Bilden Sie sich doch darüber eine Meinung und recherchieren. Ich
denke, wir bewegen uns hier im Rahmen des Völkerrechtlichen und machen eine
gute Politik für die Bundesregierung.

Zuruf: Die Frage ging direkt an das AA, und das ist nicht beantwortet,
indem Sie mir sagen, dass ich etwas in Google eingeben soll. Ich wollte
wissen, wie das AA das einschätzt.

Vorsitzender Detjen: Nicht, durch Schweigen.

Frage: Zwei Fragen dazu: Frau Adebahr, welchen rechtlichen Status hat für
die Bundesregierung die - nennen wir es einmal so - Maduro-Administration?
Sie haben ja Guaidó als Übergangspräsidenten anerkannt, gleichwohl sind Sie
mit der venezolanischen Botschaft in Deutschland im Gespräch, wenn ich das
richtig sehe. Welchen rechtlichen Status hat die Maduro-Administration für
die Bundesregierung?

Frage an Herrn Seibert: Sie sagten eben sagten, humanitäre Hilfsleistungen
müssten zugelassen werden. Im November 2014 haben Sie, Herr Seibert, glaube
ich, als in der Ukraine ein Hilfskonvoi vonseiten der Russischen Föderation
ohne Abstimmung mit der Regierung in Kiew abgeschickt werden sollte,
gesagt, dass so etwas nicht sein dürfe. Setzen Sie sich da nicht dem
Vorwurf aus, mit zweierlei Maß zu messen? In dem einen Fall verlangen Sie,
Hilfskonvois müssten mit der Regierung abgestimmt werden und im anderen
nicht.

Adebahr: Ich will Ihre erste Frage vielleicht so beantworten: Wir haben
Juan Guaidó in einer politischen Unterstützungserklärung im Rahmen einer
engen EU-Abstimmung und in einem Geleitzug einer europäischen
Meinungsbildung anerkannt. Das ist eine politische Unterstützungserklärung.

StS Seibert: Ich müsste mir meine Äußerung aus dem Jahre 2014 dazu, ehrlich
gesagt, noch einmal anschauen.

Was ich Ihnen aber sagen kann, ist, dass der eine Unterschied sofort ins
Auge springt, nämlich dass die Regierung in Kiew in unseren Augen zu jeder
Zeit eine demokratisch legitimierte Regierung war und ist. Wir haben hier
gerade dargelegt, warum Herr Maduro nach der nicht akzeptablen Form seiner
Präsidentschaftswahl eben genau das nicht ist.

Zusatzfrage: In die Richtung eine Nachfrage: Frau Adebahr, wir haben hier
mehrfach von Ihnen gehört, dass es eine politische Unterstützung für Guaidó
sei. Das wirft erst recht die Frage auf: Welchen Status hat für die
Bundesregierung dann rechtlich die Administration Maduro? Ist das für die
Bundesregierung eine Regierung des Staates Venezuela, mit der sie
verhandelt, mit der sie spricht oder welchen Status hat diese Regierung
oder diese Administration rechtlich?

Adebahr: Ich möchte von dieser Stelle in diesen Stunden einfach nur noch
einmal betonen, dass wir als Europäische Union Herrn Guaidó geschlossen
politisch als Übergangspräsidenten anerkannt haben und unterstützen.

Frage: Zum Thema Rüstungsexporte eine Frage an Herrn Seibert: Es hat am
Wochenende Berichte gegeben, dass das Königreich Saudi-Arabien die
Grenzschutzanlagen, die es von Airbus geliefert bekommen hat, nicht
fertigstellen könne. Gleichzeitig gibt es eine Diskussion über "German free
products", die in Frankreich, Großbritannien und Spanien geplant werden,
weil es eben Differenzen über die Restriktionen bei Rüstungsexporten gibt.
Fürchtet die Bundesregierung, dass Deutschland damit bei gemeinsamen
Rüstungsproduktionen zunehmend isoliert werden könnte?

StS Seibert: Ich kann Ihnen dazu nichts anderes sagen, als ich hier am
Freitag auch gesagt habe. Wir wissen, dass dieses Thema bei einigen unserer
wichtigsten Verbündeten ein Thema ist. Wir wissen, dass die Zeit drängt,
diesbezüglich zu Entscheidungen zu kommen. Deswegen führen wir zu diesem
ganzen Themenkomplex in der Bundesregierung intensiv Gespräche und werden
im Laufe des Monats März Entscheidungen treffen.

Zusatz: Anders als Freitag zielte die Frage jetzt darauf, ob Sie besorgt
sind, dass sich Deutschland isolieren könnte.

Die Frage richtet sich auch an das Wirtschaftsministerium.

Einhorn: Wenn Herr Seibert nichts mehr dazu zu sagen hat, kann ich mich dem
nur anschließen, was er gerade gesagt hat, nämlich dass wir in Gesprächen
sind, zum Beispiel auch mit Frankreich, was wir hier schon gesagt hatten,
dass die Gespräche sowohl mit den Partnern als auch intern in der
Bundesregierung laufen und dass wir zu gegebener Zeit zu Entscheidungen
kommen werden.

Frage: Eine Frage an das Gesundheitsministerium. Herr Ewald, das
Bundesversicherungsamt hat an der Nichtoffenlegung von Boni und Gehältern
der Krankenkassenchefs Kritik geübt. Wir hätten gerne gewusst, wie Ihre
Haltung dazu ist. Teilen Sie das?

Ewald: Zunächst einmal ist es gut, weil das ein Beleg dafür ist, dass die
Aufsicht funktioniert. Es gibt den Grundsatz, dass die Vorstandsvergütung
angemessen sein muss, was auf eine Rechtsprechung des Bundessozialgerichts
zurückgeht. Dem Pressebericht haben wir auch entnommen, dass mittlerweile
alle Krankenkassen diesbezüglich jetzt für Transparenz gesorgt haben.

Was ich Ihnen dazu noch sagen kann, ist, dass wir uns in einem aktuellen
Gesetzgebungsverfahren befinden - das ist ein Terminservicegesetz - und wir
noch einmal ganz ausdrücklich klarstellen werden, dass sich die
Angemessenheit der Vergütung nicht nur nach der Grundvergütung richten
wird, sondern auf die Gesamtvergütung abzustellen ist. Dazu gehören dann
auch solche Neben- und Versorgungsleistungen, die dabei eine Rolle spielen.
Wir sorgen in dem Bereich zusätzlich für Transparenz, die dann auch von den
Krankenkassen im Rahmen ihrer Publizitätspflichten zu erfüllen sind. Das
sind die Hinweise, die ich Ihnen dazu geben kann.

Montag, 4. März 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 4. März 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-4-maerz-2019-1586646
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EUROPA/1591: EU braucht mutige Debatten und Reformen statt Symbolpolitik


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. März 2019

LAMBSDORFF: EU braucht mutige Debatten und Reformen statt
Symbolpolitik



Zum Europa-Appell des französischen Präsidenten Macron erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Die EU braucht mutige Debatten und Reformen, um ihre gegenwärtigen
Herausforderungen zu meistern. Mit seinem Appell stößt Präsident
Macron erneut eine willkommene Diskussion über die Zukunft Europas
an. Auch wenn aus Sicht der FDP-Fraktion nicht in allen Punkten
Einigkeit besteht, enthält der Beitrag viel Richtiges. Erstens muss
Europa seine freiheitlichen Demokratien schützen. Die Stärkung der
Grundrechteagentur und ein gemeinsamer Ansatz zum Schutz vor
Hackerangriffen und Manipulationen sind wichtige nächste Schritte.
Zweitens muss Europa seine Grenzen wirksam sichern und das
Gemeinsamen Europäisches Asylsystem reformieren. Drittens braucht
Europa eine abgestimmte Außen- und Sicherheitspolitik. Dazu muss die
EU vom Einstimmigkeitsprinzip abrücken. Die Bundesregierung und allen
voran Bundeskanzlerin Merkel muss endlich auf Macrons Vorschläge für
ein souveränes und handlungsfähiges Europa reagieren, die er bereits
in seiner Rede an der Sorbonne formuliert hat. Reine Symbolpolitik
wie bei der europäischen Armee ist der falsche Weg."

 * 

Quelle:
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INNEN/4738: Die FDP verliert mit Klaus Kinkel einen väterlichen Freund


FDP-Pressemitteilung vom 5. März 2019

LINDNER: Die FDP verliert mit Klaus Kinkel einen väterlichen
Freund



Zum Tode des ehemaligen Bundesvorsitzenden Klaus Kinkel,
Außenminister a.D., erklärt der FDP-Bundesvorsitzende Christian
Lindner:

"Die Freien Demokraten trauern um ihren ehemaligen Bundesvorsitzenden
Dr. Klaus Kinkel. Wir verlieren mit ihm einen väterlichen Freund.

Er war uns bis in diese Tage ein weiser und bisweilen
leidenschaftlicher Ratgeber. Dabei war er immer loyal und diskret.
Wir werden ihn sehr vermissen.

Klaus Kinkel verstand sich nie als Parteipolitiker, sondern im besten
Sinne des Wortes als Staatsdiener. Er erwarb sich so große Verdienste
und hat für unser Land und unsere Partei mehr bewirkt, als öffentlich
mitunter wahrgenommen wurde.

Klaus Kinkel war seit Beginn der sozialliberalen Koalition ein enger
Vertrauter und Wegbegleiter von Hans-Dietrich Genscher im
Bundesministerium des Inneren, erst als persönlicher Referent, später
als Leiter des Ministerbüros. Danach hat er wesentliche Grundlagen
für die Vollendung der staatlichen Einheit Deutschlands gelegt,
zunächst als Staatssekretär im Bundesministerium der Justiz und dann
als Minister. Ihm ist es maßgeblich mit zu verdanken, dass dem Terror
der RAF ein Ende gesetzt werden konnte.

Als Bundesaußenminister war er von 1992 bis 1998 bestrebt, um
Vertrauen für das wiedervereinigte Deutschland zu werben. Stets war
ihm dabei bewusst, dass gerade Deutschland auch Anwalt für die
kleinen Mitgliedstaaten der EU sein muss. Er mahnte, dass die
internationale Staatengemeinschaft bei Völkermord und Verbrechen
gegen die Menschlichkeit nicht wegsehen dürfe. Insbesondere die
Gräueltaten in Srebrenica haben ihn tief und auf Dauer bewegt.

Als Bundesvorsitzender hat er sich von 1993 bis 1995 für unsere
Partei in schwieriger Zeit in die Pflicht nehmen lassen und hat sie
trotz damals schlechter Ausgangslage wieder in den Bundestag und die
Bundesregierung geführt. Was er auch tat, er ist in rauem Umfeld ein
prinzipientreuer, liebenswürdiger und bescheidener Mensch geblieben.
Er wird uns fehlen."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen
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WIRTSCHAFT/3034: Altmaier darf nicht länger Bremsklotz für Tourismuswirtschaft sein


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. März 2019

KLINGE: Altmaier darf nicht länger Bremsklotz für Tourismuswirtschaft
sein



Zur Eröffnung der Internationalen Tourismus-Börse erklärt der
tourismuspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Marcel Klinge:

"Die Tourismuspolitik muss besser ausgestattet, verzahnt und gemanagt
werden. Dass nun ein Tourismusminister gefordert wird, ist schon
alleine wegen der föderalen Struktur die falsche Antwort. Vielmehr
darf Bundeswirtschaftsminister Altmaier nicht länger der Bremsklotz
für die deutsche Tourismuswirtschaft sein. Er lässt diesen enormen
Wirtschaftsfaktor viel zu häufig links liegen und bleibt
ambitionslos. Die FDP-Fraktion fordert eine gezielte Verbesserung der
Rahmenbedingungen für die Tourismuswirtschaft: Wir brauchen eine
Flexibilisierung des Arbeitszeitgesetzes, den effektiven Abbau
überflüssiger Dokumentationspflichten und ein Einwanderungsgesetz mit
Punktesystem gegen den Fachkräftemangel in der Branche. Damit ist dem
Tourismus in der Fläche weit mehr geholfen, als mit einem weiteren
Ministerposten in Berlin."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4688: Grundsteuerreform - Hamburg-SPD und CSU gegen Mieter_innen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. März 2019

Grundsteuerreform: Hamburg-SPD und CSU gegen Mieter_innen



In der Auseinandersetzung um eine Grundsteuerreform unterstützt die
Fraktion DIE LINKE den Vorschlag des Deutschen Mieterbunds, das
Umlegen der Steuer auf die Mieter_innen über die Nebenkostenabrechnung
gesetzlich zu untersagen. Dem verweigern sich aber die
Landesregierungen von Bayern und Hamburg. "Es ist völlig
unverständlich, dass sich die Hamburger SPD gemeinsam mit der CSU so
vehement gegen die Interessen der Mieter_innen einsetzt", erklärt dazu
Norbert Hackbusch, haushaltspolitischer Sprecher der Fraktion. "Gerade
Hamburg, das von steigenden Mieten besonders gebeutelt ist, braucht
eine andere Politik."

Erst vorige Woche hatte Finanzsenator Dressel erklärt, bei einer
Umsetzung des Vorschlags würden Vermieter_innen die Miete einfach
anderes erhöhen, zudem wäre dadurch das Bündnis für Wohnen in Hamburg
gefährdet. "Mit dieser Behauptung kann Dressel natürlich jede
Verbesserung zugunsten der Mieter_innen ablehnen", kritisiert
Hackbusch. "Und was das Bündnis mit der Wohnungswirtschaft angeht -
selbstverständlich ist der Vorschlag des Mieterbunds nicht in deren
Interesse."

Hackbusch weist darauf hin, dass die Eigentümer_innen von Immobilien
für die Grundsteuer aufzukommen haben, da diese maßgeblich von der
öffentlichen Infrastruktur profitieren, die von der Grundsteuer mit
finanziert wird: "Das drückt sich insbesondere in der kräftigen
Wertsteigerung der Immobilien aus. Mieter_innen profitieren davon
nicht, im Gegenteil: Die völlig überzogenen Mietsteigerungen sind
Folge dieser Wertsteigerung und belasten Mieter_innen
überproportional. Dieses Argument ist inzwischen auch in der
Bundes-SPD aufgenommen worden. Jetzt muss sich auch die Hamburger SPD
bewegen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 5. März 2019
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HAMBURG/4687: Ohne Stadtbahn geht es nicht (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. März 2019

Ohne Stadtbahn geht es nicht!



Der BUND fordert im Interview mit dem Abendblatt zusätzlich zum
U-Bahn-Bau eine Stadtbahn für Hamburg. "Für eine echte Verkehrswende
in Hamburg braucht es mehr Bahnen", erklärt Heike Sudmann,
verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "Die Stadtbahn wäre eine hervorragende
Ergänzung, zum Beispiel für fehlende Querverbindungen wie auf dem
Ring 3."

Unverändert gelte, dass der Bau der Stadtbahn nur einen Bruchteil des
U-Bahn-Baus koste. Außerdem würden die Fahrgäste nicht in den
Untergrund verbannt, sondern der Straßenraum zugunsten
umweltfreundlicher Verkehrsmittel umverteilt. "Dass Olaf Scholz Pickel
bekommen hat, wenn es um die Stadtbahn ging, kann Rot-Grün heute doch
egal sein", so Sudmann. "Mit einer vernünftigen Planung und
Bürger_innenbeteiligung kann eine Stadtbahn genauso gut, aber eben
viel günstiger, realisiert werden."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 5. März 2019
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HAMBURG/4686: Kritik der Genossenschaften - Erbbaurecht neu gestalten (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 4. März 2019

Kritik der Genossenschaften: Erbbaurecht neu gestalten!



In einem offenen Brief haben heute die Wohnungsbaugenossenschaften
gegenüber Senat und Bürgerschaft ihre Ablehnung einer Vergabe
städtischer Grundstücke im Erbbaurecht dargestellt. Die derzeitigen
Bedingungen würden dazu führen, dass die zu zahlende Erbpacht den
Grundstückswert um das Doppelte oder Dreifache übersteigt. Um das zu
finanzieren, müssten die Genossenschaften ihre Mieten erhöhen. "Die
Kritik der Genossenschaften an den derzeitigen Bedingungen des
Erbbaurechts teile ich", erklärt die wohnungspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Heike Sudmann.
"Das Erbbaurecht muss wie früher als Grundlage einer am Gemeinwohl
orientierten Grundstücks- und Wohnungspolitik gestaltet werden. Die
jetzigen Konditionen sind abschreckend."

Erst im Dezember 2018 hatte die Fraktion DIE LINKE beantragt, das
Erbbaurecht attraktiver zu gestalten (Drs. 21/15589) - SPD, Grüne und
FDP haben dieses abgelehnt. Ein älterer Antrag vom Oktober 2018, der
statt des Verkaufs städtischer Flächen die Vergabe nach Erbpacht
fordert, liegt noch im Ausschuss (Drs. 21/14660).

 * 

Quelle:
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STATISTIK/618: Frauenanteil der ausländischen Bevölkerung in Deutschland bei 47 % (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Zahl der Woche vom 05.03.2019

Weltfrauentag: Frauenanteil der ausländischen Bevölkerung in Deutschland
bei 47 %



WIESBADEN - Ende Oktober 2018 lebten 4,7 Millionen Frauen ausländischer
Staatsangehörigkeit in Deutschland, das waren rund 47 % der knapp 10,1
Millionen Ausländerinnen und Ausländer. Wie das Statistische Bundesamt
(Destatis) weiter mitteilt, hatte der Frauenanteil im Jahr 1970
insbesondere bedingt durch den Zuzug von männlichen Gastarbeitern lediglich
38 % betragen. Bis 2011 hatte sich das Verhältnis weitgehend ausgeglichen,
als Frauen knapp die Hälfte der 6,3 Millionen ausländischen Einwohnerinnen
und Einwohner stellten. Seitdem hat sich das Verhältnis wieder zugunsten
der Männer verschoben.

Insgesamt lebten Ende Oktober 2018 42,1 Millionen Frauen in Deutschland.
Sie stellten damit 50,6 % der Bevölkerung unseres Landes. Das
Geschlechterverhältnis zwischen Frauen und Männern hat sich in den
vergangenen Jahren immer mehr angeglichen: So hatte 1950 der Frauenanteil
noch 53,3% betragen.

Aus methodischen Gründen ist ein Nachweis der Personen mit dem Geschlecht
'divers' in der Bevölkerungsfortschreibung derzeit nicht möglich.

 * 

Quelle:

Zahl der Woche vom 05.03.2019

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / REDAKTION





AFRIKA/2187: Algerien - und faule Kompromisse ... (SB)


Algerien - und faule Kompromisse ...



Algerien wird seit rund zwei Wochen von heftigen Massenprotesten
erschüttert. Ausgelöst wurden die landesweiten Demonstrationen durch
die Ankündigung des greisen Staatsoberhaupts Abd Al Aziz Bouteflika,
bei der Präsidentenwahl am 18. April doch noch für eine fünfte
Amtszeit kandidieren zu wollen. Das sehen viele der 41 Millionen
Algerier, von denen rund die Hälfte unter dreißig Jahre alt ist, nicht
ein. Mit ihren Protesten will die algerische Jugend nicht nur
Bouteflika loswerden, sondern zugleich eine längst überfällige
demokratische Öffnung herbeiführen. Schließlich wird das
nordafrikanische Land seit 1962 bis heute von einer Koalition aus der
Führungsclique der Front de Liberation National (FLN), die nach acht
Jahren Krieg gegen Frankreich die Unabhängigkeit Algeriens erstritt,
befreundeter Militärs und verbündeter Oligarchen dominiert. Diesen
Staat im Staate nennen die einfachen Algerier "le pouvoir" - "die
Macht".

1991/1992 sah es so aus, als könnte die Herrschaft der FLN zu Ende
gehen. Bei der ersten Runde der Parlamentswahlen hatte die islamische
Heilsfront (Front Islamique du Salut - FIS) die meisten Stimmen
erhalten und steuerte bei der zweiten auf eine Mehrheit der Sitze in
der Nationalversammlung zu. Statt den demokratischen Übergang mit den
gemäßigten Islamisten zu wagen, putschten die Generäle in Algier -
übrigens in Absprache mit Frankreich -, erklärten den Wahlgang für
beendet, verboten die FIS und trieben deren aktivste Mitglieder in den
Untergrund. Es folgte der algerische Bürgerkrieg, der an Grausamkeit
nicht zu überbieten war und rund 200.000 Menschen das Leben kostete.
1999 gab sich die Islamische Heilsarmee (Armee Islamique du Salut -
AIS), der politische Arm der FIS, geschlagen und streckte die Waffen.
Im selben Jahre wurde Bouteflika mit Unterstützung des Militärs zum
Präsidenten gewählt. Was er daraufhin nach außen als "nationale
Versöhnung" verkaufte, erlebten die meisten Algerier als politische
Grabesstille.

Die Erinnerungen an das Blutvergießen der Bürgerkriegsjahre sind
sicherlich der wichtigste Grund, warum Algerien 2011 im Gegensatz zu
den Nachbarländern Marokko, Tunesien, Libyen und Ägypten von den
Umwälzungen des sogenannten "Arabischen Frühlings" unberührt blieb.
Ein weiterer Grund ist die Tatsache, daß unter Bouteflika die
Regierung in Algier zum Zwecke des gesellschaftlichen Friedens ein
massives Infrastrukturprogramm aufgelegt hatte, im Rahmen dessen
Hunderttausende Wohnungen gebaut wie auch die Staatseinnahmen aus dem
Öl- und Gasexport verteilt wurden und die Mittelschicht einen gewissen
Wohlstand erreichte. Damals profitierte Algerien von vergleichsweise
hohen Energiepreisen auf dem Weltmarkt. Doch seit einigen Jahren sind
die Preise wieder niedrig, weswegen die Erlöse Algiers aus der
Energieförderung nicht mehr so üppig wie einst sprudeln. Der Staat
kann die hohe Jugendarbeitslosigkeit von rund 30 Prozent nicht mehr so
gut durch Bildungsprogramme und Zuwendungen im Sozialbereich
kaschieren.

2013 hat Bouteflika einen schweren Hirnschlag erlitten. Ohne auch nur
an einer einzigen Wahlkampfveranstaltung teilzunehmen, konnte er
dennoch die Präsidentenwahl 2014 gewinnen - was Bände über die
"gesteuerte" Demokratie Algeriens spricht. In den vergangenen sechs
Jahren ist er ganz selten in der Öffentlichkeit gesehen worden - und
wenn, denn meistens in Rollstuhl. Deshalb halten die meisten Algerier
die Präsidentschaft Bouteflikas für reine Fassade. Als
De-facto-Präsident gilt Bouteflikas Bruder und Chefberater Said, dem
Generalstabschef Ahmed Gaïd Salah und ein undurchsichtiger Klüngel aus
Politikern, Armeeoffizieren und Geschäftsleuten zur Seite steht. Trotz
der landesweiten Proteste hat Bouteflika fristgerecht am 3. März bei
der Wahlkommission in Algier die 60.000 Unterschriften eingereicht,
die man braucht, um als Kandidat am Urnengang zugelassen zu werden.

Ein Aspekt des algerischem Wahlgesetzes, demzufolge der Kandidat oder
die Kandidatin die gesammelten Unterschriften persönlich einreichen
muß, hat der amtierende Präsident nicht erfüllt, was aber folgenlos
bleiben dürfte. Damit hat Bouteflika Gerüchten und unbestätigten
Presseberichten, denenzufolge er sich seit Mitte Februar zu ärztlicher
Behandlung beim Universitätskrankenhaus im schweizerischen Genf
aufhält, Glaubwürdigkeit verliehen. Hatte Algeriens Präsident noch vor
zwei Wochen seine erneute Kandidatur mit der Aussicht auf
"Kontinuität" begründet, so hat die jüngste Protestwelle ihn und den
Führungszirkel in Algier offenbar zum Umdenken veranlaßt. Zeitgleich
mit der offiziellen Anmeldung als Kandidat hat Bouteflika eine
Erklärung herausgegeben, in der er versprach, noch vor Ende des ersten
Jahres seiner fünften Amtszeit zurückzutreten und eine neue
demokratischere Verfassung für Algerien auf den Weg zu bringen.

Wenn es die Hoffnung der Machtelite in Algier gewesen ist, mit diesem
Gambit den jugendlichen Demonstranten den Wind aus den Segeln zu
nehmen, so haben sich die Gebrüder Bouteflika und Konsorten getäuscht.
Auch am 4. März boykottierten in vielen Städten Schüler und Studenten
den Unterricht und gingen statt dessen auf die Straße. Am selben Tag
trat der ehemalige Landwirtschaftsminister Sidi Ferroukhi als Mitglied
der regierenden FLN zurück und sprach sich auf seiner Facebook-Seite
für demokratische Reformen aus. Die politische Führung Algeriens sieht
sich mit dem Problem konfrontiert, daß sie es über Jahrzehnte versäumt
hat, sich einer Verjüngungskur zu unterziehen, neue Gesichter zu
präsentieren, gar den gesellschaftlichen Raum für eine politische
Debatte zu öffnen. Dieser Fehler rächt sich nun. Bislang sind die
Proteste in Algerien und ihre polizeiliche Begleitung relativ
friedlich geblieben. An einigen Stellen wurden Wasserwerfer eingesetzt
und Tränengasgranaten verschossen. Bisher gab es lediglich 183
Verletzte. Ein Demonstrant mittleren Alters starb infolge eines
Herzanfalls. Die nächsten Wochen werden zeigen, ob die FLN überhaupt
reformfähig ist oder alles in den alten diktatorischen Verhältnissen
einbalsamieren will.

4. März 2019
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BERICHT/333: Dem Karl Liebknecht haben wir's geschworen - von den Künstlern erläutert (SB)




Wir setzen auf das revolutionäre Potenzial der Kunst. Sie kann die Fesseln
des Bestehenden ästhetisch sprengen, seine bittere Realität transzendieren und
die Vorstellungen einer anderen Welt aufleuchten lassen.

Aus dem Entwurf für ein Manifest für Gegenkultur [1]

Der bürgerliche Kunstbetrieb versteht sich mehr denn je als integraler
Bestandteil der von Verwertungsinteressen und Widerspruchsregulation bestimmten
Marktgesellschaft. In der "Kreativwirtschaft" fristen zahlreiche Menschen eine
prekäre Existenz an der Armutsgrenze, wenn sie nicht zum auserlesenen Kreis
international bekannter KünstlerInnen gehören. Welche formalen, inhaltlichen und
ästhetischen Kriterien auch immer an ihre Werke angelegt werden, letztlich
entscheidet der kommerzielle Verkaufspreis über Erfolg und Ansehen. Das Geschäft
der großen Galerien und internationalen Kunstausstellungen wird gerade in Zeiten
niedriger Zinsraten und einer von Rezession und Krisen erschütterten
Weltwirtschaft davon angetrieben, daß die nach profitablen - oder zumindest den
Nominalwert sichernden - Anlagemöglichkeiten suchenden Geldmengen rapide anwachsen.

So erlangen die Namen hoch gehandelter KünstlerInnen, deren Exponate zum Teil in
Werkstätten mit Hunderten Angestellten hergestellt werden, einen Markenstatus,
der, dem globalen Medien- und Unterhaltungsgeschäft nicht unähnlich,
PR-strategisch gesichert und weiterentwickelt werden muß, um kalkulierbar Ertrag
abzuwerfen und die jeweiligen Werke als sichere Geldanlagen erscheinen zu
lassen. Nie war der über ein halbes Jahrhundert alte Begriff der Kulturindustrie
so zutreffend wie heute. Das nicht zuletzt deshalb, weil eine gesellschaftskritische
Analyse, die den der Kunst aufgeherrschten Warencharakter zum Gegenstand
produktiver Grenzüberschreitungen machte, bestenfalls am Rande künstlerischer
Produktion stattfindet.




[image: Menschen sitzen und stehen neben den Bildern Murphy's Law (2013) und Eierlaufen (2017) - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Foyer der Rosa Luxemburg Konferenz mit zwei Werken des Münchner Künstlers Klaus Stein

Foto: © 2019 by Schattenblick



Die Befreiung der Kunst von nämlichem Warencharakter erklärte der
Geschäftsführer der jungen Welt, Dietmar Koschmieder, folgerichtig bei der
Eröffnung der Kunstaustellung auf der 23. Rosa Luxemburg Konferenz zum Ziel
einer linken Gegenkultur. Ein dazu entworfenes Manifest soll am 8. Juni auf
einer Künstler-Konferenz im Heimathafen Neukölln diskutiert werden, wie auch auf
der Hauptbühne der Rosa Luxemburg Konferenz angekündigt. Die am 12. Januar auf
dem großen Treffen der marxistischen Linken anwesenden KünstlerInnen trugen das
ihre dazu bei, Arbeiten aus ihren Ateliers zu präsentieren, die sich nicht
vorwerfen lassen müssen, als bloßes Surrogat kapitalistischer
Verwertungsinteressen zu fungieren.
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Dietmar Koschmieder eröffnet die Ausstellung vor drei Werken der Rangsdorfer Künstlerin Alexandra Liese

Foto: © 2019 by Schattenblick



Bereits zum sechsten Mal war die Berliner Gruppe tendenzen dafür zuständig,
anläßlich der Konferenz eine Kunstausstellung in Zusammenarbeit mit der
Tageszeitung junge Welt zu organisieren. Unter dem Motto "Für
antiimperialistische Solidarität und sozialen Fortschritt - Abrüsten statt
Aufrüsten" zeigten 21 KünstlerInnen Bilder, Grafiken und Skulpturen, die auf
reges Interesse bei den über 3000 KonferenzteilnehmerInnen stießen. Begünstigt
durch den zentralen Ort im Foyer vor dem großen Saal des Mercure-Hotels MOA
kamen die vorbeieilenden Menschen nicht umhin, wenigstens einen kurzen Blick auf
die großen Wandgemälde zu werfen, die dort für diesen Tag aufgehängt waren. Wer
etwas mehr Zeit mitbrachte, konnte sich vor den Stellwänden im angrenzenden Raum
in Ruhe in die dort präsentierten Kunstwerke vertiefen oder das Gespräch mit den
anwesenden KünstlerInnen suchen.
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Der Blankenfelder Kunstschmied Werner Mohrmann-Dressel und sein Werk Eiserne Kreuze

Foto: © 2019 by Schattenblick



Die Stahlskulptur Eiserne Kreuze dominierte den Eingangsbereich nicht nur durch
seine raumgreifende Dimension. Die hochsymbolische Signalwirkung der
verschiedenen Ausformungen dieser als Orden deutscher Aggressoren mit den
finstersten Kapiteln der Nationalgeschichte untrennbar verbundenen Form, zudem
mit starker christlicher Konnotation versehen, verfehlte ihre Wirkung nicht. Der
Künstler Werner Mohrmann-Dressel hat die Skulptur aus Stahlblech in seiner
Schmiede in Blankenfelde gefertigt und möchte mit ihr die klassische Frage
aufwerfen, welchen Weg der Mensch auf einer Kreuzung einschlägt. Rechtsherum
mutiert das eiserne Heldenlob zum kleinen Schwert und dann folgerichtig zum
Grabkreuz. Im Krieg geht es ans Sterben, und wer am Ende in die Grube fährt, ist
längst nicht ausgemacht. Die tief ins christlich sozialisierte Bewußtsein
eingebrannte Kreuzigung des Sohn Gottes offenbart nicht etwa das Heil einer
Erlösung, die einer reprojektiven Fessel entspringt, die so erst recht fest
zugezogen wird, sondern bildet das Scheitern als Konsequenz eines Blutflusses
ab, deren Gewalt von der dabei erlittenen Ohnmacht ununterscheidbar ist.




[image: Biber mit verbogenem Gewehr im Maul - Skulptur: © 2019 by Werner Mohrmann-Dressel, Foto: © 2019 by Schattenblick]

Stahlskulptur Biberfraß von Werner Mohrmann-Dressel

Skulptur: © 2019 by Werner Mohrmann-Dressel

Foto: © 2019 by Schattenblick



Linksherum strebt das organische Leben himmelwärts, dem Licht entgegen. Taube,
Baum, Engel - das militaristische Symbol dekonstruiert sich zu einer Signatur
des Lebens, die jeden Moment aus der metallenen Starre erwachen und mit ihrem
Wildwuchs dem Schrecken der strengen Kreuzmetaphorik ein Ende bereiten könnte.
Für den Schmied Werner Mohrmann-Dressel hat jeder Weg Kreuzungspunkte, so auch
das zu prinzipieller Positionierung auffordernde Kreuz mit seinen Ablegern und
Mutationen. An seiner ablehnenden Haltung zu kriegerischer Gewalt kommt auch bei
zwei weiteren seiner Skulpturen kein Zweifel auf. Ein Vogel spreizt seine
Schwingen und steht unmittelbar davor, von der Mündung des Gewehrs, auf der er
sitzt, abzuheben. Für den Frieden - der Titel des Werkes wird dem Betrachter mit
dem Knoten im Lauf der Flinte so sinnfällig vor Augen geführt wie im Falle der
Skulptur Biberfraß. Das sich in freier Natur zum Holzfäller eigener Art
aufschwingende Tier vergeht sich in diesem Fall an einem Jagdgewehr - nicht nur
Dammbaumeister und Staubeckenbepflanzer, der Biber ist auch Jagdsaboteur, ein
wehrhaftes Tier, wie es nicht im Buche der Menschen steht, die ihre tierliche
Herkunft mit aller Kraft vergessen wollen.
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Der Chemnitzer Grafiker und Maler Rudolf Sittner vor seinen Exponaten

Foto: © 2019 by Schattenblick



Der Maler und Grafiker Rudolf Sittner aus Cottbus ist ein politischer Künstler
der leisen Töne. Man müsse bei seinen Werken zweimal hingucken, um die
politischen Inhalte zu sehen, für Agitationsbilder sei er nicht zu haben. So
entdeckt man auf dem Bild Das Denkmal nicht sofort, daß es sich um das
Völkerschlachtmonument in Leipzig handelt, auf dem Menschen unter blauem Himmel
vor orangeroter Lichtflut stehen. Von oben nähert sich Bedrohliches, und wer das
steingewordene Leipziger Bekenntnis zu militaristischer Herrlichkeit einmal im
Original erlebt hat, wird sofort verstehen, warum es sich als Anziehungspunkt
numinoser Finsternis anbietet. Auch das Gemälde Dahinten brennt's, inspiriert
von einem Großbrand im chilenischen Valparaiso, transportiert die eher
verstörende Botschaft, was geht es uns an, ist doch weit weg.
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Pablo Neruda spricht - aus der grafischen Werkstatt Rudolf Sittners

Grafik: © 2019 by Rudolf Sittner
Foto: © 2019 by Schattenblick



Rudolf Sittner experimentiert auch mit Schriften, spielt mit Aufweichungen ihrer
formalen Strenge und verkehrt die Kontraste ihrer Konturen. Auch hier bedarf es
eines zweiten Anlaufes, um zu entziffern, was sonst schneller vergessen als
gelesen wird. Ein Band mit Illustrationen und grafischen Inszenierungen letzter
Gedichte Pablo Nerudas beeindruckt mit dem gelungenen Zusammenspiel von
grafischer Imagination und bildgebender Schrift. Der Titel des Bandes - El Retorno Die
Rückkehr - erschließt sich auch haptisch - wenn man mit dem Finger an der
Außenkante entlangfährt, kommt man wieder am Ausgangspunkt an.
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Die Kölner Objektkünstlerin Clementine Klein vor der Digitalgrafik Freiheit statt Phalanx

Foto: © 2019 by Schattenblick



Die Kölner Objektkünstlerin Clementine Klein ist mit der Digitalgrafik Freiheit
statt Phalanx vertreten. Zu sehen sind zahlreiche Menschen, die die strukturelle
Symmetrie der kolonnenförmig organisierte Reihen mit ihren eigenwilligen
Bewegungen und Formationen durchbrechen. Neben den vielen grafischen Arbeiten,
Installationen und Montagen Kleins, die an diesem Ort nur in Form ausgelegter
Prospekte gezeigt wurden, präsentierte sie die Dokumentation eines
internationalen Mail-Art-Wettbewerbs, der mit eindrucksvollen künstlerischen
Visualisierungen des US-Präsidenten im Postkartenformat aufwartete. 74
KünstlerInnen beteiligten sich mit 140 Einsendungen an dem Projekt Kann Kunst
als zahnloser Tiger Trump beißen? Mit Moldy Bacon [2] hat die Künstlerin Katja
Struif eine Illustration des US-Präsidenten geschaffen, die zu Recht preisgekürt
wurde. Der "schimmlige Schinken" enthält alles, was sich an nationalistischem
Ertrag aus der fleischigen Kontur des Steak-Enthusiasten Trump erwirtschaften
läßt.
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Dokumentation der künstlerischen Annäherung an das so unglaubliche wie reale Phänomen Donald Trump

Foto: © 2019 by Schattenblick



Auf die Idee, einen solchen Wettbewerb mit anschließender Ausstellungstournee zu
initiieren, kam sie nach einem Anruf ihrer in den USA lebenden Tochter: Wir
haben einen Vergewaltiger als Präsidenten, da muß man etwas gegen machen!
Clementine Klein wandte anfangs ein, daß Kunst als zahnloser Tiger dafür nicht
geeignet sei, was ihre Tochter insistieren ließ, auch und gerade mit diesem
Mittel etwas gegen die patriarchale Selbstherrlichkeit Donald Trumps zu
unternehmen. Bis zum Jahrestag der Inauguration des amtierenden US-Präsidenten
organisierte die Künstlerin den Wettbewerb und mehrere Ausstellungen mit den
dazu gefertigten Illustrationen. Ihr Plan lautet, die Serie von Ausstellungen so
lange fortzusetzen, bis Trump wieder von der Bildfläche verschwunden ist.
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Yiftach Shapira präsentiert Freundschaft und My Papa made a massacre, what did your Papa do?

Foto: © 2019 by Schattenblick



Der israelische Künstler Yiftach Shapira ist in einem Kibbuz groß geworden und
hat dort eine fast ideal zu nennende Kindheit verbracht. Aufgewachsen in einer
Familie, die schon in den 1930er und 1940er Jahren zum gegen die britische
Mandatsherrschaft kämpfenden Untergrund jüdischer KommunistInnen gehörte, genoß
er die Jugend in der Kollektivität des Kibbuz bis zu dem Punkt, als er sich
einfach zu behütet fühlte. Er wollte mit den Widrigkeiten des Lebens außerhalb
dieser Gemeinschaft zu tun bekommen und bezeichnet sich heute selbstironisch als
schlechtes Produkt des Sozialismus, weil er Individualist und nicht mehr Teil
eines Kollektives sei.

Die von Shapira präsentierten Bilder wurden dadurch inspiriert, daß sein Vater,
der als einfacher Soldat im Libanon-Krieg 1982 kämpfte, seinem Sohn kleine
Zeichnungen schickte, auf denen er die Aufgaben darstellte, die er bei der
Invasion der israelischen Streitkräfte in das Nachbarland zu erfüllen hatte. Für
Shapira war es wie ein Spiel zwischen seinem Vater und ihm. Dieser habe den
Krieg auf eine Weise in Szene gesetzt, daß er keine Angst um ihn haben mußte.
Seine eigenen Bilder sind zum einen von den Illustrationen seines Vaters
geprägt und zum andern vom kolonialistischen Charakter, mit dem dieser Krieg
seitens Israels geführt wurde. Es ist die Sprache der Kinder, wenn die Frage
lautet: My Papa made a massacre, what did your Papa do? Als Sohn zu jung, um die
blutige Realität des Krieges zu begreifen, als Mensch zu alt, um jemals auf eine
Weise unschuldig gewesen zu sein, die das gute Leben von den Brüchen und
Widersprüchen, die es drohend umlagern, freigehalten hätte - Yiftach Shapira
wagt einen künstlerischen Grenzgang mit der eigenen Geschichte, die von der des
Landes, in dem er aufwuchs, nicht zu trennen ist.
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Zur großen Frage Hunger - Simone Zewnik mit Skulptur Esurio

Foto: © 2019 by Schattenblick



Den zweifellos spektakulärsten Beitrag zur Kunstausstellung auf der diesjährigen
Rosa Luxemburg Konferenz steuerte Simone Zewnik mit ihrem Exponat Esurio bei. Es
bedürfte kaum der Ich-Form des lateinischen Wortes Esuries für Hunger, um zu
sehen, daß der kleine, seltsam alterslos wirkende Mann nicht nur hungrig,
sondern bis auf die Knochen ausgezehrt ist. Das innere Gerüst der Skulptur
besteht aus einem Eisengestänge und aus Tierknochen, die auf seiner Haut
hervortreten und den sinnlichen Eindruck eines ausgemergelten Torso verstärken.
Gefertigt hat Simone Zewnik ihr Exponat anhand des Vernähens von zwölf Stück
Schweinehaut, die sie in einem selbst entwickelten Verfahren für diese Form der
Verarbeitung vorbereitet hat.

Im Gespräch mit dem Schattenblick berichtete Zewnik, die zuerst Kunstfotografie
betrieb und vor rund fünf Jahren mit Bildhauerei angefangen hat, wie sich ihr
die ganz praktische Frage stellte, welches Material der künstlerischen
Herstellung von homunculi gerecht würde. Um der menschlichen Physis
nahezukommen, sah sie von häufig bei Skulpturen verwendeten Materialien wie Holz,
Stein oder Bronze ab, um statt dessen mit Tierhaut zu arbeiten. Daß die Wahl des
Materials auf das Schwein fiel, lag nahe, weil es über eine dem Menschen stark
verwandte genetische Ausstattung verfügt. Um die Haut von Fett und Blutgefäßen
zu befreien und zu konservieren, habe sie eine Methode entwickelt, sie zugleich
fettfrei und geschmeidig zu machen. Auch erfahrene Präparatoren hätten ihr dabei
nicht helfen können, denn deren Vorschläge zur Entfettung hätten die
Schweinehaut so hart gemacht, daß sie nicht mehr zum Vernähen geeignet gewesen
wäre. Esurio sei Teil einer von mehreren Serien von homunculi, bei der das Thema
Krankheit im Vordergrund stehe, so bei der Skulptur eines alten Mannes am
Rollator oder eines Läufers mit Unterschenkelprothese.
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Begegnungen der außergewöhnlichen Art ... 

Fotos: © 2019 by Schattenblick



Als Michael Chrapek die Künstlergruppe Tendenzen auf der großen Bühne
vorstellte, gestand er, daß einige KollegInnen bei der Einreichung des Werkes
von Simone Zewnik ein wenig schockiert gewesen seien. Ob es häufiger zu
irritierten Reaktionen des Publikums auf ihre homunculi komme, wollte der SB
wissen, was die Künstlerin aus Wernigerode bejahte. Wo ihre plastischen
Menschenanmutungen auch ausgestellt würden, ob in London oder Wien, in
Holland oder Dänemark, stellten sich fast immer die gleichen Reaktionen ein. Ein
Teil des Publikums finde es gruslig und wende sich ab, ein etwa gleichgroßer
Teil sei sehr interessiert und begeistert.
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... und ein staunender Blick auf die conditio humana

Foto: © 2019 by Schattenblick



Zweifellos hat Simone Zewnik einen relevanten Beitrag zu der um Krieg und
Imperialismus kreisenden Thematik der Kunstausstellung auf der Rosa Luxemburg
Konferenz geleistet. Was immer gruslig an Esurio sein mag, hat viel mit den
BetrachterInnen selbst zu tun, die wie jeder Mensch Pflanzen und Tiere
verstoffwechseln, was im Falle des globalen Hungers bedeutet, das eigene
Überleben - aus Gründen politischer Machtdisposition wie ökonomischer Verteilung
- gegen andere durchzusetzen. Wer auf dieser Welt, in der offiziell über 800
Millionen Menschen hungern und weit mehr mangelernährt sind, über Nahrungsmittel
in hoher Qualität und Quantität verfügt, ignoriert das Sterben der anderen auch
deshalb, weil es beim Sattwerden an die Substanz existenzieller Notwendigkeit
geht. Am Stempel, der dem sogenannten Nutzvieh im Schlachthof bei der
veterinärmedizinischen Kontrolle der Fleischqualität aufgedrückt wird, können
die BetrachterInnen ablesen, daß der ursprüngliche Zweck dieses homunculus der
eines Nahrungsmittels war, so daß dem hungernden Esurio der Tod auch aus diesem
Grunde eingeschrieben ist.

Die literarische Tradition berühmter homunculi hat auch die Künstlerin
inspiriert und erfreut sich in Zeiten des biomedizinischen Transfers von
Körpergeweben, transhumanistischer Lebensexperimente und humanoider Robotik
breiter Aufmerksamkeit. Fordert die technische und wissenschaftliche Simulation
der menschlichen Physis zur kritischen Auseinandersetzung mit ihrem
fremdbestimmten und verwertungstauglich gemachten Charakter auf, so kann auch
eine künstlerische Auseinandersetzung, wie Zewnik sie betreibt, dafür wertvolle
Ansatzpunkte geben. Sie berührt mit ihren Arbeiten einen Nerv, an dessen
Existenz viele Menschen lieber nicht erinnert werden wollen. Die Verletzlichkeit
und Flüchtigkeit der Physis, die Grausamkeit ihrer Selbstbehauptung vom
Schlachthof bis zum Schlachtfeld, das nackte Leben, das Giorgio Agamben seiner
kulturellen und politischen Maskierung entreißt, all das schwingt mit, wenn der
Mensch auf ein Abbild seiner selbst trifft, daß ihm fremdartig und vertraut
zugleich erscheint, auch und gerade weil seine Existenz dem Tod eines nicht
minder schmerzempfindenden und lebensbejahenden Wesens geschuldet ist.
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Betrachtenswertes für mehr als nur einen Tag 
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Einen Überblick der auf der eintägigen Kunstausstellung gezeigten Werke bietet
die Seite der Gruppe Tendenzen [3]. Um die Bedeutung künstlerischer
Auseinandersetzung mit Politik und Gesellschaft zu verstärken wären Vorträge und
Diskussionen wünschenswert, erschließt sich Kunst doch ganz wesentlich im
gemeinsamen Gespräch. Bedarf, den Widersprüchen und Brüchen des kapitalistischen
Weltsystems auch anhand der Kritik des bürgerlichen Kunstbetriebs Form und
Gestalt zu geben, besteht mehr als genug.




[image: Kapelle mit Trompete und Trommeln zieht durchs Foyer - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Make some noise! Kunst braucht Aufmerksamkeit 

Foto: © 2019 by Schattenblick




Fußnoten:



[1] http://www.melodieundrhythmus.com/mr-1-2019/manifest-fuer-gegenkultur/

[2] http://www.clementine-klein.de/awards.htm

[3] http://www.gruppe-tendenzen-berlin.de
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INTERVIEW/432: Dem Karl Liebknecht haben wir's geschworen - Zielgruppenvielfalt international vernetzen ...    Raffael Schöberl im Gespräch (SB)


Interview am 13. Januar 2019 in Berlin

Raffael Schöberl ist Bundesvorsitzender der Kommunistischen Jugend Österreichs
(KJÖ). Am Ziel der Luxemburg-Liebknecht-Demonstration in Berlin, der
Gedenkstätte der Sozialisten auf dem Zentralfriedhof Friedrichsfelde,
beantwortete Schöberl, der mit einer Delegation der KJÖ an der Demonstration
teilgenommen hatte, dem Schattenblick einige Fragen zu der unabhängigen
Jugendorganisation. 
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Raffael Schöberl

Foto: © 2019 by Schattenblick



SB: Österreich ist mit einer ÖVP/FPÖ-Regierung geschlagen. Wie erleben Sie die
politischen Entwicklungen seit Beginn ihrer Amtszeit im Dezember 2017?

Raffael Schöberl (RS): Die Widersprüche spitzen sich in Österreich gerade massiv zu.
Unter anderem wird jetzt mit dem Gesetz des 12-Stunden-Arbeitstages
ermöglicht, daß man bis zu 12 Stunden täglich arbeitet, ferner werden
die Sozialversicherungen zerschlagen, und auch der staatliche
Repressionsapparat wird massiv ausgebaut. Diese Entwicklung ist neu
für uns, aber wir wollen dagegen um so mehr Widerstand leisten.

SB: Österreich hat eine lange linke Tradition. Das Rote Wien ist ein
feststehender Begriff. Wie ist es im Augenblick um die Linke in
Österreich bestellt?

RS: Die österreichische Linke ist in den letzten Jahren sehr klein geworden,
aber es gibt auch Positives zu berichten. In nahezu allen Bundesländern existieren
mittlerweile KJÖ-Gruppen und gemeinsam mit der Partei der Arbeit (PdA) arbeiten wir
am Aufbau einer bundesweiten marxistisch-leninistischen Partei. Lediglich in der
Steiermark arbeiten wir mit der dortigen KPÖ zusammen. Denn im Gegensatz zur Bundes-KPÖ
verfolgt sie ein marxistisch-leninistisches Programm. Sie sitzt in Graz auch mit über
20 Prozent im Gemeinderat.

SB: Wie ist die Position der KJÖ zur Situation flüchtender Menschen in
Österreich?

RS: Was unser Bundeskanzler jetzt auf europäischer Ebene macht, also
die Europäische Union immer mehr abzuschotten, ist eine Katastrophe.
Die Österreichische Regierung ist ja vorne mit dabei, wenn es darum
geht, die EU-Außengrenzen noch tödlicher und mörderischer zu machen.
Wir wollen dagegen gemeinsam mit geflüchteten Menschen Widerstand
organisieren und hatten uns bereits 2015 in die Solidaritätsbewegung
eingebracht, wo wir uns für Verbesserungen beispielsweise in der
Unterbringung von Geflüchteten eingesetzt haben.

SB: Österreich ist kein Mitglied der NATO. Welche Politik verfolgt
die ÖVP/FPÖ-Regierung in bezug auf das Militärbündnis?

RS: Nach außen hin ist das jetzt weniger Thema, aber natürlich will
sich Österreich immer mehr einbringen und auch global eine stärkere
Rolle spielen. So vertritt Österreich ganz klare Interessen im Balkan
und ist auch bei der weiteren Militarisierung der EU vorne mit dabei.

SB: In der postmodernen Linken werden neben dem Kampf zwischen Arbeit und
Kapital weitere Widersprüche etwa sozialökologischer und geschlechtsidentischer
Art immer wichtiger. Wie positioniert sich Ihre Jugendorganisation dazu?

RS: Wir engagieren uns in unterschiedlichsten Bereichen. Mit
Umweltthemen setzen wir uns in der Organisation gerade jetzt im
besonderen auseinander, aber auch die Frage der Frauen ist uns
wichtig, wie wir uns dort besser und stärker positionieren können. Zu
alledem führen wir in unserem Verband viele breitangelegte
Diskussionen.

SB: In Wien werden allwöchentliche Demonstrationen gegen die
Regierung organisiert. Sind Sie in diese Proteste involviert?

RS: Es gibt in vielen Städten Österreichs wöchentliche
Donnerstagsdemonstrationen. In manchen Städten beteiligen wir uns
auch daran. Das Problem ist, daß diese Demonstrationen sehr
unpolitisch sind, ja ganz bewußt versucht wird, diesen Protesten den
politischen Charakter zu nehmen. Wir aber sagen, wir müssen den
Widerstand gegen Schwarzblau noch weiter in die Offensive treiben,
und da sind diese Demonstrationen leider sehr hinderlich. Aber wir
haben uns natürlich an der großen Demonstration gegen den
12-Stunden-Arbeitstag, wo über hunderttausend Menschen aus ganz
Österreich auf die Straße gingen, beteiligt. Wir kämpfen auch in den
Gewerkschaften für eine klassenkämpferische Gewerkschaftspolitik und
versuchen in den Strukturen, wo es uns möglich ist, unsere Positionen
einzubringen.

SB: Das Verhältnis zu Deutschland ist sicherlich ein besonderes, zum einen, weil
Österreich zu den wenigen deutschsprachigen Ländern in Europa gehört, zum
anderen wegen der Besetzung Österreichs durch das NS-Regime 1938. Wie sehen Sie
das Verhältnis zur Bundesrepublik heute?

RS: Gerade zu unserer Schwesterorganisation der SDAJ haben wir ein
sehr enges und gutes Verhältnis und versuchen, auf verschiedensten
Ebenen zusammenzuarbeiten, uns auszutauschen und auch unsere Kämpfe
zu verknüpfen. Egal, ob wir in Österreich, in Deutschland oder in
allen anderen Ländern Europas sind, die Fragen ähneln sich ja. Wir
arbeiten natürlich auch daran, den Widerstand weiter international zu
vernetzen. Das ist indessen eine sehr schwierige Frage, die Zeit und
auch Ressourcen kostet, die uns oftmals fehlen.

SB: Herr Schöberl, vielen Dank für das Gespräch.
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FRAUEN/775: Argentinien - Jungen Mädchen nach Vergewaltigung legale Abtreibung verweigert (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Argentinien: Jungen Mädchen nach Vergewaltigung legale 
Abtreibung verweigert

Von Hella Camargo, Humanistischer Pressedienst, 5. März 2019



Für weltweite Empörung sorgt aktuell der Fall eines elfjährigen
Mädchens in Argentinien, dem eine Abtreibung verweigert wurde. Das
Kind wurde vergewaltigt und schwanger. Obwohl auch im überwiegend
katholischen Argentinien eine Abtreibung nach einer Vergewaltigung
erlaubt ist, gab das Gesundheitsministerium die Order "beide Leben zu
retten". Im Krankenhaus wurde diese Anweisung mittels Kaiserschnitt
umgesetzt. Der Fall ist kein Einzelfall und sorgt für eine ernsthafte
Debatte um den Schutz von Mädchen und Frauen und das Recht auf legalen
Schwangerschaftsabbruch.

Nach Angaben der BBC [1] wurde ein elfjähriges Mädchen vom
Lebensgefährten der Großmutter, unter deren Obhut das Mädchen sich
befand, vergewaltigt und schwanger. Als die Schwangerschaft in der 16.
Woche durch die Mutter des Kindes bemerkt wurde, zeigte diese das
Verbrechen an. Mutter und Kind entschieden sich für eine Abtreibung.
Rechtliche Querelen um die Frage des Sorgerechts sorgten dafür, dass
erst sieben Wochen später gehandelt wurde. Doch die Anweisung des
Gesundheitsamtes von Tucumán an das behandelnde Krankenhaus "Hospital
Eva Perón" lautete "alle Mittel auszuschöpfen, um beide Leben zu
retten". Damit wurde nicht im Sinne des Mädchens gehandelt, sondern
der Kampagnenschlachtruf einer Anti-Abtreibungsorganisation verwendet.
"Las dos vidas" (in Deutsch etwa "beide Leben") soll vorgeblich das
Leben der Schwangeren ebenso retten wie das des potentiell einmal
entstehenden Kindes.

Im Krankenhaus wurde die Anweisung des Ministeriums mittels
Kaiserschnitt umgesetzt. Anstatt eine Abtreibung vorzunehmen, wurde
ein kaum lebensfähiger Fötus auf die Welt gebracht.

Ein ähnlicher Fall ereignete sich im Januar. Eine Zwölfjährige war vom
Nachbarn vergewaltigt und schwanger geworden. Bemerkt wurde die
Schwangerschaft in der 22. Woche. Und obwohl in Argentinien eine
Schwangerschaft legal beendet werden darf, wenn das Leben der
Schwangeren in Gefahr ist oder die Schwangerschaft das Ergebnis einer
Vergewaltigung ist, wurde auch bei diesem Mädchen die ersehnte
Abtreibung nicht vorgenommen. Dabei beriefen sich die Behörden auf die
bereits weit fortgeschrittene Schwangerschaft, bei der laut
Regional-Gesetz kein Abbruch mehr durchgeführt werden dürfe und die
Gefahren für das Mädchen im Falle einer Abtreibung. Auch hier wurde
ein Kaiserschnitt durchgeführt. Der dabei entnommene Fötus starb
wenige Tage später.

In Argentinien sind noch etwa 66 Prozent der Bevölkerung katholisch,
viele von ihnen lehnen Schwangerschaftsabbrüche mit Berufung auf ihre
Religion ab. Nicht anders sieht es bei medizinischem Personal aus.
ÄrztInnen verweigern aus Gewissensgründen auch nach argentinischem
Gesetz legale Abtreibungen, die verzweifelten Frauen das Leben retten
könnten.

Im Jahre 2018 scheiterte ein Entwurf eines Gesetzes zum legalen und
medizinisch sicheren Schwangerschaftsabbruch [2] im Senat. Danach
hätten Frauen bis zur 14. Woche sicher und legal abtreiben können.
Nach Vergewaltigung oder zum Beispiel bei Gesundheitsgefahren für die
Schwangeren auch länger. Während die Abgeordneten sich mit knappen
vier Stimmen Mehrheit für das neue Gesetz aussprachen, stimmten nur 31
Senatoren dafür. 38 stimmten dagegen, zwei enthielten sich und einer
war abwesend.

Dadurch sind nicht nur die Leben und die Gesundheit von Frauen in
Gefahr, die aus Alternativlosigkeit illegal unter unhygienischen
Bedingungen abtreiben.

Auch Kinder, die durch die Brutalität Erwachsener in eine Notlage
geraten sind, werden im Stich gelassen. Schauen wir uns die
Missbrauchsskandale in der katholischen Kirche der letzten Dekaden und
ihren Umgang mit ihnen an, ist diese Doppelmoral durchaus
verständlich. Während kleine Mädchen weder vor sexuellen Übergriffen
noch deren Folgen geschützt werden und ungewollt Schwangere auf
Küchentischen verbluten, wird das himmelblaue Fähnchen der
vermeintlichen Lebensschützer und Abtreibungsgegnerinnen geschwenkt.

Darum fand auch die verzweifelte Bitte der Elfjährigen keine Gnade,
die nach Angaben der New York Times bat: [3] "Holt aus mir heraus, was
er mir in den Bauch getan hat."

Bleibt zu hoffen, dass die aktuelle Diskussion um die Fälle der beiden
Kinder zu einer Besserung der Lage für Mädchen und Frauen führt.


Der Humanistische Pressedienst (hpd) präsentiert
aufklärerische, humanistische und freigeistige Positionen zu aktuellen
Ereignissen. Das Internetportal will konfessionsfreien Menschen - in
Deutschland ein Drittel der Bevölkerung - eine Stimme geben. Der hpd
versteht sich als Plattform für das breite Spektrum säkularer
Bestrebungen, mit deren Akteuren er bestens vernetzt ist und zu deren
Meinungsbildung er beitragen möchte.

URL:

https://hpd.de/artikel/argentinien-jungen-maedchen-nach-vergewaltigung-legale-abtreibung-verweigert-16562


Anmerkungen:

[1] https://www.bbc.com/mundo/noticias-america-latina-47410099

[2] https://es.wikipedia.org/wiki/Proyecto_de_Ley_de_Interrupci%C3%B3n_Voluntaria_del_Embarazo_(Argentina)

[3] https://www.nytimes.com/es/2019/03/01/argentina-aborto-lucia/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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DISKUSSION/439: Bochum - Zahl der Opfer rechtsextremer Gewalt ist größer als angenommen, 11.03.2019


Ruhr-Universität Bochum - 04.03.2019

Zahl der Opfer rechtsextremer Gewalt ist größer als angenommen



Seit dem Frühjahr 2015 ist in Deutschland eine Zunahme rechtsextrem
motivierter Gewalttaten zu beobachten. Dies geht einher mit einem
gesellschaftlichen Rechtsruck, der sich auch im Erstarken
rechtspopulistischer Parteien und neurechter Gruppen widerspiegelt.
Kriminologen der Ruhr-Universität Bochum (RUB) wollen das Thema genauer
untersuchen und haben zu diesem Zweck eine Nachwuchsforschergruppe
gegründet. Sie trägt den Titel "Rechtsextreme Gewaltdelinquenz und Praxis
der Strafverfolgung" und wird über einen Zeitraum von drei Jahren mit etwa
180.000 Euro von der Hans-Böckler-Stiftung gefördert.

So ist es möglich, drei Doktorarbeiten zu finanzieren. Sie sollen
Antworten auf die Fragen liefern, wie und warum sich der Bereich rechter
Gewalt wandelt. Außerdem soll empirisch untersucht werden, wie die Praxis
der Strafverfolgungsbehörden bei rechtsextrem motivierten Straftaten
aussieht.

Letzteres ist unter anderem deshalb interessant, weil ein
Langzeitrechercheprojekt von Tagesspiegel und Zeit Online herausgefunden
hat, dass in den zurückliegenden Jahrzehnten in Deutschland weit mehr als
hundert Menschen durch rechtsextrem oder rassistisch motivierte Straftaten
ums Leben gekommen sind. In den polizeilichen Statistiken ist jedoch nur
ein Teil dieser Fälle als politisch motiviert eingestuft worden.
Auftaktveranstaltung im Blue Square

Zum Start der neuen Forschungsgruppe diskutieren Kriminologen,
Politikwissenschaftler und Soziologen am Montag, 11. März 2019, 18 Uhr, im
Blue Square (Kortumstraße 90, 44787 Bochum) darüber, wie verzerrt die
öffentliche Wahrnehmung über die Zahl von Todesopfern rechter Gewalt ist.
Interessierte sind zu dieser öffentlichen und kostenlosen Veranstaltung
herzlich eingeladen.

Auf der Veranstaltung werden Forscherinnen und Forscher aus Brandenburg
und Berlin über ihre Arbeit in dem Bereich berichten. Darüber hinaus soll
ein Blick auf einschlägige Verdachtsfälle in Nordrhein-Westfalen geworfen
werden.

Auf dem Podium sitzen:


	Dr. Michael Kohlstruck, Politikwissenschaftler an der Technischen Universität Berlin

	Prof. Dr. Christoph Kopke, Politikwissenschaftler an der Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin

	Hendrik Puls, Soziologe und Mitglied der Nachwuchsforschungsgruppe Ceren Türkmen, Soziologin an der Universität Gießen.






Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum, 04.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2913: Arbeitsvolumen stieg 2018 erstmals auf mehr als 61 Milliarden Stunden (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 05.03.2019

Arbeitsvolumen stieg 2018 erstmals auf mehr als 61 Milliarden
Stunden



Rund 61,1 Milliarden Stunden arbeiteten die Erwerbstätigen im Jahr 2018 in
Deutschland. Das entspricht einem Plus von 1,4 Prozent gegenüber dem
Vorjahr. Erstmals seit Beginn der Zeitreihe im Jahr 1991 wurde damit die
Schwelle von 61 Milliarden Stunden überschritten, berichtet das Institut
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB). Der bisherige Höchststand lag
bei 60,3 Milliarden Stunden im Jahr 1991.

Die Zahl der Erwerbstätigen nahm im Jahr 2018 um 1,3 Prozent zu und hat
mit 44,8 Millionen ebenfalls einen neuen Höchststand erreicht. "Im Jahr
2018 verzeichnen wir die meisten Erwerbstätigen und das höchste
Arbeitsvolumen seit der Wiedervereinigung. Die Arbeit geht uns wahrlich
nicht aus, auch wenn das oft behauptet wird", erklärt Enzo Weber, Leiter
des IAB-Forschungsbereichs "Prognosen und gesamtwirtschaftliche Analysen".

Die durchschnittliche Jahresarbeitszeit der Erwerbstätigen lag 2018 bei
1.363 Stunden und stieg damit um 0,2 Prozent gegenüber dem Vorjahr.
Selbstständige und mithelfende Familienangehörige waren 2018
durchschnittlich 1.915 Stunden erwerbstätig, beschäftigte Arbeitnehmer
1.287 Stunden.

Vollzeitbeschäftigte Arbeitnehmer arbeiteten 2018 durchschnittlich 1.647
Stunden, teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer 728 Stunden. Die
durchschnittliche vereinbarte Wochenarbeitszeit der Vollzeitbeschäftigten
betrug 38, die der Teilzeitbeschäftigten 16,7 Stunden.

Die Beschäftigten haben 2018 durchschnittlich zwei Stunden Guthaben auf
ihren Arbeitszeitkonten aufgebaut. Sie machten zudem im Durchschnitt 26,5
bezahlte Überstunden und damit 0,2 Stunden weniger als im Vorjahr. Die
unbezahlten Überstunden lagen 2018 ebenfalls bei 26,5 Stunden und blieben
damit im Vergleich zu 2017 unverändert.

"Die durchschnittliche Arbeitszeit der Beschäftigten stieg 2018 zum einen
durch Plusstunden auf den Arbeitszeitkonten, aber auch im Trend durch mehr
Vollzeit und weniger Minijobs", so Arbeitsmarktökonom Weber.

Der Krankenstand lag 2018 mit 4,26 Prozent geringfügig über dem Niveau des
Vorjahres (4,25 Prozent). Nach ersten vorläufigen Hochrechnungen ist die
Kurzarbeit im Jahr 2018 etwas gesunken. Sie betrug 109.000 Personen nach
113.000 Personen im Vorjahr.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/tab-az2018.pdf

http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/AZ_Komponenten.xlsx 

http://doku.iab.de/aktuell/2014/aktueller_bericht_1407.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 05.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEITSRECHT/264: Arbeitgeber darf Telearbeit nicht vorschreiben (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 4. März 2019

Rubrik: Beruf/Recht/Urteile

Arbeitgeber darf Telearbeit nicht vorschreiben



Berlin (DAV). Der Arbeitgeber kann von dem Arbeitnehmer nicht
einseitig verlangen, im Homeoffice zu arbeiten. Dies ergibt sich auch
nicht aus dem Weisungsrecht des Arbeitgebers. Der Arbeitnehmer ist
arbeitsvertraglich nicht verpflichtet, die ihm angebotene Telearbeit
zu verrichten. Weigert er sich, darf ihm deswegen nicht gekündigt
werden. Darüber informiert die Arbeitsgemeinschaft Arbeitsrecht des
Deutschen Anwaltvereins (DAV) und weist auf eine Entscheidung des
Landesarbeitsgerichts Berlin-Brandenburg vom 10. Oktober 2018
(AZ: 17 Sa 562/18) hin.

Der Mann arbeitet als Ingenieur. Im Arbeitsvertrag gibt es keine
Regelungen zu einer Änderung des Arbeitsorts. Der Arbeitgeber bot ihm
nach einer Betriebsschließung an, seine Tätigkeit im Home-Office zu
verrichten. Hierzu war der jedoch nicht bereit. Daraufhin kündigte der
Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis aus wichtigem Grund wegen
beharrlicher Arbeitsverweigerung.

Die Klage des Mitarbeiters war erfolgreich. Die Kündigung war
unwirksam. Ein Arbeitgeber sei nicht allein wegen seines
arbeitsvertraglichen Weisungsrechts berechtigt, einem Mitarbeiter
einen Telearbeitsplatz einseitig zuzuweisen. Lehne der der ab, liege
deshalb keine beharrliche Arbeitsverweigerung vor. Eine aus diesem
Grund ausgesprochene Kündigung sei unwirksam.

Die Umstände der Telearbeit unterschieden sich in erheblicher Weise
von einer Tätigkeit, die in einer Betriebsstätte zu verrichten sei.
Dass Arbeitnehmer etwa zur besseren Vereinbarung von Familie und Beruf
an einer Telearbeit interessiert sein könnten, führe nicht zu einer
diesbezüglichen Erweiterung des Weisungsrechts des Arbeitgebers.

Informationen: www.dav-arbeitsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. ArbR 2/19 vom 4. März 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INTERNATIONAL/269: Indigene Rechte in Mexiko - Juristische Rückschritte und Einsatz der politischen Macht (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Indigene Rechte: Juristische Rückschritte und Einsatz der 
politischen Macht

Von Magdalena Gómez



(Mexiko-Stadt, 19. Februar 2019, La Jornada) - Wenn wir von der
Beziehung des mexikanischen Präsidenten zu den indigenen Völkern,
deren Territorien von Megaprojekten bedroht sind, sprechen, dann
besteht ein Klima der Polarisierung und offener Konfrontation. Ich
erwähne absichtlich den Regierungschef und nicht seine Ministerien
oder die Unternehmen. Denn er stellt sich als Person in den
Mittelpunkt seiner politischen Machtausübung, in der Gewissheit, dass
30 Millionen Wähler*innen ihn unterstützen.


Regierungsbefragungen statt indigener Befragung oder
Volksbefragung

In der Absicht, eine demokratische Haltung zu zeigen, hat er vom
Nationalpalast aus verkündet, dass er zu allem eine Befragung
durchführen werde. Ohne zu erwähnen, dass das Thema der indigenen
Befragung [1] internationalen Standards unterworfen und Teil des
Widerstands der indigenen Völker gegen den Neo-Extraktivismus und
Megaprojekte ist. Stattdessen werden Befragungen der Bevölkerung durch
die Regierung organisiert. Doch haben diese Regierungsbefragungen
nichts mit den in Artikel 35 der Verfassung verankerten
Volksbefragungen zu tun. Denn diese haben einen anderen juristischen
Charakter, eine andere Verfahrensweise und vor allem müssen sie mit
einer Wahl auf Bundesebene zusammenfallen und von der Nationalen
Wahlbehörde organisiert werden.

Vor 32 Jahren wurde auf internationaler Ebene und unter Beteiligung
indigener Führungspersönlichkeiten über die Notwendigkeit debattiert,
das eindeutig demographisch definierte Konzept der indigenen
Bevölkerungen aufzugeben. Es sollte ersetzt werden durch das Konzept
der indigenen Völker und so einen historischen Bezug haben,
zurückgehend auf die Zeit vor der Schaffung der aktuellen nationalen
Grenzen. Die Staaten gaben vor, die Personenrechte seien ausreichend,
Kollektivrechte bedrohten ihre Integrität. Sie sagten, es gäbe nur ein
Volk, nur ein Territorium, nur eine Souveränität, und die indigene
Autonomie und Selbstbestimmung verstieße dagegen. Schließlich wurde
mit der ILO-Konvention 169 [2] das Konzept des indigenen Volkes
etabliert. Allerdings erzwangen die Staaten auch eine Einschränkung,
wonach das Konzept der indigenen Völker in der ILO-Konvention 169 dem
Völkerrecht untergeordnet ist. Das heißt, die Konvention erlaubt es
den indigenen Völkern nicht, die Gründung neuer Staaten anzustreben.


Das Konzept der indigenen Völker ist im Kern bedroht

Ich führe diese Debatte an, weil wir einen potenziellen Rückschritt
bei den indigenen Rechten erleben. Nicht nur bei der offenkundigen
Verletzung des ohnehin prekären Rechtes auf Befragung, sondern vor
allem im Kern des Konzepts der indigenen Völker. Nun wurde
entschieden, dass die Befragung der gesamten Bevölkerung der ideale
Weg sei, um Megaprojekte zu genehmigen, die direkt die indigenen
Völker oder vergleichbare Gemeinden betreffen. Dies widerspricht der
erwähnten ILO-Konvention, dem Artikel 2 der mexikanischen Verfassung
und der UNO-Erklärung zu den Rechten der indigenen Völker [3].
Letztere erweitert das Recht auf Einverständnis, ohne die
Interamerikanische Erklärung über die Rechte der Indigenen Völker
außer Acht zu lassen. Wir sehen den Rückschritt aktuell bei der
Regierungsbefragung in Morelos [4] und einigen Landkreisen in den
Bundesstaaten Puebla und Tlaxcala vom 23. und 24. Februar über das Ja
oder Nein zum Wärmekraftwerk Huexca, das Teil der Integralen Plans
Morelos PIM [5] ist. Mit demselben Mechanismus wurden bereits der
Maya-Zug [6], der Korridor am Isthmus von Tehuantepec [7] und andere
Projekte "bewilligt". Dabei wird ein Bevölkerungskonzept verwendet,
das die ILO bezüglich der autochthonen Völkern bereits 1989 hinter
sich gelassen hat.

Es geht also nicht mehr nur um die Verletzung des Rechtes auf
vorherige, freie, informierte und kulturell angemessene Befragung,
sondern um die Abschaffung der wichtigsten Rechte: das Recht auf
Territorium und das Recht der freien Selbstbestimmung. Stattdessen
erklärte der Präsident am 10. Februar in Cuautla: "Auch wenn es
Gezeter und Sombrerazos gibt, die Bevölkerung wird entscheiden."
Tatsächlich gab es Aufschreie der Organisationen, die sich seit fast
einem Jahrzehnt gegen das PIM engagieren. Das Bündnis zur Verteidigung
des Landes, Wassers und der Luft von Morelos, Puebla und Tlaxcala hat
den Präsidenten in einem offenen Brief darauf hingewiesen, dass er
ihnen 2014 seine Unterstützung angeboten hatte. Wie ist es möglich,
dass er heute zwar anerkennt, dass Mitglieder des Bündnisses
unterdrückt, inhaftiert und gefoltert wurden, aber trotzdem das
Wärmekraftwerk unterstützt, weil eine Investition von 20 Milliarden
Peso nicht verloren gehen dürfe. Er bietet den Betroffenen niedrige
Strompreise an. Nebenbei bezeichnete er die Gegner*innen als
"Ultrakonservative der radikalen Linken". Diese fordern den Stopp der
angekündigten Befragung und erklären, dass für sie nicht das Geld,
sondern das Leben im Mittelpunkt stehe. Sie benennen die Schäden: die
Wasserverunreinigung und das Risiko der Gaspipeline in Vulkannähe, das
auch Bestandteil des PIM ist.

Wie bereits gewohnt, begann der Präsident seinen Diskurs am 10.
Februar mit der Aufzählung der Unterstützungszahlungen und Stipendien
seiner Regierung, nur um gleich darauf seinen Vorschlag der Befragung
einzubringen. Der Widerstand gegen das PIM wird bleiben. Das
wiederholte Versprechen des Präsidenten, er werde das Volk nicht
unterdrücken, reicht nicht aus. Wie gut, dass er so etwas nicht
befiehlt. Doch sind Ausplünderung und Umweltschäden nicht auch eine
Form der Unterdrückung? Die Megaprojekte schreiten voran. Im Vertrauen
auf den Rückhalt in der Bevölkerung werden die indigenen Völker
isoliert. Ich frage mich, ob wir nicht vor einem unverhältnismäßigem
Einsatz der politischen Macht stehen.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/allgemein/die-rechte-der-campesinxs-und-befragungen-ohne-rechte/

[2] https://vimeo.com/297913465

[3] http://www.un.org/Depts/german/gv-61/band3/ar61295.pdf

[4] https://www.npla.de/allgemein/mexiko-abstimmung-ueber-kraftwerk-bringt-keine-klare-entscheidung/

[5] https://www.npla.de/poonal/energieversorgung-in-zapatas-heimat/

[6] https://www.npla.de/allgemein/kritik-am-maya-zug/

[7] https://www.npla.de/poonal/die-rechte-der-campesinxs-und-befragungen-ohne-rechte/
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KIRCHE/2179: Treffen zur Aufarbeitung sexualisierter Gewalt in der evangelischen Kirche (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 05.03.2019

Treffen von UBSKM und EKD zur Aufarbeitung sexualisierter Gewalt in der
evangelischen Kirche

Verständigung auf Arbeitsfahrplan 2019. Gemeinsame Entwicklung von
Aufarbeitungs-Standards im Fokus.



Am Montag (4.3.2019) sind in Berlin die Mitglieder des Beauftragtenrates
der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) mit der beim Unabhängigen
Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM),
Johannes-Wilhelm Rörig, eingerichteten Arbeitsgruppe "Aufarbeitung Kirchen"
zusammengetroffen. Im Dezember 2018 hatten sich der Unabhängige Beauftragte
und die EKD auf eine verstärkte Zusammenarbeit verständigt. Nachdem in den
letzten Jahren von dem Unabhängigen Beauftragten und der EKD das Themenfeld
Prävention gemeinsam bearbeitet wurde, nehmen der Beauftragte und der
EKD-Beauftragtenrat 2019 jetzt schwerpunktmäßig die Entwicklung von
Aufarbeitungs-Standards in den Blick.

Der Beauftragte Johannes-Wilhelm Rörig und EKD-Ratsmitglied Bischöfin
Kirsten Fehrs, Sprecherin des EKD-Beauftragtenrates, wollen bis Herbst 2019
zu Eckpunkten einer Vereinbarung zwischen dem Unabhängigen Beauftragten und
der EKD zur Aufarbeitung sexualisierter Gewalt in der evangelischen Kirche
kommen. Mit dem gemeinsamen Arbeitsprozess, so Rörig und Fehrs, werde ein
Beitrag zur Entwicklung von Standards guter Aufarbeitung geleistet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 20/2019 vom 05.03.2019

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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INTERNATIONAL/372: Argentinien - Todesfälle und Repression in der Haftanstalt Bouwer (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien: Todesfälle und Repression in der Haftanstalt
Bouwer



(Buenos Aires, 24. Februar 2019, CORREPI) - Am 3. Februar starb die
62-jährige Elsa Medin im Gefängnis Bouwer, weil ihr medizinische
Versorgung vorenthalten wurde. Um auf die Pflichtverletzung der
Gefängnisverwaltung aufmerksam zu machen, organisierten mehrere
inhaftierte Frauen einen Hungerstreik. Es ist nicht das erste Mal,
dass die Zustände in der Haftanstalt angeprangert werden. Besonders
schlimm sind die Zustände im Frauentrakt. Am 22. Februar wurde Janet
López tot in ihrer Zelle gefunden. Ihr lebloser Körper hing am
Fensterkreuz. Statt auf die Proteste der Haftinsassinnen einzugehen,
die in Reaktion auf die zwei aufeinanderfolgenden Todesfälle
ausbrachen, wurde ein Sonderkommando geschickt, um den Aufruhr
niederzuschlagen.

Nach Informationen unseres Archivs zur Dokumentierung von Morden durch
den Staat (Archivo de Casos de Personas Asesinadas por el Estado) [1],
sind - nach den Opfern des gatillo fácil [2] - die meisten Todesfälle,
für die der Staat die Verantwortung trägt, in den Haftanstalten zu
betrauern. In unserem Land ist es lebensgefährlich, im Gefängnis zu
sitzen. So war es für Elsa und auch für Janet, die nicht einmal eine
verurteilte Straftäterin war, sondern nur in Untersuchungshaft saß.
Die Verantwortung dafür trägt der Staat, der systematisch Menschen
ermordet: auf den Straßen, in den Gefängnissen und in
Polizeigewahrsam. Alle 21 Stunden stirbt ein Mensch durch
Staatsgewalt.

Am 25. Februar organisierten Angehörige von Haftinsass*innen zusammen
mit der Initiative Santiago Maldonado Presente eine
Solidaritätskundgebung für die Gefangenen der Haftanstalt Bouwer vor
dem Gericht in der Fructuoso Rivera 720.


Zu diesem Thema gibt es das zweiteiliges Feature "Frauen in
argentinischen Gefängnissen", Teil 1

https://www.npla.de/podcast/frauen-in-argentinischen-gefaengnissen-teil-1/

und Teil 2

https://www.npla.de/podcast/onda-info-346-teil-zwei-frauen-in-argentinischen-gefaengnissen/


Anmerkungen:

[1] http://www.correpi.org/archivo-de-casos/

[2] https://www.npla.de/allgemein/gatillo-facil-toedliche-repression-wird-legalisiert/
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MELDUNG/095: Hungerstreik kurdischer Aktivisten entwickelt sich zu Massenprotest in der Türkei (Civaka Azad)


Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Pressemitteilung vom 05.03.2019

Hungerstreik kurdischer Aktivisten entwickelt sich zu Massenprotest in
der Türkei



Der Hungerstreik der HDP-Abgeordneten Leyla Güven gegen die Isolation
Abdullah Öcalans hält seit mittlerweile 116 Tagen an. Güven, die ihren
Protest am 7. November im Gefängnis von Amed (Diyarbakir) aufnahm, fordert
die Gewähr regelmäßiger Kontakte zu Öcalan, der als Schlüsselfigur für eine
Lösung der kurdischen Frage gilt. Mit ihrer Aktion hat sie eine
Protestbewegung initiiert, der sich bisher hunderte Menschen angeschlossen
haben. In den türkischen Gefängnissen waren es bis zum 1. März 331
Gefangene aus PKK- und PAJK-Verfahren, die sich im unbefristeten
Hungerstreik befanden. Vor vier Tagen wurde die Aktion auf alle Gefängnisse
ausgeweitet. In Straßburg haben sich am 17. Dezember 14 Menschen der Aktion
angeschlossen. Auch in Toronto, Newport, Kassel, Nürnberg, Duisburg, Genf
und weiteren Städten sind Aktivisten in den Hungerstreik getreten. Der 
HDP-Aktivist Nasır Yağız ist in der südkurdischen Stadt Hewlêr (Erbil) seit 102
Tagen im Hungerstreik. In vielen anderen Städten finden befristete
Solidaritätsaktionen statt.

Die Position der deutschen Bundesregierung und des Europarats

Während sich der türkische Staat bemüht, alle öffentlichkeitswirksamen
Aktionen zum Hungerstreik gewaltsam zu unterbinden, herrscht in Europa
überwiegend Schweigen. Vor zwei Monaten wurde die Bundesregierung vom
Bundestagsabgeordneten der Partei DIE LINKE, Michel Brandt nach der
Isolation Öcalans und den Streiks befragt. Die Bundesregierung antwortete
am 16. Januar: "In seinem Bericht aus dem vergangenen Jahr äußert das
Antifolter-Komitee klare Kritik an der Abschottung der auf Imrali
Inhaftierten. Die türkische Regierung wird darin aufgerufen, Besuche von
Verwandten und des Rechtsbeistands zu ermöglichen und Beschränkungen des
Umgangs der Häftlinge untereinander abzubauen. Die Bundesregierung begrüßt
diese Forderungen." Seitdem hat die Bundesregierung offensichtlich
keinerlei Anstrengungen unternommen, Druck auf die Türkei zur Erfüllung der
Forderungen nach Aufhebung der Isolation Öcalans auszuüben.

Die Hungerstreikenden machen darauf aufmerksam, dass die Türkei als
Mitglied des Europarats zur Einhaltung der Vorgaben der Europäischen
Menschenrechtskonvention auch in Bezug auf Inhaftierte verpflichtet ist. Um
die deutsche Bundesregierung dazu zu bewegen Druck auf die türkische
Regierung und den Rat der Europäischen Union auszuüben, werden ab Mittwoch,
dem 6. März die in Deutschland ansässigen Familienangehörigen der
Hungerstreikenden eine mehrtägige Mahnwache vor dem Bundeskanzleramt in
Berlin durchführen.

Hintergrund des Hungerstreiks

Der Vordenker der kurdischen Freiheitsbewegung befindet sich seit seiner
Verschleppung im Februar 1999 auf der türkischen Gefängnisinsel Imrali im
Marmarameer. Der letzte Besuch seiner Anwälte fand 2011 statt. Seit dem
Abbruch der Friedensverhandlungen mit der PKK durch die türkische Regierung
im Jahr 2015 wird Öcalan von der Öffentlichkeit abgeschottet. Nach dem
letzten Familienbesuch im September 2016 war sein Bruder Mehmet Öcalan
erstmalig wieder am 12. Januar 2019 für ein 15-minütiges Gespräch auf
Imrali. Die Hungerstreikenden erklärten anschließend, dass ihre Forderung
damit nicht erfüllt sei. Sie fordern Bedingungen für Öcalan, in denen er
als Vorsitzender einer legitimen Bewegung frei leben und arbeiten kann, um
so zur Lösung der kurdischen Frage beizutragen.

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org
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MELDUNG/094: Buzzfeed-Recherche deckt weltweit Misshandlungen durch WWF-finanzierte Wildhüter auf (Survival)


"Survival International" - Deutsche Sektion - 4. März 2019

Enthüllt: Buzzfeed-Recherche deckt weltweit Misshandlungen durch WWF-finanzierte Wildhüter auf

WWF arbeitet mit paramilitärischen Kräften zusammen, die Menschen
geschlagen, gefoltert, sexuell angegriffen und ermordet haben sollen.



Eine umfangreiche Recherche der Nachrichtenseite Buzzfeed [1] hat heute das
schockierende Ausmaß von gewaltsamen Misshandlungen durch Wildhüter
offenbart, die vom World Wildlife Fund (WWF) finanziert werden.

Der Bericht "WWF's Secret War" belegt, dass die "geliebte gemeinnützige
Organisation mit dem knuddeligen Panda-Logo direkt mit paramilitärischen
Kräften zusammenarbeitet, die beschuldigt wurden, viele Menschen
geschlagen, gefoltert, sexuell angegriffen und ermordet zu haben, sowie
diese zu finanzieren und auszurüsten."

Interne WWF-Dokumente, die Buzzfeed vorliegen, zeigen, dass der WWF
wiederholt versucht hat die Vorfälle zu verschleiern und sogar in
Waffenkäufe verwickelt war.

Buzzfeed zeigt auch, dass der WWF "wie ein globaler Spymaster gearbeitet
hat, der gefährliche und geheime Netzwerke von Informanten organisiert,
finanziert und betreibt, die von 'Angst' und 'Rache' motiviert sind - auch
innerhalb indigener Gemeinden -, um Mitarbeiter von Schutzgebieten mit
Informationen zu versorgen - und gleichzeitig öffentlich die Arbeit mit
Informanten abstreitet".

Das Buzzfeed-Team hat Gewalt in großem Stil in Asien und Afrika aufgedeckt,
die sich gegen indigene Völker richtete, deren Land für vom WWF
unterstützte Nationalparks und Tigerreservate geraubt wurde.

Der WWF hat es immer wieder versäumt, das Problem anzugehen, und sich
geweigert, seine Finanzierung auszusetzen oder die große Zahl der
Beschwerden von Opfern angemessen zu untersuchen.

Im Jahr 2017 wurde Survival International eine interne WWF-E-Mail
zugespielt, die zeigte, dass die Naturschutzorganisation den Tod eines
jungen Mädchens sowie eines älteren Mannes als ein Problem für die
"Schadensbegrenzung" sah und nicht als ein zu untersuchendes Verbrechen.

Der Direktor von Survival International, Stephen Corry, sagte heute: "Das
ist der Skandal, den der WWF seit Jahrzehnten vertuscht. Das Geld seiner
Unterstützer*innen finanziert gewalttätige Wildhüter, die Angehörige
indigener Völker ungestraft angreifen, foltern und sogar töten."

"Macht der WWF nach diesen wirklich schockierenden Enthüllungen weiter
'Business as usual' oder wird er das Problem endlich angehen? Sein Name und
sein Logo sind für viele Indigene gleichbedeutend mit Gewalt, Verfolgung
und Angst. Der WWF hat dies seit Jahren vor seinen Unterstützer*innen
verborgen, aber jetzt ist die Wahrheit bekannt."

"Der WWF muss jetzt Pläne zur Schaffung des geplanten Nationalparks Messok
Dja in der Republik Kongo aufgeben, den er vorantreibt, obwohl die dort
lebenden Baka sich dem Vorhaben entschlossen widersetzen."

"Auch die Art und Weise, wie große Naturschutzorganisationen auf der ganzen
Welt arbeiten, muss sich ändern. Wenn nicht, ist der Naturschutz selbst zum
Scheitern verurteilt."


Survival International ist die globale Bewegung für indigene Völker.
Wir helfen indigenen Völkern ihr Leben zu verteidigen, ihr Land zu schützen
und ihre Zukunft selbst zu bestimmen.


Anmerkung:

[1] https://www.buzzfeednews.com/article/tomwarren/wwf-world-wide-fund-nature-parks-torture-death

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. März 2019

Survival Deutschland

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalderstr. 4, 10405 Berlin

Telefon: +49 (0)30 72 29 31 08, Fax: +49 (0)30 72 29 73 22

E-Mail: info@survivalinternational.de

Internet: www.survivalinternational.de
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BUNDESLIGA/557: Männer - 9. bis 11. Runde (SB)




Für Baden-Baden war das zentrale Bundesligawochenende in Berlin kein
reiner Genuß, auch wenn das Team weiterhin die Tabelle anführt. Denn
die Verfolger Solingen und Hockenheim konnten die Distanz zum
Tabellenersten verkürzen. Daran trug Baden-Baden allerdings ein
Mitverschulden, schon deshalb, weil die Bilanz der Runden 9 bis 11
recht mager ausfiel. Am Freitag errang die Mannschaft nur einen
4,5:3,5-Minimalsieg gegen Deizisau, was zwar wichtig und wertvoll
war, gleichwohl aber die relative Anfälligkeit von Baden-Baden
offenlegte. So kassierte der Weltklassespieler Fabiano Caruana am
Spitzenbrett eine Niederlage gegen Peter Leko.

Überhaupt mußte das Staraufgebot von der Oos harte Arbeit leisten, um
den Sieg noch einzufahren. Besser als Caruana machten es Levon
Aronian und Radoslaw Wojtaszek, die für die frühe 2:0-Führung gesorgt
hatten. Doch Deizisau konterte stark über Gata Kamsky, und als Leko
seine Trumpfkarte ausspielte, schien im Spitzenduell der 9. Runde
sogar alles möglich zu sein, zumal Deizisau an den übrigen Brettern
zum Teil deutliche Vorteile besaß. Pech nur, daß Andreas Heimann und
Dmitri Kollars gegen ihre Elo-stärkere Konkurrenz aus Baden-Baden
nicht über ein Remis hinauskamen. Erst der Sieg von Viswanathan Anand
gegen Matthias Blübaum stellte den knappen Erfolg des amtierenden
Champions sicher. Trotz der vielen Superstars im Team ein im Grunde
dürftiges Ergebnis.

So war man gespannt auf die Begegnung des nächsten Tages gegen
Hockenheim, neben Solingen der wohl einzige andere Anwärter auf den
Titel. Caruana verlor diesmal im Hotel Maritim zwar nicht, konnte
gegen Sam Shankland allerdings nur ein Unentschieden fabrizieren.
Auch Hockenheim war aus Anlaß der Wichtigkeit der Berliner Runden mit
seinem Starensemble angereist. Angesichts dessen verwunderte die hohe
Anzahl an Remisen nicht, die mitunter recht früh vereinbart wurden.
Baden-Baden hoffte auf Siege von Radoslaw Wojtaszek und Viswanathan
Anand, die bessere Stellungen besaßen, aber offenbar das Risiko nicht
bereit waren einzugehen.

Auf der anderen Seite besaß Nikita Vitiugov gegen Maxime
Vachier-Lagrave Stellungsvorteile, die aber nicht zum Sieg
ausreichten. In der letzten gespielten Partie am 8. Brett zwischen
David Howell und Arkadij Naiditsch kämpfte Letzterer um einen vollen
Punkt und damit einen Sieg für Baden-Baden, aber Howell
neutralisierte den gegnerischen Freibauern, und trotz
Materialnachteils fand er nach über sieben Stunden und 136 Zügen den
Weg ins Remis. Das 4:4 gegen Hockenheim war keine Blamage für
Baden-Baden, aber eben auch kein Meisterstück.

Am Sonntag ging es für Baden-Baden gegen Aufsteiger Viernheim, und
auch diesmal blieb der große Erfolg aus. Zwar wurden nicht wieder
lauter Remisen gespielt, aber am Ende schaffte Viernheim die
Sensation mit einem 4:4 gegen den Titelverteidiger, der einen
erneuten Punktverlust hingegen mußte. So verlor Anand seine Partie
gegen Anton Korobov und auch Naiditsch zog den kürzeren gegen Igor
Kovalenko. Nur dank der Siege an den beiden Schlußbrettern von
Francisco Vallejo Pons und Etienne Bacrot konnte der Ausgleich
erzielt werden.

Die Remisschwäche des amtierenden Deutschen Meisters nutzte Solingen,
um sich nach dem Sieg am Freitag gegen Düsseldorf und dank des
knappen 4,5:3,5-Erfolgs am Sonntag gegen Hofheim - der Samstag war
für Solingen spielfrei - punktgleich hinter Baden-Baden zu
platzieren. Auch Hockenheim konnte einen Punkt auf Baden-Baden
gutmachen. Am Freitag hatte das Team Viernheim klar mit 5,5:2,5
geschlagen und setzte einen sonntaglichen 4,5:3,5-Sieg gegen Deizisau
obendrauf. Wer die Meisterschaft in diesem Jahr gewinnen wird, ist
nach Berlin wieder völlig offen.



Runde 9, am 1.3.2019

Hamburger SK - SG Turm Kiel 4:4

OSG Baden-Baden - SF Deizisau 4,5:3,5

SV Mülheim Nord - SV Werder Bremen 4:4

Düsseldorfer SK - SG Solingen 2:6

SF Berlin - USV TU Dresden 5,5:2,5

MSA Zugzwang - BCA Augsburg 3:5

SV Hockenheim - SC Viernheim 5,5:2,5

SV Hofheim - DJK Aachen -



Runde 10, am 2.3.2019

SV Hockenheim - OSG Baden-Baden 4:4

SC Viernheim - SF Deizisau 4:4

SG Turm Kiel - SV Mülheim Nord 2,5:5,5

Hamburger SK - SV Werder Bremen 4:4

SV Hofheim - Düsseldorfer SK 3,5:4,5

MSA Zugzwang - SF Berlin 2:6

BCA Augsburg - USV TU Dresden 4:4

DJK Aachen - SG Solingen -



Runde 11, am 3.3.2019

OSG Baden-Baden - SC Viernheim 4:4

SF Deizisau - SV Hockenheim 3,5:4,5

SV Mülheim Nord - Hamburger SK 2,5:5,5

SV Werder Bremen - SG Turm Kiel 5:3

SG Solingen - SV Hofheim 4,5:3,5

SF Berlin - BCA Augsburg 3,5:4,5

USV TU Dresden - MSA Zugzwang 5:3

Düsseldorfer SK - DJK Aachen -




	
 Stand nach der 11. Runde: 



	
1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.

9.

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.


	
OSG Baden-Baden

SG Solingen

SV Hockenheim

Hamburger SK

SV Werder Bremen

SF Deizisau

SC Viernheim

USV TU Dresden

SV Mülheim Nord

SF Berlin

BCA Augsburg

SG Turm Kiel

Düsseldorfer SK

SV Hofheim

MSA Zugzwang

DJK Aachen


	
10

10

10

10

11

10

10

10

11

10

11

10

10

10

11

 


	
18

18

17

15

14

13

12

11

8

8

8

7

4

1

0

 


	
55  

51  

54  

45  

50,5

49,5

42  

39  
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38  

35  

32,5

29  

29  

25,5
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





BUNDESLIGA/556: Frauen - 9. bis 11. Runde (SB)




Die Saison 2018/19 in der Frauenbundesliga ging am vergangenen
Sonntag in Berlin zu Ende. Beginnend am Freitag standen drei Runden
an, aber da Bad Königshofen mit einem Punkt Vorsprung auf die
Verfolgerinnen aus Baden-Baden und Hamburg in die Spiele ging und das
Restprogramm keine besonders hohen Hürden stellte, sicherte sich das
Frauenteam aus Oberfranken völlig verdient den deutschen
Meistertitel. Nach der Saison 2013/14 war dies der zweite Erfolg
dieser Art, und ein gelungener zudem, da Bad Königshofen 20 der 22
möglichen Punkte aufs Konto brachte. In Berlin schlug die Mannschaft
in Runde 9 Hofheim mit 4:2, gefolgt von einem 5,5:0,5-Kantersieg am
Samstag gegen Lehrte und einem 5:1-Erfolg gegen Rotation Pankow. Der
Titelgewinn wäre Bad Königshofen schwerlich zu nehmen gewesen.

Interessanter verlief der Kampf um die Silbermedaille. Der
Letztjahreschampion Baden-Baden startete gut ins Finale mit einem
4:2-Sieg gegen Karlsruhe, mußte dann jedoch gegen Deizisau ein
3:3-Mannschaftsremis verschmerzen. Die eigentliche Herausforderung
stand dem Team jedoch am Sonntag bevor gegen den SK Schwäbisch Hall,
der zuvor Deizisau klar mit 5:1 und Karlsruhe gar mit 6:0
niedergestreckt hatte. Und Schwäbisch Hall ließ nichts anbrennen.
Gegen Baden-Baden gingen fast alle Bretter mit Remis aus, aber dann
setzte sich Irina Bulmaga gegen Ketino Kachiani-Gersinska überzeugend
durch, so daß die Vize-Meisterschaft mit 3,5:2,5 an Schwäbisch Hall
ging. Für Baden-Baden sicherlich eine große Enttäuschung.

Bronze holte Hamburg, ein würdiger Abschluß nach einer unstrittig
gelungenen Saison, in der zwischenzeitlich sogar mehr drin zu sein
schien. Bis zur Niederlage gegen Lehrte vier Runden vor Schluß
träumte Hamburg sogar vom Erringen der Meisterschaft. In Berlin
ließen sich die Hanseatinnen jedenfalls nicht die Butter vom Brot
nehmen. Ein 4:2-Sieg gegen TuRa Harksheide und ein 3:3 gegen die
Rodewischer Schachmiezen bereiteten den dritten Podestplatz vor, der
dann am Sonntag mit einem 4,5:1,5-Sieg gegen Bayern München unter
Dach und Fach gebracht wurde.

Für drei Teams verlief die Saison dagegen alles andere als glücklich.
Die Absteiger aus der Frauenbundesliga sind Karlsruhe, Rotation
Pankow und Bayern München. Für die beiden letzteren Mannschaften
bestand in Berlin ohnehin keine Hoffnung mehr. Aussichten auf den
Klassenerhalt konnte sich trotz der Niederlagen am Freitag und
Samstag Karlsruhe machen. Dazu hätte es jedoch eines
Letztrundensieges gegen Deizisau bei einer gleichzeitigen Niederlage
des Mädchenteams aus TuRa Harksheide gegen Rodewisch bedurft. Die
Schachmiezen taten Karlsruhe den Gefallen, als sie die Mannschaft aus
Norderstedt mit 4:2 bezwangen. Doch gegen das starke Team aus
Deizisau fehlte das letzte Quentchen Glück. Die Motivation der
Karlsruherinnen, den Klassenerhalt auf den letzten Metern noch zu
schaffen, war förmlich spürbar. Zwar setzte sich an Brett 2 Zoya
Schleining gegen Annmarie Mütsch für Deizisau durch, aber Karlsruhe
konterte mit zwei Siegen an den beiden Schlußbrettern durch Manuela
Mader und Veronika Kiefhaber. Wenn die übrigen Partien remislich
ausgegangen wären, aber soweit sollte es nicht kommen, denn Deizisau
gleich über Vesna Misanovic zum 3:3-Endstand aus. Was ansonsten aller
Ehren wert gewesen wäre, erwies sich nun als zu wenig. Karlsruhe
stieg ab und TuRas Mädchen blieben erstklassig, da das jüngste Team
der Liga gegenüber Karlsruhe bei gleichen Mannschaftspunkten vier
Brettpunkte mehr besaß. Der kämpferische Einsatz hatte sich letzten
Endes für sie ausgezahlt.



Runde 9, am 1.3.2019

SV Hofheim - SC Bad Königshofen 2:4

SC Rotation Pankow - SK Lehrte 3:3

Karlsruher SF - OSG Baden-Baden 2:4

SK Schwäbisch Hall - SF Deizisau 5:1

Hamburger SK - TuRa Harksheide 4:2

Rodewischer Schachmiezen - FC Bayern München 3,5:2,5



Runde 10, am 2.3.2019

SC Bad Königshofen - SK Lehrte 5,5:0,5

SV Hofheim - SC Rotation Pankow 4:2

OSG Baden-Baden - SF Deizisau 3:3

Karlsruher SF - SK Schwäbisch Hall 0:6

TuRa Harksheide - FC Bayern München 4:2

Hamburger SK - Rodewischer Schachmiezen 3:3



Runde 11, am 3.3.2019

SC Rotation Pankow - SC Bad Königshofen 1:5

SK Lehrte - SV Hofheim 2,5:3,5

SK Schwäbisch Hall - OSG Baden-Baden 3,5:2,5

SF Deizisau - Karlsruher SF 3:3

Rodewischer Schachmiezen - TuRa Harksheide 4:2

FC Bayern München - Hamburger SK 1,5:4,5




	
 Endstand: 
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3.

4.

5.

6.
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9.

10.

11.

12.


	
SC Bad Königshofen

SK Schwäbisch Hall

Hamburger SK

OSG Baden-Baden

Rodewischer Schachmiezen

SF Deizisau

SK Lehrte

SV Hofheim

TuRa Harksheide

Karlsruher SF

SC Rotation Pankow

FC Bayern München


	
11

11

11

11

11

11

11

11

11

11

11

11


	
20

18

18

16

15

11

9

8

6

6

4

1


	
48  

48,5

44,5

45  

39,5

31,5

25,5

28,5

26,5

22,5

22  
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06857: Wiener Verteidigungskunst (SB)


Nachdem Berlin im 19. Jahrhundert tonangebend war in allen
deutschsprachigen Landen in puncto Schach, reifte ab der
Jahrhundertwende allmählich in Wien eine neue Generation von
Schachmeistern heran, deren Prinzipien auf einem anderen Boden
wuchsen. Statt des bedingungslosen Angriffsspiels entwickelte sich in
Wiener Schachkreisen der Gedanke der Verteidigungskunst. Neue Wege
wurden gesucht, um speziell dem Nachziehenden bessere Chancen im Kampf
um die Eröffnungsinitiative zu sichern. Meister wie Réti, Grünfeld und
im besonderen Schlechter analysierten die Partien ihrer Vorgänger und
schufen effiziente Konzepte. Schlechter war berühmt für seinen
eisernen Willen. Ihn zu besiegen galt als große Sensation. Nicht
vielen sollte es gelingen. Treffpunkt städtischen Schachlebens war das
Cafe "Central". Nach dem Tode ihrer großen Wortführer geriet auch die
sogenannte Wiener Schachschule mehr und mehr in Vergessenheit und
wurde von Ideen dominiert, die von Rußland aus die internationale
Schachszene eroberten. Im heutigen Rätsel der Sphinx traf je ein
Vertreter dieser konvergierenden Spielauffassungen aufeinander. Es
sollte sich jedoch zeigen, daß der russische Angriffsgeist vom Ansatz
her solider begründet war. Alexander Aljechin, der die weiße Steine
führte, konnte den Wiener Meister Ernst Grünfeld mit seinen beiden
nächsten Zügen sehr in Verlegenheit bringen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06857: Wiener Verteidigungskunst (SB)]



Aljechin - Grünfeld

Semmering 1926


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Sieben Niederlagen waren Lehrgeld genug. In der achten Partie machte
Peter Leko die Abrechnung mit 1...d4-d3! 2.Lc2xd3 Se3xf1 3.f5xg6 Lg7-
d4+ - auf diese Pointe kam es beim Bauernzug an - 4.Kg1-h1 Df7-f2 und
Alexej Schirow gab auf. Nach 5.Dh3-e6+ Kg8-h8 bzw. 5.g6xh7 Kg8-h8
stünde der schwarze König sicher, während es der weißen Majestät an
den Kragen ginge.



Erstveröffentlichung am 6. März 2006
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/526: Entscheidungsfindung - Voreingenommenheit verändert unsere Sinneswahrnehmung (idw)


Max-Planck-Institut für Bildungsforschung - 04.03.2019

Entscheidungsfindung: Voreingenommenheit verändert unsere
Sinneswahrnehmung



Stehen Menschen vor mehreren Optionen, können äußere Umstände die
Entscheidungsfindung beeinflussen und zu Voreingenommenheit führen. Eine
experimentelle Untersuchung am Max-Planck-Institut für Bildungsforschung
konnte nun zeigen, dass das Gehirn visuelle Reize schneller verarbeitet,
wenn es von einer bestimmten Option voreingenommen ist. Die Ergebnisse der
Studie wurden im Journal eLife veröffentlicht.

Soll ich mir ein neues Auto kaufen oder nicht? Wir sammeln bewusst und
unbewusst verschiedene Eindrücke, Fakten und Argumente, bis wir für eine
der beiden Optionen so viele Indizien zusammengetragen haben, dass eine
Schwelle überschritten wird: Unsere Entscheidung ist gefallen. Äußere
Einflüsse, wie zum Beispiel die aktuelle Wirtschaftslage, beeinflussen
diesen Entscheidungsprozess. Boomt die Wirtschaft, sind wir eher bereit,
bei einem guten Angebot zuzuschlagen. Wenn die Wirtschaft kriselt, sparen
wir lieber das Geld, egal wie verlockend der Neuwagen glänzt. Doch was
passiert im Gehirn, wenn solche Voreinstellungen unsere Entscheidungen
beeinflussen?

Ein Forscherteam um Niels Kloosterman, Wissenschaftlicher Mitarbeiter in
der Forschungsgruppe "Lifespan Neural Dynamics Group" am Max-Planck-Institut
für Bildungsforschung (MPIB), fand jetzt eine mögliche Erklärung.
Die Forscher*innen maßen mithilfe von Elektroenzephalografie
(EEG)-Messgeräten die Gehirnaktivitäten von 16 jungen Erwachsenen, während
diese Entscheidungsexperimente durchführten. Die Analyse der Daten legt
den Schluss nahe, dass das Gehirn seinen Wahrnehmungsmodus verändert, wenn
äußere Umstände dies erfordern. Die Indizien für die scheinbar
vorteilhaftere Entscheidung werden deutlich schneller gesehen und
angesammelt als die Indizien für die scheinbar weniger vorteilhafte
Entscheidung. Dies würde bedeuten, dass eine gute wirtschaftliche Lage
dazu führt, dass unsere Sinne Hinweise für die Option, ein Auto zu kaufen,
schneller wahrnehmen und somit schneller ansammeln, als Hinweise dagegen.

Die Forscher*innen fanden dies anhand von Experimenten heraus, bei denen
Proband*innen auf einem Bildschirm ein zufälliges Bildrauschen sahen und
einen Knopf drücken mussten, sobald sie in dem Rauschen ein Rechteck
wahrnahmen. Im Experiment gab es zwei verschiedene Versuchsbedingungen,
die die Entscheidungsfindung der Proband*innen auf unterschiedliche Weise
beeinflussten. In der ersten Bedingung wurden die Proband*innen bestraft,
wenn sie ein Rechteck verpasst hatten, obwohl es schon da war; in der
zweiten Bedingung wurden sie hingegen bestraft, wenn sie auf den Knopf
gedrückt haben, obwohl noch gar kein Rechteck sichtbar war. Wie erwartet
führten die beiden Bedingungen bei den Proband*innen zu unterschiedlichen
Voreinstellungen. In der ersten Versuchsbedingung waren sie eher bereit,
den Knopf zu drücken, während sie sich bei der zweiten Versuchsbedingung
eher zurückhielten.

Statistische Analysen des Verhaltens der Proband*innen und ihrer Daten aus
den EEG-Messungen zeigen, dass bei der ersten Versuchsbedingung die
Sehrinde der Proband*innen, also derjenige Teil des Gehirns, der an der
Verarbeitung visueller Reize beteiligt ist, aktiver war und empfindlicher
reagierte. In der zweiten Versuchsbedingung konnte diese Veränderung nicht
beobachtet werden. "Wenn durch äußere Umstände eine bestimmte Entscheidung
mehr Vorteile verspricht, verändert sich die Erregbarkeit unseres Gehirns.
Für unsere Proband*innen reichte der kleinste Hinweis für ein Rechteck, um
den Knopf zu drücken" sagt Niels Kloosterman.

"Mit dem Nachweis, dass Voreinstellungen die Schnelligkeit der
Informationsaufnahme beeinflussen können, ist es uns gelungen, formale
Theorien der Entscheidungsfindung in einem wichtigen Punkt zu
präzisieren", sagt Douglas Garrett, Co-Seniorautor der Studie und Leiter
der Forschungsgruppe "Lifespan Neural Dynamics Group" innerhalb des Max
Planck UCL Centre for Computational Psychiatry and Ageing Research. Zu den
zukünftigen Herausforderungen der Forschung gehöre es, diesen im Labor
beobachteten Prozess nun auch in komplexeren Entscheidungssituationen zu
untersuchen, wie zum Beispiel beim Autokauf.


Das Max-Planck-Institut für Bildungsforschung wurde 1963 in Berlin
gegründet und ist als interdisziplinäre Forschungseinrichtung dem Studium
der menschlichen Entwicklung und Bildung gewidmet. Das Institut gehört zur
Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V., einer der
führenden Organisationen für Grundlagenforschung in Europa.

Originalpublikation:

Kloosterman, N. A., de Gee, J. W., Werkle-Bergner, M., Lindenberger, U.,
Garrett, D. D.*, & Fahrenfort, J. J.* (2019).

Humans strategically shift decision bias by flexibly adjusting sensory
evidence accumulation.

eLife, 8: e37321.

http://doi.org/10.7554/eLife.37321

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution654

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Bildungsforschung, 04.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/484: Fernsehabend statt Auto fahren - Brennpunkte der Amphibienwanderung in Hamburg (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 4. März 2019

Amphibienwanderung: Fernsehabend statt Auto fahren

Molche, Frösche und Kröten machen sich auf den Weg in ihre
Laichgebiete / BUND Hamburg ruft dazu auf, das Auto so oft wie möglich
stehen zu lassen



Angesichts der feucht-warmen Witterung und der damit einsetzenden
"Krötenwanderung" ruft der BUND dazu auf, abends möglichst nicht mit
dem Auto loszufahren. Molche, Kröten und Frösche verlassen jetzt in
hoher Zahl ihre Winterquartiere, um in ihre Laichgebiete zu wandern.
Dabei überqueren die Tiere Wege und Straßen und werden zu Tausenden
überfahren. Alle in Hamburg vorkommenden Amphibien unterliegen dem
besonderen Artenschutz und viele stehen auf der "Roten Liste der
gefährdeten Arten".

"In den nächsten Tagen und Wochen sollten wir Autofahrten am Abend auf
das absolut Notwendige reduzieren, das Fahrrad nutzen oder gleich zu
Hause bleiben. Jeder Fernsehabend ist zurzeit besser, als mit dem Auto
loszuziehen. Bei einer einzelnen Fahrt kommen oft zig Amphibien
buchstäblich unter die Räder", warnt Manfred Braasch,
Landesgeschäftsführer des BUND Hamburg.

Wenn Autofahrten nicht zu vermeiden sind, empfiehlt der BUND,
Nebenstrecken zu meiden, sehr umsichtig und langsam zu fahren und
bekannte Brennpunkte (s. beiliegende Liste) ganz zu meiden. Da die
Temperaturen in den nächsten Tagen wieder leicht absinken, kann die
Wanderung sich über mehrere Wochen verteilen, so der BUND.

Der BUND ruft auch explizit dazu auf, Kröten anzufassen und sie in
deren Laufrichtung über die Straße tragen, um sie damit in Sicherheit
zu bringen. Natürlich dürfe die eigene Sicherheit auf der Straße damit
nicht gefährdet werden. Auf dem eigenen Grundstück rät der BUND dazu,
"Amphibienfallen" wie etwa Lichtschächte und Halterungen für
Wäschespinnen abzudecken. Kellerabgänge müssten täglich kontrolliert
werden, um eventuell dort gefangene Amphibien zu befreien.

Anlage: Brennpunkte der Amphibienwanderung in Hamburg

Bekannte Brennpunkte der Amphibienwanderung in den letzten Jahren in
Hamburg, nach Stadtteilen in alphabetischer Reihenfolge geordnet:


	Bergstedt: Hamararakoppel

	Billwerder-Moorfleet: nördl. Bahngraben zwischen Mittlerer und Unterer Landweg

	Blankenese: Mühlenberger Weg

	Burgwedel: Grothwisch

	Duvenstedt: Wiemerskamper Weg

	Eißendorf: Vahrendorfer Stadtweg

	Finkenwerder: Kirchenaußendeichsweg

	Francop: Neuenfelder Weg

	Harburg: Großmoordamm, Neuländer Elbdeich, südlicher Abschnitt des Falkenbergwegs und angrenzendes Straßennetz bis zum Heidblick

	Kirchwerder: Fersenweg, Marschenbahndamm

	Lemsahl: Eichelhäherkamp

	Marmstorf: Vahrendorfer Stadtweg

	Neuenfelde: Nincoper Moorweg

	Neugraben: Falkenbergsweg (insb. Buskehre)

	Neuland: Neuländer Elbdeich

	Niendorf: Bayenweg, Rahweg

	Reitbrook: Vorderdeich

	Rissen: Zufahrt zum Parkplatz im Waldpark Marienhöhe

	Sasel: Bekwisch (temporäre Sperrung)

	Tatenberg: Tatenberger Deich und Marschenbahndamm

	Volksdorf: Waldweg und Saseler Weg (Bereich Volksdorfer Teichwiesen)

	Wilhelmsburg: Einlagedeich, Siedenfelder Weg

	Wittenbergen: Wittenbergener Weg, Rissener Ufer, Falkensteiner Ufer



 * 

Quelle:

Presseinformation, 04.03.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg
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GARTEN/375: Achtung, Schonzeit beginnt (NABU RP)


NABU Landesverband Rheinland-Pfalz - 5. März 2019

NABU: Achtsame Gartenarbeit ab März

Schonzeit beginnt / Rücksicht auf brütende Vögel nehmen



Mainz - Der NABU Rheinland-Pfalz bittet um Vorsicht bei den ersten
Gartenarbeiten. Im eigenen Garten kann man Rücksicht auf die
tierischen Mitbewohner nehmen oder diese gezielt unterstützen.
Bewegung an der frischen Luft und etwas Gutes für die Natur, kann man
auch bei einem Arbeitseinsatz der lokalen NABU Gruppe tun.

Für den öffentlichen Raum ist es laut Bundesnaturschutzgesetz
verboten, Bäume und Hecken "vom 1. März bis zum 30. September
abzuschneiden, auf den Stock zu setzen oder zu beseitigen; zulässig
sind schonende Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung des Zuwachses
der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung von Bäumen". Der NABU 
Rheinland-Pfalz appelliert jedoch auch an die privaten Gartenbesitzer,
Pflegeschnitte möglichst nicht in der Hauptbrutzeit der Vögel von März
bis Juni durchzuführen. "Gebüsche bieten einen optimalen Unterschlupf
für Vögel, Säugetiere und Amphibien. Die Tiere ziehen dort ihren
Nachwuchs groß, finden darin gute Versteckmöglichkeiten und ziehen
sich im frischen Grün auch mal zum Schlafen zurück", erklärt Fiona
Brurein vom NABU Rheinland-Pfalz. Wer im Garten Platz hat, kann jetzt
auch noch schnell einen Nistkasten aufhängen, denn natürliche Höhlen
können sich in Stadtbäumen auf Grund der Verkehrssicherung gar nicht
mehr entwickeln. Auch Spalten an Gebäuden werden im Zuge von
Energiesanierungen konsequent verschlossen oder es fehlt aufgrund
zunehmender Bodenversiegelung am nötigen Nistmaterial.

"Wenn man draußen aktiv werden will, kann man auch bei den
verschiedenen Frühjahrs-Aktionen der regionalen NABU-Gruppe
teilnehmen.", rät Brurein. "Solche Treffen sind ein idealer Einstieg
die lokalen Gruppen vor Ort kennenzulernen und sich in lockerer
Atmosphäre über Naturschutzthemen auszutauschen. Unsere Ehrenamtlichen
vor Ort können zudem viele Tipps über den achtsamen Umgang mit der
Tier- und Pflanzenwelt geben.". Im bevorstehenden März engagieren sich
viele NABU Gruppen in Rheinland-Pfalz in den kleinen und großen
Naturparadiesen vor Ort. Diese handwerklichen Tätigkeiten setzen
zunächst auch keine besonderen Vorkenntnisse voraus.

Termine der NABU-Gruppen in ganz Rheinland-Pfalz:

www.NABU-rlp.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 1/19, 05.03.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Rheinland-Pfalz e.V.

Frauenlobstr. 15-19, 55118 Mainz

Internet: www.NABU-RLP.de
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ÖKOLOGIE/086: "Globalisierung" der Pflanzenverbreitung durch Pflanzen-Pilz-Symbiosen (idw)


Universität Wien - 26.02.2019


"Globalisierung" der Pflanzenverbreitung durch Pflanzen-Pilz-Symbiosen




In den letzten Jahrzehnten wurden weltweit tausende Pflanzenarten
durch den Menschen verschleppt, wobei Inseln besonders anfällig für
solche sogenannten Neophyten sind - eine "Globalisierung der
Pflanzenverbreitung" durch den zunehmenden Handel. Eine neue Studie
zeigt, dass das Vorkommen von Pilzen, die mit Pflanzen in Symbiose
leben, ein entscheidender Faktor für die weltweite Verbreitung von
Neophyten ist. Zu diesem überraschenden Ergebnis kommt ein
internationales Forschungsteam mit Beteiligung von Franz Essl vom
Department für Botanik und Biodiversitätsforschung der Universität
Wien in der aktuellen Ausgabe der renommierten Fachzeitschrift "Nature
Ecology and Evolution".




[image: Foto: © H. Krisp, Lizenz CC BY 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/3.0) - via Wikimedia Commons (https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Tintenfischpilz-Clathrus_archeri.JPG)]

Der auffällige Tintenfischpilz wurde in den letzten Jahrzehnten aus
Neuseeland in zahlreiche Regionen (auch nach Österreich)
verschleppt.

Foto: © H. Krisp, Lizenz CC BY 3.0,
https://creativecommons.org/licenses/by/3.0

via Wikimedia Commons

https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Tintenfischpilz-Clathrus_archeri.JPG



Ein erheblicher Teil der Pflanzenarten weltweit ist auf das Vorkommen
von Pilzen zur Aufnahme von Nährstoffen angewiesen. Pflanze und Pilz
gehen dabei eine Symbiose ein, der Pilz bekommt von der Pflanze
Kohlenhydrate, die Pflanze Nährstoffe, die der Pilz aus dem Boden
aufgenommen hat. Somit profitieren beide Organismen. Der Austausch
dieser Stoffe findet über das Feinwurzelsystem der Pflanzen statt.
Solche Symbiosen - die sogenannte "Mykorrhiza" - sind insbesondere auf
Inseln selten, wo Mykorrhiza-Pilze von Natur aus kaum vorkommen.

Um zu verstehen, welche Rolle Mykorrhiza-Pilze für die Verbreitung von
Neophyten spielen, haben die ForscherInnen die Daten zur globalen
Verbreitung von Pflanzen und zur Abhängigkeit von Pflanzen von
Mykorrhiza-Pilzen analysiert. "Uns hat überrascht, dass Neophyten, die
auf Mykorrhiza-Pilze angewiesen sind, auf Inseln deutlich seltener
vorkommen als auf Kontinenten. Dies gilt besonders für isolierte
Inseln wie Hawaii oder Galapagos", erklärt Franz Essl.

Die Ursache für diesen erstaunlichen Befund liegt vermutlich in der
natürlichen Seltenheit von Mykorrhiza-Pilzen auf den meisten Inseln.
Inseln sind für Pilze nur schwer zu besiedeln - sie liegen weitab vom
Festland und sind meist relativ klein, so dass es oftmals schwierig
ist, dauerhafte Vorkommen aufzubauen. "Das Fehlen von
Mykorrhiza-Pilzen auf Inseln wirkt wie ein biologischer Filter, der
verhindert, dass vom Menschen eingeführte Pflanzen, die auf diese
angewiesen sind, sich dort einbürgern können", erläutert Franz Essl.
Allerdings werden in letzter Zeit vermehrt auch Mykorrhiza-Pilze auf
Inseln eingeschleppt, so dass in Zukunft dieser Filter weniger wirksam
werden und die Anzahl von Neophyten stark steigen könnte.

Die Ergebnisse der ForscherInnen zeigen, dass komplexe Beziehungen
zwischen unterschiedlichen Organismen entscheidend für das Verständnis
globaler Biodiversitätsmuster ist. "Die massiven Umweltveränderungen,
die wir Menschen verursachen, ähneln häufig einem globalen 'Russischen
Roulette' mit ungewissem Ausgang", betont Essl.



Publikation in "Nature Ecology and Evolution":

Delavaux CS, Weigelt P, Dawson W, Duchicela J, Essl F, van Kleunen M,
König C, Pergl J, Py?ek P, Stein S, Winter M, Schultz P, Kreft H &
Bever JD (2019) 'Mycorrhizal fungi influence global plant
biogeography. Nature Ecology and Evolution.

DOI: http://dx.doi.org/10.1038/s41559-019-0823-4

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news711186

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84
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ABFALL/048: Die große Plastikpleite (WWF)


WWF Pressemitteilung - 5. März 2019

Die große Plastikpleite

Neuer WWF-Bericht zu Plastikmüll: Globale UN-Konvention gegen die
Plastikflut ist überfällig



Die Hälfte des weltweit exportierten Plastikmülls kommt aus
Deutschland und den übrigen G7-Staaten. Insgesamt exportiert
Deutschland über zehn Prozent seines Plastikmülls. Das zeigt der neue
WWF-Bericht 'Solving Plastic Pollution Through Accountability'. 2016
kamen so rund 6,5 Millionen Tonnen Plastikmüll aus der Gruppe der
sieben reichsten Industrieländer zusammen. Die Reise dieses
Plastikmülls endete hauptsächlich in südostasiatischen Ländern mit
schlechtem oder keinem Abfallmanagement-system, die Hauptquelle für
den Plastikmüll in den Ozeanen sind. Die weltweiten Exportströme sind
ein Beispiel dafür, dass nur eine globale Lösung helfen kann, das
Problem in den Griff zu bekommen. Die Naturschutzorganisation fordert
daher eine internationale UN-Konvention.

"Wir befinden uns an einem Scheideweg: Entweder es werden jetzt
wirksame Maßnahmen gegen die Plastikflut beschlossen und umgesetzt,
oder wir verwandeln vor allem unsere Ozeane in eine einzig große
Müllhalde", sagt Dr. Bernhard Bauske, Projektkoordinator Meeresmüll
beim WWF Deutschland. "Deutschland als einer der größten Produzenten
und Exporteure von Plastikmüll steht in der Verantwortung, sich für
eine globale Konvention gegen den Eintrag von Plastikmüll in die Meere
einzusetzen. Auf der anstehenden UN-Umweltkonferenz in Nairobi besteht
die große Chance, dafür den Startschuss zu geben."

Der WWF fordert von den UN-Staaten, sich auf einen Stopp der
weltweiten Einträge von Plastikmüll einschließlich Mikroplastik bis
2030 festzulegen. Dafür braucht es auf nationaler Ebene
rechtverbindliche Ziele und Aktionspläne zu deren Umsetzung.
Finanziell schwächere Staaten sollten über einen
Finanzierungsmechanismus sowie Wissens- und Technologie-transfer in
die Lage versetzt werden, Plastikmüll besser zu vermeiden, zu sammeln
und zu recyceln. "Wenn weiter nichts geschieht, wird sich die Menge
des jetzt bereits in die Ozeane eingetragenen Plastikmülls in den
nächsten 15 Jahren verdoppeln", so Bauske.

Die aktuelle Situation ist absurd: Es ist um ein Vielfaches billiger,
neues Plastik in den Markt zu bringen, als altes zu recyceln. Die
Preise für die Neuproduktion sind in den vergangenen zehn Jahren um
die Hälfte gesunken. Das liegt zum Beispiel am Preisverfall für Öl und
Gas durch US-amerikanisches Fracking und dadurch, dass die Hersteller
nicht für die enormen CO2-Emissionen zahlen müssen, die in der
Produktion entstehen. Recycling dagegen kostet in Europa pro Tonne
Plastikmüll 924 Euro, verkaufen lässt sich diese Tonne aber nur für
540 Euro, was die Wiederverwertung unwirtschaftlich macht.

Die wahren Kosten von Plastik und seinen Folgen spiegeln die Preise
aber nicht wider: "Plastikmüll verursacht große wirtschaftliche
Einbußen, allein der Fischindustrie in der EU entstehen durch den Müll
Kosten in Höhe von rund 62 Millionen pro Jahr. Dazu kommen die
verheerenden Auswirkungen auf die Tier- und Pflanzenwelt, die immer
dann besonders deutlich werden, wenn wir wieder einmal einen Wal an
der Küste vorfinden, dessen Bauch voller Plastik steckt." Und auch die
Gesundheit von uns Menschen ist durch die Verschmutzung von Boden,
Wasser und Luft massiv von der Plastikflut bedroht.

Seit 2000 wurde so viel Plastik neu in Umlauf gebracht wie in den
gesamten 50 Jahren zuvor. Aber nur 20 Prozent des Plastikmülls werden
zum Recycling gesammelt, davon kann nur die Hälfte letztlich
wiederverwertet werden, unter anderem weil es das oft komplexe
Produktdesign nicht zulässt. "Um die Plastikflut zu stoppen, können
und müssen wir auf allen Ebenen ansetzen: bei der Preispolitik, die
die wahren Kosten von Plastik einbeziehen muss; bei den Herstellern,
die für den gesamten Lebensweg des Plastiks Verantwortung tragen
sollten und bei den Verbrauchern, die ihr Konsumverhalten deutlich
umstellen müssen", sagt Bauske.

"Dafür müssen wir uns auch an die eigene Nase fassen: Ein reiches Land
wie Deutschland darf nicht länger zu den größten
Verpackungsmüllproduzenten zählen und es dann nicht einmal schaffen,
ausreichend recyceltes Plastik im eigenen Land einzusetzen. Dieser
Plastikkrise auch vor der eigenen Haustür sollte sich die
Bundesregierung auf der UN-Konferenz in Nairobi ganz bewusst sein: Sie
sollte sich mit aller Macht für ein internationales Abkommen
einsetzen, das vor allem die Plastikvermüllung der Meere beendet."

Hintergrund:

2016 hat jeder Mensch Plastikmüll im Umfang von 2200 Plastikflaschen
produziert. Um diese ungeheure Plastikflut einzudämmen, hat der WWF im
Vorfeld der UN-Umweltkonferenz vom 11.-15. März in Nairobi eine
weltweite Petition gestartet, siehe https://www.wwf.de/stop-plastic/
Der nun veröffentlichte Report 'Solving Plastic Pollution Through
Accountability', der in Zusammenarbeit mit dem Beratungsunternehmen
Dalberg entstanden ist, verdeutlicht den enormen Handlungsdruck.



Download

WWF-Plastikreport [PDF, 1 MB]

https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-Plastikreport.pdf
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GLOBAL/155: Biodiversitätskrise - Technische Fortschritte in der Landwirtschaft reichen als Antwort nicht aus (idw)


Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)
Halle-Jena-Leipzig - 04.03.2019

Biodiversitätskrise:

Technische Fortschritte in der Landwirtschaft reichen als Antwort
nicht aus



Leipzig, Halle. Das rasante Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstum
zerstört die biologische Vielfalt - vor allem in den Tropen. Das
berichtet ein Forscherteam unter der Leitung des Deutschen Zentrums
für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv) und der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) in Nature Ecology &
Evolution. Schuld daran ist die wachsende Nachfrage nach
Agrarprodukten, die immer neue Anbauflächen verlangt. Zwar wird die
Landwirtschaft durch technische Fortschritte immer effizienter, doch
die wachsende Zahl an Menschen macht diese Erfolge wett. Klar ist:
Eine wirksame Naturschutzpolitik braucht Konzepte gegen
Bevölkerungswachstum und für nachhaltigen Konsum.

Die Weltbevölkerung und Weltwirtschaft wächst. Menschen wollen
Konsumgüter und Nahrungsmittel. Dadurch wird immer mehr Land benötigt,
Natur wird in Äcker und Plantagen umgewandelt: eine Gefahr für die
biologische Vielfalt und ihre Leistungen für den Menschen
(Ökosystemleistungen). Die übliche Antwort der internationalen Politik
ist die Steigerung der land- und forstwirtschaftlichen Effizienz mit
technischen Mitteln. Nur: Reicht das aus?

Wissenschaftler unter der Leitung des Forschungszentrums iDiv und der
Uni Halle haben ermittelt, wie sich die Landnutzung auf die
biologische Vielfalt und Ökosystemleistungen auswirkt und vor allem,
wie sich diese Auswirkungen über die Jahre verändert haben. Dabei
untersuchten sie, welche Rolle Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstum
beim Verlust von Biodiversität und Ökosystemleistungen weltweit
spielen. Dazu verknüpften die Wissenschaftler Daten zu Vogelbeständen,
zur Landnutzung und zur Bindung von CO2 mit ökonomischen Modellen für
den Zeitraum zwischen 2000 und 2011.

Die Ergebnisse zeigen, dass wachsende Weltbevölkerung und
Weltwirtschaft überall zu mehr Landnutzung führen. Dies zerstört
biologische Vielfalt und Ökosystemleistungen. So erhöhte sich die Zahl
der durch Landnutzung vom Aussterben bedrohten Vogelarten zwischen
2000 und 2011 um bis zu sieben Prozent. Im selben Zeitraum verlor der
Planet sechs Prozent seines Potenzials, CO2 aus der Luft zu binden, da
die Vegetation auf den neu entstandenen Agrarflächen nicht so viel
Kohlenstoff einlagern kann wie jene in ursprünglichen Ökosystemen.

Der Verlust der Artenvielfalt findet fast vollständig in den
tropischen Regionen statt. 2011 lebten über 95 Prozent der durch Land-
und Forstwirtschaft bedrohten Vogelarten in Mittel- und Südamerika,
Afrika, Asien und im Pazifikraum. Die Fähigkeit der Ökosysteme zur
Kohlenstoffbindung schwindet jedoch überall auf der Erde - ein Viertel
des Schwundes geht auf land- und forstwirtschaftliche Nutzung von
Flächen in Europa und Nordamerika zurück.

In den ersten elf Jahren des Jahrtausends dezimierte vor allem die
Rinderzucht die Artenvielfalt. Gleichzeitig nahm der Anbau von
Ölsaaten massiv zu, vor allem in Asien und Südamerika. "Das ist unter
anderem eine Folge der verstärkten Förderung von Biokraftstoffen, die
dem Klimaschutz dienen soll", sagt der Koordinator der Studie Prof.
Henrique M. Pereira. Pereira leitet die Forschungsgruppe Biodiversität
und Naturschutz beim Forschungszentrum iDiv und der Uni Halle.

Außerdem wollten die Forscher herausfinden, wie stark sich der
Welthandel auf Biodiversität und Ökosysteme auswirkt. Fast jeder Kauf
eines Nahrungsmittels beeinflusst indirekt die Natur in der Ferne. Für
einen Hamburger etwa werden Rinder geschlachtet, die auf
südamerikanischen Weiden stehen oder in hiesigen Ställen mit Soja aus
Südamerika gefüttert werden. Dafür werden dort Wälder gerodet, die
ursprüngliche Artenvielfalt wird zerstört. So lagern die entwickelten
Länder 90 Prozent der durch Konsum von Agrarprodukten erzeugten
Zerstörungen in andere Erdteile aus. Im untersuchten Zeitraum nahm der
Konsum aber auch in anderen Weltregionen rasant zu. "Die
Schwellenländer überholen die Industriestaaten gerade als
Hauptverursacher des Biodiversitätsschwundes", sagt Pereira.

Die Zerstörungen pro erwirtschaftetem Dollar sind im
Untersuchungszeitraum überall auf der Welt zurückgegangen: Die
Landnutzung ist also effizienter geworden. "Dennoch hat die
Umweltzerstörung insgesamt zugenommen", sagt Erstautorin Dr. Alexandra
Marques vom Forschungszentrum iDiv und der Uni Halle. "Weltbevölkerung
und Wirtschaft wachsen einfach so schnell, dass sie die erzielten
Verbesserungen kompensieren."

"Das Bild, wer den Biodiversitätsverlust verursacht, hat sich also in
kurzer Zeit stark verändert", schlussfolgert Henrique Pereira. "Es ist
nicht entweder der Norden oder der Süden - es sind beide." Das sollte
aus seiner Sicht in internationalen Naturschutzverhandlungen auch
berücksichtigt werden.

Nach Ansicht der Wissenschaftler ist eine Verringerung des
Bevölkerungswachstums entscheidend, um die Ziele der
UN-Nachhaltigkeitsagenda umzusetzen. Das käme am Ende sowohl der
Gesellschaft als auch der Natur zugute. Gleichzeitig müssten die
Industrieländer stärker die Fernverantwortung bei der Zerstörung von
Biodiversität berücksichtigen sowie die Auswirkungen der eigenen
Klimapolitik. "Wir brauchen eine Umweltpolitik, die den Klimawandel
und den Wandel der biologischen Vielfalt gemeinsam denkt", empfiehlt
Pereira.

Sebastian Tilch

Originalpublikation:

Marques, A., Martins, I.S., Kastner, T., Plutzar, C., Theurl, M.C.,
Eisenmeger, N., Huijbregts, M.A., Wood. R., Stadler, R., Bruckner, M.,
Canelas, J., Hilbers, J., Tukker, A., Erb, K., Pereira, H.M. (2019).
Increasing Impacts of land use on biodiversity and carbon
sequestration driven by population and economic growth. Nature Ecology
and Evolution, 

doi:10.1038/s41559-019-0824-3

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news711466

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1813

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)

Halle-Jena-Leipzig - 04.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/160: CO2-Emissionen - Nationale Klimapolitik zahlt sich aus (idw)


Universität Heidelberg - 04.03.2019

Nationale Klimapolitik zahlt sich aus

Internationales Forscherkonsortium untersucht Entwicklung der
CO2-Emissionen in 18 Staaten



Die Anstrengungen entwickelter Volkswirtschaften, den Ausstoß von
Kohlendioxid (CO2) durch die Förderung von erneuerbaren Energien und
die Steigerung der Energieeffizienz zu senken, beginnen sich
auszuzahlen. Das zeigt die Studie eines internationalen
Forschungskonsortiums, an der auch Heidelberger Wissenschaftler
beteiligt waren. Untersucht wurde die Entwicklung in 18 zumeist
europäischen Staaten, darunter Großbritannien, Frankreich, Deutschland
und die USA. Für die Jahre 2005 bis 2015 verzeichneten die Forscher in
diesen Ländern einen nachhaltigen Rückgang der CO2-Emissionen. "Das
ist ein Beleg dafür, dass sich nationale Klimapolitik lohnt", sagt
Prof. Dr. Jale Tosun vom Institut für Politische Wissenschaft der
Universität Heidelberg. "Um die Erderwärmung auf deutlich unter zwei
Grad zu begrenzen, müssen diese Bemühungen allerdings erheblich
ausgeweitet und intensiviert werden."

Auch wenn der Rückgang der CO2-Emissionen in den untersuchten Ländern
unterschiedlich stark ausfällt, konnten die Forscherinnen und Forscher
in ihrer Studie drei übergreifende Faktoren für den sinkenden Ausstoß
an Kohlendioxid ausmachen. So geht die Bedeutung von fossilen
Energieträgern zurück, da diese immer mehr durch erneuerbare Energie
ersetzt werden. Zudem nimmt der Energieverbrauch im Zuge einer
größeren Energieeffizienz ab. "Für einige Länder wie etwa Österreich
dominiert der Effekt, dass erneuerbare Energien im Energiemix
zunehmen, wohingegen beispielsweise in den Niederlanden der Effekt
eines reduzierten Energieverbrauchs im Vordergrund steht. Für
Deutschland sind beide Faktoren gleichermaßen ausschlaggebend",
erläutert Prof. Tosun.

Der dritte Faktor bezieht sich nach den Worten der Heidelberger
Wissenschaftlerin auf eine gezielte Gesetzgebung. Die Studie zeigt,
dass ambitionierte politische Strategien zur Förderung von
erneuerbaren Energien und zur Steigerung von Energieeffizienz sowie
Klimarahmengesetze einen signifikanten Beitrag zur Senkung des
Ausstoßes von Kohlendioxid geleistet haben. "Auffällig ist, dass die
Länder mit dem stärksten Rückgang an CO2-Emissionen auch diejenigen
sind, die die größte Anzahl an energie- und klimapolitischen Ansätzen
vorweisen können. Dazu gehören insbesondere die nordischen Staaten wie
Dänemark und Schweden", betont Jale Tosun, die am Institut für
Politische Wissenschaft die Regulierung in den Bereichen Umwelt,
Energie, Klimawandel und Nachhaltigkeit staatenvergleichend analysiert
und für die Studie die Daten zur Klimapolitik erhoben hat.

Die in der Studie untersuchten Länder machen 28 Prozent der weltweiten
CO2-Emissionen aus. Zwischen 2005 und 2015 verzeichneten sie einen
Rückgang des Kohlendioxid-Ausstoßes um durchschnittlich 2,4 Prozent
pro Jahr - bedingt allerdings auch durch einen sinkenden
Energieverbrauch im Zuge eines geringen Wirtschaftswachstums während
der globalen Finanzkrise 2008/2009. "Auch wenn unsere
Forschungsergebnisse für diese 18 Länder mit einer Kontrollgruppe
verglichen wurden und damit ,robust? sind, lassen sie sich nicht auf
Staaten mit ansteigenden CO2-Emissionen und einem langsamen
Wirtschaftswachstum wie zum Beispiel Japan oder einem raschen
Wirtschaftswachstum wie etwa China übertragen. Sie gelten somit nur
für Länder, die bereits ihren maximalen Ausstoß an Kohlendioxid
erreicht haben."

Die Studie entstand federführend am Tyndall Centre for Climate Change
Research der University of East Anglia in Norwich (Großbritannien) im
Rahmen des Netzwerks "Innovations in Climate Governance: Sources,
Patterns and Effects" (INOGOV), in dem Projekte auf dem Gebiet der
Klimapolitik und der Politikinnovation koordiniert werden. INOGOV ist
eine Aktion von COST - der European Cooperation in Science and
Technology, die die europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
wissenschaftlichen und technischen Forschung fördert. Die Ergebnisse
wurden in "Nature Climate Change" veröffentlicht.

Originalpublikation:

C. Le Quéré1, J.I. Korsbakken, C. Wilson, J. Tosun, R. Andrew, R. J.
Andres, J.G. Canadell, A. Jordan, G.P. Peters and D. van Vuuren:
Drivers of declining CO2 emissions in industrial countries. Nature
Climate Change Nature 9, 213-217 (2019), 

https://doi.org/10.1038/s41558-019-0419-7

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news711487

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg - 04.03.2019
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STIMMEN/108: EU - Energie- und Umweltrat diskutieren über Klimaschutz-Strategie (WWF)


WWF Pressemitteilung - 5. März 2019

Energie- und Umweltrat diskutieren über Klimaschutz-Strategie: WWF
fordert Beschluss bis September



Vor dem Energie- und Umweltrat der Europäischen Union fordert der WWF
die Bundesregierung zu mehr Konstruktivität auf. Bei den Räten am 4.
und 5. März steht mit der Klimaschutz-Langfriststrategie der EU eine
wichtige Weichenstellung auf der Agenda. Die Mitgliedstaaten müssen
sie gemeinsam beschließen, nachdem die Europäische Kommission im
November 2018 einen relativ ambitionierten Entwurf vorgelegt hat.

"Mit der Langfriststrategie geht es nicht um singuläre Maßnahmen hier
und da, sondern um eine umfassende Transformation hin zu einem
sauberen und langfristig starken Europa. Dementsprechend wichtig ist
es, dass sich die Bundesregierung in der EU diesmal für den
Klimaschutz einsetzt und nicht wieder auf der Seite der Bremser steht,
wie bei den Entscheidungen zum Ausbau der Erneuerbaren, beim
Effizienzziel und bei Klimaschutzanforderungen für Autos", sagt
Michael Schäfer, Leiter Klimaschutz und Energiepolitik beim WWF
Deutschland. "Diese Entscheidung wird unsere Zukunft und die unserer
Kinder und Enkelkinder prägen."

Die Kommission hatte in ihrem Entwurf die Treibhausgasneutralität bis
2050 als Ziel gesetzt. Das reicht noch nicht aus, um einen fairen
Beitrag zur Begrenzung der Erderhitzung auf 1,5 Grad zu erreichen,
wäre aber immerhin ein großer Schritt. Viele Mitgliedsstaaten haben
diesen Vorschlag schon unterstützt, doch die Bundesregierung hat
bisher keine einheitliche Haltung. "Die Bundesregierung muss sich
mindestens dafür einsetzen, dass der Vorschlag der EU-Kommission nicht
verwässert wird. Mit dem Klimaschutzplan hat sie sich selbst zum Ziel
gesetzt, Deutschland bis 2050 klimaneutral zu machen. Da ist es in
ihrem Interesse, dass die EU nicht dahinter zurückfällt", so Schäfer.

Der WWF fordert, die ambitionierte Langfriststrategie so schnell wie
möglich zu verabschieden: Bis 2020 muss die EU sie gemäß dem Pariser
Abkommen vorlegen. "Wir appellieren an die Bundesregierung und die EU,
die Langfriststrategie bereits zum Klimagipfel des UN-Generalsekretärs
im September vorzulegen, um damit dem internationalen
Klimaschutzprozess endlich neue Dynamik zu geben - denn bisher reichen
die Klimaschutz-Selbstverpflichtungen der Staaten bei weitem nicht
aus, um die Erderhitzung bei 1,5 Grad zu stoppen."

Klimaschutz und EU-Wahl

Die Europäische Union hat einen großen Einfluss auf den Klimaschutz
weltweit, da sie als einflussreiche Staatengruppe andere animieren
kann, mitzuziehen. Damit kann sie den Menschen in ihren
Mitgliedstaaten und darüber hinaus die Chance auf ein stabiles Klima
eröffnen und Generationengerechtigkeit garantieren. Das macht die
Europawahl auch zu einer Wahl für ein gutes Leben.

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 04.03.2019

Herausgeber: WWF Deutschland

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Tel.: 030 311 777 - 0, Fax: 030 311 777 - 603

E-Mail: info@wwf.de

Internet: www.wwf.de
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MELDUNG/373: EU-Kommission und Gerichte gegen "Notfallzulassung" von Bienen-Killern (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 5. März 2019


EU-Kommission und Gerichte gegen "Notfallzulassung" von Bienen-Killern


GLOBAL 2000: BM Köstinger muss jetzt Zulassungsbescheide offen legen!



Wien, am 5. März 2019 - Die österreichische Umweltschutzorganisation
GLOBAL 2000 fordert von Landwirtschaftsministerin Elisabeth Köstinger
die Offenlegung aller Zulassungsbescheide für Saatgutbeizmittel,
welche die seit April 2018 EU-weit verbotenen Neonicotinide
Imidacoprid, Thiamethoxam oder Clothianidid enthalten. Einer
diesbezüglichen Anfrage von GLOBAL 2000 an das zuständige Bundesamt
für Ernährungssicherheit unter Berufung auf das
Umweltinformationsgesetz und das Auskunftpflichtgesetz des Bundes
wurde bislang nicht stattgegeben (siehe Attachments anbei). "Die
Weigerung der Behörde, die Bescheide für die Notfallzulassungen offen
zu legen, verhindert die Überprüfung ihrer Rechtmäßigkeit und verstößt
vermutlich gegen geltendes EU-Recht", erklärt Helmut
Burtscher-Schaden, Umweltchemiker von GLOBAL 2000.

Während die Welternährungsorganisation FAO durch das fortschreitende
Artensterben [1] die Welternährung bedroht sieht, unterlaufen einzelne
EU-Staaten - darunter auch Österreich - mithilfe von
'Notfallzulassungen' die im Vorjahr beschlossenen EU-Verbote der drei
bienengiftigen Neonicotinoide Imidacloprid, Clothianidin und
Thiamethoxam, die einen maßgeblichen Anteil am weltweiten Rückgang von
Bestäubern [2] haben.

Allerdings geraten Notfallzulassungen für Neonicotinoide, wie kürzlich
bekannt wurde, zunehmend unter Druck. In einem Schreiben an
Umweltschutzorganisationen kündigte die EU-Kommission erstmals
konkrete Schritte gegen einzelne Mitgliedsstaaten wegen 'Missbrauch
von Notfallzulassungen' [3] für Raps bzw. Mais an. Darüber hinaus
stehen die für die kommende Zuckerrüben-Saison in Belgien und Schweden
ausgesprochenen Notfallzulassungen auf dem Prüfstand der Justiz,
nachdem Umweltschutzorganisationen geklagt hatten. Die schwedische
Gesellschaft für Naturschutz konnte vergangenen Dienstag vor Gericht
eine Suspendierung der Notfallzulassung für neonicotinoide
Saatgutbeizung in Zuckerrüben erwirken.

Österreichs Landwirtschaftsministerin Elisabeth Köstinger hatte sich
im April des Vorjahres mit deutlichen Worten [4] für ein EU-weites
Totalverbot der drei Neonicotinoide im Freiland ausgesprochen. Unter
Verweis auf die 'wissenschaftlichen Erkenntnisse' sowie
'Zwischenergebnisse eigener Untersuchungen' erklärte BM Köstinger,
dass 'Bienenkiller keinen Platz in Österreich' hätten. "Die
Österreicherinnen und Österreicher wollen österreichischen Zucker und
keinen mit Neonikotinoiden behandelten Zucker aus dem Ausland.", so
die Worte der Ministerin.

"Doch leider folgten diesen schönen Worten unschöne Taten. Der Schutz
von Bienen wurde kurzfristigen wirtschaftlichen Interessen geopfert.
Österreichische KonsumentInnen dürfen nun wählen zwischen mit
Neonicotinoiden behandeltem Zucker aus Österreich und unbehandeltem
Zucker aus dem Ausland, etwa aus Frankreich oder Deutschland", so
Burtscher-Schaden abschließend.




Downloads:

Auskunftsersuchen an BAES

https://www.global2000.at/sites/global/files/Auskunftsersuchen%20an%20BAES.pdf

Global2000 - Zugang zu Umweltinformationen

https://www.global2000.at/sites/global/files/Global2000%20-%20Zugang%20zu%20Umweltinformationen_21.12.2018-1.pdf

[1] http://www.fao.org/biodiversity/en/

[2] https://link.springer.com/article/10.1007/s11356-017-0394-3

[3] https://www.euractiv.com/section/agriculture-food/news/eu-commission-to-crack-down-on-recalcitrant-member-states-over-neonicotinoids/

[4] https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20180415_OTS0019/koestinger-wir-werden-fuer-verbot-bienenschaedlicher-neonikotinoide-stimmen

 * 

Quelle:

Presseinformation, 05.03.2019

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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MELDUNG/372: Große Anstrengungen gegen Insektensterben erforderlich (NABU BB)


NABU Landesverband Brandenburg - Pressedienst Naturschutz aktuell,
4. März 2019

Große Anstrengungen gegen das Insektensterben erforderlich

Kosmetische Maßnahmen sind unzureichend



Seit dem überwältigenden Erfolg des Volksbegehrens in Bayern unter dem
Titel 'Artenvielfalt - rettet die Bienen' wird das Thema
Insektensterben auch in der brandenburgischen Landespolitik zur
Kenntnis genommen. Zumindest hat sich Agrar- und Umweltminister Jörg
Vogelsänger am vergangenen Freitag am Leibniz-Zentrum für
Agrarlandschaftsforschung in Müncheberg (ZALF) über den Stand der
Insektenforschung in Brandenburg informiert. Für Ende März kündigte er
einen Insektengipfel an.

"Immerhin wird das Insektensterben durch die Verantwortlichen in der
Landespolitik nicht mehr in Frage gestellt. Es scheint in Brandenburg
aber immer noch ein sehr weiter Weg von der Kenntnisnahme zur
Bekämpfung der Ursachen des Insektensterbens zu sein. Kosmetische
Maßnahmen sind unzureichend", erklärte Thomas Volpers,
stellvertretender BUND-Landesvorsitzender.

Auch der Landesbauernverband beklagt, dass Brandenburg als einziges
Bundesland über kein Programm zur Förderung der Biodiversität auf dem
Acker verfügt. Rund 500 Millionen Euro stehen jedes Jahr in
Brandenburg für die Förderung der Landwirtschaft zur Verfügung, der
größte Teil allerdings als Einkommensbeihilfe für die Landwirtschaft.

"Es ist ein Armutszeugnis der Brandenburger Landwirtschaftspolitik,
dass der Landesbauernverband eine privatfinanzierte Initiative für
Blühflächen betreibt. Das kann bestenfalls ein Tropfen auf dem heißen
Stein sein. Um einen messbaren Effekt gegen das Insektensterben zu
erreichen, braucht es deutlich größere Anstrengungen. Wir wollen
deshalb eine Veränderung der gesetzlichen und finanziellen
Rahmenbedingungen für den Erhalt der Artenvielfalt durch unsere
geplante Volksinitiative erreichen", erklärte Friedhelm
Schmitz-Jersch, Vorsitzender des NABU Brandenburg.

 * 

Quelle:

Pressedienst, 04.03.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Brandenburg

Lindenstraße 34, 14467 Potsdam

Tel: 0331/20 155 70, Fax: 0331/20 155 77

E-Mail: info@NABU-Brandenburg.de

Internet: www.brandenburg.nabu.de
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AKTION/084: Keine Abholzung in rumänischen Nationalparks und Natura-2000-Gebieten! (ROBIN WOOD)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung - Hamburg, den 5. März 2019

Protest vor der rumänischen Botschaft in Berlin

Keine Abholzung in rumänischen Nationalparks und Natura-2000-Gebieten!



Heute Vormittag haben Aktivist*innen der Umweltorganisation ROBIN WOOD
vor der rumänischen Botschaft in Berlin gegen die Abholzung
rumänischer Urwälder demonstriert. Als Waldarbeitende verkleidet
rückten sie mit Kettensäge und Baumstamm an und setzten so das Fällen
der Wälder ins Bild. Weitere Aktivist*innen in Bärenkostümen
entrollten ein Banner mit der Aufschrift "No Loggings in Romanian
National Parks" ("Keine Abholzung in rumänischen Nationalparks").

Heute kommen in Brüssel die europäischen Umweltminister*innen unter
der Ratspräsidentschaft der rumänischen Regierung zusammen. Aus diesem
Anlass weisen die Umweltaktivist*innen heute darauf hin, dass die
rumänische Regierung viel zu wenig für den Schutz der Wälder in
Rumänien tut und Abholzungen in geschützten Gebieten nicht
unterbindet.

Rumäniens Wälder sind überwältigend artenreich. Zu ihnen zählen einige
der letzten - seit der Eiszeit fast unberührten - Urwälder Europas.
Sie sind von unschätzbarem Wert fürs Klima und für die ökologische
Vielfalt. Die schwer zugänglichen Gebirgsregionen in den Wäldern
Rumäniens gehören zu den wenigen noch existierenden Refugien
europäischer Braunbären.

"Die letzten Urwälder unserer Erde mit ihrer Artenvielfalt und ihrer
Funktion für ein stabiles Klima müssen zuverlässig geschützt werden -
nicht nur auf anderen Kontinenten, auch hier in Europa. Wir fordern
die rumänische Regierung auf, ihre Ratspräsidentschaft dafür zu
nutzen, den Waldschutz ganz oben auf die Agenda zu setzen", sagt ROBIN
WOOD-Waldreferentin Jana Ballenthien.

Insbesondere fordert ROBIN WOOD von der rumänischen Regierung und der
Forstverwaltung Romsilva ein effektives Kontrollsystem, das illegale
Abholzung in Nationalparks verhindert sowie die konsequente
Durchsetzung des EU-Rechts zum Schutz der ausgewiesenen Natura-2000
Gebiete. EU-weit muss dafür gesorgt werden, dass Rechtsübertritte in
Natura-2000-Gebieten sanktioniert werden. Außerdem müssen Einschlag
und Handel mit illegalem Holz auch innerhalb des europäischen
Binnenmarktes wirksam unterbunden werden.

Auch die internationale Naturfreundejugend, Youth and Environment
Europe und Mlady Zeleni ("Junge Grüne") sind aktiv für den Schutz der
rumänischen Wälder. Die Stiftung EuroNatur, die bereits mehrfach
Belege für illegale Abholzungen veröffentlicht hat, plant für die Zeit
der rumänischen Ratspräsidentschaft weitere Aktionen. Die
Umweltbewegung zeigt damit, dass der Schutz der Wälder eine
internationale Aufgabe ist und der Protest gegen Waldzerstörung nicht
an Ländergrenzen halt macht.



ROBIN WOOD-Flyer zur Aktion:

https://www.robinwood.de/sites/default/files/Rumaenien_Flyer2019.pdf

Website der Rumänien-Kampagne von EuroNatur und Agent Green:

www.saveparadiseforests.eu/de/video

International Young Naturefriends:

http://www.iynf.org/

Youth and Environment Europe:

https://yeenet.eu/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 05.03.2019

Herausgeber:

Robin Wood, Pressestelle

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg (Harburg)
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STELLUNGNAHME/547: EU-Biokraftstoffpolitik - UFOP fordert Palmöl-Reduktionsstrategie (UFOP)


Union zur Förderung von Oel- und Proteinpflanzen e.V. - Pressemitteilung, 
04.03.2019

EU-Biokraftstoffpolitik: UFOP fordert Palmöl-Reduktionsstrategie




Berlin, 04.03.2019. Die Union zur Förderung von Oel- und
Proteinpflanzen (UFOP) nimmt das noch bis zum 8. März 2019 laufende
Konsultationsverfahren der EU-Kommission zum Entwurf des Delegierten
Rechtsaktes zur Regelung von Biokraftstoff-Rohstoffen mit niedrigem
oder mit hohem Risiko für Landnutzungsänderungen (iLUC) zum Anlass, in
Deutschland und in der Europäischen Union eine Reduktionsstrategie bei
der Verwendung von Palmöl einzufordern.

Die UFOP richtet ihren Appell sowohl an die Biokraftstoffhersteller
als auch die Mineralölwirtschaft, die bei diesem Thema ihrer
Verantwortung gerecht werden müssten. Die zukünftige
Biokraftstoffpolitik, insbesondere die Rolle der Biokraftstoffe aus
Anbaubiomasse, müsse auf eine möglichst hohe umweltpolitische
Akzeptanz fußen, so die Begründung.

Im Ergebnis des Trilog-Verfahrens zur Reform der Erneuerbare
Energien-Richtlinie (RED II) im Juni 2018 wurde festgelegt, dass die ab
2023 einsetzende Reduktionsstrategie für Palmöl auf der Obergrenze des
Absatzes von Palmöl im Jahr 2019 basiert. Der Verband befürchtet, dass
mit dieser Regelung ungewollt eine Quotenmenge festgesetzt wird, die
von der betroffenen Wirtschaft praktisch selbst festlegelegt werden
kann. Es sei nicht mit dem Ergebnis des Trilogverfahrens vom
vergangenen Jahr vereinbar, dass die Palmölmenge im Jahr 2019 die
bisher eingesetzte Menge übersteige.

Die UFOP kritisiert, dass mit dem Vorschlag der EU-Kommission für
einen Delegierten Rechtsakt Schlupflöcher insbesondere für
Kleinplantagenbetreiber geschaffen würden, die dieses Mengengerüst
unterlaufen. Vor diesem Hintergrund müsse die Frage gestellt werden,
ob die Beibehaltung der Massenbilanzierung sachgerecht sei. Bei einem
Preisunterschied zwischen Raps- und Palmöl von aktuell 300 EUR je t
ist der wirtschaftliche Anreiz enorm, Palmöl zur Verarbeitung
einzusetzen. Die UFOP appelliert deshalb insbesondere an die
Mineralölwirtschaft als die entscheidende Schnittstelle zum Endkunden,
unter Hinweis auf die vom EU-Parlament mit Nachdruck geforderte
Auslaufstrategie, den Einsatz von Palmöl zu reduzieren.

Kurzinfo UFOP e. V.:

Die Union zur Förderung von Oel- und Proteinpflanzen e. V. (UFOP)
vertritt die politischen Interessen der an der Produktion,
Verarbeitung und Vermarktung heimischer Öl- und Eiweißpflanzen
beteiligten Unternehmen, Verbände und Institutionen in nationalen und
internationalen Gremien. Die UFOP fördert Untersuchungen zur
Optimierung der landwirtschaftlichen Produktion und zur Entwicklung
neuer Verwertungsmöglichkeiten in den Bereichen Food, Non-Food und
Feed. Die Öffentlichkeitsarbeit der UFOP dient der Förderung des
Absatzes der Endprodukte heimischer Öl- und Eiweißpflanzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.03.2019

Union zur Förderung von Oel- und Proteinpflanzen e.V.

Claire-Waldoff-Str. 7, 10117 Berlin

Internet: www.ufop.de
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RESSOURCEN/226: USA - am eigenen Ast gesägt ... (SB)




Seit 15 Jahren strömt im Golf von Mexiko permanent Erdöl aus mehr als
einem Dutzend kleinerer Ölquellen, nachdem eine Bohrinsel vom
Wirbelsturm Ivan beschädigt worden war. Einer Schätzung zufolge
könnte inzwischen fast die gleiche Menge Erdöl freigesetzt worden
sein wie nach der berüchtigten Havarie der Bohrinsel Deepwater
Horizon im Jahr 2010, wie die "Washington Post" berichtete [1].

Nun will die US-Küstenwache die Bohrlöcher schließen. Dagegen hat das
verantwortliche Unternehmen Taylor Energy jedoch mit der Begründung
geklagt, daß dadurch noch viel mehr Erdöl freigesetzt werden könnte.
Die Abschätzungen zur Ölverseuchung seien maßlos übertrieben.

Umgekehrt wird offenbar ein Schuh daraus: Die Angaben Taylor Energys
waren maßlos untertrieben. An der Wasseroberfläche tauchen große
Ölflecken auf, und Untersuchungen zufolge ist der Meeresboden
dermaßen getränkt mit Erdöl, daß tatsächlich zunächst größere Mengen
der klebrigen Masse in Umlauf gebracht werden könnten, sollte man
versuchen, die vom Schlamm bedeckten Bohrlöcher zu versiegeln. Aber
wenn man es nicht macht, würde den Berechnungen zufolge noch 100
Jahre lang Öl aus der Lagerstätte ausfließen, bis diese erschöpft
ist.

Anfang September 2004 war der Wirbelsturm Ivan in den Golf von Mexiko
eingedrungen und hatte Dutzende Tote und schwere Schäden unter
anderem auf Grenada und den Cayman-Inseln hinterlassen. Ivan löste
gewaltige Wellen sowie eine bis dahin unerreicht kraftvolle
Meeresströmung aus. Die Hänge eines Tiefseecanyons stürzten ein, 20
Kilometer vor der Küste kollidierten Schlammlawinen mit der
Ölplattform "Mississippi Canyon 20" von Taylor Energy, die
losgerissen wurde und um 300 Meter von ihrem Standort versetzt auf
Grund lief. 25 der mit der Plattform verbundenen Bohrlöcher wurden
abgeschert und unter großen Mengen an Schlamm begraben.

Der Experte für Fernanalysen von Erdölfreisetzungen Oscar
Garcia-Pineda hat umfangreiche Recherchen durchgeführt und ist zu der
Auffassung gelangt, daß aus den noch offenen Bohrlöchern täglich bis
zu 700 Barrel (1 Barrel = ca. 159 Liter) entweichen. In gut vierzehn
Jahren seit Beginn der Katastrophe seien schätzungsweise zwischen 1,5
und 3,5 Millionen Barrel Erdöl ausgelaufen. Zum Vergleich: Bei der
Havarie von Deepwater Horizon strömten gut vier Millionen Barrel
Erdöl in den Golf von Mexiko.

Bereits im vergangenen Jahr hatte die "Washington Post" über die
Ölverseuchung in relativer Nähe zu der Stelle, an der auch Deepwater
Horizon versank, berichtet. Sechs Jahre lang hatte die breite
Öffentlichkeit nichts von der schleichenden Ölkatastrophe im Golf von
Mexiko erfahren. Erst 2010, nach dem Untergang von Deepwater Horizon,
waren Umweltbeobachter von SkyTruth auf der Suche nach Auswirkungen
dieser Havarie im Golf von Mexiko auf einen Ölfilm gestoßen, der von
einer anderen Plattform stammen mußte.

Neun der 25 zerstörten Bohrlöcher vermochte Taylor Energy zu
schließen. 2008 hatte die US-Regierung das Unternehmen aufgefordert,
einen Trust in Höhe von rund 666 Mio. Dollar zu bilden, damit
ausreichend Gelder vorhanden sind, um auch die verbleibenden rund 16
Löcher zu versiegeln. Geschehen ist nichts. In jenem Jahr hatte
Taylor Energy die Ölquellen an ein südkoreanisches Konsortium
verkauft. Ein Teil der Gelder aus dem Trust wurde verbraucht, ein
anderer Teil eingefroren.

Schon 2015 hatte die Nachrichtenagentur AP [2] berichtet, daß die
Angaben des Unternehmens über freigesetzte Ölmengen um den Faktor 20
zu niedrig sind. Die aktuellen Einschätzungen von Garcia-Pineda gehen
auch darüber noch deutlich hinaus. Taylor Energy besteht aus nur
einem einzigen Mitarbeiter, Vorstandschef William Pecue. Der sagte
2016 bei einer öffentlichen Anhörung in Baton Rouge, Louisiana, die
Ölkatastrophe sei "Gottes Werk". Für die untermeerische Hangrutschung
könne sein Unternehmen nichts, darum habe es auch keine
Verpflichtung, die Lecks zu schließen. Pecue will für die früheren
Eigentümer die im Trust verbliebenen 432 Mio. Dollar freiklagen.

Die US-Küstenwache will der permanenten Ölverseuchung des Golfs von
Mexiko nicht tatenlos zusehen und hat im vergangenen Jahr Taylor
Energy ein Ultimatum gesetzt: Kümmere dich um die Lecks oder aber
zahle täglich eine Strafe in Höhe von 4.000 Dollar. Weil das
Unternehmen nichts unternommen hat, geht die Küstenwache nun selbst
zu Werk. Sie hat die Couvillion Group angeheuert, damit es die
Ölverseuchung eindämmt und, so die Hoffnung, die Lecks schließt.

An diesem Beispiel wird mehr als nur die Rücksichtslosigkeit eines
bestimmten Erdölunternehmens deutlich, das sogar noch die Chuzpe hat,
gegen jene zu klagen, die den Austritt des Öls unterbinden wollen.
Nicht nur in den USA beschädigt der Mensch seine Um- und Mitwelt so
sehr, daß dadurch die Lebensvoraussetzungen gefährdet werden. Allein
zwischen Juli 2010 und April 2015 waren beim National Response Center
(NRC) fast 10.000 Ölaustritte im Golf von Mexiko gemeldet worden [3].
Es wird aber längst nicht alles gemeldet, was gemeldet werden müßte -
im Kleinrechnen von Ölaustritten sind auch andere Unternehmen
bewandert. Und im normalen Betrieb der Erdöl- und
Erdgasinstallationen finden tagtäglich Myriaden Leckagen statt, die
gar nicht erst meldepflichtig sind, da sie als zu geringfügig
angesehen werden.

Würde man schlagartig nicht nur Erdöl und Erdgas, sondern auch
sämtliche Produkte, an deren Herstellung diese fossilen Rohstoffe
beteiligt sind, wegzaubern, würden Menschen vermutlich zu Millionen,
wenn nicht Milliarden sterben. Dieses Bild zeigt, auf welch
weitreichende Abhängigkeit von fossilen Rohstoffen die
Weltgesellschaft ihren sogenannten technologischen Fortschritt
gegründet hat. Wenn eine Technologie wie die Offshore-Förderung von
Erdöl dauerhaft Umweltschäden erzeugt, die nur deshalb nicht behoben
werden können, weil der Vorgang der Schadensbeseitigung das Gegenteil
vom beabsichtigten Effekt auslöst, sollte die Technologie an sich in
Frage gestellt werden.


Fußnoten:

[1] https://www.washingtonpost.com/climate-environment/2019/03/02/us-is-trying-end-longest-oil-spill-history-this-company-is-trying-stop-it

[2] https://www.nola.com/environment/2015/04/gulf_oil_spill_hidden_2004.html

[3] https://www.greenpeace.org/usa/oil-leak-last-100-years-company-refuses-fix/
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AUSSTELLUNG/474: Kraniche aus aller Welt - Aquarelle im Duvenstedter BrookHus, 30.3.-28.4. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 26. Februar 2019

Kraniche aus aller Welt

Vom 30. März bis 28. April 2019 zeigt der NABU im Duvenstedter
BrookHus Aquarelle mit Kranichmotiven. Vernissage am 31.3. um 12 Uhr.



Einen Herbst und Winter lang befand sich die Hamburger Aquarell- und
(Glücks-) Vogelmalerin Monika Weckenbrock auf Kranichexkursion mit dem
bekannten Natur- und Kranichfotographen Carl-Albrecht von Treuenfels.
Herausgekommen ist die Ausstellung "Kraniche aus aller Welt", die ab
30. März im BrookHus zu sehen sein wird. Alle 15 Kranicharten dieser
Welt versammeln sich in der Ausstellung zu einer farbenprächtigen
Mischung aus biologischen Studien und fantasievollen Verortungen. Wo
die Wirklichkeit ob der schwindenden Lebensräume für viele
Kranicharten düster ist, hat Monika Weckenbrock einfach mal mit viel
Fantasie eine bunte Zukunft gemalt.

Ihr Wunsch ist es, das die "aquarelliierte internationale
Kranichkonferenz" den Optimismus fördern. In diesem Sinne entstehen
seit 15 Jahren die den "Vögeln des Glücks" wesensverwandten
"Glücksvögel", Fantasiegeschöpfe, die zu einem Markenzeichen der
Aquarellmalerin geworden sind.

Die Ausstellungseröffnung findet am 31.03.2019 um 12 Uhr statt. Die
Bilder sind bis zum 28. April im BrookHus im Duvenstedter Triftweg 140
zu sehen.

Öffnungszeiten im März: Sa, 12 bis 16 Uhr, So, feiertags 10 bis 16
Uhr. April bis Oktober: Di bis Fr 14 bis 17 Uhr, Sa 12 bis 18 Uhr, So,
feiertags 10 bis 18 Uhr. Der Eintritt ist frei.

 * 
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BILDUNG/3321: "Kommunikation, Kooperation, Konflikt", ein Vortrag über Ameisengesellschaften - Halle, 11.3.


Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 04.03.2019

Kommunikation, Kooperation, Konflikt: Bert Hölldobler hält Vortrag
über Ameisengesellschaften



Durch Arbeitsteilung, Zusammenarbeit und die Integration von
hunderttausenden Individuen entsteht im Ameisenvolk eine soziale
Organisation, die es wie einen einzigen Organismus - einen
Superorganismus - handeln lässt. Die daraus resultierenden
Gemeinschaftsleistungen sind nur mit Hilfe leistungsfähiger
Kommunikationssysteme möglich. Der Sozio-Biologe Prof. Dr. Bert
Hölldobler, Forschungsprofessor an der Arizona State University und
Leopoldina-Mitglied, gehört international zu den führenden Forschern
auf dem Gebiet der experimentellen Verhaltensökologie. Am 11. März
2019 hält Hölldobler einen Leopoldina-Vortrag über Kommunikation,
Kooperationen und Konflikte in Ameisengesellschaften.

Der Superorganismus: Kommunikation, Kooperation und Konflikt in
Ameisengesellschaften

Montag, 11. März 2019, 18.00 Uhr

Hauptgebäude der Leopoldina, Festsaal

Jägerberg 1, 06108 Halle (Saale)

Bert Hölldobler untersucht insbesondere die Kommunikationsmechanismen
von Ameisen und hat neue Details entdeckt, die zeigen, was diese
Insektengemeinschaften so erfolgreich macht. Er studierte Biologie und
Chemie in Würzburg, wurde dort 1965 promoviert und habilitierte sich
1969 in Frankfurt. Von 1973 bis 1990 war er Professor für Biologie und
Alexander Agassiz Professor für Zoologie an der Harvard University in
Cambridge, Massachusetts, USA. Am Theodor-Boveri-Institut der
Universität Würzburg war Hölldobler bis 2004 Professor für
Verhaltensphysiologie und Soziobiologie. Seit 2004 ist er
Forschungsprofessor an der Arizona State University, Tempe, USA. Bert
Hölldobler ist seit 1975 Mitglied der Leopoldina in der Sektion
Organismische und Evolutionäre Biologie. Für sein wissenschaftliches
Buch "The Ants", das er gemeinsam mit Edward O. Wilson verfasste,
wurde er 1991 mit dem Pulitzer-Preis ausgezeichnet.

Der Vortrag findet im Rahmen der Jahrestagung der Deutschen
Gesellschaft für allgemeine und angewandte Entomologie (DGaaE) vom 11.
bis 14. März 2019 an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg in
Halle statt.

Die Veranstaltung ist öffentlich, der Eintritt ist frei.



Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.leopoldina.org/veranstaltungen/veranstaltung/event/2662/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news711472

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution743

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung
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